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Vorwort. 



Der mir von massgebender Seit« geäusserte Wunscb, das römische 
Staatsrecht in Qbernchtliche und fQr Juristen, die nidit zugleich Philo- 
l<^en sind, ausreichende Gestalt gebracht zu sehen, hat mich ver- 
anlaast diesen kurzen AbriBs desselben zu entwerfen. Dass fßr lebendige 
Anschauung und principiellea Verständniss des rfimischeii Privatrechte 
und Privatprozesses es nicht genfigt zil wissen, dass der Prätor die 
rechtsprechende Behörde iet und der Geschwome iudex beisst, ist 
ebenso einleuchtend wie die Entbehrlichkeit fQr den Rechtskund^en 
der meisten Specialitäten des öffentlichen Rechts des ROmerstaats und 
seines ebenso nothwendigen wie beschwerlichen philologisch - anti- 
quarischen Apparats. Hier iBt der Versuch gemacht worden die 
wesentlichen Momente des öffentlichen Rechts der Römer Eystematisch 
zu ordnen unter Weglassung der knapper Zusammenfassung nicht 
fähigen Belege. Wenn es unzulässig ist mit unbewiesenen Behaup- 
tnngen öffentlich aulzutreten, so wird es, wo mit Ausschluss des 
kurzen letzten Abschnitts die Bel^e in einem au^thrlicheren Wei^ 
vorgelegt sind, einer so anspruchslc^en Arbeit, wie die vorli^ende 
ist, gestattet sein dafür auf dieses zu verweisen. 

Untergegangen ist das Öffentliche Recht der Römer so wenig wie 
ihr Privatrecht. Die fachmfiasige bei aller Schädigung dennoch ge- 
schlossene Ueberlieferung , welche uns von diesem geblieben ist, fehlt 
allerdings fQr jenes; aber die historische und selbst die pseudo-histo- 
rische Ueberlieferung tritt dafUr deckend und in mancher Hinsieht 
Überlegen ein. Insbesondere von der ältesten Epoche, fUr welche die 
privatrecbtliche Kunde in der Hauptsache versagt, ist uns hier in Insti- 
tutionen und Traditionen ein Abbild ohne Farben, aber nicht ohne 
feste Umrisse aufbewahrt Vor der Plattheit deijenigen historischen 
Forschung, welche das was sich nie und nirgend begeben hat, bei 
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VIII Vorwort. 

Seite lassen zu dQrfen meint, schützt den Juristen seine genetisches 
Verstftndaiss fordernde Wissenschaft. 

Das römische Gemeinwesen vom König ßomulus bis auf den 
Kaiser Diocletian und in raschem Ueberblick auch die diocletianische 
Restauration, die nach römischer Zählung anderthalb Jahrtausende 
umf^sende und wahrscheinlich von ihr eher verkürzte als verlängerte 
ununterbrochene staatliche Entwickelung einer politisch hocfab^abten 
und mehr als irgend eine andere auf sich selbst j^estellten Nation ist 
der Gegenstand dieser Darstellung. 

Wenn die rechte Ordnuug alles Verständnisses Schlüssel ist, so 
stellen sich dieser hier ungewöhnliche Schwierigkeiten entgegen. Noch 
in höherem Grade als in dem Frivatrecht sind wir hier auf uns selbst 
angewiesen; eine auch nur annähernd systematische Ueberlieferung 
aus dem Alterthum besitzen wir für das Staatsrecht nicht. Aber auch 
in der Sache selbst liegen die Hindemisse. Die einzelnen Institut« 
sind historisch entstanden, also irrationell; man muss ein jedes sowohl 
in seiner Selbständigkeit zusammenfassen wie auch nach seinen oft 
sehr mannichfaltigen politischen Functionen auseinanderlegen. Vor 
allem das Zusammenwirken der Magistratur mit den Comitien und 
dem Senat, der Angelpunct der römischen Ordnung, erschwert die für 
die Darlegung unerlässliche Trennung und Wiederholungen lasseu 
sich nur beschränken, nicht vermeiden. 

In diesem Abriss habe ich, schärfer als in der an den Apparat 
gefesselten ausführlichen Darlegung, versucht den systematischen 
Zusammenhang klar zu stellen, im ersten Buch die Bürgerschaft und 
das Reich, im zweiten die Magistratur allgemein, im dritten die ein- 
zelnen Äemter, im vierten die einzelnen AmtefunctJonen , im fünften 
die Comitien und den Senat entwickelt. Vielleicht ist es ein Vorzug 
der für diesen Abriss gebotenen Kürze, dass die staatliehe Ordnung 
dadurch in ihrer Gliederung deutlicher hervortritt. 

Berlin, im Mai 1893. 
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I. Das Geschlecht und das ursprüngliche Bürgerrecht. 

Wenn das römische Staatsrecht, das wie alles Recht den Staat OMcbkeht 
vonussetzt, roß Hypothesen über vorstaatliche Zustände abzusehen ot^^ia». 
hat, so wird es dennoch gestattet sein darauf hinzuweisen, dass das 
sogenannte Mutterrecht, das heisst die Ignorirung der Zeugung für die 
ßeehteetellung der Person und die Basining der gesellschaftlichen Ordnung 
lediglieh auf die Geburt, als nächste Vorstufe des römischen Staatswesens 
nicht gedacht werden kann, vielmehr die Ehe, und zwar wahrscheinlich 
die monogamische, da auf einstmalige Polygamie keine Spur hinfuhrt, 
mit ihren rechtlichen Gonsequenzen die Keimzelle des römischen Staats 
gewesen sein wird. Auf der Ehe ruht das auf sich selbst gestellte 
Geschlecht, allem Anschein nach die Vorstufe der römischen Staats- 
bildung; der römische Staat der ältesten uns erkennbaren Zeit kann 
nur als die Zusammenfassung neben einander stehender Geschlechter, 
aber auch umgekehrt das römische Geschlecht nur als im Staate be- 
griffen gedacht werden. 

Das Geschlecht umfasst alle männlichen und weiblichen Personen, Begriff 
welche von einem gemeinschaftlichen Stammvater in männlicher Linie ■cbUchu. 
durch rechte Ehe abstammen oder als von ihm abstammend gelten, 
wobei, wo die Zwischenglieder nicht genügend nachgewiesen werden 
können, eine namentlich in dem gleichen Geschlechtsnamen zum Aus- 
druck gelangende Rechtsvermuthung zum Erweis der Zugehörigkeit 
genügt Die Zugehörigkeit ist nothwendig exclusiv; wie nur einen 
Vater kann man nur ein Geschlecht haben. Obwohl die Geschlechts- 
zugehörigkeit auf der Thatsache der Zeugung beruht, wovon auch 
die Benennung entlehnt ist, ist sie dennoch ein Rechtsbegriff, da die 
Zeugung in rechter Ehe mit den daran herkömmlich anknüpfenden 
Recbtsvermuthungen dabei zu Grunde liegt. 

Wie das Geschlecht selbst, so ist auch die Stellung der Person ?««• »n« 

^ Kmddr im 
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Geschlecht übernommen urordea. Sie wird bedingt durch das Ein- 
greifen des Eigentbumsrechts, welchen ursprünglichen, in der griechi- 
scheo Entwicklung frilh Überwundenen Charakter die römische Haus- 
herrlicbkeit bis in späte Zeit bewahrt hat. Das V/eib ist der Geschlechts- 
gemeinschaft föhig und privatrechtlich dem Manne wesentlich gleich- 
gestellt; aber obwohl sie selber Eigenthum haben kann, bt sie eben- 
falls Gegenstand des Eigenthums. Es wird dieser B^riff in so unver- 
hoUter Nacktheit auf sie angewendet, dass noch nach Zwölftafelrecht 
die Ehefrau wie jede andere bewegliche Sache durch jährigea Besitz 
dem Manne erworben wird. Ja die Unterth&nigkeit des Weibes kann 
nach älterer Ordnung nur gewechselt, nicht gelöst werden: sie tritt 
aus dem Eigenthum des Vaters in das des Gatten und, wenn beide 
fehlen, in das der nächsten männlichen Verwandten, deren Gewalt 
über die Frau, wie die Behandlung des Frauengutes und des Sti-af- 
rechts über Frauen zeigt, ursprünglich eben auch eine hausherrliche 
(gewesen ist. Weuu ihr griechischer „Herr" (xv^iog) in geschichtlicher 
Zeit nichts ist als ihr Vormund, so hat das Herrenrecht über die 
Frau in der römischen Entwicklung, wie die allmähliche Beseitigung 
des weiblichen Eigennamens und ihre Benennung nach der blossen 
Geschlechtszugehörigkeit und der Nummer in der Kinderreihe dies 
zeigt, wenigstens in der rücksichtslosen Folgerichtigkeit der Theorie 
in der lebendigen Zeit der römischen Entwicklung sich eher verschärft 
als gemindert, bis in dem späteren Reich die Gegenwirkung des 
hellenischen Wesens auch auf diesem Gebiet sich geltend machte. — 
Nicht geringer, ja privatrechtlich noch stärker ist die Gewalt des 
Ascendenten über seine Descendenz: auch diese Hausherrlichkeit ist 
einfach Eigenthum und gestattet dem Ascendenten sogar die Ver- 
äusserung des Sohnes und des Enkels. Sie ist nach ältester Ordnung 
ebenfalls insofern unlösbar, als ihr bei Lebzeiten des Vaters selbst 
mit dessen Willen keio^Ziel gesetzt werden kann. Wohl aber löst sie 
sieb durch den Tod des Vaters fUr mündige Kinder schlechthin, und 
die für unmündige Kinder in solchem Fall eintretende Vormundschaft 
ist von Haus aus eine blosse Hut und durch Endtermin begrenzt. Die 
mündigen Geschlechtsangehörigen männlichen Geschlechts stehen un- 
abhängig und gleichberechtigt neben einander. 
«nrnSn Indem das römische Volk das Geechlec*ht in sich aufnahm, wurden 
oimptoi. "^'^^ Sätze, die Unfähigkeit der Frau zu eigener Gewalt und das 
Fjgenthunisrecht des Vatere au ihr und an dem Sohne wohl mit über- 
nommen, aber zugleich blieb der letztere für die Kechtsstellung inner- 
halb der Gemeinde ausser Anwendung. Es entwickelt sich der zwiefache 
Begriff der vollen und der bloss politischen Rechtsfähigkeit: neben 
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dem Sklaven und dem Ausländer, welche privatrecbtlich dem Eigen- 
thum nnterliegen oder in dasselbe eintreten kdnnen und denen die 
private wie die staatliche RecbtsßUiigkeit mangelt, stehen die Pereoaen 
in der Gewalt, welche ebenfalls privatrechtlicb dem Eigenthum unter- 
liegen, aber publicistisch rechtsföhig sind und darum im G^irensatz 
zn den Sklaven des Hauses die Benennung liberi fahren. Die Bürger- 
schaft wird also gebildet aus sämmtlichen Genossen der Btaatlich ver- 
einigten Geschlechter; die Zugehfirigkeit zu derselben ist nichts als 
die Zugehörigkeit zu einem von dem römischen Gemeinwesen um- 
fassten Geschlecht, jeder gentilis als solcher quirts, welches die ftlt«ete 
Bezeicbnui^ des Borgers ist, im Gegensatz sowohl zu dem dem 
römischen Staat als Sache angehörigen Menschen, dem Sklaven wie 
auch zu dem ausserhalb des rfimischeo Staats stehenden Fremden. 
Auch die ExclusivitAt überträgt sich von dem Geschlecht nothwendig 
auf das Volk ; die Gewinnung des römischen Borgerrechts ist unver- 
einbar mit dem Besitz eines anderen von Rom anerkannten, und um- 
gekehrt hört das römische Bürgerrecht von Rechts wegen auf, wenn 
der Bürger in nach römischer Anschauung rechtsgültiger Weise in eine 
andere Bürgerschaft eintritt. 

Als Geschlechtsgenossenschaft und Bürgerschaft aufhörten sich zuadtaidBiu i 
decken und der letztere Kreis, wie dies im vierten Kapitel gezeigt i«h»«i- 
werden wird, einen weiteren Umfang erhielt, schwand die Bezeichnung aMWnc««- 
guiris vor der späteren civis und kommt fOr die Geschlechtfigenossen, 
welche seitdem unter den Bürgern als Erbadel eine bevorzugte Stellung 
einnehmen, im Anscbluss daran, dass im strengen Sinn des Wortes 
sie allein rechter Ehe und rechter Vaterschaft ftlhig sind, die distinc- 
tive Bezeichnung auf der Väter, patres, welche in den Zwölftafeln 
gebraucht wird, oder auch der Vaterkinder, patricii, welche späterhin 
dafür eintritt 

Die Handlungsföhigkeit fehlt dem dem Staat einverleibten Ge- lUuniBd« 
schlecht und ist, wenn sie in der vOT^taatlichen Epoche ihm znkam,tui^^ 
durch die Einverleibung ihm verloren und auf den Staat Qbergegangen. 
Den Magistraten und den Comitien des Staates feepenüber ist das 
Geschlecht hauptlos und die Genossen desselben unfähig zur Beschluss- 
fassung; es giebt fttr dasselbe wohl Gemeinschaftlichkeit der Gottes- 
verebrung, aber keine sacrale Vorstandschaft, wohl Sondergebräuche, 
aber keine Sondergesetze. Die Wahrung der Geschlechtsrechte sowie 
die Festsetzung der nothwendig erscheinenden Abweichungen von der 
allgemeinen Geschlecbtsordnung liegen nicht dem einzelnen Geschlecht 
ob, sondern, wie dies weiterhin entwickelt werden wird, der Gesammt- 
beit aller Geschlechter, das heisst dem Staate durch seine Priester 
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und Beamte und schliesslich durch seine ComitJen. So wenigstens 
tritt uns in historischer Zeit das Geschlecht eDt^^:eD. Wenn dieser 
Unterwerfung desselben unter die Gesammtheit Kftmpfe und Krisen 
vo^aufgegangen sind, die Hauptlosipkeit des Geschlechte vielleicht erst 
in harter Arbeit erstritten worden ist, so ist doch selbst die Erinnerung 
an eine andere Ordnung verschollen; der grosse politische Grundge- 
danke, dass die staatliche Einigung die Selbständigkeit des einzelnen 
Tbeils ausschlieest, ist sicher in Rom schon in diesem ersten und 
vielleicht schwersten Abschnitt der politischen Entwicklung bQa*iffeD 
i>" und durchgeführt worden. I'rivatrechtlich dagegen hat das Geschlecht 

Im PriTiii- als einheitliches Rechtssubject sich länger und in gewissen Consequenzen 
bis in die Kaiserzeit hinein behauptet. Für den privaten Territorial- 
besitz ist ursprünglich wahrscheinlich nicht der einzelne Bürger der 
Träger gewesen, sondern das Geschlecht; und wenn, wie dies nicht wohV 
anders gewesen sein kann, auch der Heerdienst einstmals allein den 
Patriciern obgelegen hat, so ist er liienacii darum nicht weniger auch 
damals schon mit dem privaten Bodeneigenthum verknüpft gewesen. 
Wenngleich dieser Geschlecht^nindbesitz schon in vorhistorischer Zeit 
dem individuellen Bodeneigenthum gewichen ist, so sind das Geschlechts- 
erbrecht so wie die Geschlechtsvonnundschaft sowohl in den xwiüi 
Tafeln anerkannt wie auch noch lange nachher praktisch angewandt 
worden. Allerdings ist dabei wohl nicht das Geschlecht als solches als 
Rechtsträger gedacht, sondern es werden die sämmtlichen Geschleehts- 
genossen ebenso wie die rechtsgleichen Agnaten zur concurrirenden 
oder electiven Ausübung dieser Rechte berufen. Auf eine auch 
nur privatrechtliche Vertretung des Geschlechts als solchen führt 
keine Spur. 

ZBirrtmonJ Das Geschlecbt kann durch den Staat und dessen Gesetz nicht 
d« 0*- geschaffen werden; wohl aber kann, soweit die nationale Gleichartig- 
" keit reicht, das einem stammverwandten Staat angehörige Geschlecht 
aus diesem gelöst und mit dem römischen vereinigt werden, und 
ebenso können mehrere stammverwandte Gemeinden sich zu einer 
einzigen verschmelzen. Auf dem einen und dem anderen Wege hat 
sich das patnciscbe Rom allem Anschein nach lange Zeit hindurch 
durch den Zutritt weiterer Geschlechter erweitert. Von solcher Ein- 
reihung der Geschlechter, vor allem von dem Aufgehen dreier Ge- 
meinden in Rom und von der Einzelaufnahme der Claudier unt«r die 
römischen Geschlechter haben sich in den Anlangen der historischen 
Ueberlieferung Nachrichten erhalten, die ihrer Grundlage nach glaub- 
würdig erscheinen. Indess fiel diese Reception neuer Geschlechter weg, 
als die Patriciergemeinde, me weiterhin gezeigt werden soll, das Recht 
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der Gesetzgebung verlor und überhaupt zu functionireu aufhörte : die 
patricisch-plebejische Bürgerschaft konnte wohl dem Einzelnen daa 
Bürgerrecht verleihen, aber für die Aufnahme des Geschlechts in den 
Patricierverband fehlte es seitdem au einem Organ und in historischer 
Zeit hat sie nicht stattgefunden. — Wie das Geschlecht vom Staat 
nicht geschaffen ist, kann es auch von ihm nicht au^ehoben werden; 
es bleibt, bis es ausstirbt. Ausscheidung dag^en durch Uebertritt eines 
römischen in einen anderen Staatsverband ist rechtlich statthaft und 
wird in ältester Zeit bei Gebietsabtretung auch vorgekommen sein, 
wenngleich die patriotische Annalenredaction davon nichts weiss. — Eine ^ 'V^'' 
geschlossene Zahl der Geschlechter kann es hiernach zu keiner Zeit ge- 
geben haben. Die römische Ursprungslegende, auch hierin scbematisch, 
setzt als Keim der Gemeinde hundert keinem anderen Staat ange- 
börige Männer und hundert von diesen durch Raub gewonnene Weiber 
an und verdeutlicht, indem ^e diese hundert Paare als die älteste 
Geschlechtergemeinde fasst, den dem Geschlecht zu Grunde Übenden 
Begriff der agnatischen Descendenz. Diese Rechtsfiction darf daran 
nicht irremachen, dass das Geschlecht auch nach römischer Auffassung 
in seinem Bestehen und in seinem Vergehen vom Staat unabhängig und 
also der legalen Normirung entzogen ist. Noch weniger kann bei den 
Geschlechtem die Kopfzahl der Angehörigen jemals auch nur annähernd 
gleich gewesen sein. 

Das Geschlechtsrecht kann nur erworben werden durch Eintritt v.rieiboiig 
in ein bestehendes Geschlecht; individuelle selbständige Erwerbung «bta in air 
desselben würde auf die Schaffung eines neuen Geschlechts hinaus- 
laufen, welche nach dem eben Bemerkten rechtlich unstatthaft ist. 
Darüber hat sich indess die beginnende Monarchie hinweggesetzt und 
die individuelle Verleihung des Patriciats in der Welse zugelassen, 
daes der neue Patricier gleich dem Senator des Romulus als Geschlechts- 
haupt angesehen wird. Nachdem der Patriciat in der republikanischen 
Entwicklui^ zum Erbadel geworden war, gesellte die Monarchie ihm 
den erblichen Briefadel bei, ohne dass indess das Institut wesentliche 
Bedeutung erlangt hätte. Durch Constantin wurden diese erblichen 
Adelsrechte aufgehoben und es wird der Patriciertitel seitdem mit 
gesteigertem Rang, aber als höchster Personenadel von der Regie- 
rung verliehen. 

Der Eintritt in das Geschlecht erfolgt regelmäfsig, gleich dem ei'^ 
Eintritt in die väterliche Gewalt, durch Zeugung von einem römischen »»«chiKiit 
Geschlechtsgenossen in rechter Ehe, wobei für den letzteren Begriff ortm^ 
die zur Zeit bestehende Rechtsordnung zu Grunde gelegt wird ; es 
kommt also der Rechtsstand der Mutter nur insoweit in Frage, dass 
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sie zu dem Vater ia EhegemeioBchaft (cormubium) gestanden baben 
musa- — Abgeaehen von der Zeugung kann der Eintritt in das Ge- 
schlecht erfolgen: 

> 1. wahrscheinlich durch die älteste Ehe. Da die formale Ehe von 

fiechts wegen die väterliche sowie bei der vaterlosen Frau die voi> 
mnndschaftliche Gewalt bricht und die eheherrliche begründet, so kann, 
falls der Gatte einem anderen Geschlecht oder gar einem anderen Staat 
angehört, das bisherige Geschlechts- und eventuell das Bürgerrecht 
der Ehefrau nicht fuglich fortbestanden haben. Die nicht formale Ehe 
dagegen giebt die ebeherrliche Gewalt nur dann, wenn sie durch Kauf 
oder Ersitzung besonders begründet wird und hat daher wahrschein- 
lich von jeher das Geschlechtsrecht der Frau nicht berührt; ja bei 
dem frühen Zurücktreten der co«farreatio ist aus unserer XJeberliefe- 
rung der Geschlechtswechsel durch Ehe überhaupt verschwunden und 
lediglich eine freilich nicht wohl abzuweisende Vermuthung- — Wenn 
hiedurch die Annahme nahegelegt wird, dass in ältester Zeit, als die 
Geschlechtsgemeinschaft noch in voller Kraft stand, die Ehegemein- 
Bchaft regelmässig auf das Geschlecht beschränkt und Uebertritt der 
Frau in ein anderes Geschlecht exceptionell war, so findet dies eine 
Bestätigung in der Behandlung des Frauenguts. Für die ¥3ie mit 
einem Nicht-Geschlechtsgenossen bedarf die Haustochter nur, wie für 
jede Ehe, der Zustimmung des Vaters, da sie eigenes Gut nicht haben 
kann; bei der vermögensfähigen Frau dagegen wird nicht bloss die 
Einwilligung der Vormünder, das heisst der nächsten Geschlechts- 
genossen gefordert, sondern auch ein legislativer Act, welcher ihr das 
Ausheiratben aus dem Geschlecht freigiebt. 

^ 2. Die Annahme an Kindesstatt steht selbstverständlich der 

Zeugung in der Rechtswirkui^ gleich und kann also auch den Ge- 
schlechtswechsel herbeiführen, ist aber nur statthaft einerseits mit 
Einwilligung des neuen Vaters und des neuen Kindes vor versammelter 
Bürgerschaft, andererseits mit Einwilligung der Bürgerschaft selbst 
Dieser zunächst, solange die Geschlechtsgenossen allein Büi^rrecbt 
hatten, nur zwischen Patriciem statthafte Act, die adrogaUo, ist sjAter- 
hin auch auf die Plebejer erstreckt worden, wahrscheinlich weil die 
Curien, als sie die staatliche Gesetzgebung verloren, zunächst als 
Patricierversammlung für diesen Legalact competent blieben imd diese 
Competenz auch dann behielten, als späterhin das Stimmrecht in den- 
selben auf die Plebejer erstreckt ward. Immer aber blieben von 
der Adrogation ausgeschlossen die Weiber, die Unmündigen und die 
Nichtrömer, da diese in den römischen Gomitien eine Erklärung 
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nicht al^ben konnten, desglächen die HauBSöhne, weil diese selbst 
mit Zustimmung des Vaters aber sich nicht verfügen konnten. 

3. Die Annahme au Kindesstatt kann auch nach dein Tode de8<i°r«ii uou- 
neuen Vaters in der Weise erfolgen, dass in dem Comitialact an die AdspiioB, 
Stelle der Erklärung des neuen Vaters dessen letztwillige Ver- 
fdgui^ tritt 

4. Das in der Gewalt stehende Hauskind kann wie der Sklave dyeh Adap- 
den Herrn wechseln und durch einen in der Form der Mancipation Lttxiid«!. 
vollzogenen Privatact unbeschadet seiner bürgerlichen Freiheit zu 
seinem Erwerber in dasselbe Verh&ltoiss privatrechtlicher Unfreiheit 
treten, in dem es sich seinem Vater gegenüber befunden hat Hiebei 

wurde nach den späterhin geltenden Ordnungen dem Erwerber ge- 
stattet zu erklären, dass er das Hauskind nicht als Sklaven (in eama 
mancqni), sondern als Haussohn übernehme und diese Uebemahme 
(adoptio) in ihren Wirkungen der Adrogation dann gleichgestellt, wenn 
durch dreimaligen Verkauf des Sohnes gemäss einer Bestimmung der 
Zwölftafeln der Rückfall des aus der Gewalt gegebenen Sohnes an 
den Vater definitiv beseitigt, ausserdem durch einen Scheinprozess der 
neue Vater als solcher gerichtlich anerkannt war. Es kann auf diesem 
W^e nicht bloss der Haussohn jedes römischen Bui^ers , selbst des 
Freigelassenen zum Patriciat, sondern selbst das Kind des Latiners 
zum römischen BüTgerrecht gelangen und jede staatliche Mitwirkung 
scheint dabei ausgeschlossen; doch mögen entsprechende Prohibitiv- 
vorschriften uns unbekannt geblieben sein. Unter allen Umständen 
ist diese Adoption sicher nicht ursprüngliches Recht, sondern eine der 
z^lreichen juristischen Erfindungen, die das alle Geschlechtsrecht 
sprengen halfen. 

Das Ausscheiden aus dem Geschlecht, abgesehen vom Todesfall, *™'™j^™ 
ist entweder als Geschlechtswechsel bereits erörtert oder stellt sich dar o 
als Verlust des ursprünglichen Büigerrechts, mit dem das Geschlechts- 
recht zusammenfallt Dieser Verlust tritt ein sowohl bei der Gewinnung 
des Flebejats wie bei dem nach römischer Auffassung rechtsbeständigen 
XJebertritt in ein anderes Giemeinwesen mit oder ohne Verlust der Frei- 
heit Indess werden beide Fälle passender bei dem späteren Bürger- 
recht (S. 25) erörtert , für das wir allein positive Zeugnisse besitzen. 

Ausserhalb des patricischen Kreises giebt es eine römische Ge- ""^"^ 
Bchlechtsgemeinschaft im streiken Sinn des Wortes nicht Dennoch '*^*- 
bestehen auch innerhalb der plebejischen Bürgerschaft gleichartig ge- 
ordnete und keinesw^s blosE durch thatsächliche Verwandtschaft zu- 
sammengehaltene Verbände, die zwar auch genies heissen, in ?e- 
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nauerem Sprachgebrauch aber dieBen Namen nicht fahren. Die von 
einem patricischeu Geschlecht abstammenden, in einer der später zu 
erörternden Formen ihres Adels entkleideten plebejischen Häuser haben 
die Gemeinschaft unter sich und selbst mit ihren patriciscben Bluts- 
genossen nicht fallen lassen und auch die zahlreichen Adelsfamilien 
der dem römischen Stadt einverleibten latinischen Städte werden die- 
selbe bewahrt haben. Wenn der Patricier nothnendig Geschlechts- 
genosse ist, so mag den Plebejern freigestanden haben, etwa nach An- 
zeige und Ausweis bei dem PontificalcoUegium , geschlechtliehe Ver- 
bände mit privatrechtlicher Geltung zu constituiren. Von den den 
eigentlichen Geschlecbtsgenossen vorbehaltenen politischen Rechten 
sind die plebejischen Gentileu ausgeschlossen. Dag^en ist es nicht 
unwahrscheinlich, dass das gentilicische Bodeneigenthum , so lange es 
bestand, sich nicht auf die Patricier beschränkt hat; sicher kommt 
das gentüicische Eibrecht und die gentilicische Vormundschaft nicht 
diesen ausschlielslich zu. 
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2. Die Gliederung der patricischen Gemeinde. 

Wenn von den Rlleni Auschein nach nur fiir sacrale Zwecke die- ' 
nenden drtlicheo Eintheilungen der Stadt io monles und der Flur in 
pagi sowie von den 27 Stadtbezirkeü der Argeerkapellen im Staats- 
recht abgesehen werden kann , so gehört dagegen die politische Glie- 
dening zum Wesen des Staatebegriffs; die Handlungsfähigkeit der 
Gesammtheit wird dadurch bedingt, dass sie in fest normirte Abthei* 
luDgen sich auflöst und die verschiedenen Abtheilungen gleichartig und 
wo möglich gleichzeitig thätig werden. Die Mteste und ursprünglich 
einzige, allen latinischeo Völkerschaften gemeinsame Bezeichnung des 
integrirenden und zu politischem Handeln föhigen Theilverbandes der 
Sammtgemeinde ist curia, verwandt mit der ältesten Bezeichnung des 
Bui^rs quiris. Auch dieser Verband ruht auf dem Geschlecht, inso- 
fera einer jeden Curie eine gewisse Anzahl Geschlechter ein ftlr alle- 
mal zugetheilt ist, also wie der püpulus die allgemeine, so die 
airia die engere Geschlechtegenosseüschaft daretellt. Wenn inso- 
fern die Curie als Personalverband auftritt, so ist sie doch, da die 
Benennungen der römischen, soweit wir sie kennen, örtliche sind, 
wenigstens anfänglich auch örtlich geschlossen gewesen ; es geht dies 
vermuthlich darauf zurück, dass für das private Bodeneigenthum der 
älteste Träger das Geschlecht gewesen zu sein scheint (S. 6) und 
daher der Personalverband einer Anzahl Geschlechter nothwendig 
zugleich Bodenverband ist. Indess nach der Individualisining des 
Bodeneigeuthums ist diese Grundlage weggefallen und umfasst die ein- 
zelne Curie wohl noch alle Aemilier oder alle Cornelier, wird aber nicht 
mehr auf den Boden bezogen. In personaler Beziehung gehen, dem 
Verhftltniss des Ganzen und des Theils entsprechend, Gemeinde und 
Curie parallel und gehört jeder Bürger von Rechts wegen einer, 
aber auch nur einer Curie an ; bei Erweiterung der Bürgerschaft durch 
Zutritt neuer Geschlechter werden für diese entweder weitere Curien 
eingerichtet oder sie in die bestehenden eingeordnet. So lange Ge- 
schlechtsrecht und BUiyerrecht zi^ammeofallen , umfassten die Curien 
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ftCtiT Bämmtliche Patrieier, passiv Bämmtliche Hörige Hereelben ; nachdem 
die letzteren zum BQigerreeht gelangt sind, ist die active Zugehörigkeit 
zu den Curien auch auf sie ausgedehnt worden. Wenn also die Curie 
auf dem Geschlechtsbegriff ruht, ao verschwindet innerhalb derselben 
das Geschlecht und das Haus ebenso wie innerhalb des Populus; sie 
besteht aus einer Anzahl unter sich gleichstehender Geschlechts- 



Di*z<i.u>i.i Die Grundzahl der Volkstheilung ist, dem ältesten latinischen Deci' 
malsystem entsprechend, die Zehnzahl: jede Gemeinde besteht aus zehn 
Carien. ludess haben in frühester Zeit drei latinische Gemeinden, die 
Titienses, Ramnea und Luceres, sich in der Weise zu einem Sammt- 
staat verschmolzen, dass eine jede ihre zehn Cunen behielt und da- 
raus eine Sammtgemeinde von dreissig Curien hervorging. Darauf be- 
Di> ini ruht der spätere Gegensatz von tribus , ursprQnglich das Gemeinde- 

a\t dniHig gebiet, und popuhts, zunächst das Gemeindeheer; beide Begriffe, an 
sich wesentlich zusammenfallend, werden in historischer Zeit dahin 
unterschieden, dass tribus jenen MittelbegriflT zwischen dem Gaazea 
und dem Theil, das Drittel der Bürgerschaft und des Bodens, populus 
die dreieinige Gemeinde ausdrückt Was hierin angedeutet liegt, dass 
diese Einigung keine vollkommene war und die einzelnen Drittel we- 
nigstens anfänglich eine gewisse Selbständigkeit bewahrten, findet darin 
seine Bestätigung, dass in der Dreissigcuriengemeinde, soweit dies un- 
beschadet des monarchischen Regiments möglich ist, namentlich in 
der Bildung der Priesterschaften und in der militärischen Organisation, 
die Procedur des Zusammenlegens gleichfalls hervortritt. Da die drei 
Tribus in fester Folge auftreten, so mag darin eine gewisse Rangfolge 
zum Ausdruck kommen, auch in mancherlei Einzelheiten, inabesondere 
bei den sacralen Einrichtungen, Bevorzugung oder Zurücksetzung statt- 
gefunden haben; die wesentliche Rechtsgleichheit aber aller Abthei- 
lungen unter sich unterliegt keinem Zweifel. Nachher ist der gleiche 
Weg der unvollkommenen Einigung nicht wieder beschritten worden. 
Weitere Theilganze sind späterhin nicht gebildet, sondern alle in die 
römische Burget^haft aufgehenden Gemeinden oder Gemeindetheile 
in ihre Geschlechtsgenossenschaften aufgelöst und diese in die be- 
omtn stehenden dreissig Verbände eingereiht worden. Allerdings scheint 
nach deren Einnchtuog, aber ebenfalls in sehr ferner Zeit, ein zweites 
Gemeinwesen, vielleicht die Stadt auf dem Quirinal, mit der pala- 
tinisch - capitolinischen in der Weise verschmolzen worden zu sein, 
dass ihre Geschlechter unter sämmtliche dreissig Curien vertheilt und 
in jeder det^elben diese relativ neuen als gentes minores von den 
älteren unterschieden wurden, was sich dann weiter auf die noch 
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Später einzeln eingeordneten Geschlechter erstreckt haben wird und 
Ar die Reihenfolge der Abatimmung im Senat massgebend geblieben 
ist. Aber eine eigentliche Rechtsverschiedeoheit zwischen den älteren 
und den jüngeren GeBchlecbteni hat sicher nie beBtanden- Die aseimi- 
lirende Macht der Gesammtheit, das Priucip, dass die Gemeinde nicht 
wieder aus Gemeinden, sondern nur aus Personen bestehen kann, hat 
bis zum Untei^ang des Freistaats, dessen letzte Krisen in der Municipal- 
ordnung die entgegenstehende Tendenz zum Ausdruck brachten (S. 78), 
die staatliche Entwicklung Roms ausschliesslich beherrschL 

In Fortsetzung eben dieser principiellen Gestaltung wird zwar 
die Gliederung der Gemeinde gestattet oder vielmehr gefordert, aber 
f&r das einzelne Glied die Hauptlosigkeit und die Handlungsunfähig- 
keit ebenso streng durchgeftlhrt wie für das Geschlecht. 

Die Curie hat wohl eine sacrale Organisation, wie ja auch dem *'5^|jjf°» 
Gesclilecht die sacrale Gemeinschaft zukommt, und sogar priesterliche 
Vorstände; aber von einem Soudercult der einzelnen Curie erfahren 
wir wenigstens nichts, und es scheint diese Einrichtung hinauszulaufen 
auf gemeinschaftliche, nach Curien gegliederte Gottesverehrung der 
Gesammtheit In politischer Hinsicht ist die Hauptlosigkeit der Curie 
unbedingt durchgeführt; es giebt ftlr die einzelne auch nicht die 
Analogie einer Magistratur. 

Nicht ganz dasselbe gilt für die drei Theilganzen, die ja in der 'J(^^^'' 
That dem Assimilationsprincip widerstreben. Die sicher zur Fest- 
haltung der alten Sacra der vornehmsten Tribus eingerichtete Ge- 
nossenschaft der titischen BrQder ist in ihrer Sonderstellung bemer- 
kenswerti. Ebenso giebt es, wie schon bemerkt ward, nach den ältesten 
Ordnungen deshalb drei Pontifices , weil jede Tribus den ihrigen for- 
dert Auch in politischer Hinsicht begegnet uns gleichartig der M- 
bunua milttum als der Führer des Fufevolkes, der iribunus celenaii 
als der Führer der Reiter eines jeden der drei Drittel ; denn dies sind 
sie ohne Zweifel ursprünglich gewesen. Indess in geschichtlicher Zeit ist 
wenigstens die politische Sonderetellung der einzelnen Tribus bis auf die 
Erinnerung hin ausgetilgt Die Dreizahl ist bei diesen Institutionen 
gebliei)en ; aber der einzelne Pontifex gehört nicht nothwendig einem 
bestimmten Drittel an und vertritt nicht dieses, sondern die Gemeinde; 
die Tribüne brauchen ebensowenig nach den drei Tribus bestellt zu 
werden und jeder von ihnen führt nicht das Gontingent einer einzelnen 
Tribus, sondern das Fussvolk oder die Reiter der Sammtgemeinde. 
Somit ist die Hauptlosigkeit, wenn auch der Tribus schwerlich ur- 
sprünglich eigen, doch im Laufe der Entwicklung auch für sie durch- 
geführt worden. 
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HiiiUriKh- Aehüliche Erscheinungen zeij^en sich bei derjenigen Gliederung der 
v.nehniei- Gesanimtheit, welche uns einigermaesen als Wehrordnung erkennbar ist, 
Tniiu. wahrscheinlich ttber von Haus aus auch als Steuer- und Stimmordnung 
gedient hat. Für die Epoche des Patricierstaates kann die Curie an- 
gesehen werden als Aushebungsbezirk ; jede stellt eine gewisse Zahl 
von Fusssoldaten und Reitern, von denen jene im Kriegsfall eingerufen 
werden, diese ständigen Dienst haben und dem entsprechende Emolu- 
mente beziehen. Dem Schema nach stellt die einzelne Curie zehn 
decuriae oder eine eeniuria zum Fuss- und eine decuria zum Rossdienst, 
die einzelne Tribus zehn Centurien Fusssoldaten und eine Centurie 
. Reiter. Nach der Verdoppelung des Gemeinwesens durch das Hinzu- 
treten der sogenannten kleineren Geschlechter ist die ständige Reiterei 
in der Weise verdoppelt worden, dass jede Tribus zwei Centurien, 
priores und posteriores, stellte. Ob bei politischer Anwendung der 
angegebenen Grundzahlen die Einreihung der sämmtlichen Borger in 
die Centurien, die dabei nicht gefehlt haben kann, durch Festhaltnng 
der Zahl der Abtheilungen und Ueberschreitung der schematischou 
Zahl oder umgekehrt durch Festhaltung der schematischen Zahl und 
Bildung weiterer Centurien bewirkt ward, vermögen wir nicht zu sagen. 
Wenn bei dieser Organisation die Tbeilganzen streng auseinandergehalten 
werden, so mag daran bei der politischen Anwendung der Curienord- 
nuug um so mehr auch später festgehalten sein, als dieselbe frUb Über- 
haupt so gut wie ganz beseitigt ward, ßemerkenswerth aber ist es, dass 
■ in der militärischen Anwendung dieser Ordnungen, welche in der stän- 
digen Reiterei sich lange behauptet hat, die die Scheidung nach den 
Tribus festhaltende und in der Stimmordnung beibehaltene Centurie 
im efTectiven Kriegsdienst durch die umgekehrt aus einer Zusammen- 
setzung von je drei Decurien der drei Tribus gebildete Turma ersetzt 
ward. Also auch in dieser Richtung ist die Assimilirung der ur- 
sprünglich auseinander gehaltenen Tbeilganzen späterhin durchge- 
drungen. 
iS^"^ Die HandlungsfUhigkeit endlich kommt weder der Curie als solcher 
^^Ijj'^.noch der Tribus als solcher zu; allem Anschein nach hat weder jener 
t*""*' noch dieser die Befugniss zugestanden einen Beschluss für sich zu 
fassen , wie denn dies schon aus der Haupüosigkeit nothwendig folgt 
Nur insofern die Curie der rechtlich anerkannte Gemeindetheil ist und 
insofern die Curien alle neben einander von dem Magistrat der Gesammt- 
gemeinde berufen und befragt werden, wird der von der Mehrheit der 
Abtheilungen gefasste Beschluss aufgefasst als Beschluss nicht einer ge- 
wissen Zahl von Curien, sondern als Beschluss der Gemeinde. 
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Es hat vielleicht eine Zeit g^eben, in der den rOniischen Ge- i 
Bcblechtsgenoasen oder Gemeindebürgera nur einerseits römische Un- 
ftBie, andererseits nichtrömische Ausländer gegeottberstanden. Aber 
soweit unsere Kunde zurückreicht, steht zwischen der ersten und der 
zweiten Kategorie eine zwischen Freiheit und Unfreiheit schwankende 
Mittelklasse, fQr die es streng genommeD an einer allgemein gültigen 
Bezeichnung fehlt, die „Hörigen", clientes, oder die „Menge", die 
pleheii. Clientel und PtebitAt fallen ebenso begrifTlich zusammen wie 
factJsch auseinander ; Clientel ist die mehr efTective, Plebttät die mehr 
nomiDelle Hörigkeit, diese aus jener entwickelt, jene der Gegensatz 
zum Bürgerrecht des ursprünglichen Geschlechterataats , diese als 
Gegensatz zu dem Altbüiger- oder Adelsrecht die Trägerin des römi- 
schen Bürgerrechts der historischen Zeit. Wenn das letztere im fol- 
genden Abschnitt entwickelt wird, so soll in diesem die Entwicklung 
dieser VerhiUtiiisse in das Auge gefasst und zunächst die Hörigkeit 
dargelegt werden. Auszugehen ist dabei davon, dass die Hörigen 
ebenso den Ausländem gegenüberstehen wie die Vollbüi^er; die Ex- 
clusivität der Gemeindezugehörigkeit gilt für beide Kategorien in 
gleicher Unbedingtheit und soweit die römischen Hörigen als freie 
Leute betrachtet werden können , sind sie nicht minder Römer wie 
die Patricier. 

Die Rechtsgründe der Hörigkeit sind die folgenden: 

1. Das ausser der rechtsgültigen römischen Ehe von einer Römerin b 
geborene Kind steht ausserhalb der Geschlechtsgenossenachaft, gehört 
aber keiner anderen Gemeinde an und hat auch keinen Herrn; es ist 
wahrscheinlich von jeher als halbfrei angesehen worden. 

2. Bei der Auflösung einer bis dahin selbständigen Gemeinde 
können die bisherigen Bürger derselben entweder durch Aufnahme 
unter die römischen Geschlechter römisches Büi^errecht gewinnen oder 
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nach Kriegsrecht zu Sklaven gemacht werden. Von der Dedition au 
bis zum EiDtreten der einen oder der anderen endgültigen Entscheidunfr 
gelten, so lange das Verhältuiss nur als transitorisches auftritt, diese 
Individuen als beinern auswärt^en Staat angehörige Ausl&nder. Es 
wird darauf in dem neunten Abschnitt (S. 68) zurückzukommen sein. 
Aber in älterer Zeit sind diese Dedirten höchst wahrscheinlich häufig, 
vielleicht regelmässig in ein dauerndes Schutzverhältniss eingetreten; 
sie stehen innerhalb des römischen Gemeinwesens, aber ausserhalb 
des Geschlechtsverbandes und ohne persönlichen Herrn. Sicher hat die 
zur Schutzstellung führende DeditioD für die rOnaische Plebs einen 
an Zahl wie an Ansehen bedeutenden Bestandtheil geliefert 

3. Der Ausländer, insbesondere der Latiner, welcher gemäss dem 
zwischen seinem und dem römischen Staat bestehenden Vertrag unter 
Aufgabe seines Heimathrechts nach Rom fibersiedelt, geniesst dort eine 
auf diesem Vertrag beruhende geschützte Freiheit, 

4. Der durch Testament, das heisst durch Volksbeschluss frei- 
g^ebene römische Sklave erlangt im Augenblick des Todes Schutz 
gegen dessen Rechtsnachfolger, so dass diese ihn nicht als Eigenthuui 
in Anspruch nehmen können, nicht aber Geschlechtsai^ehörigkeit und 
Bürgerrecht 

5. Der Privatact der Freilassung kann ursprünglich rechtliche 
Wirkungen nicht gehabt und den Herrn und dessen Rechtsnachfolger 
in der Geltendmachung ihres Eigenlhumsrechts nicht gehindert haben. 
Indess ist in historischer Zeit diese Freilassung der eben erörterten 
comitialen dann gleichgeachtet worden, wenn sie entweder in dem 
späterhin dem comitialen gleichgesetzten Mancipationstestament an- 
geordnet war oder der bisherige Eigenthümer die Freiheit des Sklaven, 
sei es in einem vor dem Prätor angestellten lictiven Procefs, sei es 
bei der Schätzung vor dem Censor. anerkannt hatte. Die grosse Masse 
der Plebejer wenigstens in historisch klarer Zeit ist aus derartigen 
Freiheitsschenkungen der Herren hervorgegangen. 

6. Die Freigebung des Sohnes durch den Vater ist an sich recht- 
lich unmöglich, da derselbei die politische Freiheit bereits hat, die 
väterliche "Gewalt aber nach der ursprünglichen Auffassung nicht auf- 
gehoben werden kann. Wenn indess, ähnlich vrie bei der Adoption 
(S, 9), der Rückfall des veräusserten Sohns an den Vater durch drei- 
maligen Verkauf ausgeschlossen ist, so kann der letate Erwerber des 
Haussohns denselben freilassen, und hat der Haussohn bisher patrici- 
sches oder latinisches Recht gehabt, so tritt er damit wie jeder andere 
Freigelassene in die römische Plebs über. Dieser complicirte und 
sicher gleich der Adoption zur Sprengung der gesetzlich luiwandelbaren 
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väterlicfaen Gewalt von den Juristen ersoonene, aber bereits in deo 
zwölf Tafeln anerkannte Act, die Emaucipation, tbut dem factischea 
Ansehen des EmaDdpirten keinen Eintrag und hat dem Plebejat einen 
guten Theil seiner angesehensten Elemente zugeführt 

7. Der Uebertritt aus dem Patriciat zu der Plebs durch einfache 
Willenserklärung ist wahrscheinlich nach strengem Recht unzuläsBig, 
da äas BQi^rrecht nicht durch PrivatwillkQr aufgehoben werden kann. 
Indess scheint ein solcher Act auch ohne Adoption oder Emancipation 
öfter aus politischen Gründen wenigstens tolerirt worden zu sein. 

8. Alle hier aufgeführten Bechtsursachen der Hörigkeit erstrecken 
sieb, da, wie gleich zu zeigen sein wird, die EheßLhigkeit zu den ftübesten 
den Hörigeo erworbenen Rechten gehört, auf die Descendenz, und auch 
innerhalb dieses Kreises folgt daa Kind regelmässig dem Stande des 
Vaters. Auch die der ehelichen Zeugung rechtlich gleichstehenden Acte 
der Adrogation (S. 8) und der Adoption (S. 9) können bei dem Ple- 
bejer in gleicher Weise zur Anwendung kommen, so wie die Voraus- 
setzungen daiüT vorhanden sind, also die Adrogation, nachdem der 
Plebejer Stimmrecht in den Curiatcomitien erworben hatte, die Adoption, 
nachdem dieser Privatact überhaupt als rechtegültig angesehen ward. 

Das Wesen des hybriden Instituts der Hörigkeit besteht in der , 
Verbindung der pereöolichen Freiheit einer- und der Abhängigkeit von 
einem vollfreien Bürger andererseite. Es lehnt sich dasselbe insofern an 
die Abhängigkeit, in welcher in dem Kreise der Vollfreien der Haus- 
sohtt zu dem Hausvater sich befindet; und selbst die technische Bezeich' 
nung der politisch freien und persönlich abliängigen Hauskinder, liberi, 
mit ihrem Doppelgegensatz einerseits gegen den Sklaven, andererseits 
gegen den selbständigen Bürger, wird, wie insbesondere die uralte 
Formel der testamentarischen Freilassung lehrt, ebenfalls auf jene Halb- 
freien übertragen. Wie die patricischen liberi unter dem pater, so 
stehen die von dem Geschlechtskreis ausgeschlossenen liberi unter dem 
pairont4S. Ohne Frage ist die Unterordnung eines jeden der letzteren 
unter einen oder mehrere Patrone rechtlich nothwendig, und der eben 
entwickelten Erblichkeit der Clientel entspricht die Erblichkeit des 
Patronats. Insofern erstreckt sich die Geschlechtsordnung mit auf 
die Hörigen und bezeichnet auch der Client wenigstens da, wo die 
Beziehtmg zu dem Patron schärfer hervortritt, durch Annahme seines 
Geschlechtsnamens sich als zugehörig zu dem Geschlecht. Indess ver- 
minen wir bei diesem Institut, das nur mit seinen schwindenden 
Resten in die geschichtliche Zeit hinabreicht, nicht einmal mit Sicher- 
heit nachzuweisen, wem bei allen oben aufgeführten Kategorien das 
Patronatrecht zugestanden hat. Auf das ausser der Ehe geborene 
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Kind wird die fllr die Mutter bestehende Genalt oder Tutel ange- 
wandt worden sein. Bei der Dedition fuhren die Spuren auf einen 
Patronat desjenigen römißchen Magistrats, der sie abgeschlossen liatte. 
Von dem abersiedelnden Latiner ist ausdrücklich bezeugt, dass er sich 
in Bom an einen Patron anzuschliessen hatte (appUcatio). Bei den 
verschiedenen Formen der Freilassung filllt der Patronat selbstver- 
stöndlich dem Freilasser und dessen Erben zu. Es liegt, im Wesen 
der Institution, dass die in derselben enthaltene Unterordnung sich 
thatsächlich abstuft, wobei namentlich die Erblichkeit des Verhältnisses 
dazu beitrl^ dasselbe mehr und mehr zu lockern, und dass sie nach 
der einen Seite hin der Unfreiheit sich nähert, nach der anderen in 
die Vollftetheit Übergeht, wie dies schon in den Benennungeo der eUentes 
und der pleheii sich spiegelt- 

Den RechtS7.ustand der Hdrigen innerhalb des G^chlechtsstaates 
können wir, wie diesen selbst, nur annähernd und vennuthungsweise 
ermitteln. Indess haben sich so zahlreiche und bedeutende Ueber- 
reste der alten Hörigkeit bis iu die historische Zeit hinein erhalten, 
dass es möglich erscheint dieselbe weni^retecs in ihren Umrissen zu 
definiren. 
Prin^i- Privatrechtlich steht der hörige Römer dem Volibürger insofern 
st.anBed«r gleich, als alle Institutionen des Personal- und des Vermögensrechts, 
^ Ehe, Hausherrlichkeit, Vormundschaft, Eigeuthum, Forderung, Erbrecht 
im Allgemeinen in der gleichen Form auch auf ihn Anwendung finden. 
Wenn die sacrale Form des Ehebündnisses wahrscheinlich wenigstens 
in älterer Zeit den Plebejern verschlossen war, so wurde, wie schon 
bemerkt ward, schon in frühester Zeit die formlose Consensualehe 
hinsichtlich der Begründung der Vaterschaft der Confarreation recht- 
lich gleichgestellt und die eheherrliche Gewalt zwar nicht an die form- 
lose Ehe geknüpft, aber die Erlangung derselben in den för den 
Eigenthumserwerb geltenden Formen auch dem Hörigen ermöglicht. 
Allerdings galt dies zunächst nur für die Ehen zwischen den Hörigen 
selbst oder zwischen einem hörigen Mann und eiuer Bürgerin; zwischen 
einem Bürger und einer Hörigen ist die Ehegemeinschaft noch im 
Zwölftafelrecht ausgeschlossen und erst nachher, angeblich im Jahre 
309 (445 V. Ch.), durch Volksschluss zugelassen worden. Vermögens- 
rechtliche Ungleichheit hat schwerlich bestanden, sondern es ist im 
Handel und Wandel der Hörige dem Büi^er gleichgestellt worden. 
' Grundbesitz hat allerdings ursprünglich wobl nur das Geschlecht haben 
können und Nutzungsrecht an demselben kann zunächst den Hörigen 
nicht zugekommen sein; doch dürften die Grundherren den ihaen zu- 
kommenden Antbeil am Geschlechtsacker früh ihren Hörigen in der 
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Forin des Bittbesilzes geöffnet uod wenigstens factiscb erbliche Sonder- 
nutzuug auch bei diesen sich festgestellt haben. Als dann das indi- 
viduelle Bodeneigenthuni eintrat, ist es vielleicht gleich von Anfang 
an auch bei dem Hörigen zugelassen , auf jeden Fall in früher Zeit 
auf diesen erstreckt worden. — Von den nutzbaren Rechten des 
Büi^ers, insbesondere von der Nutzung der geineinen Weide durch 
Hut und Trift und bei etwa beliebter Ausheilung an Gemeindeboden 
von dem Antheil an dieser Landschenkung ist der Hörige ohne Zweifel 
im Allgemeinen ausgeschlossen gewesen; indess sind dem Anschein 
nach darüber regelmässig Verfügungen fur den einzelnen Fall ergangen 
und auf diesem Wege vielleicht schon früh auch Nichtbürger daran 
betheiligt worden. — Erbrechtlich steht der Hörige, so viel wir sehen, 
dem Baiser gleich, mir dass, wenn es an näher berechtigten Erb- 
nehmem fehlt, der Schutzherr und deinnüchst seine Verwandten und 
Geschlechtsgenossen berufen werden. So lange das Testament nur 
durch VolkBSChluss errichtet werden konnte und die Plebejer von den 
Curiatcomitien ausgeschlossen waren , war dasselbe allerdings den 
Plebejern verBcblossen ; aber diese Schranken fielen früh und von da 
an stehen dieselben auch in dieser Hinsicht den VollbUrgem gleich. 

Wenn also privatrechtlich der Hörige von dem Büiger im Ganzen 
genommen sich nicht unterschied, so hat bei der Geltendmachung wie 
bei der Vertheidigung seiner Rechte zwar auch er Anspruch auf den 
Schutz der Gerichte der Gemeinde, ist aber dabei auf die Mitwirkung 
seines Schutzherm angewiesen. Wie diese beiden Regeln gegen ein- 
ander abgewogen wurden, vermögen wir nicht zu sagen. Es kann die 
Mitwirkung des Patrons als mangelnde Selbständigkeit der Rechts* 
Verfolgung eine wesentliche Zurücksetzung des Hörigen gewesen sein; 
vielleicht aber war dieselbe mehr noch HerreDpflicbt als Herrenrecht 
und hatte der Hörige die Eefugniüs solchen Schutz zu erbitten, nicht 
aber der Magistrat, wenn dieser nicht erbeten oder nicht gewährt 
ward, das Recht dem dienten die Rechtshülfe zu versagen- 

Das Bechtsverhältniss des Patrons zu dem Hörigen ist hiermit im ^ 
Wesentlichen schon bezeichnet. Der Patronat und die Clientel wurden • 
im Allgemeinen mehr vom sittlichen als vom rechtlichen Standpunkt 
aufgefasst; der Schiitzherr wie der Schutzl)ef«hlene haben einander 
die Treue (ßdes) zu halten. Auch die Abhängigkeit dieses von jenem 
ist mehr factischer Art. Die ökonomische, welche aus dem Bittbesitz 
der Kleinbauern nothwendig hervorging, ist vielleicht das Wesentlichste 
dabei gewesen; dabei muss wohl in irgend einer Form, sei es in der 
der Frohnden oder der Abgabe eines Theils des Bodenertrags, der 
Hörige dem Herrn dienst- oder zinspflichtig gewesen sein. Die sacrale 
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Zugehörigkeit der ClienteD zu dem Geschlecht des Patrons findet ihren 
Ausdruck in der Theilnahme derselben an den öffentlichen Festen in 
der Curie ihrer Schutzherren. Von der prozessualischeu Anlehnung 
der Hörigen an den Herrn im Vermögensrecht ist bereits die Rede 
geweseu. Eigentliche Gerichtsbarkeit über den straf^lligen Hörigen 
wird dem Patron nicht beigelegt werden dürfen; was derart dem 
Freigelassenen gegenüber erwähot wird, geht wenigstens mit darauf 
zurück, dass der Freilassung unt«r Ijeheudeo die RechtsgUltigkeit 
bestritten werden konnte. Bezeichnend für das Wesen dieses 
Schutzrechts ist die gesetzliche Untersagung der ßechtsverfolguug 
zwischen dem Patron und dem Clienten und die Auffassung der Ver- 
letzung des Treueverhältnisses lediglich als Verbrechens. Den schul- 
digen Clienten durfte in diesem Fall der Patron vielleicht selber be- 
strafen; den schuldigen Patron war der Magistrat befiigt vor das 
Volksgericht zu ziehen. Für den wichtigen und häufigen Fall, dass 
über den Gegensatz der Unfreiheit und der freien Hörigkeit selbst ge- 
stritten ward (causa Uberalis), war vielfach, insbesondere durch das in 
früher Zeit daMr eingesetzte Sondergericht {decemviri litibus iudican- 
dis) demjenigen, der die freie Hörigkeit in Anspruch nahm, der Rechts- 
schutz gesteigert. 
B Dass alle politischen Rechte sowie alle diesen entsprechenden 

Bürgerpflichten auf den Nichtbürger keine Anwendung gefunden habeu, 
versteht sich principiell von selbst. Aber thatsächlich ist dieses Princip 
vielleicht niemals in vollem Umfang zur Anwendung gekommen und 
sicher seine stufenweise Einschränkung und schliesslich thatsächliche 
Beseitigung der wesentliche Inhalt der Ältesten Volksentwicklung. Am 
frühesten sind die Hörigen wohl für das Steuerwesen mit herangezogen 
worden, wie denn die staatliche Leistungspflicht eines jeden dem Staate 
angehörigen und von ihm geschützten Freien eigentlich selbstverständ- 
lich ist. Die wohl in früheste Zeit hinaufreichende Bezeichnung des 
ausserhalb des bürgerlichen Wehrbandes stehenden Römers als aerarius 
spricht für eine in dem Geschlechterstaat dem Nichtbürger wohl für 
die gesammte Habe auferlegte Steuer; iudess ist unsere Kunde von 
dem römischen Steuerwesen so dürftig, dass wir Näheres darüber an- 
zugeben nicht vermögen. Sicherer ist es, dass, seit es ein personales 
Bodeneigentbum gab und dieses auch von dem Hörigen erworben 
werden konnte, die hauptsächlich auf der Bodenschätzung ruhende 
Vermögensabgabe (tributus) jeden Eigenthümer eines römischen Grund- 
stücks traf, mochte er Vollbürger, Höriger oder latinischer Ausländer 
sein. — Später gesellte sich dazu die Wehrpflicht und das Stimm- 
recht, welche beide in Rom von jeher zusammenfielen. Lange Zeit 
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scheinen diese am Bürgerrecht gehaftet und also die Patricier allein 
getroffen zuhaben; als sie dag^en an den Grundbesitz geknüpft vur- 
den, trat jeder Ansässige, so weit er nicht Auslander war, in die 
Wehr- wie in die Steuerabtheilungen ein. Vielleicht hat sich dies 
io Abstufungen vollzogen; es mag sein, daas die Hörigen zunächst als 
HOl&niannBchaft neben der L^on Verwendung gelunden haben; ge- 
endigt aber hat die Entwicklung mit der GleichstelluDg der AltbOrger 
und der Hörigen im Wehr- imd Steuerwesen wenigstens im Fussvolk, 
während bei der Reiterei beide Massen nicht vollständig verschmolzen. 
Damit sind die bisherigen Hörigen zu GemeindebOrgeni geworden, 
allerdings keineswegs gleichen Becfates; ein bevorzugtes Stimmrecht 
bat die AltbUrgerschaft noch lauge und nicht minder die alleinige 
oder doch bevorzugte Besetzung der Aemter wie der PriesterthOmer 
behauptet. Aber der priocipielle Wandel ist damit eingetreten: die 
AltbUrgerschaft wird allmählich zum bevorrechteten Adel; diejenigen 
Schichten der bisherigen Hörigen, bei denen die personale Abhängig- 
keit zorOektritt, stellen sich elsplehe$, plebeii neben jene pa/neti; 
der quiris, die Sonderbezeichnung des patricischen Bürgern, ver- 
schwindet; populus, vielleicht einstmals die Fatriciergemeinde , be- 
zeichnet jetzt die Gesammtheit der Patricier und Plebejer; als Uberi 
gelten nicht mehr die Hörigen allein, sondern die BOi^ger insgemein; 
es bildet sich fUr diese die damit zusammenfallende, Alt- und Meu- 
bUrger gleichmässig umfassende Bezeichnung cives. Diesen Begriff ent- 
wickelt näher der nächstfolgende Abschnitt. 

Die Clientel ist nicht eigentlich abgeschafft worden, vielmehr ^**?^Vj^ 
fonnell in Kraft geblieben. Noch in der marianiscben Zeit wird der 
Satz aufgestellt, dass der Plebejer aus der Clientel austritt durch Be- 
kleidung eines römischen Amts wegen des mit diesem verbundenen 
Quasi-Patriciats. Auch geht die Zurücksetzung der Freigelassenen, die 
keinen Vater, sondern nur einen Patron haben, gegenüber den Frei- 
geborenen , den it^etmi, wenn sie gleich zum guten Tbeil auf spä- 
teren Festsetzungen beruht, in ihrem Ursprung und ihrem Wesen 
zurück auf die Clientel. Formale Scheidung der nicht mehr und der 
noch abhängigen dienten ist selbstverständlich ausgeschlossen; doch 
verdient es Erwähnuug, dass die Kinder ersten Grades der Frei- 
gelassenen in älterer Zeit als abhängig, dag^en seit der Mitte des 
6. Jahrhunderts d. St. als vollfrei ai^esehen worden sind. Die Nach- 
kommen der Freigelassenen in den enUemteren Graden werden in 
historischer Zeit von den Patriciern, bei denen die Herkunft aus der 
Unfreiheit überhaupt ausgeschlossen ist, rechtlich nicht unterschieden. 
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Durch den Wegfall der hybriden Kategorie der Hörigen kehrte 
die römische Ordnung zu der ursprünglichen einfachen Festsetzung 
zurUck, dass es, von den den Sachen zugezählten Sklaven abgesehen, 
nur zwei Kategorien von Personen giebt, Bürger und Nichtbürger. 
Hier soll das Büi^rrecht erörtert und zunächst auseinandergesetzt 
werden, aus welchen GrOnden dasselbe gewonnen und verloren wird 
Hu Bsrmr- Die ucue Bürgerschaft ist eine Erweiterung der alten Geschlechter- 
hkinü» »m gemeinde , so dass diese in jener mit begriffen ist, aber eine andere 
lar Fitbiut Gesammtheit zu ihr hinzutritt. Beide Kreise schliessen insofern 
einander mit rechtlicher Nothwendigkeit aus, dass kein Einzelner 
beiden angehören kann, also wenn ausnahmsweise der Patricier zum 
Plebejat oder der Plebejer zum Patriciat gelangt, beide damit ihre 
bisherige Buigerstellung aufgeben. Es schliesst daher, was über den 
Erwerb wie Ober den Verlust des Bürgerrechts zu bemerken ist, sich 
wesentlich an die gleichartigen Ausführungen über Patriciat und Hörig- 
keit an; indess fallen sie doch nur theilweise damit zusammen. Ins- 
besondere fuhrt die Dedition, die in älterer Zeit wahrscheinlich nicht 
nothwendig, aber häufig die geschützte Hörigkeit zur Folge gehabt 
hat, späterbin keineswegs die Erwerbung des aus dieser entwickelten 
Plebejats herbei und wird von dieser, wie schon erwähnt ward, bei 
den die Nichtbürger betreffenden Ordnungen die Rede sein. 
Erw«»niiK Dic Rcchtsgründe d^ Eintritts in die Bürgerschaft sind die fol- 

genden: 
Gsbnrt BLd 1. Eheüchc Geburt nach den für den Patriciat (S. 7) wie im 
Wesentlichen auch für die Hörigkeit (S. 17) geltenden Normen; 

2. Aussereheliche Geburt nach den Normen der Hörigkeit 
(S. U); 

3. Annahme eines Haussohns latinischen Rechts an Kindesstatt 
Dach den für Patriciat und Plebejat gelteuden Nonnen (S. 9. 17). 
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Adrogation (S. 8) setzt das Borgerrecht des adrogirten Sohnes voraus 
und kann dasselbe also nicht verleihen; 

4. Uebersiedelung des Latiuers nach Rom unter Aufgabe seines D*b*i< 
HeimathrechtB, was indess in der späteren Republik vielfach beschränkt "*' 
und im Jahre 650 (95 v. Cb.) durch das licinisch - mucische Gesetz 
abgeschafft ward. Wir kommen bei den Lstinem auf dieses Privi- 
legium zurQck. 

5. Freilassung sowohl aus der Sklaverei wie aus der Stellung des F»iu«iic. 
IVeien an Sklavenstatt nach den fOr die Hörigkeit geltenden Normen, 

sei es durch Testament oder in den lür die Freilassung unter Leben- 
den vorgeschriebenen Rechtsformen (S. 6). 

Es tritt bei diesen Festsetzungen die Tendenz hervor den stamm- 
fremden Nicbtburgem den Eintritt in den Burgerverband nicht zu 
gestatten; den Sklaven gegenaber fehlt es an einer gleichen Schranke. 
Wenn femer die Erwerbung des Büi^errechts , abgesehen von der 
ordentlichen durch die Geburt, nach der Natur der Sache nicht ohne 
Zustimmung der Bürgerschaft ei-folgen kann und dies auch in dem 
allen BUrgerverband durchgeführt wird, so finden wir die Erwerbung 
der Civität ohne Befragung der Blli^ersehaft zugelassen sowohl bei 
der Adoption wie vor Allem bei der Freilassung, so weit sie nicht im 
Comitialtestament erfolgt. Die für die Hörigkeit nicht allzu befremd- 
lichen Nonnen sind damit auf das Bürgerrecht Qbertiagen, was nur 
aus der ursprünglichen Geringschätzung desselben in den patricischen 
Kreisen sich erklären lässt 

6. Die Verleihung des Bürgerrechts in der älteren Form der vwicii««. 
Aubahme eines Geschlechts in den Patricierverband (S. 6) kommt 

in der patricisch-plebejischen Gemeinde nicht mehr vor ; es tritt dafür 
ein die in dem Geschlechterstaat schwerlich statthafte individuelle Ver- 
leihung des Plebejats. Für dieselbe wird durchaus die Einwilligung 
der römischen Bürgerschaft gefordert, überdies bei Einzel Verleihung 
wahrscheinlich die Zustimmung der betreffenden Person so wie die 
seiner bisherigen Heimathgemeinde, falls diese mit Rom in Vertrag 
steht und dieser nicht dergleichen Verleihungen ein für allemal ge- 
stattet; es ist auch vorgekommen, dass umgekehrt die römische Ge- 
meinde sich einer anderen durch Vertrag verpflichtete ihren Ange- 
hörigen das Büi^errecht nicht zu verleihen. Bei Verleihung des 
Bürgerrechts an ganze Gemeinden ist um so mehr deren Einwilligung 
rechtlich erforderlich, wofern nicht, wie dies bei der Dedttion der 
Fall ist, der dafür abgeschlossene Vertrag es in die Macht der römi- 
schen Gemeinde stellt die Rechtsstellung der Angehörigen der aufge- 
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lösten Gemeinde nach Ermessen zu ordnen. — Der Form nach kann 
unterschieden werden: 

a) generelle Verleihung des Bürgerrechts geknüpft an gewisse Be- 
dingungen, velche indess kaum anders votgekommeD ist als zu Gunsten 
der Latiner, namentlich nachdem das alte Uebersiedelungsrecht be- 
schitnkt und schliesslich beseitigt worden war. Es wird darüber bei 
dem latinischen Recht (S. 61) gehandelt werden. 

b) specielle Verleihung an einzelne Personen oder auch an ein- 
zelne Gruppen oder Bürgerschaften, welche auch bei collectiver Form 
rechtlich individuell ist, insofern sie die Personen nur nicht mit Namen 
auMhlt, sondern durch eiu Recbtsmerkmal bezeichnet. 

c) mittelbare Verleihung durch Vollmachtsertheilung an einen 
einzelnen Beamten ist in republikanischer Zeit nur in beschränktem 
Umfange vorgekommen, insofern den ColoniegrUndem und öfter auch 
den Feldherren gestattet wurde, innerhalb gewisser Grenzen Nicht- 
bQrger in den BQrgerverband anzunehmen. In der Eaiserzeit ist auf 
Gnmd allgemeiner und imbeschränkter Ermächtigung das Bttn<errecbt 
ausschliesslich durch den Kaiser verliehen worden. 

cmmaiohtii Als äusserUches Kennzeichen des Bürgerrechts dient die Angabe 
S^Bbwgn- des weiterhin zu erörternden BQrgerbezirks, welcher deshalb bei Män- 
"' nem dem Namen angehängt wird, während die Benennung sonst die 
nationale, den latinischen Stämmen überhaupt gemeinsame Form trägt. 
Dem entsprechend dient für die Constatirung des Bürgerrechts in 
erater Reihe das bei der Schätzung nach jenen Bezirken aufgestellte 
Bttt^erverzeichniss , wie dies namentlich aus der durch Eintragui^ in 
dasselbe bewirkten Mannmissionsform hervorgeht. Nach Abkommen 
des Beichscensus werden dafür die municipalen Schätzungen um so 
mehr eingetreten sein, als damals das Reichsbürgerrecht regelmässig 
mit der Zugehörigkeit zu einer römischen BQi^ei^emeinde zusammen- 
fiel. Indess darf dies nicht so verstanden werden, als hätte die Ver- 
zeichnung oder Nicbtverzeichnung in diesen Büt^erlisten positiv oder 
negativ definitiven Werth gehabt; vielmehr stand es in jedem Fall, 
wo das Bürgerrecht in Frage kam, bei dem beikommenden Magistrat, 
dasselbe für den vorliegenden Fall gelten zu lassen oder abzuweisen. 
Es sind einzelne Einrichtungen gegen die Anmassung des römischen 
BQigerrechts getroffen worden : der verbündeten Gemeinde, deren Bürger 
sich als Römer gerirt, wird eine Civilklage gegen denselben gestattet, 
und in umfassender Weise ist in nachsullanischer Zeit jedem frei- 
gestellt in dem verschärften Geschwomenverfahren {quaestio perpelua) 
den fälschlich des römischen BOrgen'echts sich anmassenden Pere- 
grinen zu belangen. Doch macht der Mangel einer Stelle, welche 
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den Besitz des Bürgerrechts oder deesen Gegentheil ein fDr allemal 
cODStatirte, in republikanischer Zeit sich fühlbar, wenn er auch durch 
diese Anordnungen einigermassen gedecM worden ist ; späterhin stand 
es in der Macht des Kusers zweifelhafte F&lle endgültig zu ent- 
scheiden. 

Verloren wird das Bürgerrecht, abgesehen vom Todesfall, ent- Vdtutdat 
weder durch den Eiatritt des biaherigen Boilers in die Sklavenstellung, 
oder durch rechtsgültigen Uebertritt in einen anderen mit Rom im 
Vertrag stehenden Staat auf Grund des Gesetzes der Incompatibiiitat 
mehrerer Bürgerrechte. Die einzelnen F&lle sind wesentlich esempli- 
fieatoriseh und genOgt es hier die wichtigeren zu erw&hnen. 

1. "Wenn der in der Gewalt stehende oder an Sklavenstatt ge-iMinniuEb« 
haltene rdmiscbe Borger von seinem Gewalthaber ao einen Ausl&nder 
anderer Nation durch einen nach römischer Aufbssung gültigen Act 
Teräussert wird, macht dieser die Unfreiheit definitiv und geht also das 
Büi^errecht verloren. Gleichartige Selbstveräussemug kennt das rö- 
mische Becht nicht. 

2. Bei der Kriegsgefangenschaft gilt, wenn der Gefangene ent- 
weder im Friedensvertrag dem Feind überlassen wird oder als Ge- ' 
fangener stirbt, die Gefongenschaft als rechte Begründung der Unfrei- 
heit, also vom Fintritt derselben an das Bürgerrecht als verloren. 
Wenn umgekehrt der Gefangene, sei es auf andere Weise, sei es im 
Friedensvertr^ aus der Ge&ngenscbaft befreit wird , so tritt er bei 
seiner Rückkehr (postliminmm) von Rechtswegen in seine frühere 
Stellung zurück und gilt die temporäre Unfreiheit als nicht vorhauden. 

3. Wenn der selbständige römische Bürger durch Richterspruch ^ 
wegen eines Verbrechens oder einer Schuld einem anderen Römer 
oder einem Latiner an Sklaveustatt (in causa mancipii) zugesprochen 
wird oder der hansunterthänige römiscbe Bürger durch seinen Heim 
einem Römer oder Latiner an Sklaveniitatt zu Eigenthum g^eben 
wird, so wird nach der älteren Auffassung dieser Unfreie dem Kriegs- 
gefangenen gleich geachtet, das heisst das Bürgerrecht so wie bei dem 
Patricier das Geschlechtsrecht suspendirt Jedoch ist diese Suspension, 
so lange sie nicht den Uebertritt in die aiuländische Unfreiheit herbei- 
führt, keiner Begrenzung unterworfen und die Lösung jederzeit auch 
ßlr die Nachkommen zulässig, so dass bei Wiedergewinn der Freiheit 
diese gilt als niemals verloren. Nach der späteren milderen Auf- 
fassung übt die Versetzung an Sklavenstatt auf das Bürgerrecht über- 
haupt keine Wirkung. 

4. Die Gewinnung des Büi^errechts in einer auswärtigen von *"''*?^'- 
Rom anetkannteu Gemeinde hebt das römische auf, wenn auch die »oiit. 
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räniiscfae Bürgerschaft einverBtaDden ist, was insbesondere bei GtQn- 
dung neuer Bundesstaate latiniscben Rechts zur Anwendung kommt 
Einseitige Verleihung fremden Bürgerrechts an einen Römer zerstört 
dessen Bürgerrecht nicht. 

5. Nach den BundesTertrflgen, wie sie mit den launischen Stftdten 
und den übrigen Bundesstaaten besten Rechts geschlossen sind, be- 
steht zwischen diesen Gemeinden Freizügigkeit, das heifet, es steht 
jedem in einer derselben Heimathberechtigten frei, durch die Ueber- 
siedelung in eine andere Heimath, ja schon durch die blosse Erklärung, 
Übersiedeln zu wollen, sein bisheriges Heimathrecht, einerlei ob Patri- 
eiat oder Plebejat, zu lösen und als Bürger oder Schutzverwandter 
in die neue Gemeinde einzutreten. Uebersiedelung in eine nicht in 
derartigem Vertrag mit Rom stehende Stadt hebt das römische Bürger- 
recht nicht auf, wenn nicht durch besonderen Beschluss die BQrger- 
sehaft diesen Austritt ausnahmsweise gelten läfst. Es ist rechtlich 
gleichgültig, aus welcher Ursache dieser Austritt (exilium) erfolgt; in 
späterer Zeit aber ist bei der gesteigerten Werthschätzung des römi- 
schen Bürgerrechts derselbe nicht leicht anders voi^ekommen, als um 
einer durch das BUi^errecht des Angeklagten bedingten gerichtlichen 
Verurtheilung sich zu entziehen. Da dieser Austritt, wenn er zu- 
gleich Uebertritt in eine latinische Gemeinde war, die Rückgewinnung 
des römischen Bürgerrechts an sich nicht ausschloss. Überdies aber 
bei der von Rom der Regel nach auch dem Ausländer gewährten freien 
Wahl des Wohnortes der also Ausgetretene an sich in der Lage war 
wenigstens sein Domicil in Rom zu behalten, so wurde dem, welcher 
ausgetreten war, um einer criminellen Verurtheilung sich zu entziehen, 
Wasser und Feuer versagt und damit der also Ausgetretene und zum 
Ausländer Gewordene der Sache nach aus Rom verbannt 

0. Dass durch Beschluss der Comitien das Bürgerrecht sowohl einzel- 
nen Personen wie auch ganzen Districten entzogen werden kann, folgt aus 
dem Wesen der staatlichen Allmacht und aus den Acten der Gebiete- 
abtretung so wie der Dedition, und es ist auch einzeln davon Anwendung 
gemacht worden. Aber das Volksgericht hat niemals in dieser Weise 
gesprochen und dem Büi^er wohl d^ Leben, aber nicht Freiheit und 
Bürgerrecht aberkannt Erst der spätere Criminalprozess , vielleicht 
schon der sullanische, sicher der der Kaiserzeit, hat den Verlust des 
Bürgerrechts unter Fortdauer der persönlichen Freiheit unter die 
Strafmittel aufgenommen. Auch im Privatprocess kann dem Büi^er 
wohl die privatrechtliche Freiheit, aber nicht die bürgerliche Stellung 
definitiv aberkannt werden ; nur bei der auf den qualifi^nrten Diebstahl 
gesetzten Addiction ist darüber gestritten worden, ob der davon Be- 
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troffieDS nicht der Sclaverei verfallen sei, und rielleicbt ist die Unverlier- 
barkeit des Boigerrechte eist in dem hoben Schwang der späteren 
TepnblikaniBcheD Entvicklung v&llig durchgedrungen. 

Blosser Verzicht auf dau Bürgerrecht ist rechtlich unwirksam, da 
weder der Butler sein Verhältniss zu der Gemeinde einseitig lösen 
kann, noch fOr die Bestätigung eines solcheu lediglich negativen Acts 
durch die Gemeinde eine Rechtsform vorhanden ist 
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Die Gliederung, durch welche die Bürgerßchaft für die Zwecke 
Buk cubn. der Verwaltung , insbesondere den Kri^sdienst und die Besteuerung 
sowie fctr die AnUieilnahme an dem Regiment fähig gemacht wird, 
war bei der patricisch - pleb^ischen insofern von vornherein ge- 
geben, als die Gurienordnung des Geschlechterstaats in der früher 
(S. 12) bezeichneten Weise auch die Plebejer umfasste und insofern 
auf den erweiterten Kreis der Bürgerschaft überging. Indess ist 
davon nur für gewisse untei^^eordnete Begierungsacte, iosbesondere 
für die Adrogation und das Testament Gebrauch gemacht worden; 
die gesammte Verwaltung und der wesentliche Theil der Selbst- 
regierung, Gesetzgebung und Beamtenwahlen sind in der neuen Bürger- 
schaft auf ein anderes Fnudameot gestellt und es ist die BQrgerschaft 
dem entsprechend neu gegliedert worden. 
Au^iut Dies Fundament ist die Ans&ssigkeit, das private Bodeneigenthum. 
Bsiikm. Neben der alle Bürger umfassenden Wehr- und Steuerpflicht ist der 
Dienst mit eigener Waffe und die Bodensteuer an die Ansässigkeit 
geknüpft und weiter die versammelte Wehrmannschaft als die sich 
selbst bestimmende Gemeinde behandelt worden. Damit ist die Curie 
oder, was dasselbe ist, das Geschlecht politisch beseitigt: wenn einst- 
mals nur der Patricier als solcher zu dienen und zu steuern berufen war 
und sein Platz im Wehr- und im Steuerwesen ihm durch das Geschlecht 
angewiesen ward, so kommt jetzt in der Hauptsache — bei der Reiterei 
blieben den Geschlechlsgenossen gewisse Vorrechte — es nicht weiter 
an auf den Unterschied der Adlichen und der Bürgerlichen und giebt 
den Platz für einen jeden der Bezirk, in welchem er ansässig ist. 
RjdeiiWbii.. Die Benennung für den Ansässigkeitsbezirk ist dieselbe, mit der die 
drei zu einem Ganzen verschmolzenen ältesten Geschlechterstaaten (S. 12) 
bezeichnet werden ; aber diese neuen Tribus, die sogenannten serviani- 
schen, sind von den romulischen im Wesen wie in der Zahl vollständig 
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Terscbieden. Die alte Tribos ist ein Complex einer Anzahl Geschlechter, 
also wesentlich personal, und OrÜich geschlossen nur in so weit und so 
Unge, als diese Geschlechter in unTeräusserlichem Eigentham neben 
einander sitzen blieben; die neue wesentlich local, der Complex der 
anf einem bestimmten Theil des Staatsgebiets ansässigen Bürger und 
also in personaler Beziehung wandelbar. Wenn jene eigentlich Staats- 
ganze and nor durch die synökistische Entwickelung zu Theilen geworden 
sind, so sind diese ohne Zweifel von Haus aus als Büi^rquartiere 
gefasst worden. Dem entsprechend sind, w&hrend die älteren Tribus 
in ihren Benennungen als Völkerschaften auftreten, die Ansässigkeits- 
bezirke örtlich benannt und es haben jene drei Stämme der Titier, Ramuer 
und Lucerer nichts gemein mit den vier Quartieren Suburana, Pala- 
tina, Esquilina und CollJna, wie sie in ihrer ältesten Gestalt auftreten. 
Dass »e, wie diese Namen zeigen, zunächst Stadtbezirke gewesen sind, 
ist vermuthlich darauf zurttckznfDhren, dass die Entwickelung der An- 
s&ssigkeitsbezirke allem Anschein nach von Haus aus mit deijenigen 
des Privateigenthums am Boden Hand in Hand gegangen ist und 
dieses an Haus und Garten sich bei Weitem froher festgestellt hat 
als an der Ackerflur. In dieser Gestalt mag die Quartiertheilung bis 
in die Zeit des Geschlechterstaats zurückreichen und zunächst ohne 
politischen Werth gewesen sein; Vermuthungen über das Verhältniss 
zwischen den im Sonderbesitz stehenden Stadthäusern und dem Antheil 
ihrer Inhaber an den GeBCblecbts&ckem (S. 6) aufzustellen ist mUssig, 
da keine Spur uns dafür auch nur die Richtung weist. Von erkenn- 
barer Bedeutung werden die Quartiere erst, als der Boden aus dem 
Geschlechtsverband gelöst wird und jedes Stadtbaus sowie jedes Acker- 
stück bei freier Bodentheilung von jedem Bürger der patricisch-plebe- 
jischen Gemeinde zu vollem römischen Elgenthum erworben werden 
kann. Die gentilicische Wehrpflicht hing an dem gentilicischen Boden- 
besitz ; das Privatbodeneigentfaum forderte die private. Die geschicht- 
liche Ueberlieferun;; reicht auf die Entstehung desselben nicht zurück; 
aber die Einrichtung der zwanzig Tribus, gebildet aus den ursprüng- 
lichen vier Stadtquartieren so wie aus sechzehn von den alten Ge- 
schlechtsäckem benannten Landbezirken weisen deutlich auf diesen Vor- Himtr««« 
gang hin, wobei, da die Zahl der Geschlechter eine viel grössere war, i^*''"'' 
jeder Bezirk eine Mehrzahl solcher Aecker umfasst und man die 
Benennung nach den Aemiliem, Comeliem, Fabiern und so weiter 
von den ansehnlichsten derselben entnommen haben wird. Diesem Aus- 
gangspunkt entsprechend hat die Bezirkseintheilung sich in der Weise 
entwickelt, dass von dem römischen Gebiet jedes adsignirte, das heisst 
durch den Staat dem Privateigenthum überwiesene Bodenstück 
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einer Tribus zugeschrieben wurde, wAlirend der Gemeindeboden ausser- 
balb derselbeii steht. Zu diesem Bebuf sind tbeils zu den ältesten 
zwanzig späterhin neue Bezirke hinzugefügt worden, zuerst wahrschein- 
lich im Jabre 283 (471 v. Ch.) die Crustumina, zuletzt im Jahre 513 
(241 V. Cb.) die Velina und die Quirina, mit deren Einrichtung die nicht 

DtossTriba.Qberschrittene Gesammtzah) von 35 Bezirken erreicht war; theils wird 
""" das neu hinzutretende Areal in einen schon bestehenden Bezirk 
eingeschrieben. Oertiiche Geschlossenheit kommt den vier iütesten 
städtischen Tribus zu und mag auch bei der ersten Einrichtung der 
später gebildeten zu Grunde liegen; sie ist aber nicht festgehalten 
und namentlich seit der Schliessung der Tribuszahl im Jahre 513 
(241 V. Ch.) gänzlich bei Seite gesetzt worden. 
rebw Wenn also die Tribus des patriciscb-plebejischen Staats dem Boden 

i^unr zukommt und in Beziehung auf diesen unwandelbar ist, so überträgt 
°' sie sieb weiter auf die Person, insofern diese als Eigenthümer des 
betreffenden Bodenstucks dem Staate leistungspflichtig ist. Darum 
erleidet diese Uebertragung bald Erweiterung, bald Beschränkung: 
der Haussohn des ansässigen Bürgers fuhrt die Tribus gleich dem 
Vater, da auch er wehipflichtig ist; umgekehrt fuhrt die grundbe- 
sit^ende Frau und der ansfi&sige Latiner die Tribus nicht, da die 
Wehrpflicht sie nicht trifft. Ebenso kann, wer in mehreren Bezirken 
ansässig ist, wie nur in einem derselben seiner Dienstpflicht genügen, 
so auch nur eine Tribus fuhren. Daran knOpft sich weiter die 
Beilegung und Entziehung oder Wandelung der Tribus bei der 
Schätzung; die Thatsache der Ansässigkeit kann die Behörde nicht 
andern, wohl aber deren rechtliche Consequenzen , insbesondere die 
Dienstpflicht im einzelnen Fall niodiflciren. — Es hat sich danach in 
der froheren Republik die Bürgerschaft geschieden in die beiden Kate- 
gorien der zum Dienst mit eigenen Waffen Berufenen und also zui' 
Führung der personalen Tribus berechtigten Bürger und derjenigen, 
die nicht iribules sind und, weil sie hauptsächlich bei der Besteuerung 
in Betracht kommen, aerarii genannt werden. 
c»iiw> In dieser Form hat der Gegensatz sich nicht behauptet. Wenn 

^S'jrf im Einzelnen von jeher durch den Magistrat die Führung der perso- 
urti>i«>ii naleu Tribus dem Ansässigen verweigert, vielleicht auch dem nicht 
Ansässigen ausnahmsweise zugestanden worden war, so wurden im 
Jahre 442 (S12 v. Ch.) durch den Censor Appius Claudius all- 
gemein die nicht ansässigen BUi^er, wie es scheint sämmtlich und 
mit willkürlicher Auswahl der Tribus, in dieselben eingeschrieben, 
die Dienstpflicht mit eigenen Waifeu damit lediglich von dem Ver- 
mögen und nicht länger vom Grundbesitz abhängig gemacht und der 



-cbv Google 



5. Die OliedeniDg der pntricisch-pleb^iscben Gemeinde:. gl 

G^ensatz der iribulea und der aerarii beseitigt. Zwar wurden 
bald darauf durch die Censoren des Jahres 450 (S04 v. Ch.) die 
Dicfatansilssigen Bürger auf die vier sUldüschen TribuB beschränkt; iu- 
dess blieb doch die Tribus jedem römischen VollbQiger und gab 
es also (abgesehen von einer später zu erörternden Kategorie der 
Halbbüi^er) aerarii nicht mehr, wie denn auch die Wehrpflicht 
fernerhin nicht den Ansässigen allein traf. Politisch dagegen haben 
die ansässigen Bürger, da die gixtsse Majorität der Stimmbezirke ihnen 
vorbehalten war, auch späterhin die Oberhand bebalten. 

Von der Verknüpfung der Tribus mit der späteren Bürger- 
gemeinde, wie sie namentiich in Folge des Bundesgenosseokrieges 
sich entwickelte, und der Uniwandelung der Tribus aus dem Kenn- 
zeichen der wandelbaren Ansässigkeit in dasjenige des festen das 
Reichsbürgerrecht bedingenden Heimathrechts ist in dem letzten Ab- 
schnitt dieses Buches (S. 74) gehandelt. 

Die örtliche Tribus entspricht im Wesentlichen der älteren Curie, ^'^il|!^"' 
nur dass sie, jünger und minder organisch gebildet, durchaus der ge- 
meinschaftlichen Götterverehrung ermangelt. Das strenge Gesetz der 
politischen Centralisation, dass dem Staatstheil die Selbstbestimmung 
nicht zugestanden werden kann , hat auch hier gewaltet. Wohl 
ist die Tribus umprUnglich als Nachbarverband angelegt worden, und 
sie hat, selbst nachdem das örtliche Nahverhältniss zurückgetreten war, 
insbesondere wegen der darauf beraheiiden Stimmgemeinschaft und 
der Verwendung des einzelnen Bezirkes als selbständiger Wahlkörper- 
schaft diesen Charakter einigermassen bewahrt. Aber wohl erst die 
Organisirung der öffentlichen Spenden und Almosen nach den Bezirken 
in der verfallenden Republik und mehr noch in der Kaiserzeit hat 
denselben einen cor]>orativen Charakter gegeben, der ihrem eigent- 
lichen Wesen zuwider läuft. Vorsteher der einzelnen Tribus hat es 
gegeben und sie sind besonders bei dem Steuerwesen thätig gewesen ; 
politische Bedeutung scheinen sie nicht gehabt zu haben. 

Der Bezirk ist bestimmt theils der Verwaltung, insbesondere im Poiiutch» 
Steuer- und im Kriegswesen, die nöthige Handhabe zu bieten, theils den i- B«iitii 
Gesammtwillen der Bürgerschaft durch die Gliederung in den Comitien 
zum rechten Ausdruck zu bringen. Es kann die Gliederung der 
patricisch-plebejischen Bürgerschaft nach den Tribus und den mehr 
oder minder auf den Tribus beruhenden Centurien, so wie der alles 
beherrschende Gegensatz der Iribules und der aerarii nicht an- 
ders dargelegt werden, als durch Eingehen auf die Steuer- und 
vor Allem auf die Heerordnung der ältesten Epoche, insofern die 
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Tribna der Aiwhebungsbezirk ist unrf zugleich für deo Sold der 
Fusssoldaten und die damit zusammenhängende Umlage verwendet 
wird, die Centurie in der stAndigen Reiterei den elTectiven Truppeo- 
körper, in dem nicht ständigen Fusevolk die fUr einen jeden Truppen- 
kßrper rechtlich verfügbare Mannschaft umfosst, beide aber im Grossen 
und Ganzen die Gesammtbeit der dienstpflichtigen Bürger darstellen. 
Darauf beruht die Verwendung der einen wie der andern Form für 
die beschliessende Bfirgerversammlung, die Comitien, deren Wesen im 
fünften Buch erörtert werden wird. 

Die Verwendung des Bezirks für die Oekonomie der Gemeinde 
ist insofern exceptioneller Art, als ordentlicher Weise diese Oekonomie, 
ebenso wie der Haushalt des Privaten, auf dem eigenen Vermögen 
ruht, das heisst mit den Nutzungen des Gemeindebesitzes, dem Hutgeld, 
dem Fnichtzehnten, den Hafenzöllen und ähnlichen Abgaben, daneben 
mit dem Kriegsgewinn die nach ältester Ordnung wenig umfassenden 
ökonomischen Lasten der Gemeinde bestritten werden. Wie der Ge- 
meindeboden ausserhalb der Bezirke steht, hat auch die Bezirksordnung 
mit dieser Verwaltung des Gemeindevermögens nichts zu schaffen. 
Ständige ökonomische Belastung des Bürgers zu Gunsten der Gemeinde 
begegnet nur als Ersatz für die mangelnde Wehrpflicht In diesem 
Sinn wird den im Besitz selbständigen Vermögens befindlichen Frauen 
und Waisen die Soldzahlung für den Rossdienst auferlegt. Wahr- 
scheinlich ist auch, so lange der WafTendienst ausschliesslich von 
dem Ansässigen gefordert ward, also bis zur Mitte des 5. Jahrb. der 
Stadt, dem nicht ansässigen Bürger eine ständige Abgabe auferlegt 
gewesen und er davon oprarius benannt worden, wogegen von einer 
gleichartigen ökonomischen Belastung des nach Gastrecht in Rom 
lebenden Ausländers wenigstens keine Kunde uns überkommen ist. 
Wohl aber begegnet in ältester Zeit eine wenigstens thatsächiich als 
e- ständig zu bezeichnende Ökonomische Districtslast in der Soldzahlung. 
Die Löhnung für den Fu^dienst ist ursprünglich, so weit sie nicht von 
dem Feldherrn aus dem Kriegsgewinn geleistet ward, durch Umlage 
innerhalb des Bezirks aufgebracht worden, vermuthlich in der Weise, 
dass bei jedem Feldzug den nicht ausrückenden Wehrpflichtigen zu 
Gunsten der ausrückenden eine compensirende Geldlast auferlegt ward, 
und es heisst der Vorsteher desselben, der iribututs davon, dass er 
diesen Sold dem einzelnen Bürger auszahlt, aerarius. Nachdem, der 
Ai^abe nach im J. 348 (406 v. Gh.), die Soldzahlung den Districten ab 
und auf die Staatskasse übernommen war, blieb diese Einrichtung in 
der Weise bestehen, dass seitdem die Staatekasse den Bezirksvorstehern 
die enteprechendeu Beträge überwies. 



-cbv Google 



5. Di« QliedeniDg der patricisch-plem beben Gemeinde. 33 

WeDD also ursprünglich die Gemeinde als solche regeltnftssige ^f^ 
Ökonomische Leistungen von deo Barfrern allgemein nicht erhob, so 
hat sie ausserordentlicher Weise dergleichen erfordern können, sowohl 
Dienstleistungen (operae), insbegondere Hand- und Spanndienste für die 
öffentlichen Bauten, wie auch GeldeinEchuse (iributua), und jene wie 
diese haben ohne Frage in den früheren Jahrhunderten Roma die 
bürgerlichen Verhältnisse weseDtlich bedingt Dennoch sind wir, da 
die Frohoden früh abkamen und auch die ausserordentlichen Ein- 
schüsse in die Staatskasse späterhin entbehrlich wurden, über das da- 
bei beobachtete Verfahren theils gar nicht, theils ungenügend unter- 
richtet, und können namentlich die Verwendung der Bezirksordnung 
für diese Zwecke nicht genauer verfolgen. 

Hinsichtlich der Frohnden gilt dies unbedingt. Von welchem F»hndra. 
Gewicht sie gewesen sein müssen, lässt der Riesenbau der städtischen 
Mauern ahnen, deren von den „Pflichten" (moettta, munerä) entlehnte 
Benennung ihren Ursprung anzeigt; dess sie in erster Reihe von dem 
Ansässigen, auch dem gnindbesitzenden Ausländer (municeps) gefordert 
worden sind, ist wahrscheinlich; aber über die Leitung und die Thei- 
lung der Arbeiten fehlt es an jeder Ueberlieferung. Die historiEche 
Zeit kennt für die Ausführung öffentlicher Arbeiten lediglich die Form 
der Verdingung. 

Die ausserordentliche Gemeindeumlage, der iribulus ist nicht umt«*. 
eigentlich eine Steuer, sondern ein Vorschuss, welchen die Gemeinde 
im Fall zeitiger Zahlungsunfähigkeit von den Bürgern einzieht und, 
&lls sie nach ihrem Ermessen dazu im Stande ist, ihnen denselben 
späterhin zurückzahlt. Die Befugniss dazu wird von jeher bestanden 
haben; aber die Uebernahme des Soldes der Fusstruppen auf die 
Gemeindekasse, welcher soeben gedacht ward, hat selbstverständlich 
diese Belastung erheblieh gesteigert Die Benennung sowohl wie die 
Verknüpfung dieser Umlage mit der nach den Districten abgenommenen 
Schätzung lässt keinen Zweifel daran, dass die Districte für diese Hebungen 
die Grundlage bildeten. Die Betheiligung der Tribusvorsteher bei der 
Schätzung ist bezeugt und auch die Hebung der Umlage sicher durch 
sie bewirkt worden. Dass, so lange die Tribus nur die Ansässigen 
nmfassten, diese allein von dem Tributus getroffen wurden, fordert die 
Gonseqnenz, und kann auch nicht befremden, du es sich nicht um Steuer- 
hebung, sondern um Zwangsanleihe handelt und anderweitige Belastung 
der nicht ansässigen Bürger fUglich daneben bestanden haben kann. 
Nachdem um die Mitte des S. Jahrb. der Stadt die Wehrpflicht den 
Büigem überhaupt auferlegt worden war und es aerarii im älteren 
Sinn nicht mehr gab, trifft die Umlage jeden Bürger nach dem Masse 
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seines in der ihm zuständigen Tribus zu diesem Behuf abgescbfltzten 
Vermögens. Von relativ höherer Belastung der grösseren Vermögen 
wird nichte gemeldet, wohl aber bestand eine Steuergrenze, insofern, 

jiWAM'. wer Über 1500 As im Vermögen hat, als „stetiger" (adsidum) oder 
„zahlungsfähiger" (locuples) Mann der Umlage unterliegt, wer darunter 
Qip* onirt, geschätzt ist, nur „föi die Person" (cfipite census) und als „Vater 
fruUar^. seiner Kinder" (jaroletarius) in den Listen geführt, dagegen in steuer- 
licher Beziehung als vermögenslos angesehen wird. Wenn wAiiread 
der Jahrhunderte des Aufstei^ens der römischen Macht die Umlage 
h&uiig vorgekommen war und nicht selten die Bürgerschaft unter 
dieser I.ast zu erliegen drohte, so hat die römische Gemeinde ihre 
Weltmachtsteliung vor Allem dazu benutzt, unter Befreiung ihrer Buiger 
von allen ökonomischen Lasten allein mit ihrem eigenen Vermögen zu 
wirthschaften. Nach dem J. 587 (167 v. Ch) bis auf Kaiser Diocletian 
ist die bürgerliche Umlage nur ein einziges Mal wahrend der Wirren 
nach Caesars Ermordung im J. 711 (43 v. Ch.) zur Hebung gekommen. 

D^*- Äehnlich wie die Steuerpflicht ist auch die Dienstpflicht geordnet 

und die Versammlung der wehrfähigen Bürger kann darum nach den 
Tribus zusammenberufen werden. Aber wenn diese als Aushehungs- 
- bezirke anzusehen sind und sie insofern an die Stelle der Curien treten, 
so liegt bei der militärisch geordneten Bürgerschaft, dem exercitm viel- 
mehr, im Geschlechterstaat ebenso wie in dem patricisch-plebejischen, 
als militärische Einheit zu Grunde die centuria für die Reiter wie für den 
Fussdienst. Wenn letztere im Felddienst dort durch die Turma, hier durch 
den Manipulus verdrängt wird, so kann diese Gliederung, da sie auf 
die Gomitien nicht angewendet worden ist, als jüngere und rein mili- 
tärische staatsrechtlich ausser Betracht bleiben. Der ursprünglichen 
Theilung der Bürgerschaft in ansässige (iribules) und nicht ansässige 
(aerarii) entspricht die Aufstellung von 188 Centurien zum Waffendienst 
Pflichtiger Bürger, während fünf weitere Centurien tbeils die zum Heer 
gehörigen Gewerke umfassen, die Zimmerleute (fabrf lignarit), die 
Schmiede (fahrt ferrarii), die Trompeter {lificines oder tubicines) und 
die Hornbläser (comictncs), tbeils in eine Centurie zusammengefasst 
die gesammte Masse der unbewaffneten (velati) Ersatzmannschaften, 
welche, als neben den Wehrpflichtigen verzeichnet (adcensi), nur aus- 
nahmsweise und nicht auf eigene Kosten bewehrt gemacht und zum 
Waffendienst herangezt^eu werden konnten. Insofern umfasst das 
Bfirgerheer alle erwachsenen männlichen Gemeindeglieder. Zu der 
Tribus stand die Centurie in keinem festen Verhältuiss, vielmehr 
wurde regelmässig die einzelne Centurie aus Tribulen verschiedener 
Bezirke zusammei^iesetzt, um militärisch wie politisch dieselben mög- 
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liehst mit eiiiander zu verschmelzen. Aus der Gesammtheit der Wehr- 
pflichtigen wurde zuollchst die stäodiffe in 18 Centnrien geordnete 
Reiterei ftuageschieden, von denen sechs die beibehaltenen der patrici- 
schen Gemeinde (S. 14) waren, die Übrigen zwölf mit R&cksicht auf 
Vennögea tmd Tauglichkeit peisönlich fOr diesen vornehmsteo Dienst 
ausgewählt wurden. Die übrigen Wehrpflichtigen wurden nach dem 
Lebensalter in ein erstes, die felddienstpflichtigen Mannttchaften vom 
beginnenden 18. bis zum beendigten 46. Leben^ahre umfassendes 
Aufgebot, die iimiores und ein zireites der älteren Leute, der seniores 
geschieden, und jedem Aufeebot 85 Centurien zugetheilt, jede dieser 
Hälften aber nach dem Masse des Grundbesitzes geschieden in die 
Volldienstpflichtigen oder -die classici, welche 40, und die mit al^- 
minderter Rüstung dienenden (daher infra classem), welche in vier Ab- 
stufungen 10, 10, 10 und 15 Centurien stellten. Die Veriheüung der 
für einen derartigen Centuriencomplex nach Alter und Vermögen 
qualificirten Bürger unter die einzelnen Centurien scheint vom Er- 
messen der Magistratur abgehangen zu haben. Da die Zahl der Abtbei- 
lungen ein für allemal feststand, so war, abgesehen von den stän- 
digen und also militärisch geschlossenen Beitercenturien von je 100 
Mann, die der Centurie zugetheilte Personenzahl nothwendig ungleich, 
ja nach der ganzen Anlage dieser Ordnung diese Ungleichheit inso- 
fern beabsichtigt, als die minder zahlreichen Mannschaften des zweiten 
Aufigebots ebenso viele Centurien erhielten als die zahlreicheren des 
ersten und vor Allem die Ansässigen wie in der Wehrpflicht so im 
Stimmrecht so entschieden vorangestellt, dass die Wehrpflicht und das 
Stimmrecht der nicht Ausäss^en geradezu illusorisch erscheinen, wo- 
gten eine Bevorzugung der grösseren Besitzer gegenüber den Inhabern 
kleinerer Bauerstelien aus unserer Ueberlieferung wenigstens nicht mit 
Sicherheit erschlossen werden kann. Innerhalb der Centuriencomplexe 
aber müssen die einzelnen Centurien an Kopfzahl ungeßthr gleich 
gewesen sein und Ordnungen dahin bestanden haben, dass beispiels- 
weise die für die 40 Centurien des ersten Aufgebots erster Klasse 
qualiflcirten Mannschaften nicht allzu willkürlich in dieselben ein- 
getheilt wurden. — Die früher erörterte Einreihung der aerarii unter 
die tribules änderte diese Ordnung nur insofern, als an die Stelle der 
Ansässigkeit in ihren verschiedenen Abstufungen entsprechend abge- 
stufte CensuBsätze traten und die fünf Nebencenturien nicht mehr die 
nicht aMSssigen, sondern die ärmeren unter dem niedrigsten zum 
Wehrdienst qualificirenden Steuersatz von 11000, später 4000 As 
geschätzten Bürger umfassten. 

Diese Ordnung, die in militärischer Beziehung früb beseitiirt » 
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CMUrin- woi'deiL ist, bat in politischer bis auf den hanuibalischeo Krieg be- 
AnkrtpfaDf Btaudeo uud ist daan später von Sulla, freilich nur auf kurze Zeit, 
diiasTiibnt. wieder ins Leben gerufen worden. Sie ist wahrscheinlich im Jahre 
534 (220 V. Ch.) umgestaltet worden, hauptsächlich, wie es scheint, 
um das active Wahlrecht der Bürger von der Willkür der Censoren 
uutl der wahlleitenden Magistrate unabhängiger zu stellen. Ee ist 
schon hervorgehoben worden, dass die ältere Heerordnung, indem sie 
nur für die grossen CeDturiencoinplexe die Qualification nach Alter 
und Vermögen feststellte, die Vertheilung der Bürger in die einzelnen 
Ceuturien wahrscheinlich der Magistratur öberliess. Wenn auch 
rechtliche und gewohnheitsniässige Nonnen wesentliche Ungleichheit 
der den rechtlich gleichstehenden Centurien'zugetheilten Personenzahl 
verhindert haben werden, so lag es doch in der Tendenz der republi- 
kanischen Entwickelung dem magistratischen Belieben auch auf diesem 
Gebiet Schranken zu setzen. Dies wurde um so nothwendiger, nachdem 
auch die nicht ansässigen Bürger in die Tribus eingereiht waren, da die 
in der Tribusordnung so scharf zum Ausdruck gebrachte Zurücksetzung 
derselben in den Centurien lediglich vom Gutdünken der Magistratur 
abhing. Es geschah dies wahrscheinlich dadurch, dass die bestehenden 
17u Stimmkörper des Fussvolks mit den 35 Distiicten, deren Zahl eben 
darum seitdem nicht weiter vermehrt worden ist, iu fjesetzlich feste Ver- 
bindung gebracht wurden. Die Tribulen einer jeden Tribus wurden 
nach dem Lebensalter in zwei Verbände der Jüngeren und der Aelteren 
geschieden, und jeder diraer siebzig Verbände nach den bestehenden 
fünf Vermögensstufen in fünf Centurien zerlegt, unter diese 350 
Centurien aber jene 170 Stimmen in der Weise vertheilt, dass dea 
70 Centurien der ersten Klasse je eine Stimme beigelegt, aus den 
2hU übrigen durch eine im Einzelnen nicht nachweisbare Zusammen- 
legung 100 Stimmkörjtcr gebildet wurden. Die siebzig Verbände 
traten gewissermassen an die Stelle der 35 Bezirke und die den Cen- 
turien eines jeden derselben vorgesetzten Centurionen an die der 
Tribusvorsteher. Auf diese Weise wurde erreicht, dass das Ueber- 
gewicht der den 31 ländlichen Tribus angehJirigen Ansflssigen Qher 
die in die vier städtischen Tribus eingeschriebenen nicht grundbesitzen- 
den Bürger, wie es wenige Decennien vorher fttr die Tribusversamm- 
lung festgestellt worden war, fortan auch in der Centurienordnung 
nicht auf dem willkürlichen Belieben der Beamten, sondern auf fester 
Ordnung ruhte. Hinsichtlich der Reitercenturien blieb die bisherige 
Ordnung in Kraft; nur ging denselben wahrscheinlich gleichzeitig das 
wichtige Vorstimmrecht verloren und stimmten sie fortan mit oder 
nach den Vollwehrpflichtigen des Fussvolks, 
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Privilegirte Borgerklassen hat, so viel wir sehen, das pa- 
tricische Born nicht gekannt. In dem patricisch-plebejischen erscheinen 
als solche, allerdings in sehr verschiedenen Epochen und in sehr 
mannichfaltiger Gestalt, der Patriciat, die KobiliUlt, der Senatoren' 
stand und die Ritterschaft. Ihnen allen gemein ist es, dass sie nicht 
als Körperschaften auftreten und weder Beschlussrecht noch Vorsteher 
haben, also die innerliche Einheit des Gemeinwesens ihnen gegenüber 
ebenso streng aufrecht gehalten wird wie gegenüber dem Tbeile der 
Bürgerschaft (S. 6) ; die bezeichneten Kategorien sind lediglich durch 
personale oder erbliche Privilegien ausgezeichnet, ihre Zugehörigen 
Staatsbürger bessern Rechts. 

1. Der Patriciat. 

Der Patriciat, einstmals das Bürgerrecht schlechthin (S. 5), tritt p^riMch« 
in der sp&teren Büi^erschaft als Erbadel auf. Begriff und Wesen 
desselben sind dabei im wesentlichen unveittndert geblieben, und rs 
kann dafür so wie für die mehr privatrechtlicben Oriiaungen, insbe- 
sondere das strengere Eherecht und das Institut der Clientel auf die 
früher gegebene Darstellung verwiesen werden. Hier verzeichnen wir 
die in spaterer Zeit den Patriciem zuständigen politischen Privilegien 
einschliesslich derjenigen Stellungen, fUr welche im Laufe der Ent- 
Wickelung der Patiiciat disqualificirt. 

a) Die altpatricischen Comitien der Curien wie der Centurien ^''''•*"- 
haben, seit es eine patricisch-plebejische Bürgerschaft giebt, die all- 
gemeine legislative Competenz verloren ; nur für die wesentlich privat- 
rechtlichen und hauptsächlich in die Geschlechtsordnung eingreifenden 
Acte ist dieselbe den Curien geblieben. Dass in diesen noch in der 
patricisch-plebejischen Gemeinde eine Zeit lai^ die Patricier aus- 
schliesslich stimmberechtigt waren, ist wahrscheinlich. Indess steht 
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dieB im Widerspruch mit dem Princip, dass die bevorrechtete BOrger- 
klasse nicht als Körpencbaft Ainctionirt, und in historischer Zeit sind, 
wie Bchon (S. 12) bemerkt ward, die CuriKtcomitien ebenso pstricisch- 
plebejische wie die der Centurien und der Tribus. 

RUriei«!.,) b) In der ursprünglichen pRtricisch-plebejischen Wehr- und der 
davon abhängigen Stinimordnuug sind die sechs angesehensten Cen- 
turien, die sex suffragia der Reiter, als jwocdm patriciüm den Pa- 
tricieru vorbehalten worden, und wahrscheinlich haben dieselben auch 
gesondert und vor den übrigen zwölf der Reiter und denen des Fass- 
Volks gestimmt. Indess ist dies Voistimmrecht späterhin auf die zwOlf 
patricisch-plebejischen Dbergegangen, womit das Vorrecht in eine Zu- 
rücksetzung umgewandelt ward. Noch später, wie es scheint im J. 584 
(220 V. Ch.), scheinen jene sechs Centurien selbst auch den Plebejern 
geöffnet worden zu sein. 

Pgjj™!« c) Die Unfähigkeit des Plebejers zur Verrichtung sacraler Func- 
f"™«'- tionen für die Gemeinde ist ein Fundamentalsatz der ursprünglichen 
patricisch-plebejischen Ordnung und bis in die Kaiserzeit hinein gilt 
die Regel, dass zur Bekleidung eines jeden Gemeindepriesterthums 
der Patricier schlechthin, der PlelwJer nur auf Grund einer spedellen 
gesetzlichen Anordnung [iähig ist, wenn gleich thatsäcblicb, schon in 
Folge des allmählichen Einschwindens des starr sich abschliessenden 
Erbadels, diese Regel mehr und mehr zur Annahme wird. Für die 
drei grossen Flaminate, die im Rang höchsten aller Priesterthümer, 
und die beiden Collegien der Salier hat man die ganze Kaiserzeit 
hindurch den Patriciat gefordert. Lange Zelt ist auch in Betreff der 
beiden mit Rom zugleich entstandenen und politisch wichtigsten Priester- 
schaften der Fontifices und der Auguren und des jüngeren, aber auch 
sehr alten, dem die Hut der Sibyllenorakel anvertraut war, der gesetzliche 
Au^chluBS der Plebejer festgehalten worden. Bei dem letztgenannten 
wurde durch das licinische Gesetz vom J. 387 (367 v. Chr.) die 
HäUte der Steilen, bei dem Pontifical- und dem Auguralcollegium durch 
das ogulnische vom J. 454 (300 v. Chr.) sogar die grössere Hälfte 
— damals fünf von neun — den Plebejern gesetzlich vorbehalten, die übri- 
gen beiden Ständen gleichmässig geöffnet Von dem vierten der grossen 
Collegien, dem im J. 558 (196 v. Chr.) eingesetzten der Epulonen 
scheinen die Patncier in republikanischer Zeit ausgeschlossen gewesen 
zu sein. Die übrigen Priesterthümer, das Frauenpriesterthum der 
Vestalinnen, die Genossenschaften der Fetialen und der Luperker, die 
kleinen Flaminate erscheinen, so weit unsere Ueberliefemng zurück- 
reicht, den Plebejern zugänglich; ob in Beziehung auf diese, so weit 
ihre Entetehuog in die Epoche des Geschlechterstaats fällt, patricische 
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Frivilegieii beetanden haben und beseitigt worden Bind, lasst sich um 
so weniger ausmachen, als bei manchen dieser Einrichtungen, namentr 
lieh bei den Vestalinnen nicht eigentlich Vertretung des Staats gegenüber 
der Gottheit zu Grunde liegen mag, und daher vielleicht das volle 
Büi^errecht von Haus aus hier nicht gefordert ward, 

d) Wenn mit der Zulassung des Plebejers zum Wehrrecht die 
Beföhigung desselben zur FQhriuig des Commandos unter dem Ma- 
gistrat logisch und praktisch verbunden war, der Plebejer also seit- 
dem auch zum LegionsfQbrer {iribunus militum) ernannt werden 
konnte, 60 gilt dies nicht von dem Magistrat selbst, ohne Frage des- 
halb, weil dieser die Gemeinde auch den Göttern gegenüber zu ver- 
treten hat In vollem Umfang findet dies Anwendung auf den König, 
der zugleich Magistrat und Priester ist, und ist daher auch fttr das sacrale 
Schemen desselben, den rex sacrorum bis in die Kaiserzeit hinein einge- 
halten worden. Aber auch für die Älteste Republik ist die Unfthigkeit d« 
Plebejers zur Bekleidung einer Magistratur der Eckstein der damaligen 
Gemeindeordnung, und diese Vorschrift ist nur schritt- und stückweise, 
ja principiell überhaupt nicht gefallen; insbesondere das Zwischen- 
königthum ist noch am Ausgang der Republik ein patricisches Amt. Am 
frühesten sind Plebejer zv^elassen worden bei ausserordentlicher oder 
stellvertretender Besetzung des Oberamts: unter den in den 3. 803 
(451 V. Chr.) und 804 (450 v. Chr.) fungirenden Zehnmännem für 
Gonstituining des Gemeinwesens finden sich Plebejer, und die 
kurz nachher, vielleicht eben in Folge des Decemvirats, zugelassene 
Verknüpfung der oberamtlichen Function mit der blossen Offizier- 
Stellung, der sogenannte Consulartribunat, ist recht eigentlich die 
Zulassung des Plebejers zur Führung des Oberamts ohne Führung des 
Titels. Unter den ordentlichen Aemtem macht den Anfang die Qufistur, 
insofern folgerichtig, als das Unteramt, wie seiner Zeit gezeigt werden 
soll, streng genommen nicht als Magistratur betrachtet werden kann: im 
Jahre 383 (421 v. Ch.) wurden mit der Vermehrung der Quästorenstellen 
von zwei auf vier zugleich alle beiden Ständen freigegeben. Der ent- 
scheidende Schritt geschah im Jahre 387 (367 v. Ch.) durch das lici- 
nische Plebiscit: indem dies den Consulartribunat abschaffte, theilte es 
die beiden Consulatellen zwischen den Ständen in der Weise, dass 
die eine mit einem Patricier, die andere mit einem Plebejer besetzt 
werden sollte. Allem Anschein nach ward gleichzeitig sowohl die alte 
Dictatur wie auch die jetzt neu errichtete dritte Oberamtsstelle, die Prä- 
tur beiden Ständen gleichmäsfflg zugänglich gemacht, da die Ordnung 
der Qualification wahrscheinlich auf das Oberamt Oberhaupt gleichmassig 
bezogen wurde. Selbst die einige Zeit vorher gleich der Prätur aus 
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dem Oberamt al^ezweigte Censur scheint schon in Folge des lirinisclien 
Gesetzes den Plebejern in der Weise eröffnet worden zu sein, dase 
für beide Stellen jeder Borger wählbar war. Die ebenfalls im J. 387 
(367 V. Ch.) eingerichtete Aedilität ist in ähnlichem Sinne zwischen den 
beiden Ständen in der Weise getheilt worden, dass die beiden plebeji- 
schen Aediles aus Sonderbeamten der Plebs in Beamte der Cremeinde 
iimgewandelt, ilie beiden neu eingerichteten curulischen Aedilen den 
Patricieru entnommen wurden. Die hier angestrebte Rechtsgleichheit 
der Adlichen und der Büi^erlichen schlug bald in rechtliche Zurück- 
setzung der ersteren um: Volksschlllsse aus den J. 412 (342 v. Ch.) 
und 415 (339 v. Ch.) setzten für Consulat und Censur fest, dass je eine 
dieser Stellen der Plebs vorbehalten, die zweite beiden Ständen offen sein 
solle; um dieselbe Zeit wurde fUr die curulische Aedilität der Turnus 
eingeführt, so dass dieselbe iu den varronisch ungeraden Jahren der Stadt 
mit Patriciern, in den varronisch geraden mit Plebejern besetzt ward, 
während die plebejische den letzteren ausschliesslich verblieb. Ebenso 
blieb der Volkstribunat auch nachdem er thataftchlich aus einem Sonder- 
amt der Plebs in ein Amt der Gemeinde umgestaltet war, den Adlichen 
verschlossen. Indess diese Festsetzungen selbst legen Zcugniss davon 
ab, dass die politische Vormachtstellung des Geschlechtsadeis den Ver- 
lust seiner Privilegien und selbst die rechtliche Zurücksetzung weit Ober- 
dauert hat; nur auf jene gestutzt hat sich der Patriciatiu dem Sonderbesitz 
der einen Consulstelle bis zum J. 582 (172 y. Ch.), der einen Censor- 
stelle bis zum J. 623 (131 t. Ch.) behauptet, und trotz des allmilh- 
licheu Einschwindens der Zahl haben die alten Geschlechter durch die 
ganze republikanische Epoche, ja noch darüber hinaus in der ersten 
aus ihnen hervorgegangenen Dynastie der Julier und der Claudier 
einen bestimmenden Kinfluss behauptet, während der Erbadel der 
Kaiserzeit zu keiner politischen Bedeutung gelangt ist. 
DiePitrieicr e) Der Senat der patricischen Gemeinde ist in die patricisch- 
plebejische insofern unverändert übergegangen, als auch in dieser die 
formale Bestätigung der Volksschlüsse so wie das Zwischenkönigthum 
den Patriciern als Reservatrechte verblieben. Für das eigentliche 
Regiment der Gemeinde, welches mehr und mehr auf den Gemeinde- 
rath überging, sind dagegen in der patricisch-plebejischen Staatsordnung 
den patricischen patres, so viel uns bekannt von Anfang an, die plebe- 
jischen conscripU zur Seite getreten , aber so wenig in gleichberech- 
tigter Stellung, dass vielmehr der plebejische Beisitzer weder auf den 
Namen noch auf die Ehrenabzeichen des Senators Anspruch hatte, und 
er weiter wie in der Bürgerschaft das Stimmrecht ohne das Aemter- 
recht, so im Senat das Stimmrecht ohne das Recht des Bescbluss- 
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Vorschlags erhielt. Rechtliche Gleichetellung mit den patricischen haben 
die plebejischen Senatoren auch später nicht erhalten. Erst in, Folge 
der Zulassung der Plebejer zum Oberauit im J. 387 (367 t. Ch.) ist 
denen von ihnen, die dazu gelangt waren, die rechtliche Gleichstellung 
im Senat eingeräumt worden; da ein bevorrechtetes Vorschlagsrecht 
für den Senator an das bekleidete Oberamt ohne Zweifel schon früher 
geknöpft war, konnte der plebejische Consular bei den Senatsver- 
handlungen nicht länger stummer Beisitzer bleiben. Allmählich ist 
dann durch die mehr und mehr um sich greifende und schliesslich 
alleinige Besetzung der Senatsstellen durch die Wahl zu einer 
Magistratur die bevorrechtete Stellung des Adels im Senat be- 
schränkt und endlich beseitigt worden. Es wird darauf im fünften 
Buch bei der Behandlung des Senats zurückzukommen sein. 



2. Die Kobilität. 

lind flti4 difiRAm pnf- ___- 

Pitricial du 



Die Nobilität ist ein erweiterter Tatriciat und aus diesem ent- <i>i 

"itHt 



wickelt, indem dieser Kreis die Patricier umfasst nebst den aus dem 
Patriciat ausgetretenen oder den Patriciern in der Amtsehre gleich 
geltenden Plebejern. Ausgegangen ist der Begriff wohl davon, dass 
der durch Emancipation oder Austritt aus dem Geschlecht aus- 
scheidende Adliche zwar seine Adelsrechte veriiert, aber seinen Ge- 
schlechtsnamen behält und auch ferner ein „namhafter" (nobilis) Mann 
bleibt. Hauptsächlich aber findet er Anwendung auf diejenigen Ple- 
bejer, welche nach dem licinischen Gesetz zu den bis dahin den 
Patriciern vorbehaltenen Gemeindeämtern gelangen. Da diese Aemter 
auch femer noch als „patricische" angesehen werden, so scheiden ihre 
Träger von Rechtsw^en aus der mit der Plebität rechtlich verknüpften 
Clientel aus (S. 21) und stehen im Senat den Patriciern gleich; daher 
wird ein solcher „neuer Mann" {homo novus) zwar nicht selbst, 
wohl aber seine Descendenz der Nobilität zugezählt, so dass also an 
die Uebemahme eines curulischen Amtes sich für den Plebejer dieser 
erbliche Quasi-Patriciat anknüpft. Rechtliche Privilegien, wie sie dem 
Patriciat zustehen, hat die Nobilität nicht-, die ßefugniss von denjenigen 
Ahnen, welche curulische Aemter bekleidet haben, die Bildnisse im 
Haussaal aufzustellen ist wohl das Kennmchen der Nobilität, aber 
doch mehr ein magistratisches Ehrenrecht als ein Standesprivilegium. 
Aber wie bei der Aemterbewerbung , nachdem die rechtliche Bevor- 
zugui^ des Adels beseitigt war, die gewohnheitamässige noch lange 
von mächtigem Einfluss blieb, so ist die letztere dem Quasi-Patricier 
gleichfalls zu Statten gekommen, namentlich auch insofern, als der Adel 
insgesammt der Plebs gegenüber insbesondere bei den Wahlen zu- 
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sammenzubalten pflegte. Die rechtliche GeschloBsenheit des Patridats 
hAtte Dothwendiger Weise es demselben unmöglich gemacht das Adels- 
regiment zu behaupten, wenn nicht durch die Quasi-Keception eines 
jeden ant«r Sprengung des Adelsrings zur Magistratur gelangenden 
Plebejers in den Erbadel selbst die Fortdauer der Adelsherrschaft 
ermöglicht worden wäre. Die Rechtsgleichheit der Patricier und der 
Plebejer, wie sie durch die ständischen Kämpfe herbeigeführt worden 
war, wurde durch dieBes Herkommen formell nicht alterirt, factisch 
aber wesentlich beeinträchtigt, ja im Laufe der Entwickelung in der 
That aufgehoben. Wie so oft im politischen Ansgleichui^kampfe 
wandelten die Sieger die eratrittene Gleichheit um in eine neue Form 
der Privilegirung. 

3. Der Senatorenstand. 
Von der Zusammensetzung des Senats und seinem Antheil am 
Regiment der Gemeinde wird im fOnften Buch gehandelt werden. 
Hier sollen die Vorrechte dai^elegt werden, welche dem einzelnen 
Senator, in späterer Zeit auch den Frauen der Senatoren und deren 
Kindern bis zum dritten Grade beigelegt sind, soweit dieselben die 
Bangstellung betreffen oder politischer Art sind ; die Sonderstellung 
der Senatoren im Ebe- und im Vennögensrecht kann hier über- 
gangen werden. Dem Senat als solchem stehen corporative Rechte 
so wie eigenes Verminen und eigene Kasse nicht zu. 
> a. Das älteste äussere Abzeichen des Senators, der SchnUrenschuh, 

kommt anfangs nur dem patricischeu Senator zu, wie denn dieser 
ursprünglich allein als wirklicher Senator angesehen wird. Weiterhin 
finden wir dies Abzeichen, jedoch mit der Beschränkung, dass der 
Halter (lunala) von Elfenbein dem patricischen Senator allein ver- 
bleibt, im 6. Jahrh. ausgedehnt auf die zu curulischen Aemtern ge- 
langten, also auf die quasi-patricischen , noch später auf sämmtliche 
Senatoren. — Ob der rothe Streifen am Untergewaud, wie ihn der 
Bitter trug, von Haus aus auch dem Senator zukam oder erst von der 
Ritterschaft auf den Senat übertragen ward, ist zweifelhaft. Als in der 
gracchischen Zeit die Senatoren und die Ritter sich schärfer von einander 
schieden, kam es auf, dass der Senator den Streifen breiter {lattts clavus) 
trug, der Ritter schmaler (angushts clavus) und dieses Distinctiv der beiden 
bevorrechteten Stände ist geblieben. — Der goldene Fingerreif ist erst 
später und zwar zuerst für die Senatoren in Uebung gekommen und 
hat sich dann auf die Ritter tibertragen, bei denen wir auf denselben 
zurückkommen. — Diese Abzeichen sind in republikanischer Zeit 
personale ; als aber Augustus einen Senatorenstand schuf, erstreckte er 
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dieselben einerseits auf die Desceadenten der Seaatoren, andererseits 
auf diejenigen jüngeren Mäaaer des Ritterstandes, welche er in Pflichten 
und Rechten diesen gleichstellte. 

b. Gwonderte und bevorzugte Sitzplätze bei den öffentlichen* 
B&hQenspielen sind den Senatoren seit dem Jahre 560 (194 v. C.) 
eingeräumt und es ist dies dann auf andere Volkefeste Übertragen 
worden. 

c. Ein bevorzufEtes Stimmrecht hat der Senator nur insofern, als ai 
er bei der Bildung der Rittercenlurien bevorzi^t wird, worüber bei der 
Ritterschaft zu handeln ist 

d. Auch bei der Aemterbewerbung ist der Senator als solcher 
nicht bevorzugt; nach den späteren Ordnungen indess, welche als Qusli- 
fieation für das höhere Amt die Bekleidung eiues niederen mit der 
Gewinnung des Senatssitzes verbundenen fordern, concurriren bei allen 
wichtigeren Bewerbungen lediglich Senatoren. — In gleicher Weise 
werden die vom Senat ausgehenden Abordnungen aller Art, die im 
Regiment der Republik eine hervorragende Rolle spielen, wemi nicht 
von Rechtswegen, so doch thats&chlich ausschliesslich aus dem Senat 
genommen. — Noch in der Kaiserzeit vrird für die Beamteoemennung, 
soweit sie auf den Kaiser übergeht, sowie nicht minder fUr die Besetzung 
der höchsten Offizierstellen, insbesondere der Legionscommandos , die 
Zugehörigkeit zum Senat oder sogar zu einer bestimmten Klasse 
desselben als Qualification gefordert. — Für die Priesterthümer scheint 
in republikanischer Zeit die SenatArenqualität rechtlich nicht erforderlich 
gewesen zu seiu; thatsächlicb aber sind die höheren derselben schon 
damals so gut wie ausschliesslich an Senatoren und Senatorensöfane 
gegeben worden. Augustus wird dies dann rechtlich formulirt haben. 
— Für die Anfangsämter und somit für den Eintritt in den Senat 
selbst hat in republikanischer Zeit das allgemeine Bewerbungsrecht 
nicht bloss formell fortbestanden, sondern es ist wahrscheinlich für 
den neuen Mann nicht allzu schwierig gewesen dazu zu gelangen, 
wenn gleich die der NobilitÄt angehörigen Bewerber auch dabei 
factisch bevorzugt waren. Augustus hat dagegen nur einerseits die 
Nachkommen der Senatoren, andererseits die von ihm in den Senatoreu- 
stand au^enommenen jungen Männer zur Bewerbung um die Ge- 
meindeämter zugelassen, für welche sie zugleich zur Pflicht gemacht 
ward. Dadurch wurde der Senatorenstand zu einer theils erblichen, theils 
durch kaiserliehe Ernennung ergänzten Pairie und lieferte diese Pairie 
in der Kaiserzeit ausschliesslich nie höhere Kategorie der Beamten. 

e. Als Geschwomen im Civilprozess konnte der Magistrat Ursprung- o«. 
lieh wahrBCheinlich von Rechtswegen jeden römischen Bürger berufen, "it"^^ 
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Aber unter dem entwickeltes aristokretiscbeii Begimeot macht sich 
der Ansprurh der Senatoren anf ausschliessliche Berechtigung hiebe! 
geltend, namentlich seit dem Anfang des 7. Jahrh. d. St. hinsichtlich 
der Geschwornenstellen in den aus dem Civilprocess entwiclcelten 
politisch wichtigen Quflstionenprocessen. Der im Gegensatz dazu er- 
hobene gleichartige Anspruch der Ritterschaft rief dann einen das letzte 
Jahrhundert der Republik ausfüllenden Interesseustreit der beiden 
privilegirten StAnde hervor. Sowohl in der Epoche vor Gaius Gracchus 
wie auch wieder während der sullanischen Reaction wurden lediglich 
Senatoren zu Geschwornen berufen, während in der gracchanischen 
Epoche die Senatoren von diesen Stellen ausgeschlossen waren und in 
der letzten Zeit der Republik vom J. 684 (70 v. Ch.) an ein Diitt«! 
derselben mit Senatoren besetzt ward. In der Kaiserzeit, wo diese 
Thfltigkeit aus einem begehrten Recht zu einer lästigen Pflicht wurde, 
ist dieselbe den Senatoren abgenommen. 

4. Die Ritterschaft. 
qwüuuUoB Die Ritterschaft, welche, hervorgegangen aus der alten Bürper- 
Bitwpferd. reiterei , seit der mittleren Republik als bevorzugte Burgerklasse auf- 
tritt, bilden die Inhaber der Staatspferde, die equitr.s RomamequopubVco. 
Wenn die Bürgerreiterei darauf angelegt zu sein scheint diesen ao 
sich schon und vor allem durch seine Ständigkeit kostspieligen Dienst 
auch dem Unvermögenden einigennassen zu ermöglichen, da dem Staate- 
pferdinhaber besondere Emolumente {S. 32j, jedem anderen Reiter der 
dreifache Sold des Fusssoldaten gewährt wurden, so ist nichtsdestoweniger 
der Rossdienst früh als eine nur dem Vermögenden zuzumuthende Last 
behandelt, zugleich aber auch, namentlich insoweit er ständig war, 
des damit verbundenen Ansehens wegen von der reicheren Bürger- 
schaft vorzugsweise begehrt worden , wobei noch hinzukam , dass von 
den achtzehn Centurien der Staatspferdinhaber die sechs vornehmsten 
dem Erbadel vorbehalten und selbstfolglich in den übrigen zwölf die 
plebejische Nobilität und die allmählich neben diesem magistratischen 
Adel sich entwickelnden Kreise der hohen Finanz vorzugsweise vertreten 
waren. Somit stellte sich für den Rossdienst neben der ursprünglichen 
Qualificfltion nach dem Alter und der körperlichen Tüchtigkeit die 
weitere nach Geburt und Vermögen ein. Die Ausschliessung der Frei- 
gelassenen wurde hier mit voller Strenge durchgeführt und durch 
Bevorzugung der Söhne solcher Väter, die selbst das Staatspferd ge- 
habt hatten, thatsächlich selbst eine gewisse Erblichkeit desselben 
herbeigeführt, desgleichen nur zugelassen, wer den vierfachen Gensus 
der vollen Wehrpflicht, das heisst ein Vermögen von 400000 Sesterzen 
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aufweisen konnte. Aus den sonach fQr den Reitei-dienst qualifidrt 
erachteten Borgern, welche auch wohl abusiv selber als Ritterschaft be- 
zeichnet werden, wurden tbeils von den Feldherrn die eiTectiven Büi^er- 
reiter ausgelesen, die übrigens ziemlich früh militärisch verschwanden, 
theils durch die Ceosoren jene achtzehnhundert Staatspferdreiter, 
"die eigentliche Ritterschaft, welche zwar von Rechtswegen effectiven 
Reiterdienst zu leisten hatte, aber mehr und mehr ohne Rücksicht 
auf die militärische Brauchbarkeit gebildet wurde. Es blieb bei der 
alten Ordnung, wonach die Censoren die Staatspferde au geeignete 
Personen austbeilten und die nicht mehr Dieustßlhigen dieselben abzu- 
geben hatten, und sie hat dazu geführt, dass diese zweite Adelsklasse 
nicht wie der Patriciat auf der Gehurt, sondern auf ohiigkeitlicher 
Verleihung beruht und späterhin sich zum Briefa^lel entwickelt. Aber 
thatsächlich ward diese Ordnung keineswegs innegehalten. Mehr noch 
als bei der Zutbeiluug des Staatspferdes, welche die durchgängig aristo- 
kratisch gesinnten und von jeder Verantwortlichkeit befreiten Censoren 
nach politischen Rhcksichten handhabten, scheint der Austritt aus 
der Ritterschaft wegen des dieser zustehenden besseren Stimmrechts 
bei der Nobilitflt häufig Ober die rechte Altersgrenze hinaus verschoben 
worden zu sein; es ist sogar nicht unwahrscheinlich, dass in Folge 
eines formellen Privilegiums die Consulare, Prfitorier und Aedilicier 
regelmässig in den Rittercenturien verblieben, bis in der grscchischea 
Zeit die Inconipatibilität des Ritterpferdes und des Senatssitzes gesetz- 
lich festgestellt ward. Sowohl diese Festsetzung wie auch die Be- 
seitigung des patricischen Reservatrechts auf den dritten Theil dieser 
Centurien haben dauu dazu beigetragen die Ritterschaft, welche 
bis dahin den Amtsadel und die von dem eigentlichen Regiment sich 
fernhaltende Finanzaristokratie in sich vereinigt hatte, in der Weise 
zur Trt^erin der letzteren zu machen, wie sie uns im letzten Jahr- 
hundert der Republik eutgegentritt. Die sullanische Reaction war 
wesentlich der Sieg der Nobilität über die Bitterschaft und stellte 
auch die letztere insofern auf eine andere rechtliche Grundlage, als 
die bisher durch die Censoren bewirkte Aufnahme unter die Staats- 
pferdinhaber mit der thatsäcblichen Beseitigung der Censur wegfiel. 
Was dafOr an die Stelle trat, ist nicht vollständig ermittelt; sicher 
ist und charakteristisch, dass seitdem dem erwachsenen Sohn des 
Senators das Ritterpferd von Rechtswegen zukam, während wahrschein- 
lich dessen Erwerbung noch an andere Momente, vielleicht an die 
Bekleidung des Kriegstribunats geknüpft ward. Die Ausscheidung aus 
der Ritterschaft, abgesehen von dem Uebertritt in den Senat, scheint 
damit ttberhaupt aufgehört zu haben. Indess hat es bei dieser Umgestaltung 
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der Kitterschaft im optimatiBchen Siune keineewegE sein Bewenden 
gehabt. Noch in republikanischer Zeit sind Versuche gemacht worden 
die Censur wieder in das Lehen zu rufen und in der augustisrhen 
Beform ist die magistratische Verleihung des Ritterpferdes nicht hlos 
zu Gunsten des Kaisers wieder hergestellt, sondern auch durch Be- 
seitigung der geschlossenen Zahl wesentlich gesteigert norden. Der 
G^ensat-z des erblichen Amtsadels, der den Senatorenstand bildet, 
und der aus den Männern guter Geburt und namhaften Vermögens 
durch kaiserliche Berufung ausgewählten lUtterschaft beherrscht vor 
allem die Epoche des Principates. Dagegen ist Augustus Versuch 
den effectiven Rossdienst in der Weise zu erneuern, dass die Ritter- 
schaft zu einem berittenen Oföziercorps ward, nur unvollkommen ver- 
wirklicht worden. Es wurde die Aufnahme in die Ritterschaft wohl 
bis zu einem gewissen Grade mit dem OfBzierdienst verknüpft, wie 
denn auch dem erwachsenen Senatorensohn zwar das Ritterpferd von 
Rechtswegen zukam, er aber zi^leich verpflichtet ward als Kriegstribun 
zu dienen, und es wurde femer in der besseren Kaiserzeit das Bittcvpferd 
vor erreichtem Dienstalter nicht ertheilt; allein häufig und in immer 
steigendem Umfang ist das Ritterpferd einfach als personaler Adel 
verliehen worden und die Lebenslänglichkeit ist, abgesehen von erwiesener 
UnwOrdigkeit, damit verbunden geblieben. 

Die politischen Privilegien, welcher dieser zweiten Klasse der römi- 
schen Aristokratie, allerdii^ zu verschiedenen Zeiten und in sehr 
verschiedenem Grade zukamen, sind die folgenden: 

a. Die militärische Gliederung, welche der ständigen Bßigerreiterei 
selbstverständlich zugekommen ist, ist der Ritterschaft, auch nachdem 
dieselbe nicht mehr als Truppe betrachtet werden kann, dennoch ge- 
blieben, und zwar wird dabei nicht die alte Centurie zu Grunde ge- 
legt, Eondem die im effectiven Kriegsdienst dafür eingetretene Turma 
(S. 14). Augustus hat sogar der Ritterschaft in den sechs Führern 
der sechs ersten Türmen quasi -magistratische jährlich wechselnde 
Anfuhrer gegeben. Verwendung findet diese Gliederung lediglich bei 
gewissen Mustemi^^en der Ritterschaft und bei Festlichkeiten. Eine 
Körperschaft ist die Ritterschaft nicht; sie tritt nicht zur Bescbluss- 
fassung zusammen und hat keine dafUr competente Vorsteher noch 
auch eigenes Vermögen und eigene Kasse. 

b. Als äusseres Abzeichen scheint der Purpurstreifen am Unter- 
gewand {clavas) dem Reiter von jeher als Dienstabzeichen zugekommen 
zu sein und er ist, späterhin neben einem gleichartigen, aber gesteigertem 
Abzeichen des Senators, dem Ritter verblieben. — Der goldene Finger- 
rii^ ist dagegen verhältnissmässig spät und zunächst als senatoriscbes 
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Abzeichen in Gebrauch gekommen (S. 42); eret seit der gracchisclien 
Zeit führen denselben die beiden privilegirten Stande gleichmfieeig. Die 
Verleihung des Ritterrechts au den Freigelassenen unter Fiction der 
Ingenuität, welche in republikanischer Zeit überhaupt nicht und in der 
besseren Kaiserzeit als seltene Ausnahme vorkommt, erfolgt in dieser in 
der Form der Verleihung der Goldringe ; späterhin werden diese dem Frei- 
gelassenen nicht selten gewährt, ohne dass damit die öctive lugenuität 
und der Standeswechsel verbuqden ist. — Ob diese Ehrenrechte 
lediglich dem Staatspferdinhaber zukamen oder auch, bo lange es 
eine Bürgerreiterei gab, dem ohne Staatspferd zu Rosb dienenden 
Boiler, ob sie ferner, bevor die Lebenelänglichkeit der Bitteistellui^ 
durchgeführt ward, auch nach Abgabe des ßitterpferdea fortbestanden, 
lässt sich nicht mit Sicherheit entscheiden. 

c. Abgesonderte Sitzplätze bei den Bühnenspielen, die „vierzehn»' 
Reihen", sind, nach dem Muster der Senatoren, den Rittern iu der 
gracchischen Epoche, und, nachdem sie dieselben durch Sulla verloren 
hatten, wieder im Jahre 687 (67 v. Ch.) durch das roscische Gesetz 
verliehen worden. In der Kaiserzeit wurde dies auch auf die Renn- 
und die Kampfepiele erstreckt 

d. Dass bei der Abstimmung nach Centurien den Staatspferd- 
inhabem von den 193 Stimmkörpem 18 reservirt waren, ist bereits 
au^efübrt worden (S. 35). Es war dies Stimmrecht um so mehr 
bevorzugt, als die Centurien der Reiter je 100 Personen zählte, wäh- 
rend alle übrigen eine unbestimmte durchgängig sicher weit grössere 
Zahl von Stimmberechtigten umfassten, und als denselben, wie es scheint 
bis zum J. 534 (220 v. Ch-), das wichtige Vorstimmrecht zustand. 

e. Der Offizierdienst ruht in republikanischer Zeit, so weit nicht 
die Volkswahlen eingreifen, auf der feldherrlichen Ernennung, insofern 
der Feldherr den ihm unterstellten Soldaten wie im Gliede belassen, 
so auch als Führer verwenden kann. Es liegt in der Sache, dass 
die höheren Führer, namentlich die Knegstribune und die diesen 
gleichstehenden Offiziere, vorzugsweise aus der vornehmeren Reiterei 
genommen wurden und es hat dies auch foitbestanden , nachdem die 
Bürgerreiterei als effective Truppe aufgehört hatte, indem die zum Ross- 
dienst qualificirten jungen Männer der besseren Stände, die sich dem 
Feldherm zur Verfügung stellten, auch nachher der Bürgerreiterei 
zugezählt wurden. Ob sie das Staatspferd besassen oder nicht, wird 
dabei schwerlich in Betracht gekommen sein, auch die Offizierstellen 
rechtlich denselben keineswegs ausschliesslich zugestanden haben. Dass 
nach der suUaaischen Ordnung umgekehrt der Offizierdienst das 
Staatspferd gab, ist vermuthungsweise schon ausgesprochen worden (S. 45). 
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AugUBtus hat, wie für die höchsten Offizierstfllen die Senatoren- 
qualität, Bo für die Kriegstribune und die AuxilienfUhrer das Staats- 
pferd zur rechtlichen Qualification fremacht, deren Innehaltung frei- 
lich nach der Beseitigung der gefchlossenen Ritterzahl der freien 
kaiserlichen Offizieremennung keinen Eintrag (hat. 

f. Wie der ritterliche Offizierdienst durch Augustus rechtlich 
fixirt worden ist, so sind auch die ritterlichen Beamten und die ritter- 
lichen PriesterthUmer eine Einrichtung des Augustus. Diejenigen 
Aemter und mit amtlicher iCompetenz ausgeetatteten Commandos, 
deren Besetzung dem Kaiser zukam, theilte er ein ftlr allemal zwischen 
den beiden privilegirten Ständen, so dass^werfer das senatorische Amt einem 
Ritter noch das ritterliche einem Senator übertragen werden durfte. 
An die Ritter kamen auf diese Weise die Verwaltung der damals neu 
eingerichteten Provinzen, ferner sämmtliche Finanz- und Palastämter und 
silmmtliche in Italien functionirende Commandos, namentlich die der 
Garde und der Flotten. Sie erscheinen als dem Kaiser näherstehend 
und unmittelbarer unterworfen als die senatorischen kaiserlicher Er- 
nennung; wenn die senatorischen mehr als Reichs-, werden die ritter- 
lichen mehr als Hausbeamten gefasst, und wenn jene im Bang 
höher stehen, überwiegen bei diesen die Emotumente. Rechtliche 
Qualification, vom Ritterpferd selbst abg^ehen, giebt es für die 
Ritterämter nichtf; thatFBchlich indess bestand eine solche in dem 
ritterlichen Offizierdienst, insofern die Ritterämter nach Art der 
Veteranenbelohnungen vorzugsweise an gewesene Offiziere vergeben 
wurden; doch konnte seit Hadrian auch bei der Verwaltung und der 
Rechtspflege ein ähnliches Anrecht erworben werden. Es bildeten sich 
fßr die Ritterämter ähnliche Abstufungen, wie sie für die senatorischen 
bestanden, und eine ritterliche Aemteriauf bahn ; selbst eine ritterliche 
Nobilität entstand, indem den Nachkommen der höheren Beamten von 
Ritterrang das Ritterpferd ohne weiteres gewährt ward und sie inner- 
halb der Ritterschaft eine hervorragende Stellung einnahmen. Analog 
werden die I*riesterthümer in senatorische und ritterliche geschieden. 

Der Gedanke des Gaius Gracchus, dem Gemeinwesen einen doppelten 
herrschenden Stand zu geben, ist durch Augustus in vollem Umfang 
verwirkliebt worden. Die Gleichberechtigung aller Bürger insbesondere 
zur Uebemahme der Aemter und der Priesterthümer der Gemeinde 
ist in dem patricisch-plebejischen Gemeinwesen, da der Patriciat darin 
als Erbadel Platz gefunden hatte und der Quasi-Patriciat der plebe- 
jischen Nobilität sofort sich neben ihm entwickelte, niemals effectiv 
durchgeführt, aber beständig formell anerkannt worden; principiell 
beseitigt hat die bürgerliche Gleichheit erst Augustus, indem er der 
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Ritterschaft eine dem Senatorenstand mehr co- als subordinirte Stellung 
in dem Gemeinwesen anwies, die Beamten und die PriesterthUiner 
unter die beiden privil^rten Stftnde theilte und unter Beseitigun<; der 
aligemeinen passiven Wählbarkeit die dein uiergue ordo der Kaiserzeit 
nicht Angehörige Büi^erschaft, ilie jetzipe plehs von Rechtswefien von 
denselben ausschloss. 
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7. Die zurückgesetzten BUrgerklassen. 

Zurückgesetzte BOrgerklaBsen treten ia der patricisch'plebejiscben 
Gemeinde drei auf: die Plebejer, die Freigelassenen und die ver- 
wandten Klassen und die vom Stimrorecbt au^eschlossenen Halb- 
bUrger (eives sine auffragio). 

1. Die Plebejer. 
Die dem Plebejer als solchem mangelnden poliUschen Kechte so 
wie deren allmähliche Gewinnung und zum Theil ihre Verkehrung in 
plebejische Vorrechte ergeben sich aus der Darlegung der Rechtsstellung 
des Patriciats (S. 37). Hier sind diejenigen Sonderinstitutionen zu 
betrachten, welche vor erlangter Gleichberechtigung die Plebs für sich 
geschaffen hat; insofern nacb deren Erlangung dieselben zu Gemeinde- 
oi^anen un^ewandelt worden sind, werden sie an ihrem Orte wiederum 
zur Sprache kommen. 
sond«- Die Kämpfe zwischen dem Erbadel und den Neubürgem zeigen 

¥Mt. eine doppelte Tendenz : einerseits das Bestreben nacb Rechtsgleichheit 
der beiden Stände, andererseits nach Constituirung der Plebs als eines 
Staates im Staat mit eigener beschliessender Versammlung und 
eigenen Vorständen. Beide Bewegungen scbliessen im Ergebniss sich 
aus, und wenn die erstere ein Mögliches erstrebt und schliesslich er- 
langt hat, so verfolgte die letztere ein logisch und praktisch uner- 
reichbares Ziel und ist demnach auch schliesslich resultatlos geblieben; 
«s konnte durcb sie das bestehende Gemeinwesen vernichtet, nicht 
aber innerhalb desselben und unter dessen Fortbestand ein anderes 
{;eschaffen werden. In der That hat es für die also geschaffene Or- 
ganisation, die Plebs als solche, kein Ausland, keine Bechtspflege, keine 
Heerbildung, keine Finanzen gegeben; alle staatlichen Einricbtui^n 
bestehen lediglich und zu jeder Zeit fQr die patricisch-plebejische 
Gemeinde. Die Plebs ist nichts als ein schwäi^liches Compromisa 
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zwischen der bestehenden den Adel privil^renden Staatsordnung einer- 
und dem Ausscheiden der NeubQi^er aus dem Gemeinwesen anderer- 
seits; eine Beschwichtigung der revolution&ren Androhung dieses 
Austritts durch die Oi^anisirung jenes Srheinwesens. Die mächtigen 
Leidenschaften, welche in dieser Bew^ung brnuaen, dürfen Qber ihre 
Zielltffiigkeit nicht tauscheu. Die auf diesem Wege geschaffenen Organi' 
Nationen bestehen in Quasi- Magistraten und Quasi-Comitien der Plebs. 
Jene sind in den beiden tribuni pJebis das Abbild der Consuln, in den pi«b«!isoi.o 
beiden aediles plebis das Abbild der Quästoren. ßefehlsrecht nehmen turBtnti. 
die Tribüne nicht in Anspruch, sondern nor das Recht dem consu- 
larischen Befehl durch ihr dem collegialischen des andern Oberbeamten 
nachgebildetes Einschreiten die Rechtskraft zu entziehen. Die Aedilen 
sind, wie die Quästoren, ohne fest abgegrenzte Couipetenz wesentlich 
bestimmt die Oberbeamten zu unterstutzen, zun&chst vielleicht die 
Frohnden zu beaufsichtigen und dabei vorkommender Unbill wo nöthig 
durch Anrufung ihrer Vorgesetzten zu steuern. Wenn der Gehorsam gegen 
die staatlichen Ordnungen auf dem Gesetz ruht, so ruht der den plebe- 
jischen schuldige nach der strengen römischen Rechtsauffassung auf dem 
Sammteid, durch den die Plebejer sich und ihre Nachkommen verpflichtet 
haben solchen Gehorsam zu erzwingen, insonderheit die Uoverletzlich- 
keit, welche dem Gemeindemagistrat das Gesetz giebt, dem plebejischen 
dadurch zu verbQi^n, dass jeder Plebejer verpflichtet ist die Ver- 
letzung der durch seinen oder seiner Vor&hren theureu Eid geheiligten 
(sacrosanetus) plebejischen Vorsteher zu sühnen. Also Zwang und Strafe 
ruht nach den plebejischen Ordnungen auf der SelbsthUlfe, und diese 
ist nur insoweit organisirt, als gegen den, der die Rechte der Plebs 
oder ihrer Beamten verletzt, ein Quasi-CrioiinalprozesB vor der ver- 
sammelten Plebs eingeleitet und eventuell die Quasi-Sentenz durch die 
Beamten der Plebs vollstreckt wird. — Die Quasi-Comitien der Plebs, ^'J^f''* 
welche anfänglich nach den Curien stattfanden, aber, um den Einfluss con-iti«- 
der abhängigen Clienten zu brechen, in Gemässheit des poblilischen 
Gesetzes vom J. 288 (471 v. Gh.) an nach den Tribus abgehalten und 
damit auf die ansässigen Bttrger beschränkt wurden, nahmen neben 
diesem G^enbild des ältesten Criminalprozesses eine Quasi-Legislative in 
Ansprach, welche nominell nur die eigenen Verhältnisse der Plebs r^eln 
will , der Sache nach aber in jedem einzelnen Fall in die Legislative 
der Gemeinde übergreift and den Anspruch erhebt diese zubinden. Formell 
wurde sie anerkannt zunächst in der Beschränkung, dass der in Ueber- 
einstimmung mit dem Senat von der Plebs gefasste BeScbluss dem Volks- 
beschluES gleichgestellt ward, dann durch das hortensiscbe Gesetz um das 
J. 468 (286 V. Ch.) allgemein durch rechtliche Gleichstellung des Be- 
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Schlusses der Plebs mit deinjeDigen der patiictBch-plebejischen Geiueiude. 
Hiemit hat diese Bewe;:!UDg mehr ihr Ende erreicht als ihr Ziel ; indem 
in derselben Epoche die Plebejer im wesentlichen politische Rechts- 
gleichheit erlangten, war ihre Sondervei'sainmluDg nicht mehr die einer 
zurückgesetzten BQrgerklasse, sondern es stimmte die Bürgerschaft 
seitdem in den Comitien mit Einschluss, in der PlebejerverBainmlui^ 
mit Ausschluss der Adlichen, und schwerlich hat dies praktisch einen. 
fühlbaren Unterschied gemacht. In ilhnlicher Weise sind die Magistrate 
der Plebs, ohne dass ihre Befugnisse sich wesentlich änderten, durch die 
rechtliche Gleichstellung der Plebejer mit den Patriciem von selbst der 
Sache nach zu Gemeindebeamten geworden : sie schützen seitdem nicht 
mehr den Plebejer gegen den Patricier, sondern den Bürger gegen den 
Magistrat und werden vor allem dazu verwendet den dem Senat nicht 
botmässigen Beamten unter de-ssen wenig formulirte Gewalt zu beugen. 
Die Plebs der historischen Zeit ist kein Staat im Staate mehr und die 
aus der Zeit der ständischen Kämpfe herrührenden Einrichtungen, 
die Moditicationen der Stimmordnung und der Ausschluss der Adelichea 
von der plebejischen Magistratur sind politische Beminiscenzen. 

2. Die Freigelassenen und verwandte Klassen. 
Ettfci«- Obwohl in der patricisch - plebejischen Gemeinde dem aus der 

iiaiten Sklaverei zur Freiheit gelangten Knecht das Bürgeireclit zusteht (S. 6), 
K>iui«nrn. Unterliegt er dennoch mancherlei Zurücksetzungen und es erstrecken 
sich diese zum Theil auch auf die Kinder desselben ersten Grades 
und auf die unehelich von einer römischen Mutter Geborenen. Von 
diesen nach Art und Zeit vielfach differirenden, uns auch sehr unvollständig- 
bekannten Festsetzungen können hier nur einzelne mehr beispielsweise 
vorgelegt werden. Von dem Gemeindeamt und dem Gemeindepriester- 
thum so wie von dem Sitz im Senat und vom Beiterdienst sind die 
oben genannten Kategorien in republikanischer Zeit ausgeschlossen und 
in Betreff der Freigelassenen selbst gilt dies noch für die Kwserzeit 
Hinsichtlich des Wehr- und des damit verbundenen Stimmrechts war 
die bis zu der Mitte des 5. Jahrhunderts dafür bedingende Ansässig- 
keit dem Freigelassenen nicht verschlossen und vielleicht rechtlich 
nicht einmal erschwert und es mag sein , da die Zahl der dazu 
gelangenden gewesenen Knechte damals nicht beträchtlich gewesen 
sein kann, daes eine gesetzliche Zurücksetzung derselben in dieser 
Hinsicht anftnglich nicht bestand; wenigstens ist ans der früheren 
republikanischen Zeit nichts derartiges Überliefert. Nachdem seit der 
Mitte des 5. Jahrh. die Wehrfähigkeit nur vom Vennögen abhing, wird 
sich dies geändert haben ; in der That wird zuerst unter dem J. 458 (2?i> 
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y. Ch.) von einer Zurücksetzung der Freigelassenen bei der Aushebung 
berichtet; wahrscheinlich hat sich damale der spätere Gebrauch festee- 
stellt dieselben nicht fQr die Legion, sondern fUr die Flotte auszuheben. 
Von der Ausscbüessuug auch der gnindliesitzeniien Freigelassenen und 
Söhne von Freigelassenen aus den Iftndlichen Tribus und ihrer Ver- 
setzu)^ unter die den nicht ansässigen Büt^iern uberwi^euen vier städ- 
tischen erfahren wir zuerst aus der Zeit kurz vor dem hannibalischen 
Kriege; fQr die Freigel assenensöhne wurde dies im J. 565 (189 v. Ch.) 
-durch Volksschluss beseitigt, aber ffir die Freigelassenen selbst ist diese 
ZurQcksetzuDg unter häutigen Anfechtungen und mit vielfachen Modi- 
ficatjonen im Einzelnen wesentlich aufrecht erhalten worden. Die 
Kaiserzeit hat die Rechtsungleichheit eher noch gesteigert; insbesondere 
hinsichtlich der Führung der Tribus, wenn gleich diese jetzt nichts war als 
das Kennzeichen des vollen Bürgen-echts, sind die Beatininmngen ver- 
schärft worden: die Freigelassenensöhne, die unehelich Geborenen, 
die Schauspielerkinder, selbst die zum BDrgerrecht gelangten geborenen 
■Griechen werden wenigstens häufig in die städtisclien Tribus gewiesen, 
und die Freigelassenen selbst zwar aus diesen nicht entfernt und also 
bei den nach den Tribus gemachten Getreidevertheilungen und sonstigen 
Spenden mit zugelassen, aber allem Anschein nach ihnen die Fuhrung 
der Tribus im Namen untersagt. Auch in dem Heerdienst -dieser Epoche 
walten die gleichen Tendenzen: jene in die städtischen Tribus gewie- 
senen Bürger zweiter Klasse sind unfähig zum Dienst in der Garde und 
in der Legion und dienen nur in der minder geachteten hauptstädtischen 
Besatzung; die Freigelassenen als solche sind überhaupt ausgeschlossen, 
obwohl sie späterhin unter fictiver Beilegung der Ingenuität einen guten 
Theil derFlotteuBoldaten geliefert haben mögen. — Selbst für die Munici- 
palordnungen gelten im Ganzen dieselben Regeln ; indess ist hier, wo 
der Freigelassenenstand einen guten Theil der vermögenden BQi^er in 
«ich zu begreifen pflegt und dem municipalen Amtsadel ähnlich gegen- 
übersteht wie in der Hauptstadt dem Senat die Rittei-schaft , von 
Augustus in Nachbildung d^ quasi-magistratiscben Sexvirats derselben 
(S. 4C) eine ebenfalls quasi-magistratische, praktisch allerdings nur 
fQr Schaufeste verwendete Institution, der Sexvirat der Augustalen 
ins Leben gerufen worden. — Die Beseitigung des dem gewesenen 
Knecht anhaftenden Makels durch Privilegien ist in der Republik nie und 
auch in der besseren Kaiserzeit nur vereinzelt in der Form der Ver- 
leihung der Goldringe, also des Ritterrechts, vorgekommen (&. 47); 
directe Verleihung der fictiven Ingenuität {nalaUum rcsUMio) be- 
j^egnet erst in der Epoche des Verfalls. 
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3. I)ie Halbbttrger. 
. wahrend der mittleren Republik, etwa vom 4. bis zum 6. Jahrb. 

der Stadt, sind eine Reihe mittelitalischer Bürgerschaften in der Weise 
der römischen incorporirt worden, dasa sie in diese nicht vollständige 
aufgingen und ihre Angehörigen zwar römische Bürger, aber ohne 
Stimmrecht waren {eives sine suffragio), welche hybride Rechtsstellui^ 
wir als Halbbürgerrecht bezeichnen. Das politische Moment, welches- 
dabei zu Grunde liegt, ist das ablehnende Verhalten der latinischea 
Nation gegen die etruskische und die oskische; es sollten deren Ge- 
meinden auf diese Weise der fuhrenden Gemeinde LatiumB dienstbar 
gemacht werden, ohne sich mit dieser zu vermischen, was sich deut- 
lieh darin ausdröckt, dass es dergleichen Gemeinden untersagt ward 
sieh officiell der lateinischen Sprache zu bedienen. — Daher tritt 
diese Institution ein, als die Wafleii Roms die latinischen Grenzen 
überschritten und verschwindet späteriiin, nachdem die entgegengesetzte 
Tendenz der Latinisirung Italiens die Oberhand gewonnen hatte, indem 
diese Ortschaften alsdann eine nach der anderen das volle Bürgerrecht 
empfingen. FUr jede in dies Verhältniss eintretende Ortschaft ist das- 
selbe durch römisches Localstatut geregelt worden und das Rechts- 
verhlLUniss also wohl gleichartig, aber keineswegs bei allen das gleiche. 
Durchgängig besteht fttr jede solche Ortschaft eine Sonderverwaltung. 
Diese ist entweder rein römisch and schliesst die örtliche Selbstver- 
waltung aus, wie dies für Caere und die gleichstehenden Gemeinden 
geschehen ist, oder es bleiben die örtlichen Behörden, Magistrate^ 
Comitien und Senat, und theilen sich mit den römischen in die Ge- 
schäfte, was insbesondere von Capua gilt. Die eigentlich Souveräne 
Gewalt bleibt selbstverständlich dem römischen Gemeinwesen und 
dessen Gesetze sind schliesslich selbst fbr die Beschränkung oder Be- 
seitigung des Halbbürgerrechts entscheidend. Das Sacralwesen einer 
jeden Gemeinde wird den dafUr bestellten Trfteem unverändert ge- 
blieben sein, wenn auch die Sacra dem Begriff nach als römische 
gefasst wurden. Die Rechtspflege li^ der Regel nach bei dem 
römischen Prätor, respectiv bei dem von diesem bestellten örtlichen 
Vertreter (praefectua), so dass in dieser Hinsicht die Halbbürger- und 
die Vollbürgergenieinde sich wesentlii^ gleichstehen; nur Capua scheint 
neben dem römischen Gericht ein eigenes mit beschränkter Competenz 
behalten zu haben. Die bürgerlichen Leistungen werden von den 
Angehörigen der Halbbürgergemeinde, die insofern auch municipium 
avium Eomatiorum genannt wird, in vollem Umfang gefordert; sie 
unterliegen der Dienst- und der Steuerpflicht und also auch der Schätzung. 
Wo, wie in Caere, die Selbstverwaltung fehlt, liegt die Schätzung den 
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rSmischen Gensoren ob, welche diese auBserhalb der Tribus steheoden 
und des Stimmrechts entbehrenden BQi^er in einer besonderen Liste 
{taMae Caeriüm) verzeichnen, und auch die Aushebung und die 
SteuereinziefauDg wird durch die rOmJscfaen Behörden beschafft worden 
sein; weshalb die Bezeichnung der von der Tribus ausgeschlmsenen 
und steuerpflichtigen Bürger (S. 32) als aerarii in sp&terer Zeit 
diesen HalbbQrgem beigelegt wird. Fttr Gapua muss das Gegentheil 
angeordnet worden sein, da die Campaner neben den VoUbürgem in 
^enen Legionen dienen. Die aus dem StaatsbOrgerrecht sich her- 
leitenden Befugnisse, sowohl die eigentlich politischen wie das active 
and passive Wahlrecht und die Provocation, wie auch die privat- 
recbtlicben, wie die Fähigkeit zu römischem Eigenthum und i-Omischer 
Ehe, ränd in dem Halbbürgerrecht nicht enthalten, wohl aber muss 
einer jeden Ortschaft ein eigenes secund&r römisches Gemeinde- und 
Privatrecht und somit ihren Bürgern die Fähigkeit zu rechter Ehe 
und rechtem Eigenthum zugestanden haben. In dieser Weise wird 
diese Organisation, so weit sie nicht durch örtiiche Festsetzungen 
abgeändert ward, im Allgemeinen geordnet gewesen sein. 
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<i Das Volk von Rom ist ein Theil des latinischen Namens (nomen 
Latmum), eine der stadtischen Wehi^enossenschaften (popttU), in welche 
die durch Sprach- und Sittengemeinschait zusammengeschlossene, 
möglicher Weise in feraer Vorzeit ungeschieden lebende Nation der 
Latiner wie jede andere italisch - hellenische zerfiel. Die Intensität 
und die Ewigkeit , welche staatsrechtlich dieser nationalen Zu- 
sammengehörigkeit zukommt, geht weit hinaus Ober die euphemistische 
Perpetuität des Staatsvertrags und ruht auf der Unauflöslic^keit 
des Verhältnisses der Nation zu ihren Gliedern. Allerdings wird in 
der trotzigen Ursprungslegende diese Stellung Roms ignorirt. Da- 
nach steht das römische Gemeinwesen lediglich auf sich selbst, 
geschaffen von einem Göttersohn ohne irdischen Vater aus heimatli- 
losen Männern und geraubten Frauen, zunächst mit keinem anderen 
Gemeinwesen vertragen und mit allen benachbarten in Fehde, Ober 
die latinische Nation, die allerdings auch hier als geschlossene Einheit 
auftritt, zur Hegemonie gelangend im Wege des Kriegsgewinnes. Aber 
wir werden nicht irren, wenn wir in dieser die Rom einschliessende 
ktinische Nationalität ignorirenden und abwehrenden Darstellung das 
Abbild deijenigen Verhältnisse erkennen, wie sie nach Auflösung des 
latinischen Bundes im Anfang des 5. Jahrh. der Stadt den römischen 
Siegern sich ergaben und uns dadurch nicht irren lassen in der ursprQng- 
lichen Auffassung Roms als einer Stadt des latinischen Bundes. 

ke Die ursprünglichen Ordnungen des latinischen Namens sind ver- 
schollen; wir vermögen nicht zu sagen, wie die drei politischen Momente 
der Selbständigkeit der einzelnen Gemeinde, der Competenz des Bundes 
und der Sonderrechte der Vormacht in demselben gegen einander ab- 
gewesen waren. Dass es eine führende Gemeinde in dem Bunde gab 
und dies von Haus aus nicht Rom war, sondern Alba, darf der Ueber- 
lieferung entnommen werden; schwerlich indess ist diese Vorstand- 
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Ecbaft mehr gewesen als ein Ehrenvorzug, die AusrichtuDg des Bundes- 
festes Jahr fllr Jahr auf dem albanischen Berge. Der Bund als solcher 
scheint die gleiche Organisation und die gleiche Gumpetenz gehabt zu 
haben wie die einzelne Gemeinde, also eine ständige Magistratur und 
eine Aea Gomitiea analoge Versammlung, Kriegserklftruni! und Friedens- 
scbluBs sowohl der Einzelgemeinde wie dem Bunde zugestanden zu 
haben. Die Handhabung des Friedeosstandes unter den verbQndeten 
Gemeinden, welche nicht völlig gefehlt halten kann, wenn sie auch 
die Kriegführung unter denselben nur erschwerte und nicht unbedingt 
ausschlosB, und die Aufnahme neuer Gemeinden in den Bund kann nur 
durch dessen Organe bewirkt worden sein. — Die Festvorstandschaft 
des Bundes scheint in sehr ^her Zeit dadurch an die römische Ge- 
aieinde gelangt zu sein , dass die Nachbarstadt Alba von ihr zerstört 
und ihr Gebiet mit dem heiligen Berg römisch ward. Die Auflösung 
des latinischen Bundes selbst ist im J. 41Ö (338 v. Oh.) eingetreten, 
allem Anschein nach in der Weise, dass die Bundesmagistrate und 
die Bundescomitien w^elen, deren Befugnisse aber auf die Magistrate 
und die Gomitien der römischen Gemeinde übergingen, so dass der 
launische Stadtebund nicht eigentlich unterging, sondern nur die Or- 
gane wechselte, wie denn auch das Bundesfest auf dem albanischen 
Berge fortwährend abgehalten ward unter Betheiligung der sftmmtr 
liehen verbQndeten Gemeinden. In dieser umgewandelten G^talt, 
welche die Machtmittel der Nation mit der Geschlossenheit des Einzel- 
staats rechtlich und thatsflchlich verknapfte und deren Et^ebniss, die 
Herrschaft über Italien und weiter über den Kreis der antiken Welt, 
mit gleichem Recht römisch und lateinisch genannt werden kann, er- 
scheint der latinische Bund im klaren Licht der Geschichte. 

Als Gemeinde latinischen Rechts gilt jeder selbständige zum ^■"f»»«.''"' 
BUnduiss mit Rom zugelassene und dabei als gleicher Nationalität an- kmiki 
erkannte Staat; die ohne Zweifel ursprünglich dem Bunde zu Grunde 
liegende ConfSderatiou aller latinischen Gemeinden unter einander 
ist aufg^eben. Somit gehören zu diesem Latium theils die von den 
alten Grenzen des latinischen Namens umschlossenen Gemeinden (prisei 
Latint), theils die ausserhalb dieser Grenzen früher nach Bundesbeschluss, 
später nach dem Willen Roms als selbständige Gemeinden latinischer 
>'ationalität gerundeten Städte (coloniae Lalinae), theils die ursprQi^- 
lich stammfremden, aber von Rom als latinisirt anerkannten Bundes- 
städte, wobei in späterer Zeit die effective Nationalisirung nicht selten 
anticipirt ward. Die auf der nationalen Gleichheit ruhende Unab- 
änderlichkeit dieses Rechtsverhältnisses ist insofern in Kraft geblieben, 
als das latinische BundesverhKItniGs nicht in eine andere und schwächere 
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Form der VerbUndung utngewaDdelt werden kaim; wobl aber kann 
dasselbe imtei^ehen durch Vernichtung der politischen Selbständigkeit 
der Gemeinde, wie denn auf diesem Wege bekanntlich im Laufe des 
Bunde^enossenkrieges die derartigen italischen Gemeinden slUnmtlich 
in das römische Bfirgerrecht fibergetreten sind. Wenn gleid) die 
Bürgerrechte der einzelnen iatinischen Gemeinden wohl als latiaisches 
Recht zusammengefasst werden, so giebt es doch rechtlich ein solches 
nicht; die Latinit&t, abgelöst von dem einzelnen Stadtrecht, erscheint 
erst unter den juristischen Missbildungen der Kaiserzeit 

Die besondere Rechtsstellung der latinischen Gemeinden setzt 
sich zusammen einerseits aus der SchmAJerung und Entziehung ge- 
Mtimer an sich in der Gemeindesouver&nität enthaltener Recht«, anderer* 
seits aus der Erstreckung gewisser an sich dem römischen BDiger allein 
zustehender Befugnisse an die Borger der latinischen Stadt 

Die Beschränkung der souveränen Rechte, welcher die latinische 
Stadt unterliegt, ist ohne Zweifel der ehemaligen Bundescompetenz 
entnommen, wenn auch wahrscheinlich bei dem üebergang derselben 
auf Rom wesentlich gesteigert. Sie zeigt sich in zwiefacher Bichtung: 
in dem Veriust der selbst&adigen Beziehui^en zu anderen Staaten 
und in der Civilgeset^ebung. 
vniutd« Wenn die volle Souverllnetät vor allen Dingen in dem Rechte 
^^p^ der Kriegführung und des staatlichen Vertragsschlusses zu Tage tritt, 
so kann die launische Stadt selbständig weder Krieg fuhren noch, 
abgesehen von dem Bttndniss mit Rom, mit einer anderen Gemeinde, 
nicht einmal mit einer latinischen, in Vertrag treten; dagegen wird 
Krieg und Frieden und Staatsvertrag so, wie das römische Gemein- 
wesen darüber bestimmt, selbstfolglich auf sie mit bezt^en. — Eine 
Consequenz davon ist die Verpflichtung deraelben Rom Kriegshfilfe 
KU leisten- An sich ist diese durch das Eintreten des Kriegsfnlls oder 
der Kriegsgefohr bedingt; aber ob einesolche besteht, haben die römischen 
Autoritäten zu entscheiden und praktisch ist die Einberufung der Httlfe- 
contingente behandelt worden wie die Einberufung der Bürgermiliz: 
so weit unsere Kunde zurückreicht, ist beides Jahr für Jahr erfolgt 
und der wenn auch nur nominelle Felddienst fttr die Bfir^er wie 
für die Latiner nicht stetig, aber ständig. Dem Umfang nach 
scheinen rechtliche Schranken nicht bestanden zu haben: der Staat 
kann wie von seinen BUigem, so auch von seinen Bundesgenossen 
die Wehrleistung von Rechtswegen so weit fordern, wie dieselbe überhaupt 
möglich ist, und nur das politische Masshalten zieht hier eine Schranke. 
Das Contingent bleibt die Truppe einer selbständigen Gemeinde; der 
römische Feldherr ernennt die der Gesammtheit der Contingente 
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vorgesetzten Offiziere, aber die Auswahl der Mannschaften und die Er- 
neDnung der ConÜngentfQIirer verfOgt die Gemeinde und sie ist es, die 
der Truppe den Sold zahlt. Allerdings ist die praktische DurchfUhrui^ 
dieser Ordnung nicht möglich ohne eine gewisse AufsichtfUhrung der 
leitenden Stelle und es ist wahrscheinlich schon unter der Bundesordnung 
die zun&chst fQr die 'Wehrpflicht dienende Schätzung in diesen Sinne 
gleichmllBBig gestaltet worden, da das Schatzungsverfahren der latinischen 
Städte der älteren römischen Form vor der Trennung der Censar vom 
Oberamt im J. 319 (435 v. Ch.) genau entspricht, auch die Periodicit&t 
wesentlich analog ist. Es kann auch sein, dass die Römer tlber die 
Durchführung und die Ergebnisse dieser Schätzung kraft ihrer hegemo- 
nischen Stellung eine Controle ausgeübt haben; bestimmte Zeugnisse 
dafür fehlen. 

Die römische Gesetzgebung hat sich im Allgemeinen auf die ^^"I» 
latinischen Gemeinden nicht erstfecht; es fehlt nicht an Belegen dafür, p^"t- 
dass römische VolksschlQsse auf die Latiner keine Anwendung gefunden 
haben. Dem Verlöbniss ist für Rom die ursprüngliche Klagbarkett 
entzogen worden; in Latium ist sie in Kraft geblieben, bis die italischen 
Latiner zu Römern geworden sind. Insbesondere kann die latiniscbe 
Gemeinde, so lange sie nicht durch Bundesbi-uch ihre Rechte verwirkt, 
nicht durch römischen Beschluss einseitig aufgelöst werden. Dennoch 
wird vielleicht bereits zur Zeit des latinischen Bundes, sicher unter 
der römischen H^emonie die dem Bunde und später der führenden 
Macht zustehende Autonomie die örtliche gebrochen haben. Die all- 
gemeinen Rom und Latium gemeinsamen Institutionen, insbesondere 
die Gensur und die Aedilität, können nicht wohl auf anderem Wege 
ins Leben gerufen worden sein, und manche einzelne Vorkommnisse, 
zum Beispiel die Bestimmungen ober das Geldschuldverfahren im J. 561 
(193 V. Gh.) und die bekannte über den Bacchuscult vom J. 568 
(186 T. Ch.) lassen daran keinen Zweifel, dass die römische Regiemi^ die 
latinische Autonomie nut' insoweit hat gelten lassen, als es ihr mit der 
Wohlfahrt des Staates vereinbar erschien. Einen exceptionellen Charakter 
haben alle diese Bestimmungen an sich, aber formale Schranken haben 
dafür schwerlich bestanden. 

Weiter in der politischen Beschränkung der latinischen Gemeinde- ^j;;!^''^ 
freiheit ist weder der Bund noch sein römischer Erbe g^angen. ^Mi>^)>«> 
Es bleibt der Stadt die Staatsgewalt, eigenes Gebiet und damit Be- 
freiui^ von römischer Einquartierung und römischen Zöllen, eigenes 
BQi^errecht, eigene Coraitien und dainit mit der angegebeneu Be- 
schränkung die eigene Gesetzgebung, eigene Magistrate und damit 
die eigene Gerichtsbarkeit, vor allen Dingen volles Steuerrecht und. 
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abgesehen von den durch die Besolduni? des Contingents der Gemeinde 
erwachsenden Kosten, Freiheit von jeder finanziellen Belastung zu 
Gunsten Roms. Erst die in der Zeit der flaviscben Kaiser ertbeilten 
latinischen StAdteordnungen weisen hinsichtlich der Gerichtsbarkeit 
gonisse Modificationen auf, wodurch Bie sich den Ordnungen der 
BUrgemiunicipien nfthern. 
Keciiti- Diesen Beschränkungen und Belastungen gegenüber stehen die 

a« LMjta^r dem Latiner und nur ihm mit dem römischen Büi^er gemeinsamen 
Rtmtn. Rechte, welche, ruhend auf der Sprach- und Sittengenieinschaft, dem- 
selben eine Mittelstellung zwischen dem Bfli^er und dem Ausländer 
geben. Selbstverständlich stehen diese Befugnisse wie dem Latiner in 
Rom, so dem Römer in jeder latiniechen Gemeinde zu, 

1. Rechtsgleichheit im Verkehr in den dem römischen Verkehr 
eigenartigen Formen (comma-cium), insbesondere der Eigenthumserwerb 
und die Begründung der Geldschuld durch Kupfer und Wage, be- 
steht nicht für den im Uehrigen zur Verkehr^emeinschaft zugelasse- 
nen Ausländer, wohl aber zwischen Römern und Latinem. Da-'^selbe 
gilt von der gleichen Behandlung im Prozess ; der Latiner ist in dieser 
Hinsicht wohl schon in der patricischen Epoche dem Plebejer gleich- 
gestellt worden und hat mit diesem zugleich das Recht erlaugt obue 
Zuziehung des Schutzherrn oder des Gastfreundes vor dem römischen 
Gericht aufeutreten. Als späterhin die Prozesse zwischen Bürgern und 
Peregrinen oder zwischen zwei Peregrinen an einen besonderen Fremden- 
prfitor gewiesen wurden, sind die IVozesse zwischen einem Bürger und 
einem Latiner oder zwischen zwei Latinem wahrscheinlich dem für die 
bürgerlichen Prozesse competenten Richter verblieben. 

2. Eine Consequenz dieser Rechtfigemeinschaft ist die wesentliche 
Gleichstellung des Latiners mit dem Römer im Pereonalrecht , auf 
der es beruht, dass der Römer, welchen ein Latiner zum Eigenthum 
erwirbt, nur an Sklavenstett, nicht Sklave wird, also Bürgerrecht und 
Freiheit behält; dass, nachdem die Adoption aufgekommen ist, der 
also in die väterliche Gewalt eines Römers eintretende Latiner das 
Bürgerrecht gewinnt; dass zwischen Römern und Latinem Ert^emein- 
Schaft besteht, der Römer den Latiner und umgekehrt im Testament 
bedenken kann, was von dem Ausländer nicht gilt. Dagegen hat Ehe- 
gemeinschaft zwischen Römern und Latinem schwerlich allgemein be- 
standen. 

3. Eine weitere Cousequenz dieser Rechtsgemeinschaft ist die 
Fähigkeit des lAtiners römischen wie des Römers latinischen Boden 
zu vollem Eigenthum zu erwerben. In Folge der hiedurch ihm er- 
wachsenden Verpfliclitung insoweit die römischen Frohnden und die 
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rfttnischen Steuern zu leiateo, wird er römischer municeiht, und da 
diese Fähigkeit jedem Latiner zukommt, heisst, analog der für die Halb- 
bDrgergemeinde nblichen Benennung ntunicipium eivium Romanortan, 
die latjnische municipium Latinum. — Insofern diese BodengemeinBchafl; 
nach ErstreckuDg des latioiechen Rechte auf das cisalpinische Gallien 
ganz Italien bis zu den Alpen umfasste, tritt sie späterhin als italisches 
Bodenrecht auf, welche Bezeichnung dann auch und sogar vorzugsweise 
auf diejenigen QbeTBeeischen Territorien Anwendung fand, welche aus- 
nahmsweise in diese Bodengemeinschaft aufgenommen wurden. 

4. Obwohl der Latiner der römischen Wehrpflicht nicht unter- 
liegt und also, auch wenn er auf römischem Boden ansAseig ist, die 
Tribus nicht führt, wird er dennoch in mancher Hinsicht geradezu 
als Bürger betrachtet Die Kriegfllhrung gegen eine bundesbruchige 
Latinershidt gilt als Bürgerkrieg, und wenn das Aemterrecht dem 
I^tioer versagt wird, so fehlt das Stimmrecht wenigstens in der Tribua- 
versammlung ihm nicht; es werden bei jeder derartigen Abstimmung 
die dabei anwesenden Latiner in einer dazu ausgelösten Tribus zur 
Abstimmung zugelassen. 

5. Zur Gewinnung des römischen Bürgerrechts bedarf der Latiner 
der Einwilligung der beiderseitigen Gemeinden nirlit; vielmehr gilt 
für die römischen und die latiniscben Bürgerschaften die R^el, dass 
niemand zweien derselben zugleich angehören, jeder aber nach der ur- 
sprüi^lichen Ordnung dies Bürgerrecht nach Ermessen wechseln kann. 
Es hängt dies vielleicht nicht einmal nothwendig ab vom Wechsel des 
Wohnorts, sondern es genügt die betreffende Erkl&ning, die der 
Kegel nach bei der Schätzung abgegeben wird. Indess ist die la- 
tioische Freizügigkeit nicht auf die Dauer geblieben. Für die seit 
dem Ende des 5. Jahrh. mit latinischem Recht gegründeten oder be- 
widmeten Städte ist nur den in einer jeden zur Magistratur gelangen- 
den Personen die Gewinnung des römischen Bürgerrechts gewahrt 
worden. Den ursprünglich latinischen Gemeinden und den älteren Co- 
lonien ist die volle Freizügigkeit geblieben, bis im J. 659 (95 v. Ch.) 
ein VolksBchluss dies Privilegium aufhob, was die nächste Ursache zum 
BundesgenoBsenkricg und weiterhin zu der Aufnahme aller dieser Ge- 
meinden in den römischen Borgerverband selbst geworden ist. 

Diesem auf der Stammesgemeinschaft ruhenden, zu ewiger Rechts- ini«iiiii<f- 
pemeinschaft geeinigten latinischen Verband gegenüber stehen die wutnu.«, 
italischen Gemeinden verschiedener Nationalität und weiter das stamm- 
A^nirie Ausland mit ihrem von Rechtswegen ewigen Kriegsstand. Jenseit 
der Grenzen der latiniscben Nation giebt es Bodeneigenthum nicht, 
we^ler römisches noch ausländisches: der Bewohner des Gebiets, der 
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hostis, späterbJD peregrmus, ist principiell recht- und friedlos; die 
UnabJliiderlichkeit des Kne<]:sstaDdes der stammfremdeii Nation gegen- 
über findet ihren Ausdruck darin, dass mit den etniskischen StAdten, 
in denen die vereohtedeue Nationalität den ROmem zuerst gegenüber- 
trat, Staatsverträge nicht andere geschlossen worden sind aJs mit festem 
Endtermin. Die rechtliche Behandlung der Kriegsgefangenschaft such 
des Körners (S. 25) lehrt, mit welcher Schärfe die Römer diese Ver- 
faUtoisse nach beiden Seiten hin auffassten und behandelten. Ein 
Intemationalrecht im heutigen Sinne, das Nebeneinanderstehen verschie- 
dener Nationen mit gegenseitiger Anerkennung staaüicher Gleichberech- 
tigung und voller Autonomie läuft den römischen Ordnungen streng 
genommen für alle Zeiten zuwider. 

Aber interuationales Recht und internationaler Verkehr hat es 
dennoch bei den Römern nicht bloss gegeben, sondern sie haben in 
der politischen Entwickelung Roms eine hervorragende Rolle gespielt. 
Der principiellen Rechtlosigkeit des Auslftndere geht eine weitherzige 
Freigebung der Beziehungen zu demselben zur Seite. Es lag dies schon 
in den geographischen Verhältnissen. Die latinischen Städte waren g^en- 
Qber den etniskischen, samnitischen, hellenischen gar nicht in der Lage 
sich auf sich selbst zurückzuziehen ; die im Allgemeinen bei allen diesen 
Nationen gleichartige städtische Ordnung führte nothwendig zu Zwi- 
Bchenverkehr und Zwischengerichten. Mit dem formalen Kriegsstaud 
fand man sich ab durch den formalen Waffenstillstand, geschlossen 
auf eine lai^e Reihe von Jahren und nach Ablauf derselben der 
Regel nach erneuert, berechnet darauf bis weiter den intemationalea 
Verkehr zu gestalten und zu regeln. Rechtlichen Anspruch auf feste Ver- 
kehrsgemeinsi-haft konnte allerdings dem Ausländer nur ein derartiger 
Vertrag gewähren; aber es zeigen sich keine Spuren des Begehrens 
entsprechender Legitimation, und es ist nicht unwahrscheinlich, dasa 
thatsilchlich jeder Ausländer, der nicht einer besonders ausgenommeneu 
oder einer mit Rom factisch kri^tthrenden Nation angehörte, zur Ver- 
kehrsgemeinschaft zugelassen ward. So wird der hosUs aus dem Laudes- 
feinde zu dem nach Gastrecht lebenden Ausländer, und unsere ältesten 
Rechtsquellen zeigen einerseits den Gegensatz des rechtsgleichen 
latinischen und des ungleichen weiteren Verkehrs, andererseits Berück- 
sichtigung und sogar Privilegirung des internationalen Rechtsverfahiens. 
Vom Bodenbesitz, von der erwerbenden Veijähning, von Testanients- 
und Adoptionsgleichheit, von allen durch Kupfer und Wage vollzogenen 
Verkehrsgeschäfteu, von dem Geschwornenverfahreu der alten sti-engen 
Form ist und bleibt der Ausländer ausgeschlossen; dennoch ist viel- 
leicht nie eine Nation für Geschäftserieichterung und Rechtsfolge d.em- 
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selben so weit entgegeDgekonimen wie die latinische. Für die Be- 
dOrfiiisBe des Verkehrs, insbesondere f^r das Darlebn und den Kauf 
wurden eigene vereinfocbte Normen aufgestellt, und es entwickelt 
Bich, so weit der Verkehr reicht, neben dem nationalen r&misch-latJnw 
sehen ein allgemeines ebenfalls positives Internationalrecht (ius ge»- 
timn), dessen Satzungen nicht den Kjnzelverträgen, sondern genereller 
römischer Normirung entnommen wurden und das in den Festsetzungen 
des römischen höchBten Gerichts sein legislatorisches Organ fand. Im 
fleichen Binne trat neben den fflr Bur^r und Latiner geltenden Prozess 
ein zweites freieres Rechteverfabren mit kürzeren Fristen, Bevorzugung 
der darin angesetzten Tagfahrten vor den mit dem Bttiger festgesetzten 
Terminen, vielleicht selbst aus beiden Nationen zusammengesetzten Ge- 
sehwornengericbten. Im Anfang des 6. Jahrh. d. St. wurde sogar 
das Bürger- und das Fremdengericht getrennt und jedes einem eigenen 
Prätor unterstellt, womit sowohl die Wichtigkeit und Häufigkeit des 
Intemationalverfahrens anerkannt, vrie auch fQr dasselbe eine selb- 
ständige Codificationsstelle geschaffen ward. Zu Grunde liegt dieser 
merkwürdigen und folgenreichen Kechtsgestaltung augenscheinlich die 
dem früh entwickelten kaufmännischen Grosssinn der R&mer ent- 
springende Verkehrsfreiheit und das entsprechende Masehaltea in 
der Controlimng und Belastung des Verkehrs. Selbstverständlich 
bat der römische Staat sieb stets das Becht gewahrt jeden Ausländer 
ausweisen zu können und an seinen Grenzen und Häfen Zölle zu er- 
heben; aber so viel wir zu erkennen vermögen, haben die Römer 
und die Latiner Oberhaupt wenigstens ebenso sehr den Ausländem 
Handel und Wandel in Rom und Latium verstattet wie selber im Aus- 
land betrieben, und ihrer Staatsordnung in der Epoche der Ent- 
wickelung die Verkehrsfreiheit auch im stammfremden Ausland zu 
Grunde gelegt. 

Die nationale Confbderation , auf welcher die römi8cb-latinischei>«tt»u**« 

StAdlftbnni 

Staatsordnung ruht, wird später auf die italische Halbinsel erstreckt; 
an den engeren Städtebund der Latiner schliesst sich der weitere 
der Italiker. Abgesehen von der prindpiellen Umwandelung, durch 
welche au die Stelle der national gleichen die politisch gleichartige 
Stadt gesetzt wird, bleibt das Rechtsverhältniss im Allgemeinen 
dasselbe. 

Der italischen Gonföderation gehören alle Städte des eigentlichen 
Italien und des dsatpinischen Gallien an, welche mit Rom ein dem 
latinischen gleidiartiges ewiges BUndniss abgeschlossen haben. Auch 
in diesem Kreis geht die römische Gemeinde ein solches nur mit der 
einzelnen Gemeinde ein, und wo bis dahin StfidtebQnde bestanden 
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haben, wie zum Beispiel in Etnirien, ist deren politische ÄuflösuDg vorbe- 
dinjrend für den Vertrag mit Rom. Erfordert wird dafQr eine der 
republikanischen Roms gleichgeachtete Btädttsche Verfassung, mochte 
diese übrigens hellenischer, sabellischer oder etniskischer Nationalität 
sein; als Ausgangspunkt dafür dart das mit den campanischen Nea- 
politanern im J. 428 (32G v. Ch.) abgeschlossene BUndniss angesehen 
werden. Von Füi-Bten regieite Staaten oder nicht stadtisch organisirte 
Gemeinwesen, wie die der keltischen und ligiuischen VOikei'schaften 
Oberitaliens, finden in diesem Bunde nicht Platz. Die staats- 
rechtliche Bezeichnung dieser Conf&derirteu socii pflegt, dem realen 
Verhältniss entsprechend, mit der der latinischen combinirt zu werden 
(namen Latinum ac sor.ii) ; nachdem dieser Kreis, stetig sich ausdehnend, 
die Alpen einer- und das Meer andererseits erreicht hatte, kam fOr 
sie und die italischen Latiner zugleich die Benennung lialici in Ge- 
brauch. Im Wesen dieser Conföderation liegt die Tendenz sich den 
Latiuern zu assimiliren; wie laljnische Sprache und Sitte auf der 
Halbinsel, namentlich in den nicht durch die höher stehende griechische 
Civilisation geschützten Ortschaften, mehr und nielir sich ausbreiteten, 
haben, wie schon bemerkt ward, einzelne latinisirte oder auch die 
Latinisirung erstrebende Gemeinden den Eintritt in den engereu Ver- 
band von den Römern erwirkt und die Grenze zwischen Latinem und 
Italikem hat wahrscheinlich sich in dieser Weise stetig verschoben. 
Die Rechtsstellung aber der conföderirten Gemeinden Italiens set2t sich 
wie die latinische zusammen aus Ahnünderung der staatlichen Selb- 
stAndigkeit und Gleichstellung ihrer Ängehflrigen in gewissen Bezieh- 
ungen mit den römischen Buigem. 
it Die Beschränkung der Souveranetät ist für diesen Kreis dieselbe 
wie für den latinischen; das der italischen Gemeinde gewahrte „gleiche 
Bltndniss" (foeäus aequutn) schliesst sowohl den Verzicht auf eine 
selbständige Rechtsstellung nach aussen ein, wie auch die Unterwerfung 
unter die römische Gesetzgebung in den dort bezeichneten Grenzen. 
Die bundische Wehrpflicht ist principiell YOn der latinischen nicht 
verschieden; tliatsächlich zerfallen die italischen Bundesstädte in dieser 
Hinsicht in die zwei Klassen der zum Landdieiist Pflichtigen tognü 
und der zur Stellung von Kriegsschiffen Pflichtigen griechischen Städte, 
aus deren Contingenten die auch in dieser Hinsicht nach griechischem 
Muster gebildete römische Flotte in republikanischer Zeit sich vor- 
zugsweise zusammensetzte. Indess die für die Bildung einer stitndigen 
den Verhältnissen Italiens angemessenen Kriegsflotte getroffenen Ein- 
richtungen blieben ohne dauernde Frucht, und dieser politische Fehler, 
der schwerste, den die römische Republik je begangen hat, wirkte 
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zurück auf die minder feste Fügung des faellenischen Theils der 
st&dtischen Cosföderation. Andererseits verbleibt diesen Staaten in 
den hierdurch nicht getrofTenen Beziehungen das volle Selbstregiment, 
einschliesslich der Gerichbthoheit und der Befreiung von römischen 
Steuern. 

Die Vorrechte, die im überseeischen Handel und Verkehr aus ve^i« 
der politischen Machtstellung Roms dem römischen Bürger erwuchsen, 
insbesondere der Gerichtsstand vor den in dem römischen Macht- 
gebiet residireurieD römischen Beamten, so wie die Zollbegünstigungen, 
scheinen durchaus auf sämmtliche Italiker erstreckt worden zu sein, 
und Italien, schon bevor es rechtlich in das römische Bürgerrecht 
au^ng, im Handel und Wandel als einheitliche privilegirte Nation 
dem eigentlichen Ausland gegenüber gestanden zu haben. 

Die Privilegien dagegen, welche zunächst auf Grund der gleichen 
Nationalität dem Latiner eingeräumt werden, kommen dem hellenischen, 
oskischen oder etniskischen Conföderirten nicht zu, und im Allge- 
meinen werden dieselben als Ai^länder behandelt. Dennocb bahnt 
sich auch für die nicht latinischen Italiker eine wesentliche Ver- 
schiebung ihrer Rechtsstellung an. Nach der ursprünglichen lati- 
oischen Ordnung giebt es wohl eine Rechtsgemeiuschaft mit dem 
Ausländer, aber es mangelt ihr nothwendig das Fundament der ewigen 
Rechtsgemeinschaft. Nachdem diese von der Nationalität abgelöst ist 
und die Zusammenfassung aller Italiker unter der Führung Roms mehr 
und mehr durchschlägt, können die Büi^er der also mit Rom verknüpften 
Geaneinden nicht mehr als Ausländer betrachtet werden; der Nea- 
politaner ist seitdem wohl noch geringeren Rechts als der Pränestiner, 
aber beide gehören gleichmässig dem dauernden Beichsverband an. 
Wenn der Latiner von je her betrachtet worden ist als dem von Rom 
geführten Gemeinwesen ebenso, wenn auch mit geringerem Recht 
uigehörig wie der römische Butler, so treten nun die Bürger der 
gleichfalls ewig verbündeten nichtlatinischen Staaten Italiens ge- 
wissennassen als dritte Klasse hinzu und werden Glieder des römischen 
Reiches. Die Bezeichnung peregrmi, die ihnen bleibt, wechselt ihren 
Inhalt und wird wohl auch noch von dem Ausländer, aber über- 
wiegend von dem Reichsangehörigen geringeren Rechtes gebraucht 
Die ehemals internationale Rechtsordnung, das tu« gentium wird all- 
mählich zu der fQr alle Reichsangehörigen geltenden die Örtlichen 
Ordnungen allgemein ei^änzenden Norm. 



Bindisf. tbndbuck. I. S: Mommaan, Allrias J. BämisciMn Stutmchta. 
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Das ausseritaliscbe Herrschaftsgebiet Roms setzt sich zusammen 
aus den abhängigen Bandesstaaten und den untertbänigen Land- 
schaften, 
«"«idlii- ^'® abhängigen Bundesstaaten Roms ausserhalb Italiens, Massalla, 
•tuun. Athen, Rhodos und so weiter haben in der Epoche, wo Rom sein 
Machtgebiet auf Italien beschränkte, neben Rom gestanden als gleich 
berechtigte und gleich autonome, wenn auch minder mächtige Yertrags- 
staaten ; auch die Könige zum Beispiel von Numidien stehen zunächst 
zu der der römischen Republik kein^wegs in einem dauernden recht- 
lichen Schutzverhältniss. Aber im Laufe der Zeit entwickelt sich die 
Herrschaft Roms über Italien zu einer solchen über das Mittelmeer- 
gebiet, und davon war die nothwendige Consequenz die hier bestehen- 
den Staaten entweder aufzulösen oder doch das bestehende Bundesver- 
hältniss aus der factlBchen in die rechtliche Abhängigkeit überzuführen. 
Charakteristisch dafür ist der in diesem Sinne den Rhodiera im J. 587 
(167 V. Ch.) aufgenöthigte Vertrag, und er zeigt zugleich, dass diese 
Tendenz nicht erst die Einrichtung ständiger römischer Conimandos 
ausserhalb Italien abwartete. Allerdings aber hat die Einrichtung 
dieser sogenannten Provinzen die Umgesttdtung der bestehenden Bundes- 
verhältnisse in dem angegebenen Sinne mächtig gefördert. So lange es 
auf griechischem Boden eine ständige römische Magistratur nicht gab, 
konnte die Republik Athen, wie geringfügig auch ihre Macht war, 
die volle Autonomie behalten. Aber seitdem der gewaltige Verbündete 
in der makedonischen Provinz selbst ein Commando eingerichtet hatte, 
blieb sie ihr höchstens nominell ; eigene Ausübung des Waffenrechts 
zum Beispiel war damit unvereinbar. So ist es gekommen, dass in 
dieser Epoche die effectiv gleichen Bündnisse überall beseitigt worden 
sind und dafür diejenige Form eintritt, welche unter gleicher Be- 
nennung der Sache nach auf das Gegentheil hinauskommt. 



-cbv Google 



9. Das auaaeritaliscbe Herrschaftsgebiet g7 

Fttr die abhftngigen BundeBstaaten ausserhalb Italien gelten weseot- 
lich dieselben Nonnen, nach welchen die italische ConfiJderation ge- 
ordnet ist; nur hat die Reichsangehörigkeit bei der ausseritalischen 
ConföderatiOD sich später und flacher entwickelt 

Wenn die italische ConiÖderation auf der städtischen Ordnung '"«'p- 
fiämmtlicher Glieder beruhte, so hat ausserhalb Italien Born dergleichen 
Verhältnisse auch mit Königreichen vereinbart. Freilich gebt dabei 
die Perpetuit&t insofern verloren, als nach römischer Auffassung der 
mit dem König al^eschlossene Vertrag personal ist und bei ein- 
tretendem Thronwechsel die Erneuerung fordert, welche demnach hier 
auf eine Belehnung hinausläuft und , wo sie nicht gewährt wird , die 
Einziehung des abhängigen Gebiets zur Folge hat. 

Der Verlust des Kriegs- und Vertragsrechts ist das wesentliche T'rtMta« 
Moment auch der ausseritalischen ConfOderation; als rechtliche Fest- vutnav- 
setzui^ tritt sie namentlich bei der schon erwähnten Verhandlung mit 
den Rhodiem uns entgegen. Vielfach aber mag man sich damit 
b^nOgt haben die Umgestaltung nur thatsäcblich sich vollziehen 
zu lassen. Formelle Gleichmässigkeit ist hier um so mehr aus- 
geschlossen, als die Ordnung der Verhältnisse durchaus durch Special- 
vertrage erfolgte; der Sache nach sind Ausnahmen nicht zugelassen 
worden und giebt es innerhalb des römischen Macbtgebiets schon in 
der späteren Republik keine Stadt und keinen Fürsten von wirklieber 
Autonomie. 

Die Wehrgemeinschaft mit Rom ist auch in diesem Rechtsver- w«bi«- 
bältniss g^eben, und die ausseritalischen Bundesgenossen Roms haben 
demgemäss auch bei den römischen Kriegen sich betheiligt. Aber 
von der factischeu Ständigkeit der KriegshUlfe, welche der Gon- 
föderation der italischen togati ihren Charakter ^iebt, ist diese Be- 
theiltgung weit entfernt. Wie die italischen haben auch die ausser- 
italischen zum BUndniss zi^elassenen Griecheustädte , 4rie Rhodos 
and Athen, Schiffe far die römische Flotte gestellt Aber es ist schon 
bemerkt worden, daes der rasche Verfall des römischen Seewesens bei 
diesen Leistungen die Ständigkeit nicht hat aufkommen lassen, und 
die damit gegebene militärische AnnuUirung der zum römischen Staat 
gehörigen griechischen Städte hat ihre politische beschleunigt. Von 
den abhängigen Königreichen ist die KriegshUlfe hauptsächlich in der 
Form der Vertheidigung der ReichsgreBzen gefordert worden; sie haben 
daher mehr bedeutet als die Städte, aber noch weniger als diese an 
der ordentlichen KriegshUlfe sich betbeiligt. 

Die Autonomie, so weit sie hiernach dem Bundesstaat verbleibt, BaDTwio*- 
wird wohl principiell auch dem ausseritalischen eingeräumt; aber eine du ubw 
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der wesentlichsten Consequenzen derselben, die Freiheit vou uuniittel- 
bareu GeWleistungen ist der Sache nach bedingt durch die Betheili- 
gung an der Kriegshülfe, und wo diese zuracktritt, begreiflicher und 
nicht unbilliger Weise durch die Tributzablung ersetzt worden. Es 
hing hier alles vou den Festselzaugen der Einzelverträge ab und wir 
können die Entwickelung dieser Verhältnisse wenig verfolgen; aber 
wenigstens den zum Btlndniss zugelassenen und nicht zur ständigen 
Waffenhtllfe herangezogenen nicht städtischen Verbündeten ist wohl 
durchaus eine Geldleistung auferlegt worden. — Andererseits freiüch 
greift in diesen örtlich dem römischen Gemeinwesen ferner stehenden 
und politisch incongruenten Kreisen die Autonomie thatsächlicli weiter 
als innerhalb der italischen oder gar der latinischen Conföderation. 
Verfügungen der Vormacht, welche in die innere Verwaltung dieser 
Districte eingriffen, begegnen wohl, zum Beispiel hinsichtlich der Juris- 
diction und des Prägerechts, und an Missachtung der erworbenen Rechte 
und Uebei^ffen der Vormacht hat es zu keiner Zeit gefehlt; aber 
politische Au^leicbung in diesen Kreisen hat das republikanische Rom 
nicht angestrebt. Erst unter dem Principat entwickelt sich die Ten- 
denz nicht gerade die ausseritalischeu Bundesstaaten schlechthin, aber 
die den Provinzen enclavirten und factisch ihnen angehörigen Städte 
den Unterthanengemeinden in der Weise zu assimiliren, dass sich 
die Autonomie der Bundesstädte mindert und gleichzeitig die der 
Unterthanen sich steigert. 

Aber nicht auf den Verbündeten mehr oder minder ungleichen 
■>■ Bechts, Bondem auf den Unterthanen ruht ausserhalb Italien die Herr- 
schaft Borns, und es ist dieser Begriff nun zu entwit^elg. 

Das Unterthanenverhältniss beruht auf der Dedition, das heisst 
auf der durch Rom bewirkten Auflösung eines bis dahiu bestehenden 
Gemeinwesens und der rechtlich unbeschränkten Untei-stellung ihres 
Gebiets uod ihrer Zugehörigen unter die römische Staatsgewalt. In 
dieser Lage befand sich jede Gemeinde, welche nach oder ohne 
Gegenwehr sich den römischen Gewalten unterworfen hatte. Der De- 
diüon gleichartig war die über die römische Halbbürgergemeinde von 
den Römern verhängte Entziehung des Bürgerrechts, wie sie im hanni- 
balischen Krieg gegen die Gemeinde Capua verfügt ward. Wo die 
Dedition nicht entweder zur Knechtschaft oder zur Verleihung des römi- 
schen Bürgerrechts fllhi-te, was bödes wenigstens in der patricisch- 
plebejischen Gemeinde einen speciell darauf gerichteten Act eiforderte 
(S. 22), wurden die dediti selbst und ihre Nachkommen, die dedilicii, 
betrachtet weder als Bürger noch als Ausländer noch als Knechte, 
sondern als Freie ohne Bürgeirecht, nicht eigentlich rechtlos, da in 
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dem römiichen Machtbereich Personalschutz und Privatverkehr jeiieni 
Freien zukam, wohl aher von Rechtsw^en aller an dem BOrger- 
rerht haftenden Institutionen, insonderheit des Ehe- und des Erhrechts 
entbehrend , und um so mehr vom Wehrdienst und überhaupt von 
jeder staatlichen Betheiliguni ausireschlossen, überdies insofern rechtlos 
gejrenüber der römischen Gemeinde, als diese das ursprüngliche Recht 
definitiver Verfügung über die abhflmiifien Leute dadurch nicht ver- 
loren hatte, dass davon zunächst kein Gebrauch gemacht worden war. 
In Italien ist dies RechtaverhilltoiRs, so viel wir wissen, seinem eifient- 
lifh provisorischen Wesen entsprechend nur transitorisch angewendet 
worden; nur etwa in den subalpinen Landschaften mag dasselbe als 
dauerndes gehandhaht worden sein. Dagefren beniht das llberseeische 
Regiment der Römer überwiegend auf der factischen Perpetuirung 
der Dedition. 

Die Benennung des überseeischen Unterthanenbezirks provinäa j 
entnehmen die Römer dem Siegerrecht, welches ja allerdings in der """ 
Dedition seinen rechten Ausdruck findet. Für die Unterthanen selbst 
wird diese gehilssige Bezeichnung vermieden, sondern, mit Rücksicht 
auf die ihnen eingeräumte gleich zu erörternde Qnasi-Antonomie, die 
der wirklich autonomen Gemeinde zukommende der Bunde^enossen 
(xocii) enpliemistisch auf sie erstreckt. 

Das Regiment über die Unterthanen ist, der bezeichneten Rechts- ™*''^ 
Stellung entsprechend, die Perpetuinmg des feldherrlichen Oberbefehls, nniuinf»- 
Wenn der Statthalter für die in dem Bezirk verweilenden Römer 
gleich dem Prätor der Hauptstadt die Gerichtshoheit ausübt, so ist 
er gegenüber den Unterthanen der Gommandant und nach Ermessen 
zum Eingreifen in jeder Beziehung berechtigt. 

Bis weiter aher bleibt die staatliche Einrichtung, wie der römische .J^lä« 
Feldherr sie vorfindet, im Allgemeinen mit Zugrundelegung der helleni- ^„^JjJ^ 
sehen StAdteordnung, zumal da die in der i\ltesten römischen Provinz 
Sicilien von den Römern vorgefundenen, wesentlich auch von den ihnen 
TOraulgehenden Fremdherrschern, den Karthagern aufrecht erhaltenen 
griechischen Einrichtungen för die Ordnung des Provinzialregiments 
bestimmend geworden sind. Wo Stftdtebünde sich vorfinden, werden 
sie, wie bei der wirklichen Autonomie, regelmässig beseitigt. Bc- 
schlussreeht der Gemeindeangebörigen , Gemeinderath und Gemeinde- 
obrigkeiten werden aufrecht erhalten; der Gemeinde bleibt, nicht von 
Rechtsw^en begründet, aber bis weiter geduldet, das bisherige Per- 
sonal- und Vermögensrecht und die bisherigen Gerichte. Wo das rö- 
mische Regiment die stildtische Selbstverwaltung nicht vorfand, bei 
den Kelten und Iberern, in Africa und im Orient, wurden die be- 
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Stellenden Institutionen zunächst derselben accommodirt und schliesslich 
zu einer solchen umgestaltet Vfo die römische Regierung auf könig- 
liches Regiment traf, bat sie durchgangig dasselbe nicht als solches über- 
nommen, sondern entweder Bundesrecht bewilligt oder das königliche 
durch das städtische Regiment ersetzt, wie dies zum Beispiel im per- 
gamenischen Staate geschah. Die einzige wesentliche Ausnahme macht 
das unter Augustus zum Reiche gezogene Sgyptiscbe Königreich, in 
welchem der neue Herrscher der römischen Gemeinde in die Rechte 
der königlichen Vorganger eintrat, obwohl auch hier im Laufe der Zeit 
die Städteardnung wenigstens theilweise Wurzel griff. Augustus ist so- 
gar so weit gegangen die Städte der einzelnen Provinzen corporativ zu 
organisiren und bis zu einem gewissen Grade die alten nationalen Städte- 
bunde wieder ins Leben zu rufen. Wenn dieser Autonomie mit dem 
festen Rechtsboden auch die rechte I^ebenskrafb gefehlt hat und das 
neben und über diesen quasi-autonomen Municipalbehörden fungirende, 
aus dem Kreise der formellen hundesgeuössischen Autonomie von Recht» 
wegen ausgeschlossene römische Tribunal die Unselbständigkeit dieses 
provinzialen Seibstregiments theoretisch und praktisch dauernd erläu- 
terte, so hat dennoch die civilisatorische Mission des römisch-helleni- 
schen Greistes in dieser Ordnung mftchtig und segensreich gewirkt. 
ei Das Bodeneigenthum haben die Römer zunächst ebenfalls so be- 
1. stehen lassen, wie sie es vorfanden, allerdings wie die Autonomie selbst 
nur als vorläufig geduldet, da das Wesen der Dedition die rechtliche 
Anerkennung ausschliesst. Aber wenn sie in Sicilien die volle Conse- 
quenz des Eroberungsrechts nicht zogen, so ist dies nicht lange nach- 
her in Kleinasien und fortan allgemein geschehen: dass das Bodeneigen- 
thum der eroberton Gebiete ein für allemal dem römischen Volk er- 
worben sei und dem bisherigen Eigenthümer nur ein bis weiter ge- 
schätzter und bis weiter auf die Erben übergehender Besitz nach Art 
des römischen Frecanum zukomme, ist seitdem ein Fundamentalsatz 
des römischen Staatsrechts geblieben. Von den hieraus sich ergebenden 
erschreckenden Rechtsfolgen, dass der Bodenertrag von Rechtswegen 
dem römischen Gemeinwesen zustehe und dass der römische Staat in 
dem gesammten überseeischen Gebiet den Boden ebenso zur Vertheilung 
bringen könne wie in Italien das Gemeinland, ist allerdings die letz- 
tere praktisch nur ausnahmsweise gezogen worden. Einerseits das Zu- 
rückschrecken vor einer derartigen universellen Expropriation, anderer- 
seits und wohl vor Allem die gerechtfertigte Besorgniss das auf Italien 
basirte Gemeinwesen durch überseeische Massenauswanderung zu ent- 
wurzeln, führten vielmehr zu der Staatsmaxime, dass das übereeeische 
Bodeneigenthum des römischen Staats nicht wie das italische der Ad- 
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signatioB an Private unterliege, voran in der republikanischen Zeit 
durchaus festgehalten und wovon auch unter dem Principat nur hin- 
sichtlich der nicht sehr zahlreichen Colonien italischen Rechts abge- 
wichen worden ist Thatsächlich also verhalten eich der italische und 
der überseeische Grundbesitz zu einander ungefähr wie Eigenthum 
und Erbpacht 

Vor Allem sind es die Leistungen an den römiBchen Staat, in 
welcher der G^ensatz der verbündeten und der unterthftnigen Ge- "«■'™- 
meinden zu Tage tritt 

Eine Wehrpflicht giebt es für die Unterthanen nicht KriegshOlfe 
kann nur ein Staat dem andern leisten und die entstaattichten Dediticier 
sind dazu rechtlich unfähig, während auch aus praktischen Grüaden 
die römische Keglerung den Provinzialen das WaiTenrecht vorenthielt 
DaBS der römische Commandant als Nothbehelf auch sie zu militärischen 
Zwecken verwenden konnte, ändert an ihrer Rechtsstellung nichts. Erst 
Augustus hat bei der neuen Ordnung der Militt^flicht die Unterthanen 
theilweige mit herangezogen und damit wenigstens die active Reichs- 
angehfirigkeit dieser zurückgesetzten Klaase anerkannt 

Dagegen ist die Abgabenpflicht, welche bei den verbündeten Ge- 
meinden eigentlich ausgeschlossen ist und höchstens als Surrogat der 
Kriegshülfe auftritt, das rechte Kennzeichen der Unterthänigkeit Die- 
Leistung, welche von den Provinzialen gefordert wird, ist zunächst, 
wie die Provinz selbst als perpetuirtes Conimando, gefasst worden als 
perpetuirte Knegscontribution, wovon sie auch die Benennung Stipen- 
dium fuhrt, da die Zahlung des Soldes an das siegreiche Heer für 
die Knegscontribution den Ausgangspunct bildet Ebenso liegt es im 
Wesen derselben, dass die den frilheren Regierungen entrichteten Ab- 
gaben jetzt der Sieger für sich erhebt, vrie dies vielfach in den römi- 
schen Provinzialordnun^^en hervortritt. Aber nachdem der Provinzial- 
boden als römisches Staatseigeuthum aufgefasst ward, können die 
darauf lastenden Abgaben als die dem EigenthOmer zukommende 
Bodenrente (veetigal) angesehen werden und diese Auffassung hat 
späterhin vorgeherrscht 

Hinsichtlich der Reichsangehörigkeit stehen die ausseritalischen b^lcIm»- 
Bundesgenossen, nachdem das Reich sich über das Meer hin erweitert Fn^un. 
hat, den nicht latinischen Italikem gleich und auch die Unterthanen, 
mochte man sie als dediticischen Rechts oder als autonome Gemeinden 
fassen, konnten, wie dies auch die übliche Bezeichnung soäi ausdruckt, 
nicht mehr als Ausländer gelten, sondern nur als Reichsangehörige schlech- 
testen Rechts. In der That ist die Peregrinität der späteren Republik 
und der Kaiserzeit durchgängig Reichsangehörigkeit zweiter Klasse. 



-cbv Google 



72 Erstes Buch. Die Bbrgenchatt und das Beich. 

Mit der ÄusdehDung der BeichsaDgebßrigkeit gebt Hand in Hand 
das Einschwinden, man könnte sagen der Wegfall des internationalen 
Rechtsverkehrs. Es ist früher gezeiirt worden, dass er in der Entwick- 
lungsepoche Roms extensiv wie intensiv von höchster Bedeutung ffewesen 
ist, dass der latinische Bund auf Grund von Freundschaftsverträgen 
mit Caere und Neapel, mit Massalia und Rhodos in Rechtsbeziehui^en 
stand, selbst der italische Bund noch auf solcher Grundlage mit den 
Städten und Königreichen des griechischen Ostens verkehrte. Ver- 
kehrsheschränkungen , wie sie uns die karthagischen Verträge theil- 
weise zeigen , scheinen Ausnahmen gewesen zu sein , durchgängig die 
internationalen Ürdnuiyzen Roms eine weitgehende Verkehr^emein- 
schaft vorausgesetzt und gefördert zu haben. Aber die etfective Rechts- 
gleichheit der contrahirenden Staaten, von welcher diese Interrtatio- 
nalverträge ausgegangen sein m&ssen, hielt dem stetigem Anschwellen 
der römischen Uehermacht auf die Dauer nicht Stand. Das gleiche 
BUndniss im rechten Sinne des Wortes verschwindet aus dem römiscfaeu 
Staatsrecht; die spätere Epoche kennt das B&ndniss nur noch als 
milde Form der Unterthänigkeit, die sogenannten Fremden nur als 
Reichsangehörige minileren Rechts. Der Römerstaat, erwachsen in 
schrankenloser Vevkehrsfreiheit, schliesst gegen aussen sich ab, wobei die 
ungeheure Ausdehnung seiner Grenzen und die so zu sagen ofßcielle 
Gleichsetzung des Römerstaates mit dem Erdkreis (orbis terrarum) mit- 
gewirkt haben. Wo thatsächlich Landgrenzen bestehen, wie in Africa, in 
Aegypten , im Orient , wird der Handelsverkehr durch künstliche 
Schranken und Zölle gefesselt. Die ursprüngliche Anschauui^, dass 
der stammfremde Mann ein Landesfeind und als solcher zu behandeln 
ist, hat das Greisenalter des Staats Germanen und Persem gegen- 
über wieder ins Leben gerufen. 
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Die EntwickeloDg des Römerreichs ist hiermit (iargelept wordea. stMUbmä 
Wenn in derselben die souveräne Gewalt an der Stadt haftet, so ist- itui. 
der ungeschraftlerte und ausschliessliche Vollbesitz derselben das Vor- 
recht der Stadt Rom und diese dadurch die Trägerin der Centralisimng 
in diesem politischen Bau, der Bau selbst aber eine städtische 
Ckinf&deration. Es gilt dies sowohl von dem latioischen wie von dem 
italischen Städtebund , und auch die ausseritalischen Gemeinden sind 
in den Formen entweder der rechtlich anerkannten oder mindestens 
der factisch zugelassenen Autonomie der Centralgewalt angegliedert. 
Nicht in gleicher Weise, aber mit analogem Gesammtergebniss liegt 
die Zusammenfassung der städtisch geordneten Gemeinwesen unter 
eine centrale Gewalt allen Gestaltungen und Umgestaltungen des 
Römerstaates durch den tausendjährigen Verlauf seiner Geschichte zu 
Grunde. Die Phasen der latinischen, der italischen, der überseeischen 
Conföderation sind erörtert worden; es bleibt noch übrig den daraus 
schliesslich entwickelten Reichsverband, die Ausgestaltung der städtischen 
Conföderadon zu einem nach Stadtverbänden gegliederten Einheits- 
staat darzulegen. 

Kein Axiom ist zunächst in der staatlichen Entwickelung Roms rmwuc*. 
energischer festgehalten worden als die absolute jede Autonomie der cautnii- 
Theile ausschliessende staatliche Centralisimng. Es zeigt sich dies Sgw' 
sowohl in der danach geregelten Behandlung der Curien (S. 13) und 
der Tribus (S. 31) und der bevorrechteten Kategorien der Bürger- 
schaft (S. 37), wie auch in dem Verlauf der dieser Einheit wider- 
streitenden und darum sich selber vernichtenden Plebejerbewegung 
(S. 50). Aber die thatsächliche Voraussetzung der staatsrechtlichen 
war die örtliche Centralisimng, und wo innerhalb der römischen 
Bünierschaft andere örtliche Mittelpunkte mit städtischer Sonder- 
stellung sich entwickeln, beginnt das Schwanken des Fundaments. 
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Die unscheinbaren Anfälle siod £ast so alt wie Born selbst AI» 
Rom seinen Hafen erhielt und eine Anzahl zu bleibender Ansiedelang 
(eoloniä) dorthin gesandter BQi^er ^n Sooderterritorium empfingen, 
scheint die Siedelung für ihre gemeinsehaftliehen Sacra eine nach dem 
Muster der römischen geordnete Quasimagistratur erhalten zu haben; 
indess von localer Autonomie kann hier noch nicht die Rede sein. 
Die Anfänge einer solchen b^egnen uns im 5. Jahr der Stadt. Die 
nach dem Muster Ostias gegrondete Zweitälteste Barg:ercolome Antimn 
empfing nach glaubwürdigen Berichten zwanzig Jahre nach ihrer Gründung 
im J. 437 (317 t. Ch.) ein Sondeistatut und eine eigene der römischen 
nachgebildete Magistratur. Wenn diese örtlich geschlossenen Büiger- 
gemeinden unter staatlicher Autorisation entstanden, so scheinen daneben 
vielfach bloss im Wege der Ansiedelung sich Märkte (fora) und 
Sammelpuncte (coneiliabula) gleichfalls mit vorwiegender BfliTier^ 
bevölkerung gebildet zu haben, die mehr oder minder zu gleich- 
sam städtischer Gemeinschaft erwuchsen. Von den um dieselbe 
Zeit beginnenden Halbbargergemeinden behielten ,' wie gezeigt ward 
(S. 54), die besser gestellten von der Selbstverwaltung, welche sie vor 
dem Eintritt in die römische Bürgerschaft gehabt hatten, wenigstens einen. 
Rest und dasselbe mag geschehen sein , wenn bisher autonome Ge- 
meinden latinischen oder italischen Rechte in das römische BUi^errecht 
übertraten. Wenn aber auch die Zahl solcher mit einer gewissen 
Selbständigkeit ausgestatteten Sonderkreise innerhalb der römischen 
Bürgerschaft wohl in beständigem Zunehmen war, so ist die vollständige 
Umgestaltung der bisherigen Ordnung, wodurch diese Ausnahme zur 
Regel und das römische Bürgerrecht als der Inbegriff aller dieser 
Sonderbeimathsrechte zum Reichsrecht ward, erst durch den Bundes- 
genossenkrieg und die daraus resultirende Aufnahme sämmtlicher 
Italiker in die römische Bürgerschaft herbeigeführt worden. 
£i°uM<uw Zu Grunde liegt bei dieser Umgestaltung die veränderte Beilegung 
--^ — '■ der Tribus, also eine Abänderung der Stimmordnung, insofern diese 
an die Tribus oder die durch die Tribus bedingte Centurie geknüpft 
war. Wenn bis dahin der Regel nach der ansässige Bürger der Tribus 
seines Grundbesitzes, der besitzlose einer der vier städtischen Tribus 
zugeschrieben ward, so war schon vor dem Socialkrieg den Gemeinden, 
die geschloBsen in die römische Büigerschaft eintraten, die Tribus nicht 
bloss in dem Sinne beigelegt worden, daas ihr Territorium in eine der- 
selben eingeschrieben ward, sondern es empfingen und behielten die 
Angehörigen dieser Gemeinden für sich und ihre Nachkommenschaft in 
derselben Tribus das Stimmrecht. Nachdem dann in Folge jener grossen 
Revolution die grosse Mehrzahl der italischen Städte in den römischen 
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Bflrgerverbaud geschloBsen eingetreten waren und wahracheinlich auch 
ditijeDigen älteren Burgergemeinden, die bis dahiD des geschlossenen 
Stimmrechtes entbehrten, dasselbe in gleicher Weise erhalten hatten, 
wurde die einzelne Tribus aus einer örtlich geschlossenen Gnindbesitzer- 
versammlung umgewandelt in einen Complex einzelner mit eigenem 
Heimathrecht ausgestatteter Stftdte. Wer von einem durch die Auf- 
nahme von Venusia zum Bürgerrecht gelangten Römer abstammtet 
stimmte ein fOr allemal in der horaüschen Tribus, auch wenn er nicht 
mehr in Venusia, ja wahrscheinlich selbst wenn er überhaupt nicht mehr 
Grundbesitzer war. Die vier städtischen Tribus stehen auBsetiialb 
dieses Territorialsystems und es bleiben in denselben wesentlich nar die 
nicht im Vollbesitz der Ehrenrechte befindlichen Bürger. Die Co- 
mitien wurden fortan, wenigstens der Anlage nach, beherrscht durch die 
geschlossen stimmenden StadtbQi^erschaften. Der römische BQiger .J^^ . 
besitzt also seitdem theils ein specielles Heimath-, theils das an dieses Hä^us- 
geknüpfte allgemeine Staatsbüi^errecht , welchem von der Stadt Rom 
nur noch der Name blieb. Allerdings ist diese neue Ordnui^ nicht 
schlechtbin allgemein durchgeführt worden: insbesondere die alten 
keinem Municipium entsprossenen patricischen und plebejischen Adels- 
geschlechter scheinen ausserhalb der Municipalverb&nde verblieben zu 
sein und es sind auch sonst noch personale Ausnahmen vorgekommen. 
Aber dass das neue römische Bürgerrecht in der That das Staats- 
büi^errecht war, tritt namentlich darin zu Tage, dass dasselbe 
wie mit dem Heiraathrecht einer Bürger-, so auch mit dem einer Nicht- 
bürgergemeinde verknüpft werden kann, wobei dann freilich die Bei- 
legung der Tribus nur personalen Charakter hat Die Ausschliesslich- 
keit des Stadtbürgerrechts überträgt sich auf das Heimathsrecht', nie- 
mand kann Bürger von Capua und von Puteoli oder von Capua imd 
von Athen sein; aber das römische Büi^errecht kann jetzt auch der 
Athener gewinnen, ohne sein athenisches darum zu verlieren. 

Nachdem also, entsprechend der Auflösung der ursprünglich i^^^^^. 
zusammeosiedelnden Bürgerschaft in zahlreiche, die ganze italische "«".. 
Halbinsel erfüllende Örtliche Mittelpuncte, die ursprungliche Ordnui^, 
die dem Staatstheil jede Selbständigkeit nahm, in ihr Gegentheil ver- 
kehrt worden war und die römische Stadt- oder vielmehr Reichs- 
gemeinde aus einer Anzahl Stadtgemeinden sich zusammensetzte, ergab 
sich die Anigabe, die Autonomie der Reichs- und diejenige der ein- 
zelnen Stadtgenieinde zu einander in das angemessene Verhältniss zu 
bringen, das heisst, da an der rechtlichen und factischen Centraiisirung 
der Staatsgewalt auch bei dieser Umgestaltung unentwegt festgehalten 
ward, da^enige Mass der Rechte zu bestimmen, welches von der ehe- 
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maligen bUndischen AutoDomie der neuen Reichsbüi^erstadt verbleiben 
konnte. Also entwickelte sich das neue Municipalrecht, das Stadtrecht 
im Staate. Die der Centralgewalt der Bundesstaat gegenüber zustehenden 
Rechte blieben nicht bloss ungeschmälert, sondern wurden gesteigert: 
nach aussen hin giebt es nur das einheitliche Reich, keine einzelne Stadt, 
und wenn die Reichsgesetzgebung schon früher in exceptioneller Weise 
das Stadtrecht brach (S. 59), so ist dies jetzt regelmässig und selbst- 
verständlich. Das bundische Vertragsrecht und die bündisctie Militftr- 
hoheit inussten fallen; die Büi^rstadt konnte nicht mit Rom in 
Bündniss stehen und der in Prfineste ausgehobene Reichsbüi^er war 
nicht mehr pränestiniscber , sondern römischer Soldat Auch das 
eigene Recht fiel wenigstens im Allgemeinen; die römische bis dahin 
von den Latinerstädten nicht angenommene Rechtsbestimmung, welche 
dem Verlöbniss die Klagbarkeit entzog, erstreckte sich auf sie mit 
ihrem Eintritt in die römische BQi^erschaft. Dass mancherlei ab- 
weichende Festsetzungen als Localstatute weiter bestanden haben, 
ist wahrscheinlich; doch scheint die Nivellirung durchaus tiberwogen 
zu haben. Die Gerichtshoheit, welche der Bundesstadt geblieben war, 
ging der BUT^erstadt ebenfalls im wesentlichen verloren, und hatten 
deren Angehörige der Regel nach vor deu römischen Behörden Recht 
zu nehmen; doch ist theils die criminelle Competenz in bedeutendem 
Umfang den StÄdten verbliehen, theils ist für die minder bedeutenden 
oder besonders dringlichen Privatprozesse, namentlich wohl diejenigen, 
die in den älteren römischen BUrgergemeinden nicht nach Rom gezogen, 
sondern durch den örtlichen Stellvertreter des römischen Prätors ent- 
schieden wurden, wahrscheinlich bei dieser Gelegenheit die municipale 
Jurisdiction ins Leben getreten. Dennoch sind der Btlrgerstadt wesent- 
liche Momente der ehemaligen Autonomie geblieben, oder auch, wo 
sie ihr bisher gefehlt hatten, verliehen worden. Das Recht der 
juristischen Person, welches nach der ursprünglichen römischen Auf- 
fassung auf den Staat selbst beschränkt ist, die Fähigkeit Ver- 
mögen zu besitzen, Erbschaften anzunehmen und Knechte freizulassen 
übt auch die Bllrgerstadt. Sie behalt ihre Magistrate, ihren Gemeinde- 
rath, ihre Gomitien für Wahlen und Satzungen, ihre Gemeindekasse 
und damit die administrative und finanzielle Autonomie, wenngleich 
die Befugnisse der Magistratur und der Comitien nach dem vorher 
Gesagten wesentlich gemindert sind. 
j^'J^^",! Die also ein halbes Jahrhundert vor dem Untergang der römischen 
ft^imeiit. Freiheit für den Einheitsstaat gleichberechtigter Bürger gefundene 
...^ Y^j^ jgj zunächst nur auf Italien angewendet worden und musste 
im Wesentlichen darauf beschränkt bleiben, wenn das Fundament 
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aller vollen politischen Einigung, die in Italien jetzt im Wesentlichen 
durchgeltüirte Sprach- und Sittengemeinschaft festgehalten werden 
sollte. Anwendbar indess war das System auch im überseeischem 
Gebiet und es ist in allmählicher Erweiterung über die Halbinsel 
hinaus ausgedehnt worden. Im Anfang des 3. Jabrh. n. Chr. wurden 
dann die Städte latinischen und peregrlnischen Rechts im ganzen Reich 
zu Bui^rstadten gemacht und es ging damit die städtische Conföderation 
im weitesten Sinne in dem ReichsbUrgerrecbt auf. Ausserhalb der 
ReiehsbOrgerschaft stehen fortan nur die nicht städtisch geordneten 
in der Form der Fäderation oder der tolerirten Autonomie dem 
Reiche angeschlossenen getüües, die Fürsten der Saracenen und der 
Gothen, die Satrapen der Armenier, die Stämme an der africauischea 
Grenze, die in Gallien und Italien angesiedelten Ausländer. 
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i. Der AmtsbegrifT, 

Die Handlungsfthigkeit, die Fähigkeit zu wollen und den Willen ^^Sa 
zu äussern so me demselben iimerhalb der dem Wollenden gesetzten 
Maehtgrenzen Geltung zu versebaffeD, haftet naturgemäss an der phy- 
äscheo Person. Der Staatsbegritf der Römer beruht auf der idealen 
Uebertragnng dieser HandlungsßÜiigkeit auf die im ersten Buch ent- 
wickelte Gesammtheit, die Borgerschaft, deapoptäus, und auf der 
Unterordnung des Einzelwillens aller der Gesammtheit angehdrigen 
physischen Personen unter diesen Gesammtwillen. Die Aufbebung der 
individuellen Selbständigkeit gegenüber dem Gesammtwillen ist das 
Kriterium der staatlichen Gemeinschaft und insbesondere da^enige 
Moment, das den Staat von der Corporation, zum Beispiel der Curie 
und dem Senat unterscheidet. 

Der Gesammtwille ist an sich, wenn es gestattet ist einen Aus- 
druck des römischen Privatrechts darauf anzuwenden, eine staatsrecht- 
liche Fietion. Tbatsächllch wird dafUr Vertretung erfordert, ähnlich 
wie im Privatrecht ^r den nicht handlungsfähigen Mündel. Wie für 
diesen der Vormund eintritt, so gilt staatsrechtlich als Willenshand- 
lung der Gesammtheit diejenige eines in dem bestimmten Fall für 
sie eintretenden Mannes. Ind^s geht die Gemeindevertretung in- 
sofern weiter als die vormundschaftliche, als der Vormund die physisch 
vorhandene, aber unvollkommene Handlungsfähigkeit ergänzt, der 
Gemeindevertreter eine physisch nicht vorhandene ausQbt. Immer ist 
die staatliche Willenshandlung die Handlung eines einzelnen Mann^, 
da das Wollen und Handeln an sich untheilbar ist; Gemeiudehand- 
lung durch Majoritätsbeschluss ist nach römischer Auffassung ein 
Wideispmch im Beisatz, Der Gemeindevertreter kann gewisse Hand- 
lungen nur vollziehen, wenn die Mehrzahl der Abtheilungen der Bürger- 
schaft oder die Mehrzahl der Senatoren ihn dazu ermächtigt; aber der 

BlnJiBf, Hindliiub. I. 8: ll«mm««n. Abriw du Ktmischu Stuhreehts. 6 
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Beschluss der Bürgerschaft oder des Senats werden GemeiDdeacte nur 
dadurch, dass der Genieindevertreter sie sowohl veranlasst wie voll* 
zieht und logisch wie praktisch ist die also vollzogene Handlung zu- 
nächst Handlung des Vertreters der Gemeinde. 
>f*^»- Insofern diese Vertretung der Gemeinde durch deren Verfassung, 

sei es allgemein, sei es in bestimmter Begrenzung, einer einzelnen 
Person zugewiesen wird, ist ein solcher Gemeindevertreter Magistrat; 
Handlung der Gemeinde ist eine jede , welche innerhalb der hiedurch 
gezc^enen Schranken von dem Vertreter selbst oder in seinem Auf- 
trag vollzogen wird. Regeluiflssig wird fUr die Gemeindehandluug 
eine fest geordnet« Vertretung gefordert; nur in gewissen Fallen, 
namentlich bei einer der Gemeinde zugefügten Schädigung, ermächtigt 
die Verfassung jeden Bürger zur Vertretung der Gemeinde, und insofern 
kommt ausnahmsweise auch eine nicht magistratische Gemeindever- 
tretuDg vor. 
Ttruitnin ßie Magistratur, die Verkörperung des Staatsbegriffe und die 
iu«i«^iqr Trägerin der Staatsgewalt kann hienach nicht gefasst werden als 
o»"*"- rechtlich beruhend auf dem Gesammtwillen der Bürgerschaft, da djeser 
ja für sieb allein überhaupt nicht wirksam werden kann; vielmehr ist 
nach der röniischen Auffassung die römische Ma^stratur älter als die 
Volksgemeinde, welche sie erst erschafft, und das Mandat, ohne welches 
allerdings eine Vertretung überall nicht gedacht werden kann, geht 
von dem Vormann an den Nachfolger, welche bei dem Zwischen- 
königthum näher zu erörternde Ordnung sich bis zum Eintritt des 
Principats auch thatsächlicJi ununterbrochen behauptet hat. Nach der 
frUh hinzutretenden Bindung des Vormanns in der Ernennung des 
Nachfolgers durch die vorherige Befragung der Coniitien wirken die 
Magistratur und die Coniitien bei dieser Vollmachtsertheflung zusammen, 
und diese Auffassung der Magistratur und der Comitien als gleich- 
massig selbständiger Träger des Gemeindewillens beherrscht das Staats- 
recht der Republik; erst in der späteren Epoche derselben werden 
die Comitien mehr und mehr, wenngleich nie vollständig als die eigent- 
liche Vertreturg der Gemeinde betrachtet und wird die magistralische 
Mitwirkung bei der Willensfindung derselben nicht mehr als Verein- 
barung, sondern als Geschäftsleitung au^fasst. 
Prtiiriiiii« Die Uebemahme des Gemeindeamts ist an sich ebenso Recht wie 
Pflicht des einzelnen Bürgers gleich dem Heerdienst und anderen 
öffentlichen Leistungen. Es wird ursprünglich ein rechtlicher Zwang 
zur Üebernahnie desselben bestanden haben, wie er bei den Priester- 
thümem nachweislich vorkam ; dafür spricht, dass die römischen Ord- 
nungen nichts wissen von einer förmlichen Annahmeerklärong des 
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creirtes Beamten und dass sie der Begel nach Creining und Antritt 
ohne Zwischenzeit verknüpfen. Indess in der historischen Zeit der 
freien Republik wird bei s&mmtlichen Gemeindeämtern, auch den keines- 
w^8 begehriien und indirect mehr oder minder erzwungenen, officiell 
die Pflicbtigkeit nicht statuirt oder docb ignorirt. Darum ist auch 
von rechtlichen Befreiungagründen von der Uebemahme eines Ge- 
meindeamtes nii^ends die Bede, dagegen Ablehnung des Amtes vor 
der Uebemahme so wie Niederlegung des übernommenen vor Ab- 
lauf der Zeit jedem Borger unbeschrtlukt gestattet. Es wird eine scharfe 
Grenzlinie gezogen zwischen den öffentlichen Pflichtleistungen (miaterä) 
und den Aemteni oder nach römischem Äusdnick den „IiHiren' 
(hoHores) ; für den stolzen Freistaat peziemt es sich nicht die Führung 
seiner Geschäfte als Pflichtleistung zu behandeln. Erst unter dem 
Principat tritt mit dem Sinken des Gemeinnnns diese Auffassung 
wiederum hervor. 

Die Vertretung der Gemeinde durch ein Gemeindeglied fordert in w» k«ni«- 
ihrer ältesten und begrifflich reinsten Gestalt den einheitlichen Gemeinde- v.ng^*i.it. 
herm, welchem die für die ewige Gemeinde erforderte ewige Dauer 
durch eine fest ger^elte Succesaionsordnung verliehen wird. Dies ist 
das Kdnigthum, das re(pium, die älteste römische Staatsform. Ob da- 
bei die repräsentlrte Gemeinde und die repräsenürende Person als 
doppeltes Kechtssubject gefasst worden sind oder als einheitlichem, 
muss dahingestellt bleiben; die dem König eigene Amtswohnung le^'t 
allerdings die Vermuthung nahe, dass sein Vermögen und das der 
Gemeinde rechtlich nicht geschieden waren. Die Vertretung der 
Gemeinde durch ihren König ist vollständig; sie gilt gleichmässig 
gegenüber den römischen Göttern und gegeuQber dem Ausland wie 
gegenober den Bui^em des eigenen Staates, gleichmässig als 
Oberpriesterthum , als Gerichtsbann, als Heerbefehl, als Verwaltung 
des Gemeindevermögens. Aber weder rechtlich noch thatsächlich ist 
sie eine unbeschränkte Gewalt. Der idealen Gemeinde steht, wie 
das Recht der Gesetzgebung es fordert, die Bestimmung Ober Leben 
und Vermögen des Bürgers schrankenlos zu : der Willensact ihres Ver- 
treters ist nur dann Gemeindewille, wenn die durch die Satzungen der 
Gemeinde geforderten Voraussetzungen erfüllt sind und namentlich da, 
wo dies durch die Verfassung gefordert wird, Gemeinderath und Büiger- 
schaft ihre Einwilligung gegeben haben. Wo der König nicht in rechter 
Vertretung der Gemeinde handelt, ist seine Handlung nicht Handlung 
der Gemeinde. 

An das Königthum und die Königszeit reicht unsere lieber- ^""»i^ 
lieferung nicht hinan und eine geschichtliche Darstellung derselben 
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lüsst sich nicht ^eben, wenn gleich die daraus abgeleiteten Ordnungen 
durchaus auf die urBprüngliche Vollgewalt zurückfQhpen. ■ Dafür tritt 
nach unserer Redeweise die Republik ein; den Römern, welchen res 
publica, genau entsprechend dem englischen common ueaWi, das Ge- 
meinwesen schlechthin bezeichnet, erscheint die gelinderte Verfassung, 
fllr die ein positiver Schlagname fehlt, n^ativ als die Beseitigung 
der Einheitlichkeit und der LebenslÄnglichkeit der Gemeindevertretung 
sowie ihrer bisherigen Benennung'. Die rechtliche Gleichartigkeit 
des republikanischen Oberamts mit dem Königtbum findet scharfen 
Ausdruck in dem beibehaltenem Interregnum. Die Auffassung der 
neuen Ordnung als des Beginns der VolkssouveränetHt, der wenigstens 
theoretischen Allgewalt der Comitien, ist, wie schon bemerkt ward, erst 
die der sich demokratisirenden Republik'. Noch minder correct ist 
die Auffassung der Abschaffung des Königthums als Begründung der 
Freiheit, der Überlas; das Mab der Abhängigkeit des Borgers von dem 
Staat hängt weder von der Zahl der Vorstdier noch von der Dauer der 
Vorsteherschaft ab und die Bürgerschaft Numas ist sicher den Nach- 
fahren nicht als Sclaveoschaft erschienen. Nicht gegen die Königs- 
gewalt als solche richtet sich die die Consularherrschaft begründende 
Revolution, sondern gegen den Misshrauch derselben, indem sie den 
schuldigen Gemeindeherm absetzt und die in der Einheitlichkeit und 
Lebensl&nglichkeit des Amtes erkannten Anlässe zu solchem Missbrauch 
abstellt. Die Identification der republikanischen Ordnung mit der 
'Freiheit' des Volkes gehört, ebenso wie die Auffassung des lebens- 
länglichen Herrschers als dominus, das heisst als des „Eigenthümers" 
des Reiches, erst der Opposition der caesarischen und der Kaiserzeit 
an, dem Gedankenkreise der CaesarmOrder und ihrer Laudatoren. 

Es ist die Magistratur der Republik, welche in diesem Buche 
geschildert werden soll. Dass die rechtliche Identification des Amtes 
und des Beamten, welche bei dem Königthum vielleicht gegolten hat, 
fllr den republikanischen Beamten nicht besteht, ist ausser Zweifel, wie 
sie denn schon für den Zwischenkönig nicht passt und mit der Plurali- 
tät der Magistrate völlig unvereinbar iät. Die Amtwohoung kommt 
in der Republik nur dem verblassten Schattenbild des Königs zu. das 
die sacralen Ordnungea bewahren; in republikanischer Zeit gehi>ren 
die Locale der Amtsthätigkeit der Gemeinde und wohnt der Beamte 

' Diese tralaticische und richtige AnftassuDg findet eich bei LiTius 2, 1. 

' Diese Aaffiissung vertritt zum Beispiel Cicero de re p. 1, 31, 47. Uebrigens 
wollten die Vertreter dieser Theorie die KQnigszeit keineswegs ausscbtiessen, da 
sie die spätere Stellung der Comitien auch in diese hineinbringen. Vgl. Hennes 
16, 147. 
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in seinem Privotbaus und verbleibt in seiner privatrecbtlichen Stelling. 
Ib unserer Darlegung sollen zunächst die Theilung des sacmleu Regi- 
ments zwischen den Priestern und der Magistratur (Abschn. 2), sodann 
der Gegensatz des städtischen und des Kriegsre^ments (Abschn. 3) 
entwickelt werden. Weiter sollen behandelt werden die Creirung der 
Beamten (Abschn. 4) und die dafür erforderliche Qualification (Abschn. 5) ; 
die Coll^alität und die Gollision der Beamten (Abschn. 6); die Dauer 
der Magistratur und der Antritt und Ruclitritt der Beamten (Abscho- 7); 
die magistratischen Ehrenrechte und Emolumente so wie die magi- 
stratische Dienerschaft (Abschn. 8) ; endlich die Gehulfen, Stellvertreter 
und Rathmänner der Magistrate (Abschn. 9). Die Datstellung der ein- 
zelnen Magistraturen in ihrer histoiischeu Besonderheit bleibt dem 
dritten, die der einzelnen Amtkreise dem vierten Buch voiiiehalten. 
Indess erscheint es notfawendig diesen sachlichen Auseinandersetzungen 
eine kurze Erläuterung der hier einschlagenden Terminologie voran- 
zustellen. 

Die Kundgebung des Gemeindewillens in dem vorher bezeichneten *J5SJ^' 
Sinne, das Recht im Namen der Gemeinde zu befehlen, bezeichnet 
das etymologisch nicht hinreichend sicher erklärte Wort imperium. 
Dies wird ausschliesslich gebraucht von der eminenten Gewalt des 
Staats Ober den Bürger und nur dem beigelegt, dem diese vollständig 
zusteht, so dass in diesem Worte der ursprüngliche Amtsbegriff ver- 
körpert erscheint. Für die der ursprünglichen Ordnung fremde Ver- 
tretung des Gemeindewillens mit beschränkter Gompetenz wird der 
analoge, aber allgemeinere und auch dem Privatrecht geläufige Aus- 
druck potestas verwendet. 

Für den Tri^er dieses absoluten Gemeindewillens giebt es keine 
andere Bezeichnung als die nach dem Sonderamt; eine zusammen- 
fassende fehlt, da imperator im technischen Gehrauch frOh verengert 
und dem Inhaber des Imperium diese Benennung nur dann verstattet 
worden ist, wenn sein Gemeindebefeht zum Siege in der Feldschlacht 
geführt hat 

Magister, das nach dem nachherigen Sprachgebrauch jeden ■**<*■*" 
Vorsteher, insbesondere den einzeln stehenden bezeichnet und mehr 
in säenden und privatrecbtlichen Beziehungen als für staatliche Ver- 
hältnisse gebraucht wird, muss der Träger des Imperium wohl in 
älterer Zeit genannt worden sein, da das davon abgeleitete und noth- 
wendig auf dieses Stammwort zurückgebende Abstractum magislratus 
sämmtlicbe Inhaber des Imperium in sich begreift, selbst diejenigen, 
welche, wie der Dictator, der Zwischenkönig, der Beiterführer , der 
Stadtverweser, nicht der Volkswahi unterii^^n. Diese abgeleitete 
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Bezeichnaog hat den dem Stammwort verloren gegangeDen staatlichen 
Werth behalteil und der scharfe Gegensatz des Staates g^en jede 
andere Gemeinschaft in ihr seinen rechtlichen Auedrack gefunden; 
äenn wenn von plebejischen und municipalen Magistraten gesprochen 
wird, so drückt sich darin nur aus, dass die Plebs ein Staat im Staate 
sein wollte und dass die Stailt im Römerreich ein ehemals souverftner und 
nicht vollständig in das römische Reich aufgeganKener Staat ist. Aber 
dass der Entwickelungsprozess des römischen Gemeinwesens den Scbwer- 
punct der souveränen Gemeindegewatt von dem Oberanit auf die 
Börgerversammlung wenigstens concurrrirend verschoben hat, tritt 
terminologisch darin zu Tage, dass die Bezeichnung ntagistratus zwar 
den nicht von den Comitieu gewählten oben genannten Oberbeamten 
verbleibt, aber zugleich erstreckt wird auf alle von den Comitien ge- 
wählten Auftragnehmer der Gemeinde, dagegen keinem weiteren von den 
Beamten allein bestellten Auftragnehmer zukommt, so dass beispiels- 
weise von den Stellvertretern des Prätors für die Jurisdiction und 
von den Legionsfübrem bei völlig gleicher Competenz und gleichem 
Titel allein die comitialen als Magistrate bezeichnet werden. In ähu- 
»„«»., lieber, jedoch minder technischer Weise wird honor verwendet; es be- 
zeichnet dies das Amt, insofern dessen Uebertragung durch die Comi- 
tien eine Auszeichnung des Gewählten ist. In der weiterhin folgenden 
Dai-stelluDg der Magistratur ist der Begriff im Allgemeinen in dem spä- 
teren Sinne gefasst worden, obwohl die damit gezogene Grenze eine 
äusserliche und es praktisch nicht durchfllbrbar ist die im Laufe der 
Zeit der comitialen Ernennung unterworfenen Stellungen erst von 
diesem Zeitpunkt an und die nach dem Emennungsrecht getheilten 
nur, so weit sie magistratisch sind, in die Darstellung aufzunehmen. 
it»t«»«i«i Wenden wir uns zu den Kategorien der Gemeindebeamten, so 

I- druckt der Gegensatz der magistratus patricii oder populi Bomani 
und der magistratus plebeii oder plebis eigentlich nur aus, dass die 
Vorsteher der Plebs, einstmals der Sache nach und formell auch später, 
nicht als wirkliche Magistrate der Gesammtheit gelten Für deu 
scharfen und wichtigen Gegensatz der ordentlichen und der ausser- 
ordentlichen Magistratur gebricht es an einer entsprechenden Termino- 
logie; wir bezeichnen als ordentliche diejenigen Aemter, deren Com- 
petenz ein für allemal geordnet und mit der rechtlich festen Be- 
nennung gegeben ist, als ausserordentliche diejenigen, deren Compe- 
tenz ei-st für deu einzelnen Fall, sei es mit dem Walilart zugleich, 
sei ('S, wie dies die Regel ist, durch ein demselben voraufgehendes 
Specialgesetz festgestellt wird und für die es daher auch an einer gene- 
rellen Benennung fehlt. Zu der ersten Kategorie gehören zum Beispiel 
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das Consutat, dieDictatur, die Ceugur, zu der zweiten beispielsweise 
die DuoYirn fQr den einzelnen HochverratheprocesB und die Zefanmänuer 
fllr Constituirung des Gemein weseus. Die ordentlichen Aeniter sind 
eatweder sUkndige , so weit sie verfaBBungsmässig immer iu Thatigkeit 
sein sollen und also aus refselmSesigen Jahreswahlen hervorgehen (tnagi- 
stratus atmui), oder nicht stflndige, wie die an besondere Voraus- 
Setzungen geknüpfte Dictetur und die verfassungsmässig intervallireude 
Ceusur. Höhere (magistraius maiorcx) und niedere Aemter {magisiraius 
minores) werden regelmässig nur relativ je nach dem Machtverhältniss 
der in Beziehung gesetzten Magistraturen unterschieden; indess gelten 
die Inhaber des Imperium und die aus den gleichen Wahlen der Gen- 
turien hervorgehenden Censoren als im Besitz der auspicia matora, 
wahrend den in Tribuscomitien gewählten Beamten nur auspicta mi- 
Hora und Oberhaupt niederes Ansehen zukommt Die von dem Ge- 
ricbtsstuhl entlehnte Benennung magisiraius etavies kommt allen an dem 
ImperiuiD theilhabenden Beamten, selbst den nur ein beschränktes juris- 
dictionelles besitzenden Aedilen der vornehmeren Kat^orie zu; die 
Censoren haben dieses Imperium nicht, mögen aber späterhin auch dazu 
gerechnet worden sein. 

Amt ohne Amtsgewalt kennt die republikanische Ordnung nicht 
oder doch nur insoweit, als abgeschaffte Aemter im Sacralweeen fortr 
gefuhrt werden, wie im römiscbea Gemeinwesen der r«z sacrorum 
und in den in dasselbe angegangenen latlniscben Staaten mancherlei 
ähnliche Institutionen. Amtsgewalt ohne Amt kommt dag^en häufig 
vor. Sie wird ausgedrückt durch die Bezeichnung pro magislraiM 
allgemein oder die entsprechende specielle pro comuh, pro prae' 
tore und so weiter und regelmässig gebraucht von dem Privaten mit 
amtlicher oder, was auf dasselbe hinauskommt, von dem niederen 
Beamten mit höherer Function, ohne dass ein terminologischer Unter- 
schied gemacht wird zwischen dem Privaten, der nach Ahlauf der 
Amtszeit von Rechtswegen die Function weiter führt und dem gemäss 
dem Mandat als Beamter fungirenden Stellvertreter (Abscbn. 9). Aber 
auch exceptionell unter Beiseitesetzung der gesetzlichen Qualification 
creirte Beamte, zum Beispiel die zur Verwaltung des Oberamts aus- 
holfsweise berufenen Eriegstribune , werden als Promagistntte bebau- 
delt. Diese Bezeichnung hat also im Staatsrecht nur negativen Werth, 
insofern sie bei amtlicher Function das Fehlen des Amtes oder, wenn 
die letzte Kategorie mit berücksichtigt wird, das Fehlen des ordent- 
lichen Amtes anzeigt. 
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Mi^^Mni Wäre in UDserer Ueberlieferung ein Abbild der ältesten Gemeinde- 
"ihBm. " Ordnung enthalten, so wttrde wahrBcheinlich ihr Princip die völlige 
Durchdringung der göttlichen und der menschlichen Dinge sein, eine 
nach beiden Seiten hin gleichartige und gleich mächtige, Priesterthum 
und Magistratur einheitlich zusammenfassende Gemeindevorstandschaft. 
Diejenige Ordnung des Gemeinwesens, welche wir im Gegensatz zu 
der yerechollenen Königszeit als die republikanische bezeichnen, zeigt 
das Gegentheil: scharfe Scheidung dee Gemeindepriesterthums , der 
saoerdotcs publici populi Somani, und der Gemeindemagistratur , der 
moffistratus publici populi Botnani und analoge Behandlung beider 
Kreise, aber nicht bloss vollständigen Ausschluss des Priesterthums 
von dem R^ment in irdischen Angelegenheiten, sondern auch Unter- 
ordnung desselben, so weit die einheitliche Gemeindeordnuug die& 
fordert, unter die Magistratur. Diese so weit möglich durchgeführte 
Verweltlichung der Magistratur ist vielleicht das wesentlichste Element 
der republikanischen Neuordnung gewesen und hat wohl auch dem 
römischen Gemeinwesen dasjenige Uebergewicht der Staatsallniacht 
eingepflanzt, durch welches dasselbe im Lauf der Jahrhunderte zur 
Vorheri'schaft in der antiken Civilisation gelangt ist. 
oidcbutige Die analoge Flegelung der beiden Kreise tiitt namentlich hervor 
in den den Priestern und den Magistraten gleichmässig zustehenden 
äusseren Abzeichen. Dem Tempelpriester des Jupiter werden die 
magistratischen Insignien, insbesondere der curulische Sessel zuge- 
standen, vielleicht st^ar der an das bekleidete Oberamt geknüpfte Sitz 
im Senat Dem Vorsteher des Foutificalcollegiums , welcher unter der 
Priesterschaft eine ähnliche Stellung einnimmt wie die Consuln in 
der Magistratur, stehen ebenso wie diesen das eigentliche Zeichen der 
Amtsgewalt, die Lictoren (lidores curiatii gut sacris publicis app<arent) 
zur Verfügung. Der Purpur am Gewand, ein Erbstück aus der könig- 
lichen Vollgewalt, kommt Priestern und Magistraten zu ; indees tragen 
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jene die Prätexta nur, während sie aacrale Handlangen für die Ge- 
meinde Tollziehen, diese immer, wo sie Öffentlich erscheinen. Ehren- 
rechtlich stehen beide Reihen sich insoweit gleich, dass keine der an- 
deren formell voi^ebt; doch Überwiegt in der republikanischen Epoche 
durchaus der Houor das Sacerdotium uod erst in der Eaiaerzeit konunt 
die entg^engesetzte Schätzung auf, namentlich die Behandlung des 
Oberpontificats als der höchsten Ebrenstelle im Staat in Benutzung 
desselben fßr die Rangstellung des neuen Monarchen. 

Auch personell fiel die Priesteischaft und die Magistratur im ptn«.*i» 
Allgemeinen zusammen; die politische Laufbahn ging ohne Unterschied bdiudinn. 
der Epochen in beiden Bichtungen regelmässig parallel. Die aus 
dem späteren Gegensatz des Staats und der Kirche entwickelte Doppel- 
aristokratie des Mittelalters ist dem gesammten Alterthum unbekannt, 
dessen Götter überall und nothwendig innerhalb des Staates standen. 
Weun in dem a]t«a Patricierstaat eine besondere Qualification wahr- 
scheinlich weder fUr das Amt noch fQr das Priestertbum bestand, so 
sind in dem patricisch-plebejischen , wie dies bereits entwickelt ward 
(S. 38. 39), beide zunächst gleichmässig dem Adel vorbehalten und haben 
die BOi^erlichen Schritt vor Schritt far die einzelnen Stellungen ent- 
weder den Mit- oder selbst den Alleinbesitz gewonnen. Wenn die 
Plebejer nicht so früh und nicht so vollständig der sacralen Stellungen 
sich bemächtigten wie des Gemeinderegiments, so li^ dies weniger 
an der Scheu in göttlichen Dingen zu neuem, obwohl diese mitgewirkt 
hat, als an ihrem geringeren politischen Werth, woher denn auch 
die in dieser Hinsicht gleichgültigen lediglich decoraUven Priesterthümer 
zum guten Theil dem Adel noch in der Kaiserzeit verblieben sind. 

Dem Inhalt nach schliesst das Priestertbum der republikanischen 
Zeit der ursprüngbcben Ordnung sich enger an als die Magistratur 
derselben; es bleibt lebenslänglich und einheitlich und in gewissem 
Sinne selbst eentralisirt. 

Die bei der Magistratur derKepublik streng durchgeführte Annuität utu^- 
hat sich auf die Priesterschaft nie erstreckt; die Lebenslänglicbkeit des 
KOnigthums ist hier als Regel festgehalten worden. 

Dasselbe gilt von dem zweiten republikanischen Princip , der '^^"'« 
sich gleichstehenden und damit im Fall des Conflicts sich selber auf- giiutu. 
hebenden Collegialität. Die Collegialität schlechthin, das blosse gleiche 
Mandat, ist allerdings eben im Priestertbum zum frühesten und 
vollständigsten Ausdruck gekommen; seit es ein dreieiniges Rom gab, 
standen mehrere Vogelweise mit gleicher Autorität neben einander. 
Aber wo es sich nicht um sacralen Rathschlag handelt, sondern um 
die Bacrale Handlung, liegt diese regelmässig dem Einzelpriester ob; 
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wenn gleich ausnahmsweise zu gemeioBchaftlicher ThUigkeit berufene 
Geaammtpriesterthümer vorkommen, wie zum Beispiel im Maredienst 
die Salier, so werden dagegen die Flaminate sämmtlich einfach be- 
setzt, und vor allen Dingeo steht dem sacralen Erben des Königtbums, 
dem Voifiteher des Pontificalcollegiums kein gleichberechtigter Priester 
zur Seite und giebt es keine sacrale Intercession. 
s Die Ernennung ist far das Königthum, wie schon bemerkt ward 
"■ und wie unten weiter entwickelt werden soll , auf sich selbst gestellt 
gewesen. Als in der Republik Priesterthum und Magistratur sich 
schieden, ist das Recht der Nachfolgerbestellung bei der Magistratur 
vielleicht sofort, mindestens früh durch die Mitwirkung der Büi^er- 
sdiaft gebunden und allmählich thatsfichlich beseitigt worden; das 
Priesterthum dagegen geht auch nach der republikanischen Ordnung 
durchaus aus sich selbst hervor. Es ist bei der Creinmg der Priester 
dem Pontificalcollegium eine ähnliche, aber stärkere Stellung gegeben 
worden wie bei der magistratischen dem patricischen Senat: dasselbe 
hat das Recht der Selbsterg&nzung und die Wahl seiner Mitglieder 
setzt der Priesterschaft ihr Haupt. Alle übrigen Gemeindepriester 
erscheinen im Rechtssinn als Gebülfen dieses priesterlichen Gemeinde- 
hauptes, eben wie die Offiziere des BUrgerheeres die Gehülfen der 
Consuln sind, und im Allgemeinen werden wie die Priester des könig- 
lichen Rom vom König, so die des republiksnischea vom Oberpontifex 
ernannt worden sein. Ausgenommen sind indess wohl von jeher die 
sacralen MännercoU^eD , für welche die Selbstergänzung ebenso 
wie für die Pontjfices in Uebnng ist und die daher neben diesen faetisch 
selbständig auftreten. Bei anderen Ernennungen finden wir den Ober- 
pontifex späterhin beschränkt durch Bindung an eine anderweitig 
aufgestellte Candidatenliste oder durch Anordnung der Loosung. Aus- 
geschlossen aber ist bei der Priesterbestellung sowohl die magistxa- 
tische Ernennung wie das Eingreifen der BOrgerschaft , wobei 
die Scheu vor dem Eingreifen der unkundigen Menge in den nur 
von dem Wissenden recht zu handhabenden Götterdienst zusammen- 
gewirkt haben wird mit dem politischen Gedanken der nolhwend^en 
Scheidung des weltlichen und des sacraJen Regiments. Wenn die sou- 
veräne Gewalt der Büi^^erschaft bei der Entwirkelung der Magistratur 
in immer steigendem Mafse Ausdruck findet, so sind die Comitien 
von Hechtswegen ausgeschlossen von der Einwirkung auf die sacrale 
Ordnung ; nur der gewählte Magistrat ist der Träger der comitjalen 
Volksgewalt, nicht der cooptirte oder ernannte Priester. Erst seit 
dem ersten punischen Kri(« fasate die Volkssouveränetät allmählich 
Fuss auch auf diesem bis dahin ihr verschlossenen Gebiet: zunächst 
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weiden der Oberpontifex und die Vorsteher der anderen politisch wich- 
tigen Collegien aus deren Mitgliedern , dann auch diese Mitglieder selbst 
unter pontificaler Leitung von der kleineren Hftlfte der Trihus erwädilt, 
wobei man sich mit dem alteu Princip durch die Ausflucht abfand, dass 
der Leiter des Acts nicht Magistrat und die kleinere Hälfte der Bflrger- 
sehaft nicht die Bargerschaft sei. 

Die dein I'riesterthum der Bepublik zustehende Gewalt kann bei ob«. 
dem Haupte derselben der magiatratischen formell insofern gleichgestellt *''^''"'- 
werdeu, als die beiden wesentlichen Momente der niagistratischen 
Vollgewalt, Auspicium und Imperium, aucb bei ihm auftreten und 
seine AmtsthUtigkeit in gewissen Beziehungen derjenigen der Ober* 
magistrate gleich oder analog ist. Der Sache nach aber zfthlt gegen- 
über dem [generellen magistratischen Imperium die Competenz des 
Oberpontifex nicht unter den effectiven politischen Gewalten. 

Wo die Auspicien erforderlich sind, nimmt sie der Magistrat pi 
immer selber, fQr sich und fQr die Gemeinde, und mit Zuziehung der 
Priester nur, so weit es ihm zweckmässig erscheint Der Oberpontifex 
nimmt die Auspicien nur ausnahmsweise, zum Beispiel, wenn er fQr 
die Inauguration gewisser Priester unter Assistenz der BOrgerscbaft 
diese beruft. 

Das Imperium, das Recht Gehorsam zu fordern und nöthigenfalls : 
zu erzwingen hat der Magistrat schlechthin ; dem Oberpontifex hat der i 
Btti^r nur in den besonderen Fallen Folge zu leisten, wo seine Stellung 
ibro das Befehlsrecbt giebt , insonderheit wenn es sich um Besetzung 
einer Priesterstelle oder um Unbotmässigkeit eines Priesters handelt. 
In diesem Falle steht ihm auch die niagistratische Coercition zu, je- 
doch nur die mindere auf Geldbusse und P^ndung b^chritokte und 
da gegen diese an die Bürgerschaft appellirt werden kann, kann er 
in die Lage kommen die dafür competenten Comitieo zu berufen 
und mit ihnen zu verhandeln. Ebenso handhabt er aber die Priesterinnen 
der Vesta, da diese aln solche aus dem Familienverband ausscheiden, das 
bei den Frauen das ordentliche Criminalgericht vertretende hftusliche 
Strafverfahren und es kann sich dies bei geschlechtlichen Verbrechen 
auf die dabei betbeiligten Mannspersonen erstrecken. Aber materiell 
sacrale Verbrechen gehören nicht vor den Priester, sondern vor die 
Magistratur, schon darum, weil in allen diesen Fällen nicht bloss die 
Gottheit, sondern auch die Gemeinde geschädigt wird. Der Tempel- 
diebstahl wird dem Landesverrath gleich geachtet ; der nächtige Dieb- 
stahl der Feldfrüchte verletzt wie die Ceres so nicht minder die Ge- 
meinde; selbst das Veri'ahren gegen die Mis^eburt kann nur aufge- 
fasst werden als Beseitigung eines gemeinschädlichen Wesens. Das 
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Gutachten der Priesterechaft mag \u Fällen dieser Art factiscli mafs- 
gebeud gewesen sein; aber das Einschreiten gebührt der Magistratur. 
Das Recht mit dem Senat zu verhandeln hat der Oberpontifex nicht, 
und das Recht einen Beschluss der poliÜBchen Comitien herbeizuAlhreo 
nur in dem oben angefahrten Ausnahmefali. Die Curien dagegen, die 
in dem patricisch-plebejischeu Gemeinwesen das politiBChe Beschluss- 
recht verloren haben, beruft der Oberpontifex und vereinbart mit ihnen 
die ihnen verbliebene Bestätigung der als Privilegium behandelten 
Privatacte, insbesondere der Testamente, bevor dafür die rein private 
Form aufltam, und der Adrogationen. 
Mwiitn- Die gesammte Ordnung der sacralen Angelegenheiten der Ge- 

piiHtvHtha meinde steht der Magistratur zu, eventuell unter Mitwirkung des 
gtdniu««. Senats und der Comitien, wie dies in dem Abschnitt von den sacralen 
Magistratsgeschäften (Buch 4 Abschn. 1) weiter dargelegt werden wird. 
Die Priester sind nicht befugt von sich aus derartige Anordnungen zu 
treffen, nicht einmal für das ständige, aber kalendarisch nicht fixirte 
Fest einen bestimmten Tag anzusetzen. Allerdings haben die ange- 
sehenen Collegien, obwohl ihre Mitglieder keineswegs als solche dem 
Senat angehJ3ren, doch der Sache nach fungirt als ständige Commissionen 
des Senats, insbesonder die PontiUces für alle religiösen Angel^eu- 
heiten des Staate, die Augurn für alle mit der Auspication zusammen- 
hängenden staatsrechtlich häufig ungemein wichtigen Fragen; es wer- 
den ihnen nicht bloss die dahin einschlagenden Angelegenheiten zm* 
Vorberathunß überwiesen, sondern sie haben auch in dei^leichen Fällen 
thatsächlich die Initiative geabt, da der Vorsitzende des Senats sich 
nicht fßglich weigern konnte ihnen auf Verlangen über solche Ange- 
legenheiten das Wort zu geben. Hierauf beruht hauptsftdilich der 
politische Einfluss dieser IMesterschaften ; staatsrechtlich aber haben 
sie nie mehr in Anspruch genommen als höchstens das Becbt der 
Antragstellung im Gemeinderath. 
MiMn- So wenig wie die Anordnung ist die Vollziehung der sacralen 

piisatMiieke Gemeiudehandlungen ein priesterliches Recht; im Gegentheil steht 
hudimigaD. auch diesc, wo keine andere Bestimmung getroffen ist, von Rechtswegen 
bei den zur Gemeindevertretung berufenen Magistraten. Die ständigen 
Sacralhandlungen indess werden regelmässig mit der Einrichtung zugleich 
ständigen Priestern überwiesen. Die meisten römischen PriesterthUmer 
sind in dieser Weise ins Leben getreten, sowohl die vom Oberpontifex er- 
nannten Einzelpriester der ältesten Tempel wie auch eine Anzahl priester- 
lieber Genossenschaften , zum Beispiel die beiden der Salier fQr den 
Marsdienst, die der Luperker fUr den des Faunus, die der Arvalen für 
den der Dea Dia. Auch die ständigen Spiele, welche nichts sind als 
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eine Fonn der religidsen Feier, sind, so weit sie stiUidig sind, an- 
fänglich in dieser Weise behandelt und Ton den Priesterschaften aua- 
gerichtet worden , so die der Consualien, die Arval- und die Saecular- 
3piele. Dadnrch scheiden die st&ndigen Sacrslhandlungen aus dem 
Kreise der uiagistratischen Verrichtungen aus. Aber bei den ausser- 
ordentlicben ist umgekehrt die Ausrichtung durch die Magistrate die 
B^el und dies hat dazu gefdhrt, dase die wichtigeren Spiele, die 
aus der ausserordentlichen religi&sen Siegesfeier sich zu ständigen 
Volksfesten entwickelten, zunächst die römischen und die plebejischen 
den Magistraten verblieben, während die damit verbundenen Culthand- 
lungen zum Theil den Priestern HberwieBcn wurden, wie dies zum 
Beispiel bei den Apollospielen fQr die Opfer angeordnet ward. Der 
Vorsitz bei diesen Festen war ein begehrtes Ehreorecht und förderte 
die politische Laufbahn, so dass das Uebergewiclit der Magistratur 
Ober das Priesterthum auch hierin steigend zu Tage tritt, 

Eb braucht hiernach kaum noch besonders ausgeführt zu werden, 
dass die sacrale Finanzirung wohl der Priesterschaft zu Gute kam, 
aber nicht durch sie selber erfolgte. Die staatlichen Einrichtungen 
sind dahin geordnet, dass den Priestern fikr die ihnen obliegenden Auf- 
wendungen Deckung gewährt wird. Vermuthlich aus der Kßnigszeit auf 
die Republik Übertragen erscheint eine Besteuerung der Civilprozesse zu 
Gunsten Aer Pontifices, die jedem in einem solchen unterliegenden Theil 
auferlegte Götterbusse {sacramentum) , anfangs in Vieh- , später in 
Geldansätzen, ohne Zweifel bestimmt für die öffentlichen Opfer, deren 
Darbringung das Colleginm zu Überwachen hatte, die nöthigen Schafe 
und Rinder zu liefern. Daneben mögen in früherer Zeit die für die 
einzelnen Heiligthümer erforderlichen Leistungen Jahr für Jahr nicht 
durch die Priester , sondern durch die Magistrate auf einzelne Bürger 
(magiatri fanorwm) umgelegt worden sein. In der besser bekannten 
Epoche macht die Tendenz die ständigen Lasten sowohl der Gemeinde- 
kasse wie dem einzelneu Büig:er möglichst abzunehmen auch in dieser 
Hinsicht sich geltend und scheint man den Gemeindeheiligthflmem oder 
vielmehr den mit der Versehung des Cultus in einem jeden l>eauf- 
tragten Priestern so wie den sacralen Collegien durch Ueberweisung 
von nutzbaren Gnindstückea dauernde Renten ausgeworfen zu haben, 
wobei aber deren Verpachtung, da sie im Eigenthum des Staates ver- 
blieben, nicht den Priesterschaften, sondern den Gemeindebeamten 
oblag. Finanzielle Selbstständigkeit ist den Priesterschaften aller Art 
niemals eingeräumt worden. Kommt es zu einem Rechtsstreit zwischen 
dem Tempel und einem Privaten oder zwischen dem Tempel und der 
Gemeinde, so wird darüber nicht im wirklichen Prozess durch Ge- 



-cbv Google 



94 Zweites Buch. Die Magigtratur. 

schworne, sondern im Admioistrativverfahren durch den Masistrat er- 
kannt. Die PrieBtergchafteD haben nicht bloss kein Besteuerungs- 
recht, sondern es scheint auch Sportelnahnie nicht geduldet worden 
zu sein ; ebenso iat das Recht Erbschaften oder Legate zu nehmen in 
republikanischer Zeit mit Ausnahme vielleicht der Vesta keiner einzigen 
römischen Tempelgottheit eingeräumt worden. 

Es bleibt noch übrig die Stellung nicht der Priesterschaft über- 
haupt, sondern des Oberpontifex zu der sacralen oder privaten Rechts- 
verletzung darzustellen, 
rto^a Dass das eigentliche Strafrecht, abgesehen von den Priestervergehen 
"■ . und Verbrechen, dem Oberpontifex nicht zugestanden hat, vielmehr 
das sacrale Unrecht, wo es criminelle Bestrafung forderte, gleich jedem 
andern behandelt wird , ist schon bemerkt worden. Anders verhält 
es sich mit den sacralen Unrechtfertigkeiten und ^Verfehlungen, gegen 
welche der Staat nicht einschreitet, die aber das Gewissen des 
Handelnden belasten. FUr diese bilden die vorzugsweise vom 
Pontificalcollegium bewahrten sacralen Normen und Traditionen 
gewissermassen ein Gesetz {ius pontificium) — die sogenannten 
Königsgesetze, die freilich vielleicht erst am Ausgang der Republik 
entstanden sind, dürfen wohl als eine unter den Königsnamen von 
den Pontifices angestellte allgemeine Piacularordnung betrachtet werden 
— und das Coll^um selbst bildet dafür das entsprechende Gericht, 
von welchem in mehr oiler minder prozessualischer Fonn, hauptsächlich 
wohl im Wege der Selbstanklage der Thatbestand festgestellt uud dann 
erkannt ward, ob das begangene Unrecht einer SQhnung fähig sei 
oder nicht und im ersteren Fall, was der Schuldige zu verrichten 
habe, um die Strafe der Götter abzukaufen und sich also zu ent- 
sühnen (piare). Dasselbe Verfahren mag auch bei erst beabsichtigten 
Handlungen insofern Anwendung gefunden haben, als zum Beispiel 
das Collegium auf Anfrage die für die Verlegung einer GrabstAtte er- 
forderiicheo Sühnehandlungen bezeichnete. Daas ein Spruch dieser 
Art irgend welche formale Folgen gehabt hat, ist nicht zu erweisen. 
Es kann sein, dass namentlich in den Fällen, wo bestehende feste 
Ordnungen dem Spruch des Collegiums zu Grunde lagen, die erkannte 
Busse im Wege der populären Privatklage beigetrieben ward.- Auch 
mag den Pontiüces das Recht zugestanden haben den, der ein un- 
sühnbares Unrecht begangen oder für das sühnbare die Busse nicht 
geleistet hatte, im öffentlichen Cult zurückzusetzen oder von demselben 
nuBzuschliessen. In der Hauptsache aber ist dies Piacularverfahreii wohl 
wesentlich eine Gewissensjudication gewesen und wird als solche für 
die vollgläubige Epoche gewiss von Bedeutung gewesen sein ; 
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«iaes Eingreifens desselben in die politischen Verhältnisse win) nir- 
gends gedacht. 

Die Einwirkung des Pontilicalcollegiunis auf das Privatrecbt und nntiflau 
den Privatprozess wird vielleicht überschätzt. Die zunächst auf die ».1™«. 
Festtagsheiligung gerichtete Kalenderordnung und KalenderunordnuDg 
ist ohne Zweifel thatafichlich aus dem Pontificalcollegium hervor- 
gegangen, wetm auch die dabei hauptsächlich zu Grunde liegende 
schwankende Schaltung rechtlich sicher magistratisch fixirt ward ; und 
die ProzesBtemiiDe lichteten sich allerdin^ nach der jedesmaligeD 
Datirung. Aber die Gestaltung des Privatrechts hängt vom Kalender 
so wenig ab wie von der Abführung der Succumbenzbussen in die Kasse 
der Priesterschait ; und die Annahme, dass das Gollegium nicht bloss 
für das Götterrecht, sondern für die Rechtsnormen überhaupt Depositar 
der Ueberliefening gewesen und dass Rechtweisung von demselben ein- 
geholt worden ist, entspricht wenig der ablehnenden Haltung, welche 
die Magistratur der Republik auf dem weltlichen Gebiet gegen die 
Prieeterschaften eingenommen hat und ebenso wenig den für uns er- 
kennbaren Spuren. Aus dem magistratischen Recht zu edictren ist 
das Privatrecht im wesentlichen hervoi^egangen ; dem Pontificalcolle- 
gium hat dies Recht nicht gefehlt, aber von Edicten desselben privat- 
rechtlichen Inhalts begegnet Diigends eine Spur. Gutachten hat der ein- 
zelne Mann, Beamter oder nicht, von dem CoUegium schwerlich ein- 
fordern können; es scheint vielmehr, dass diese collegialen Gutachten 
nur dem Senat ertheilt wurden und dass die für die Entwickelung des 
römischen Privatrechts seit frühester Zeit wesentlichen Rechtsgutachten 
stets von Einzelnen abgegeben worden sind. Es mag sein, dass dies in 
ältester Zeit vorzugsweise die Pontifices gethan haben ; seit uns dafür 
Kamen genannt werden, gehören diese keineswegs alle diesem CoUe- 
gium an, zum Beispiel nicht der Verfasser der iripertita P, Aelius 
Catus CoQSul 552 (202 v. Gh.). Die gesammte Rechtsentwickelung, 
selbst der früh ^ch einstellende Gegensatz des ius poniificium und des 
ms civile führen für das letztere nicht auf priesterlicben , sondern auf 
magistratiscben Ursprung. 
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Die Bürgerschaft ist eine Wehrgenossenschaft , geeinigt zu fried- 
lichem Zusammenleben unter Ausschluss der Selbsthülfe durch das der 
Obrigkeit eiogeräumte Schiedsgericht, aber nicht minder geeinigt, um 
erforderlichen Falls unter derselben Obrigkeit zur Vertheidiguog oder 
zum Angriff nach aussen hin zusammenzutreten. Die staatsreditliche 
Bedeutung des Mauerringes (pomerium), den sie sich schafft, beruht 
darauf, dass der Friede und die Friedenshandlungen von Rechts- 
wegen auf den Schutz dieser WMle angewiesen sind und demnach 
alle öfFentlichen Geschäfte, insoweit sie nicht zur Kriegführung gehören, 
innerhalb dieses Mauerrings vollzc^en werden müssen. Die darauf 
beruhende Örtliche Zwiespältigkeit des Regiments, der Gegensatz des 
imperiam domi und des imperium milüiae, findet ihren lebendigen 
Ausdruck in der magistratischen Uebersehreitung des Mauerrings unter 
religiös- militärischen Formen. 

Der Gegensatz des städtischen und des Kri^sregiments beruht 
nicht auf der qualitativen BeschafTeuheit der magistratischen Hand- 
lung, sondern lediglich auf dem Orte ihrer Vollziehung. Jeder 
innerhalb des Mauerrings vollzogene Act unterliegt den Gesetzen des 
ersteren und im Allgemeinen gilt dies auch von dem Vorraum 
ausserhalb der Mauer bis zu tausend Schritten von jedem der Thore 
oder, was dasselbe ist, bis zum ersten Meilenstein der von Rom aus- 
laufenden Strassen. Jenseit dieser Grenze oder, wenn der Mi^strat 
in der oben erwähnten feierlichen Weise den Mauerring überechritten 
hat, schon jenseit des lUnges selbst beginnt das Kriegsregiment, 
welchem also das Stadtgebiet so wie das gesammte Ausland unter- 
liegen. Die factischen Grenzen einerseits der städtischen Ansiedelung, 
anderei-seits des Gebiets, welche beide übrigens sich stetig verschieben, 
kommen für die Amtsfükhnmg rechtlich nicht in Betracht. 
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Daes die öffentlichen Gesch&fte, so weit sie nicht dem Krieg ange- stuttKiM 
hören, in der Stadt zu vollziehen sind, ist ohne Zweifel eine Ursprung- lon«« ^it*- 
liche mit der Entstehung des Mauerrings seihst gleichzeitige Ordnung. * '"'*' 
Sie drOckt sich zunächst darin aus, dass diejenigen magistratischen Acte, 
hei denen der Kath oder die Bürgerschaft uiitwirken, zu allen Zeiten 
in der Stadt vollzogen worden sind, der Senat wie die Gomitien im comiu» 
KriegBgebiet nicht versamuielt werden dürfen. In Betreff des Senats 
ist hievoD nie abgewichen und selbst den während der Bevolutions- 
epoche zuweilen ausserhalb der Hauptstadt auftretenden Gegensenaten 
nie mehr als factischefi Gewicht beigelegt worden. Dasselbe gilt von 
den alten und feierlif^en Formen der BUt^erversammluDg nach Curien 
oder Ceoturien. Beschlussfassung der Bürgerschaft nach den Tribus 
im Feldlager ist einmal veisucht, aber durch Volksschluss im J. 397 
(857 V. Gh.) untersagt worden und auch später ist man darauf nicht 
zurückgekommen. 

Die von dem Magistrat allein zu vollziehenden Friedensgesdiäfte 
haben nicht in gleicher Unbedingtheit an die Stadt gefesselt werden 
können; indess tritt die principielle Gleichheit auch dabei namentlich 
darin zu Tage, dass, wo dieselben im Knegsgehiet stattfinden, sie einen 
exceptioneilen Charakter an sich tragen. 

Am entschiedensten gilt die Bindung an die Stadt für die Bil-^oWHmm. 
düng des Bttrgerheeres und alle damit unter dem Namen des Cen- 
sus zusammei^efassten Acte, wobei allerdings wesentlich mitgewirkt 
hat, dass dieselben früh an eigene nur in der Stadt functionirende 
Beamte gewiesen worden sind. Auch die effective Indienststellung 
der Bttiger, vor allem die der Reiter, vollzieht sich der Regel nach in 
der Stadt; indess ist davon selbstveretändlich oft abgewichen worden 
und nimmt der Magistrat, wenn es erforderlich scheint, den dienst- 
pflichtigen Bürger da, wo er ihn findet. 

Auch das Gericht gehört von Rechtswegen in die Stadt; bis in Mrit- 
die Kaiserzeit hinein hat die Rechtsregel gegolten, dass der vollgültige 
GivilprozesE {wdicium Ugitimum) nur in Rom geführt werden kann. 
Einen Civilprocess im Lager hat die ältere Rechtsordnung schwerlich 
gekannt oder doch, soweit er durch die Lagerzucht geboten war, zum 
Beispiel bei dem Diebstahl, ihn nicht als Prozess im Rechtssinn be- 
handelt Wohl erst nachdem das überseeische Machtgebiet örtliche 
Tribunale für die daselbst verweilenden römischen Bürger nothwendig 
gemacht hatte, ist das feldherrliche Imperium auch für die Jurisdiction 
benutzt worden ; andererseits wurde im Wege der durch exceptionelle 
Legislation angeordneten Mandirung den städtischen Gerichtsherren 
ein Theil ihrer Amtsgeschäfte von Unterbehörden abgenommen- 
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Rechtlich aber ruht jeder Spruch dieeer Art nicht auf dem Gesetz, 
sondern auf dem Belieben der Oberbeamten {imperio emimetur) und 
steht bis in späte Zeit hinab dem BtädtischeD in der Rechtskraft nicht 
gleich. 

strtitroiM. Mit dem Criminalver&hren wird es sich ühnlii^ verhalten haben. 
Unbotmässigkeit und tlberhaupt jede Verletzui^ der militftrischen 
Diseiplin in den durch den Feldhemi selbst dafQr beliebten Grenzen 
unterlag den Kriegsordnungen und die dafUr von dem Feldherm ver- 
fügte Coercition gehörte nicht in die Stadt, wohl aber jedes andere 
Einschreiten gegen den straffälligen Bürger. Dieser Gegensatz trat 
wenig hervor, so lange das städtische Regiment in dieser Beziehung 
ebenso unbedingt schaltete wie das militärische, wie dies wenigstens 
als Ausgangspunct angenommen werden muss. Dennoch reicht sowohl 
der logischen Eutwickelung der Dinge nach wie nach der Ueber- 
lieferung der Gegensatz des militäriBchen und des städtischen Straf- 
verfahrens bis in die fernste Zeit zurück : Begnadigung des UberwieseDen 
und venirtheilten Verbrechers konnte der Magistrat nur mit Zustim- 
mung der Bürgerschaft verfügen und war diese daher nur bei dem 
städtischen Verfahren zulBssig. 

Bdu«* Ho- Diese ursprünglichen mit der Machtftllle des königlichen Regiments 
vereinbaren Unterschiede des städtischen und des Erie^re^ments 
wurden bei dem Uebergang zur Republik wesentlich dadurch gesteigert, 
dass die damit eintretenden Beschränkungen der Magistratur auf beide 
ungleich bezogen wurden und hauptsächlich nur das erstere trafen. 
Es ist nothwendig dies schon hier zu specialisiren , obwohl dies nur 
mit Vollreifen auf die später folgenden Darl^ungen geschehen kann. 

8udUMii«r Das so eben erörterte Goercitionsrecht der Magistrate blieb im 

tioiuprsHM. Kric^sregiment unb^chränkt, wurde aber in dem städtischen dadurch 
wesentlich eingeschränkt, dass das alte Recht der Büi^erschaft dem 
verurtheilten Verbrecher die Strafe zu erlassen von dem Belieben 
des verurtheilenden Magistrats unabhängig gemacht und derselbe ver- 
pflichtet ward der Anrufung der ComitJen durch den Verurtheilten 
Raum zu geben. Auch hier kommt es nicht auf die Qualität des 
Verbrechens, sondern auf den Ort der Prozessfülirung an; der Feld- 
herr kann nach Kriegsregiment nicht bloss gegen den Soldaten , son- 
dern, wenigstens formell, gegen jeden einschreiten, umgekehrt wegen 
militärischen Ungehorsams in der Stadt sich nicht über die Provo- 
cation hinwegsetzen. Als äusseres Kennzeichen der also abgeminderten 
magistratischen Gewalt dienen die abgeminderten Strafwerkzeuge der 
Lictoren: dass diese im städtischen Regiment nur die Ruthen, nach 
Kriegsregiment Ruthen und Beile führen und dass sie bei dem Austritt 
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dee Magistrats aus der Stadt die Beile au&ehmen, verg^enwärtigt deo 
Gegensatz des bedingten bQrgerlichen und des unbedingten soldatischeo 
Gehorsams. Von den weiteren Modalitäten dieses wichtigen Provo- 
cationsrechts wird im vierten Buch (Abschn. 2) gehandelt werden. 

Die neue Annuität der Magistratur wird zwar auf beide Amtskreise voHi.i*d*i»> 
bezogen, aber nicht mit gleicher Unbedingtheit In dem städtisdiendtrAnmiitut. 
hört mit dem Eintritt des Endtermins das Amt von Rechtswegen auf 
und es tritt in dasselbe, wenn es an einem rechten Nachfolger fehlt, 
ebenso von Rechtswegen der ZwischenkOnig ein. Ueberschreitung der 
Frist ist so schlechthin ausgeschlossea, dass nicht einmal die Comitien 
dieselbe verfügt haben. Im feldherrliclien Amtkreis hßrt im gleichen 
Falle zwar auch, wenigstens nach der späteren Auffassung, das Amt 
und der Amtstitel auf, nicht aber die FOhrung der Amtsgescbäfte und 
der Amtfiinsignien ; die Promagistratur (S. 87) setzt sich fort bis zum 
Eintreffeii des Nachfolgers im Functionsgebiet und seiner persönlichen 
Uebemahme des Commandos; das Interr^num greift hier nicht ein. 
EiBtreckung des Amts (prorcgatio) bis zu einem spilteren Termin, aller- 
dii^ auch unter der abgeminderten Benennung, ist hier ziemlich fiilh 
und zwar zunächst durch besonderen Volksschluss, späterhin häufig durch 
blosse Anordnung des Senats herbeigefOhrt worden. Praktisch ist die 
Annuität ebenso streng im städtischen Regiment wie lax in dem feld- 
herrlichen gefaandhabt worden. Insbesondere wird in diesem nicht selten 
die Prorogation des Amtes mit einem Wechsel der Competenz verbun- 
den, dem städtischen Beamten bei Ablauf seiner Amtzeit ein Commando 
fibertragen oder auch dem Commandoftlhrer das Commando gewechselt, 
was der Sache nach statt auf Amtscontinuining vielmehr auf Beamten- 
creirung hinausläuft und einer deijenigen Wege ist, auf denen der 
Senat diese verfassungsmässig ihm nicht zukommende BeAigniss sich 
angeeignet hat 

Aehnlich verhält es sich mit der oberamtlicben Collegialität ImvecMhiad« 

° . Bahindlnni 

Städtischen Amt^gebiet wird sie pnnciptell wie praktisch so weit ii^end 
m^Iich durchgeführt: hier zieht man die letzte Consequenz der Col- 
tiaoQ gleichberechtigter Magistrate, die Annullirung des magistrati- 
schen Befehls durch das Einschreiten (tnlercessio) des Collegen und 
wirkt daneben in aller Weise darauf hin, dass die beiden Ober- 
beamteu gemeinschaftlich fimgiren und die Intercession thatsächlich 
möglich bleibt. Umgekehrt wird im Kriegsregiment die collegialische 
Intercession principiell abgeschnitten durch Einführung eines wech- 
selnden auch den Collegen bindenden Oberbefehls und thatsächlich 
dem Nebeneinanderatehen gleichberechtigter Gewalten so weit möglich 
ausgewichen durch Theilung der Truppen und der Commandokreise. 



ÄÄnndlang 
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Auch die der collegialischen nachgebildete tribuaicische Inter- 
eession, praktisch eine der wesentlichsten Schranken des Imperium, 
ist beschränkt auf das städtische Regiment , wie denn Überhaupt im 
Kriegsregiment der Gegensatz des Adels und der Bürgerschaft niemals 
zu irgend welcher Geltung gelangt ist. 

TenctiedaM Eudüch föhrt daß Princip, ,das8 amtliche Function nur von dem 
derBwi. Beamten au^eüht werden darf, im städtischen Regiment zum Aus- 
"*' schluss der gewillkürten Stellvertretung. Stellvertretung kann hier 
nur stattfinden, so weit sie auch stattfinden muss, wie zum 
Beispiel im Fall des Verweilens sämmtlicher Magistrate im Ausland 
ein Gerichtsverweser bestellt wird; wenn dagegen der Magistrat in 
anderer Weise abwesend oder krank oder sonst wie behindert ist, 
ruht die Function. Im feldherrlichen Regiment wird jenes Princip 
nicht mit gleicher Schroffheit durchgeführt, sondern dem Feldherm in 
solchen Fallen die Bestellung eines Stellvertreters gestattet, welcher 
zwar nicht Magistrat ist, aber promagistratisch des Amtes waltet. 

"dä^stSdL" Unleugbar fordern diese dem städtischen Regiment gezogenen 
Schranken thatsächlich die Herrschaft des Friedens und der Gesetze 
und stehen insofern in einem gewissen Widerspruch zu dem froher 
entwickelten Princip, dass bei der Scheidung der beiden Amtkreise 
nur auf den Ort, nicht auf die Beschaffenheit der Amtshandlung ge- 
sehen wird. Für den Tag der Siegesfeier pflegt dem Magistrat durch 
Privilegium die nach Kriegsregiment ihm zukommende Gewalt auch 
innerhalb der Stadt eingeräumt zu werden, wobei zunächst an die 
Beile derLictoren gedacht sein wird; um so mehr wird ein Ahnlicher 
Ausnahmezustand da erfordert worden sein, wo Kriegsverrichtungen 
innerhalb des Mauenings nothwendig wurden. Indess derartige An- 
ordnungen sind nicht überliefert und die praktische Realisiruug des 
ewigen Friedens innerhalb des römischen Mauerrings gehört zu den 
Glaubenssätzen des republikanischen Stolzes und der republikanischen 
Hoffart. Allerdings hatte die gefestete römische Republik einigermassen 
das Recht so Belagerung wie Bürgerkrieg zu ignoriren. Praktisch füllt 
die Lücke bis zu einem gewissen Grad unter dem früheren Magistrats- 
regiment das Institut der auch im städtischen R^iment competenten 
Dictatur, welche wesentlich nichts ist als die von dessen Schranken 
befreite feldherrliche Gewalt; unter der Herrschaft des Senats dhs von 
diesem in Anspruch genommene Recht die fiingirenden Magistrate im 
Stadtkreis mit exceptioneller Gewalt auszustatten. 

oM^'i« ^'^'"' '" ^*°'* ™'*' ^^' principiellen Scheidung der städtiacben 

rtuttKh.B und der feldherrlichen Function der Beamten geht das Princip der 
KriBjij^ personalen Einigung beider Verrichtungen. Wie das Königthum also 
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gedacht ist, ^nd auch die ältesten Maj^strate der Republik, Consulu 
und Qu&storen im Hause wie im Felde gleichmassig th&tig und selbst 
wo von Haus aus der militÄrische Zweck überwiegt, wie bei dem 
Dictator, wird ihm das Stadtregiment damit keineswegs entzogen. 
Indess ändert sich dies im Laufe der Entwickelung und scheiden die 
beiden Amtkreise mehr und mehr sich auch personell. Die Vorsteher 
der Plebs, die allerdin^ra zunächst nicht Magistrate sind, sind die ersten, 
welche nur fQr den Stadtkreis in Betracht kommen. Die Beschränkung 
der plebejischen Aedilen auf die Stadt übertrug sich dann auf deren 
jüngere patricische Halbeollegen. Von der Censur gilt, wie schon be- 
merkt ward, dasselbe. Im Oberamt und bei der Quästur führte die 
vermehrte Stellenzahl für eine Reihe von Poeten die Beschränkung 
auf die städtische Function herbei , während rechtliche Beschränkung 
auf den Amtkreis militiae dem Wesen der römischen Magistratur 
zuwiderläuft und bis in späte Zeit mit verschwindenden Ausnahmen 
vermieden wird, so häufig auch einzelne Beamte vorzugsweise für 
solche Geschäfte verwendet werden. Die bei einigen Magistraturen 
vorkommende Bezeichnung urbani drückt, wie es scheint, nicht zu- 
nächst die städtische Amtsverwaltung aus, sondern die diesen Mt^- 
straten im Gegensatz zu ihren Colle^en obliegende Verpflichtung 
während der Amtszeit Rom nicht zu verlassen. 
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NGthitu.il- Wie die Gemeinde ewig ist, fordert sie eine gleichfalls ewige 
ununterbrochene Gemeindevertretung. Völlig indess kann die begriff- 
liche Forderung praktisch nicht realisirt werden: wenn die Gewalt der 
Thatsachen Unterbrechungen der rechtlichen Folge herbeiführt, tritt, 
wie in die Lücken des Rechtsschutzes die Nothwehr, so in die Lücken 
der geordneten magistratischen Keihe das Notbstandscomniando. Im 
städtischen wie im militärischen Regiment ist, wo es an einem zur 
FOhruDg berufenen Beamten fehlt oder der berufene Beamte versagt, 
ein jeder Bürger berechtigt an die Spitze der abrigen zu treten und 
diejenigen Massregeln anzuordnen, welche die Nothlage erheischt, wo- 
bei die angeseheneren Männer, in der Stadt die Senatoren, im Lager 
die Offiziere vorzugsweise zur Führung berufen sind. In den militäri- 
schen Verhältnissen ist dies, zumal da ea den Römern an einer ge- 
ordneten Offiziershierarchie gebricht, bei den nach dem W^all des 
regelmässig einzigen Imperienträgers führerlos gewordenen Truppen- 
abtheilungen häuüg vorgekommen ; aber auch im eigentlichen Regi- 
ment haben solche Lücken und freihändige Deckungen derselben sich 
eingestellt, zum Beispiel bei dem Erscheinen Kannibals vor den Mauern 
Roms und bei den Katastrophen der Gracchen und ähnlichen revo- 
lutionilren Vorgängen, wobei freilich, wie bei aller Nothwehr, Ge- 
brauch und Missbrauch in einander laufen. Die Rechtsordnung der 
Gemeinde kann dergleichen eiceptionelle und r^elmässig transitorische 
Zustände nicht schlechthin ignoriren; darzustellen aber hat sie nur 
die geordneten Abwandelungen der Gemeindevertretung, die Nonnen 
für den Wechsel der Magistrate. 

OerUiche Die Ununterbrochene Folge, welche die Gemeindevertretung fordert, 

^ beschränkt sich auf das ständige Oberamt , in welchem ja die Ver- 
tretung eigentlich und wesentlich bescblosBeo ist. Hier ist Eäe unab- 
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hfli^g von dem Wecbsel der Person, mag diese bei Lebenslänglichlieit 
des Amtes regelmässig durch den Tod oder, wie bei dem Jahramt, 
regelmassig durch den Ablauf der Amtfrist eintreten; unabhängig nicht 
minder von dem Wechsel der Benennung, indem die verschiedenen In- 
haber des Oberamts, die Könige, die Zwischenkönige, die Consuln und 
die dafür zeitweise eintretenden Beamten consularischer Gewalt eine 
lückenlos zusammenschliessende Reihe bilden. — Die ständigen Unter- 
beamten, wie die Quästoren und Aedilen bilden zwar eine fthnliche 
Reihe-, doch ist dieselbe, zumal da während des Interregnum die Unter- 
ämter ruhen, keineswegs lückenlos und braucht es nicht zu sein, weil 
die Stetigkeit der Gemeindevertretung an diesen Nebenämtern nicht 
haftet. — Mit dem Volkstribunat verhält es sich insofem anders, als 
die Plebs ein Staat fltr sich zu sein prätendirt und darum auch eine 
stetige Staatsvertretung fordert; indess fehlt es dafür an einer dem 
Interregnum analogen Institution und ist die Stetigkeit des Tribunata 
nach der durch den Decemvirat herbeigeführten Unterbrechui« nur 
durch soigfilltige Ordnung und Handhabung der Nachfolge thataachlich 
errrächt worden. — Bei den nicht ständigen ordentlichen so wie bei 
allen ausserordentlichen Magistraturen ist die Folge entweder unter- 
brochen oder Überhaupt ausgeschlossen. 

Die Contiuuität d^ Oberamts der Gemeinde imd, was dasselbe ii 
ist, die gesicherte Wiederbesetzung desselben ruht auf dem patricischen 
Senat, welcher eben zu diesem Behuf unverändert in die patricisch- 
plebejische Gemeindeordnung übergegangen ist. Indem wir Mr dessen 
Zusammensetzung auf das fünfte Buch (Abschn. 2) verweisen , genügt 
es hier darauf hinzuweisen, dass diese stetig ei^änzte und auf ewige 
Dauer angelegte Körperschaft das Königthum so zu sagen in sich 
tragt. Allerdings können, da die königliche Gewalt die Einheitlich- 
heit der Person fordert (S. 83), die Mitglieder dieser Körperschaft 
nicht insgemein als Könige betrachtet werden; aber bei erledigtem 
Königthum sind sie sämmtlich einer nach dem andern zur Nachfolge 
berufen, wobei zugleich die Herrschaft eines jeden auf fünftägige 
Dauer begrenzt ist Die Reihenfolge der in die Vacanz eintretenden 
Personen wird entweder durch das Loos bestimmt oder, was später- 
hin R^ei war, der erste Zwischenkönig wahiBcheinlich durch Ab- 
stimmung, der jedesmal folgende durch das Belieben des Voi^ängers 
an seine Stelle gesetzt, nachdem dieser die Auspicien desswegen 
befragt und sich der Zustimmung der Gottheit zu dieser Wahl ver- 
sichert hat. Da die Bestellung des ersten Zwischenkönigs rechtlich 
gedacht worden sein muss als der Zeit nach anschliessend an das er- 
ledigte Imperium und es eine Zeitgrenze für diese Procedur nicht giebt. 
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SO war damit fUr die Verwesung des Amtee und die LQcke&losigkeit 
der Reihe hinreichend Sorge getragen, 
a^ng Aber die eigentliche Nachfolgercreirunp war dies nicht, sondern, 

uiemi. wie dies schon die Benennung des fttnft^igen Herrschers ausdruckt, 
eine interimistische die Bestellung des neuen Vorstandes vorbereitende 
Einrichtung. Die Rechtsform dabei ist die Ernennung durch den 
derzeitigen Inhaber der obersten Gewalt; der Magistrat erschafft den 
Magistrat. Von diesem fundamentalen Princip ist das römische Staats- 
recht ausgegangen und es ist auch in der späteren Entwickelang wohl 
verdunkelt, aber niemals aufgegeben worden. Indess hat dies Er- 
nennungsrecht dem lebenslänglichen Herrscher schwerlich anders zu- 
gestanden als wenn er zugleich die Herrschaft niederlegte; eine ur- 
sprünglich betagte Nachfolgeremennung verträgt sich weder mit der 
allgemeinen Rechtsanschauung der Römer noch läset sie sich mit dem 
Interregnalverfahren vereinigen. Auch mag dabei die religiöse Vor- 
stellung mitgewirkt haben, dass durch den nothwendigen Untergang 
der individuellen Herrschergewalt und den Uebergang des R^ments 
auf den patricischen Gesammtsenat die etwa von dem einzelnen Herrscher 
begangene Verschuldung unter- und auf den neuen Geraeindevorstand 
das Imperium rein und verjtlngt übergeht Dagegen ist der Zwischen- 
könig recht eigentlich für diesen Act bestimmt. Allerdings wird der 
erste desswegen ausgeschlossen, weil für seine Einsetzung die vorherige 
Zustimmung der Götter nicht hat eii^eholt werden können. Aber der 
zweite und jeder folgende ist befugt imd verpflichtet unter Beobachtui^ 
der AuBpication den Eintritt der ordentlichen Magistratur baldmtkg- 
lichst herbeizuführen, welche, so wie die Ernennung vollzogen ist, 
VMbäntS ''Ofort in Function tritt und dem Interregnum ein Ende macht. — 
Die ausschliessliche Creirung des Magistrats durch den Zwischenkönig, 
auf welche die Ordnungen der Königszeit hinführen, ist in der repu- 
blikanischen, vielleicht schon von Anfang an, aufgegeben und die re- 
guläre Nachfolgeremennung mit entsprechender Betagung als einiger Er- 
satz für die verlorene Lebenslängliehkeit des Amts dem Oherbeamten 
selber übertragen worden, womit zugleich sich die Befiigniss verband 
bei partieller Erledigung des Amtes den Oollegen zu creiren. Sub- 
sidiär kam die Interregnalordnung auch ferner noch zur Anwendung. 
Der Begriff der Vacanz, auf dem sie beruht, ist dabei auch g^en- 
über der späteren Vielfältigkeit und Zersplitterung der Magistratur in 
der alten Unbedingtheit festgehalten wonlen. Die Magistratur gilt 
nicht als erledigt, so lange auch nur ein einziger wirklicher Magistrat 
vorhanden ist und es wird dieser Begriff hier in dem späteren weitereA 
Sinne verstanden, so dass zwar nicht die Promagistrate und die Magi- 
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Etrate der Plebs, wohl aber auch die niederen Aemter B&mintlich er- 
ledigt sein tnDssen, bevor das iDterregnam vorhanden ist. Allerdings 
wird durch diese hyperbolische Principienstrent^e das Wesen und der 
Zweck der Institution zerstört; wenn die Consuln fehlen und Prätoren 
oder Mich bloss Qufistoren vorhanden sind, so fehlt es nicht bloss an 
einer zur Creirung der Coosuln competenten Steile, bis es dein letzten 
jener Beamten beliebt hat niederzulegen, sondern es ist auch die 
Gontittuität des Oberanits wenigstens in dem letzteren Falle unter- 
brochen. 

Nach dem hier zunächst fllr die Succeseion im Oberamt ent- ( 
wickelten Princip sind alle im römischen Gemeinwesen vo^enonimenen "'™'"'°' 
magistratischen Berufungen vollzogen worden; die ordentlichen wie 
die auseerordenüichen , die höheren wie die niederen Magistrate wer- 
den alle creirt durch das öberamt. Nur der CoMul einschliesslich der im 
Stadtr^ment fHlr ihn eintretenden gleichgestellten Gewalten, der 
Decemvim und der Kri^stribune , ferner der Dictator so wie der 
Interrei und der Prätor sind zur Creirung von Magistraten befugt, 
jedoch auch sie nicht in gleichem Umfang. Unbeschränkt haben dieses 
Recht nur der Consul und der Dictator , so dass sowohl dieser jenen 
wie jener diesen creiren kann. Der Interrex ist nur competent zur 
Creirung von Consuln- Dem Prätor steht nur die Creirung von Be- 
amten niederen Rechts zu, so dass er streif genommen — Ausnahmen 
sind voigekommen — weder einen Dictator noch einen Consul noch 
auch nur einen Prätor bestellen kann. Ausserordentliche Beamte fUr 
magistratjsche Creation sind nur einmal in den Wirren nach Caesars 
Ermordung und ohne Frage verfossungswidrig bestellt worden, da die 
Verknlkpfung der Beamtencreirung mit dem ordentlichen Oberamt 
offenbar als eine auch die Comitien bindende Verfasaungsnorm- be- 
trachtet ward. In wie weit unter dem Principat dem Princeps das 
Recht der Beamteneniennun[; oder doch ein gesetzlich tixirter Einfluss 
auf die Wahlen zusteht, wird zweckmässig in den von dem Principat 
und dessen Geholfen handelnden Abschnitten erörtert. 

Bei diesem Act cessirt die Collegialitftt schlechthin: wie sie bei *™^»»' 
der ältesten Bestellimgsform durch den Interrex selbstfolglich aus- '^•"«'•'i'"- 
geschlossen war, wird auch die consularische und die prätorische 
Creirung immer nur von einem einzelnen Beamten vollzogen, wie dies 
allerdinp bei scharfer Festhaltung des Creationsprincips nothwendig ge- 
schehen musete. Dem CoUegen steht hier nicht einmal die Intercession 
zu. Die Entscheidung, von wem die Creation vorzunehmen ist, giebt, 
wenn die CoUegen sich darüber nicht vergleichen, das Loos. Auch 
ist die Creirung namentlich von CoUegen und Nachfolgern ursprDog- 
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lieb wahrscheinlich mehr als Recht denn als Pflicht ies Beamten an- 
gesehen worden-, ee giebt kein verfassungsmässiges Mittel ihn zur 
Vornahme dieser Acte anzuhalten und es scheint von Rechtswegen 
dem competenten Beamten freigestanden zu haben bei unTollstAudigem 
CoUegium die Nachwahl zu unterlassen und hinsichtlich der Nach- 
folgerbestellnng das Interr^num faerbeizufohren. Von besonderer 
Wichtigkeit ist die Anwendung dieser Begel auf die Dictatur; obwohl 
der Consul, der diesen Act vollzieht, damit eine ihm sowohl wie 
seinem Colinen übergeordnete Magistratur schafit, ist es dennoch 
immer anerkannt worden, dass es veriassui^sm&ssig kein directes 
Mittel giebt den Consul dazu zu zwingen. — Alle übrigen Beamten 
können weder sich selbst Collegen oder Nachfolger noch andere Be- 
amte creiren. SelbBtverständlich aber nehmen bei der plebejischen 
Quasim^tratur die Tribüne für die Creation dieselben Rechte in 
Anspruch wie bei der wirklichen die Gonsuln. 
MitirirkiiDi Wir wenden uns zu der Frage, seit wann und wie weit das 
uiM^ magistratische Emennungsrecht an den Beschluss der Bürgerschaft ge- 
bunden und wie und in welchem Umfang die Creining der Beamten 
der Sache nach von der Magistratur auf die Comitien übergegangen 
ist. Die Abnahme des Treuwortes (S. 132) , durch welches die 
dem Bürger obliegende Pflicht dem Magistrat zu gehorchen nach der 
Creation eines neuen Oberbeamten von jeher bestärkt worden ist, 
kann als Mitwirkung der Bürgerschaft bei der Beamtenemennung 
nicht angesehen werden, wenn sie gleich zeigt, dass von Haus der 
Gehorsam des Bürgers gegen den Magistrat nicht der des Sclaven ist, 
sondern der des freien wohl staatlich verpflichteten, aber auch selbst 
sich verpflichtenden Mannes. Jene Verfassungsänderung ist principiell 
wie praktisch von entscheidendem Gewicht. Die Magistratur steht 
auf sich selbst, so lange der Vonnann den Nachfolger ernennt', indem 
das Emennungsrecht auf die Comitien übergeht, werden diese die 
Repräsentation der Gemeindegewalt und der Magistrat ihr Auftrag- 
nehmer. Der Schwerpunct des Regiments wird also damit von der 
Magistratur in die Comitien verlegt ; die souveräne Stellung der 
Bui^erschaft häi^ in erster Reihe an der Einführung der eomitialen 
Beamten wähl. 
Aitom^ Wenn unsere Ueberlieferung die Bindui^ des magistratischen 
ä« coSSj- Emennungsrechts durch vorherige Befragung der Comitien zurück- 
führt auf den eisten creirten Magistrat, das heisst auf den König 
Numa, so gehört dies unzweifelhaft zu den in der Legende so zahl- 
reichen Redatirungen späterer Institutionen hinauf in die geheiligte 
Urzeit. Ohne Zweifel ist die freie Creining des Beamten durch den 
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Beamten der Au^angspunct der EDtwi(^eluQg und ist der wirkliche 
römische KOnig ebenso wenig aus wirklicher Volkswahl hervor- 
gegangen wie der Zwischenkönig und E^terhin der das Königthum 
formell reprftsentirende Priester. Jene Bindung der Beamtencreirung 
ist vielmehr zua&chst exceptionell, dem henHChenden Adel durch 
die patricisch-plebejische Bürgerschaft von Stelle zu Stelle abgenommen 
und schliesslidi so weit geführt, dass die Ausnahme zur Regel ward. 
Auf das Oberamt insgemein ist diese Bindung insofern nicht er- 
streckt worden, als die Ernennung des Dictators durch den Consul 
ohne Mitwirkung der Comitien bis in die Epoche d^ hannibalischen 
Kriep hinein festgehalten worden ist. Die zähe Vertheidigung dieser 
Bestimmung sowohl, welche allerdings bei der geradezu auf die zeit- 
weilige Unterstellung der Stadt unter die Feldherri^ewalt gerichteten 
Beschaffenheit des Amtes (S. 100) begreiflich genug ist, wie das Fallen- 
lassen der Institution selbst, als die Volkswahl von derselben nicht 
länger abgewehrt werden konnte, zeigt deutlich die ungemeine politische 
Wichtigkeit der Volkswahl. Aehnlich wie mit der Dictatur ist mit 
dem obersten Geholfen des Dictators, dem Reiterfahrer und mit dem 
Stadtverweser (praefectus urbi) verfahren worden-, beide Oberilmter 
(S. 85) sind der Volkswahl nicht unterworfen, aber im Laufe der 
Entwickelung beseitigt worden, das letztgenannte, von geringen Ueber- 
testen rein formaler Beschaffenheit abgesehen, wahrscheinlich bei Ein- 
richtung der dritten ständigen Oberamtstelle oder der Stadtprätur, 
das Reiterführeramt mit der Dictatur, zu der es gehörte. Mit der 
Beseitigung dieser Aemter war allerdings, vom Zwischenkönigthum ab- 
gesehen, das Oberamt schlechthin unter die Comitialw^l gezt^en. 
Wann dies fUr das ordentliche Oberamt, das Consulat wie die Prätur 
festgesetzt worden ist, lässt sich nicht entscheiden. Da unsere Ueber- 
liefening die Comitialwafal der Magistrate bis in die Königszeit hinein 
erstreckt und die freie Creimng bei dem ordentlichen Oberamt über- 
haupt nicht kennt, so kann sie nicht als Zeugnisa dafür gelten, dass 
die erstere mit der Republik selbst aufgekommen ist; der Wechsel 
ist vielleicht erst später, aber auf jeden Fall vor der Epoche der 
eigentlichen historischen Ueberlieferuiig eingetreten. — So wenig wie 
für die Consuln lässt sich für die Volkstribune die Frage entscheiden, 
ob die Büi^erschaft von jeher bei ihrer Wahl mitgewirkt hat; wir 
wissen nur, dass späterhin, während bei jeder Wahl zum Oberamt, 
selbst bei der Ei^änzung der unvollzähligen Magistratur die Comitien 
mitwirken, den Volkstribunen eine Zeitlang das Recht zugestanden 
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hat in diesem Fall die fehlendeu Collegen frei zu creiren oder, wie 
dies hier bezeichnet wird, zu cooptiren. 

b>i dB» Aber die Bindung des Oberaints durch die Mitwirkung der 

i»mt^. Comitien bei der Bestellung von Collegen und Nachfolgern hat sich 
bald weiter auf die Bestellung der AnitsgehUlfen erstreckt. Diese Ten- 
denz der republikanischen Entwickelung hat die ursprünglich freie 
GehUlfenwahl in steigender ProgresFion eingeschränkt und schlieBslieh 
fOr die den höheren Ständen angemessenen GehUlfenstellungen so gut 
wie beseitigt. Den ersten Schritt auf dieser Bahn bezeichnet die 
Bindung der Quästorencreirung um die Zeit des Decemvirats; fUr die 
weiteren ist auf die Einzeldarlegung im folgenden Buch zu verweisen. 
Dass hiemit der unprUngliche Begriff der Magistratur sich verschiebt, 
der Inhaber des Imperium, bis dahin der alleinige unmittelbare Ge- 
ineindevertreter und für alle einzelnen öffentlichen Fuuctionäre der 
Auftraggeber, fortan nur noch der vornehmste unter den Mandataren 
der Gemeinde ist und der frühere Gegensatz des Amtes und der 
Gehülfenatellung sich in den des Oberamts mit und des Unteramts 
ohne Imperium umwandelt , ist hinsichtlich der Terminologie des 
Wortes magistraitis bereits ausgeführt worden (S. 86) und wird sach- 
lich in dem folgenden Buch im Einzelneu darzulegen sein. 
8mu«t1k1m Die Creirung der republikanischen Beamten, die unter Augustus 
nhi aiitar den Comitien verblieben war, wurde von Tiberius auf den Senat Qber- 

Frindrat. tragCB uud kann, da dieser damals aus den gewesenen Gemeinde- 
Iwamten gebildet ward , als Cooptation bezeichnet werden, in welche 
indess, wie in einem späteren Abschnitte (Buch 5 Absch. 5) zu zeigen sein 
wird, kaiserliche mehr oder minder directe Verleihung sei es des Amtes 
selbst, sei es der an das geführte Amt geknüpften Rechte in weitem 
Umfang eingriff. Die unter dem Principat neu geschaffenen Aemter, 
über welche in dem Abschnitt von den kaiserlichen Unterbeamten 
(Buch 3 Abscbn. 12) gehandelt ist, werden durchgängig vom Kaiser 
besetzt; indess ist für einen grossen Theil derselben die Bekleidung 
eines der republikanischen Gemeindeämter die rechtliche Qualification 
und die effective Bedeutung der Wahlen namentlich zur Prätur und 
zum Cousulat beruht unter dem Principat weniger auf den Aemtern 
selbst als auf diesen damit verknüpften Anwartschaften. 
Di»ijiu»ii™ Der Form nach erfolgt die Mitwirkung der Bürgerschaft bei der 

Bonthw. Äemterbestellung, ebenso wie die ältere bei der Gesetzgebung, durch 
Frage des Magistrats und Antyrort der einzelnen Büiger, auf welche 
Rogation dann die Ermittelung des Ei^ebnisses und dessen Ver- 
kündigung, die Rennntiation folgt. Die Rogation aber hat wahrschein- 
lich insofern den Inhalt gewechselt, als der Wahlvorschlag zuerst in 
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die Frage, später in die Antwort gelegt ward. Obwohl unsere Ueber- 
lieferung davon nichts weiss, ist allem Anschein nach bei dem Auf- 
iominen der Befragunii; der BQrgerscbaft die Initiative dem zur Ernen- 
nung bemfenen Beamten in der Weise geblieben, dass er die für das 
Amt in Aussicht genommenen Personen den Bürgern bezeidinet und 
diese dieselben annehmen oder ablehnen. Aber in historischer Zelt voll- 
zieht der Wahlact sich vielmelir in der Form, dass der Fragende nur 
das zu besetzende Amt bezeichnet und die Auswahl der Personen bei 
dem einzelnen BQt^ier steht. Ueber das Verfahren im Einzelnen kann 
auf die im fünften Buch entwickelte Comitialordnung verwiesen wer- 
den ; hier sei nur erwjlhnt, dass die öffentliche und mündliche Stimm- 
abgabe lange Zeit in Uebung geblieben und erst im J. 615 d. St. (139 
V. Cb.) durch die geheime Abstimmung ersetzt worden ist. Damit ist 
das Recht des Beamten den Beamten zu creiren im Wesentlichen 
herabgedrQckt zu dem Recht die Comitlal wählen zu leiten, wenn gleich, 
wie im folgenden Abschnitt gezeigt werden soll, dem wablleiteaden 
Beamten, namentlich in der Befugniss die Qualification des Bewerbers 
und den Verlauf des Wahlacts zu controliren, auch jetzt noch ein 
wesentlicher EinHuss auf den Ausfall der Wahl verblieb. Die 
Renuntiation nach gUltig vollzogener Wahl ist für den wahlleitenden 
Beamten obligatorisch, obwobl es allerdings kein Mittel giebt ihn dazu 
zu zwingen und in einzelnen Fllllen die Renuntiation verweigert 
worden ist. 

Der Zeit nach schliesst bei allen nicht nach dem Princip der z^t a« 
Annuität geordneten Aemtern an die Creation der Amtsantritt unmittel- 
bar (ex templo) sich an. Es gilt dies für den König, den Dictator, 
die Censoren, die zur ColoniegrOodung bestellten Beamten und so 
weiter, ebenso für die Jahresftmter, wenn ausnahmsweise deren Be- 
setzung bis in das Amtsjahr hinein verzögert worden ist. Eine 
Zwischenzeit zwischen Ernennung und Antritt begegnet hier nur in 
seltenen Ausnahrasföllen. Die Ernennung der Jahresbeamten unter- D«iguti«B. 
liegt dagegen von Rechtsw^en der Anticipatioa oder, nach dem 
römischen Ausdrucke, es tritt hier die Creation auf als Desiguation und 
es liegt zwischen dieser und dem Antritt eine Zwischenzeit. Hinsicht- 
lich der Dauer derselben scheint verfassungsmässig nur festgestanden 
zu haben, dass sie kürzer sein muss als ein Kalenderjahr; Designation 
mit Ui^erem Intervall, wie sie seit der caesanschen Dictatur einzeln 
vorkommt, widerstreitet schon darin der bestehenden Ordnung, dass 
sie das Emennungsrecht des nachfolgenden Oberbeamten beeinträchtigt. 
Wenigstens üblich war es die Ernennungen für das Folgejabr erst in 
der zweiten Hälfte des Vorjahrs vorzunehmen, also die Anticipation 
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anf höchstens sechs Monate zu beschränken. Die weitere FeBteetzut^ 
der Tenrine steht, so veit nicht Speciatordnungen eingreifen, im Er- 
messen des ernennenden Magistrata. Die Jahrbeamten sind in Eilterer 
Zeit gewöhnlich nach der Rückkehr der Beamten aus dem Sommer- 
commaodo, also meistens nicht lange vor Ablauf des Amt^ahrs be- 
stellt worden; nachdem spfttfir, wahrscheinlich seit der sullanischen 
Zeit, die Consuln r^lmflssig das ganze Jahr in der Stadt ftmctioniren, 
werden die Wahlen der Jahrbeamten der R^el nach so frOh irie 
möglich, das heisst im Juli Torgenommen. In ähnlicher Weise voll- 
ziehen sich auch die plebejischen Wahlen. 
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Wenn eine Verpflichtung zur Uebernahme des Gemeindeamts in aukUdb 
«ler rftmischea Bepublik wenigstens in der uns geschichtlich bekannten wwbwMt. 
Zeit nicht anerkannt ward (S. 82), so iäUt die Berechtigung dazu von 
HauB aus zusammen mit dem Bargerrecht; au sich haftet an diesem 
wie das Stimmrecht so auch die Wählbarkeit. Aber im Laofe der 
Zeit entwickelten sieh zahlreiche Disqualificationen, die auch bei vor- 
handenem BOi^errecht die Greining entweder nichtig machten oder 
den creirendeu Beamten verpflichteten oder mindestens berechtigten 
sie abzulehnen. Die bierin angedeutete rechtliche Verschiedenheit 
der HindenmgsgrDnde ofi'enbart sich namentlich hinsichtlich der Ent- 
bindung von denselben. Einzelne darunter sind so absolut, dass Dis- 
pensation dabei überhaupt ausgeschlossen ist; von anderen kann durch 
besoudereo Volksschluss Entbindung eintreten, wobei Übrigens die 
Regel gilt, dass der Wahlact selbst dafür nicht genügt; noch andere 
endlich berechtigen wohl den wahlleitenden Beamten zur Ausschliessung 
des Candidaten, genOgen aber nicht zur Vernichtung der sonst gültig 
vollzogeuen Wahl. Indess gestattet unsere TJeberlieferung nicht die 
Distinction zwischen diesen Kategorien im Einzelnen zu verfolgen und 
müssen wir uns bescheiden, die verschiedenen Disqualificationen ledig- 
lich zusammenzustellen. 

I. Auf das Fehlen oder die Mangelhaftigkeit des Bürgerrechts Mupiid« 
lässt äch der Ausschluss der Wählbarkeit zurttckfQhren bei Unfreien ^"'^ä?"" 
und Ausländem; bei den Frauen; bei den Knaben bis zu derjenigen 
Altersgrenze, mit welcher die Wehrfähigkeit und das Stimmrecht er- 
worben wird, das heisst bis zum vollendeten siebzehnten Jahr; bei 
den Bürgern ohne actives Stimmrecht (S. 64), da das passive an diesem 
hängt; bei denen, denen strafrechtlich die Wählbarkeit entzogen ist, 
was in der späteren Republik vereinzelt vorkommt. 
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2. Auf die Btftndischen G^ensitze geht es zurück, dass der 
Plebejat in älterer Zeit für das Gemeindeamt disqualificirt wie der 
Patriciat für die plebejisclie Quasi-Magistratur. Vebet die fast voll- 
ständige Beseitigung des erstgenannteu Ausschlussgruades ist im vorigen 
Buch (S. 39) gehandelt worden. Es gehört femer hieher die Un- 
fähigkeit dra OpferkÖnigs zur TJebemahme eines Gemeindeamts, weil der 
patricische König für dasselbe nicht taugt Zusammenstellen lässt sich 
damit aus der Epoche des julisch-claudischen Principats die Disquali- 
fication der Transalpiner und vielleicht der Nicht-Italiker überhaupt. 

m- 3. Mangelnde Ehrenhaftigkeit steht der Wählbarkeit im W^e. 

""' Es wird davon Anwendung gemacht auf die gewesenen Sklaven und 
deren Kinder ersten Grades sowie auf die unehelich Geborenen (S. 52); 
auf die Personen, deren Lebensstellung, insbesondere wegen Betrieb 
eines Gewerbes mit der Beamtenthätigkeit unvereinbar erscheint; auf 
die wegen sittlichen Makels bescholtenen Personen. Die Handbabui^ 
aber dieser sowohl in ihrem Umfang wie hinsichtlich der ConBtatirung 
schwankenden Normen wird hauptsächlich vom Herkommen und weiter 
von der Willkür des creireuden Beamten al^ehangen haben. Der 
Ausschluss derjenigen BUi^er von der Wahl, welche nicht einen freien 
Vater und einen fteien Grossvater aufzuweisen vermochten, ist durch 
Gesetz oder gesetzgleiche Gewohnheit festgestellt. Derjenige des Lohn- 
arbeiters, in welchem die volle Hoffart des Sklavenr^ments, aber 
auch der volle Stolz der unbesoldet regierenden Aristokratie zum 
Ausdruck kommt, ist wohl auch that£ächlich durchgeführt worden, 
aber vielleicht nicht so sehr im Wege der formalen Abweisung als 
vermittelst der tbatsächlichen Aussichtslosigkeit derartiger Candidaturen. 
Für die Ausschliessung des bescholtenen Mannes fehlt in republikanischer 
Zeit die formale Grundlage; erst unter dem Principal ist der Begriff 
der infamia, wie er im Civilrecht bei Gelegenheit der prozessualischen 
Stellvertretung sich fixirt hatte, als disqualificirend auch für das 
Staatsamt anerkannt worden. Die Verurtheilung wegen Diebstahls 
oder ähnlicher ehrloser Handlungen, die censorischen Tadelsvermerke, 
die militärische Degradation und ähnliche Momente werden bei dem 
Ausschluss von der Candidatur in Erwägung gekommen sein; schliess- 
lich aiber kann nur in jedem einzelnen Fall das Ermessen des creireu- 
den Beamten nach beiden Seiten hin den Ausschlag gegeben haben. 

■t- 4. Wahrscheinlich auf Grund des villischen Acmtergesetzes 

vom J. 574 d. St. (180 v. Gh.) wird der dienstpflichtige, das heisst 
weniger als 46 Jahre alte und körperlich taugliche Bürger zum 
Aemterbewerb nur zugelassen, nachdem er die gesetzlich vorgeschriebene 
Zahl von Dienstjahren geleistet oder doch sich zur Leistui^ gemeldet 
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hat. Sp&terhin, vielleicht seit Sulla, wurde davon abgesehen, obwohl 
herkömmlich auch jetzt noch dem Eintritt in die Aemterlaufbaho ein 
Jahr des Soldaten- und ein zweites des Offizierdienstes vorau^cing. 
Seit AuguBtas wird vor Uebernahme der Quftstur Ableistung des 
Offizierdieustes verlangt. 

5. Gleichzeitige Bekleidung zweier ständiger Aemter ist unstatt- £•■•«>■ 
haft; die Wahl zurPrfitur also disqualificirt für die Aedilenwahlen des-"!«^ 
selben Jahres. Nicht standige ordentliche sowie alle ausserordentliche 
Aemter können sowohl mit ständigen wie unter sich cumulirt werden. 

6. Bekleidung desselben Jahramts in zwei immittelbar auf ein- 
ander folgenden Jahren ist wohl von jeher als Umgehung der Annuität 
gemissbilligt worden. Die Iteration mit Zwisehenfrist, anfänglich ge- 
stattet, wird seit dem Anfang des 5. Jabrh. für das Cousulat durch 
deren Normirung auf mindestens zehn Jahre beschränkt und weiter 
für die Censur am Ende des 5., für das Consulat in den ersten Jahren 
des 7. Jahrb. gänzlich untersagt, wi^egen Sulla fQr dieses wieder auf 
das zehnjährige Intervall zurQchkam. — Bei den niederen Aemtem 
ist die Iteration wahrscheinlich rechtiich nicht beschränkt worden, aber 
factisch ausser Gebrauch gekommen, da man sich in späterer Zeit um 
diese hauptsächlich nur bewarb , um damit die Staffel für die höheren 
zu gewinnen. — Bei dem Volkstribunat wird bei sonst mangelnder 
Bewerbung nicht bloss die Iteration , sondern selbst die Continuation 
gestattet. — Bei den ausseiatädüschen Imperien wird in der späteren 
Republik die nicht tntervallirte Iteration häufig zugelassen in der 
Form der Prorogation (S. 99). 

7. Die Bekleidung verschiedener patridscher Jahrämter ohne 
Zwischenfrist »Aeint im Anfoi^ des 6. Jahrb. untersagt worden zu 
sein; diese Frist ist dann durch das villische Gesetz auf mindestens 
zwei Jahre normirt worden. 

8. Eine rechtiich feste Aemt«rfolge kennen die älteren Ordnungen 
nicht, obwohl selbstverständlich r^elmässig die Gebülfenstellimgen 
vor den Imperien Obemommen wurden. Der Kri^stribunat ist noch 
am Bünde des 6. Jahrh. nicht selten nach dem Consulat gefOhrt worden 
und überhaupt die Verwaltung des niederen Amts nach dem höheren 
nur ungewöhnlich, nicht unzulässig. Umgekehrt dagegen wird, wahr- 
scheinlich seit dem villischen Gesetz vom Jahre 574 (180 v. Gh.X 
bei den ordentlichen patriciechen Aemtem die Bekleidung der QuBstnr 
als Bedingung fQr die Prätur, die der Prätur als Bedingung fQr das 
Consulat gefordert. Augustus hat, jedoch nur für die Plebejer, zwischen 
Quästur und Prätur die drei Aedilitäteu und den Volkstribunat alle 
vier zu einer Stufe zusammengefasst, femer als unterste fUr die Quästur 
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bedingende Stufe eine Anzahl nnter dem Namen der Zwanzigmänner 
zusammenpefosster Aniangsämtcr eiogeschoben. Da in den beiden 
untersten Stufen der Vigintivini und der Quftstoren gleicfamfissig 
zwanzig, in der dritten ftdilicisch-trihunicischen sechzehn, in der vierten 
priltorischen inindeBtens zwölf Stellen zu besetzen sind, 8o mui», um 
die QuAstorenwahl Qberhaupt miJglich zu machen , eine Ausholt 
ma&regel hinzugetreten sein und ist auch für die übrigen Stufen das 
Wahlrecht kaum effectiv zu nennen i es scheint der Zweck dieser An- 
ordnung gewesen zu sein unter Beibehaltung der Wahlform der Sache 
nach das Durchlaufen der Aemterstufen bis zur Prfitur als normale 
Ordnung herbeizuführen. Auf das Consulat hat sieh dies auch, aber 
in minderem Grade erstreckt, da nach der unter dem Prindpat ein- 
tretenden JahrtheJlung (S. 130) in jedem Jahr zuerst vier, spater 
hAufig sechs, freilich auch nicht selten mdir Consuln creirt worden. — 
Bei den ordentlichen nicht ständigen Aemtern, der Dictatur und der 
Censur hat sich wohl nicht durch Gesetz, aber durch allmfthlicb sieh 
fixirende Uebung die Regel festgestellt, dass sie nur nach bekleidetem 
Consulat Uberoommen werden. — Die nach der augustischen Ordnui^ 
dem Senat vorbehaltenen Aemter sind, wie schon bemerkt ward (S. 108), 
durchgängig der durch jene Staffeln g^ebenen QualificaÜon unter- 
worfen, Umgehung dieser Qualification durch fictive ßeil^ung des 
bedingenden Amtes (adledus inier praMorios u. s. w.) kommt erst 
unter dem Principat auf, ist aber unter diesem sehr häufig gebraucht 
worden, namentlich um die durch die eben erwähnte Qualification 
der kaiserlichen Beamtenernennung gezogeneu Schranken zu durch- 
brechen, 
r. 9. Die über die Dienstpflicht (4) so wie über die uothwendige 
Folge (8) und die Intervallirung der Aemter (7) gegebenen Vorschriften 
zogen für die beiden Stufen des Überamts, Prfttur und Consulat gewisse 
Altersgrenzen nach sich. Directe Festsetzungen über das Amtsalter Iiat 
wahlscheinlich erst-StdIa in Folge der Beseitigung der militärischen 
Qualification getroffen und zwar fUr die Zulassung zur Qu&stur 
das laufende 37. und damit folgeweise für die Prfttur das laufende 
40. und fUr das Consulat das laufende 43. Lehensjahr als Minimal- 
alter vorgeschrieben. Thatsächlich durchgeführt worden sind aber 
nur die beiden letzten Grenzen-, es scheint, vielleicht um für die in 
der obligatorischen Reihe nicht stehenden, aber gewöhnlich nach der 
Quästur verwalteten Aemter der Aedilität und des Volkstribunats 
Raum zu schaffen, denen, die eines dieser Aemter oder beide zu Ober* 
nehmen sidi bereit erklärten, gestattet gewesen zu sein die Quästur 
.schon im laufenden 31. Lebensjahr zu übernehmen, und dies ist factisch 
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die Regel geworden. Auguatus hat die Altersgrenzen' herabgesetzt uad 
vahrscfaeiiüicb als Minimalalter für die Quästur das laufende 25., fUr 
Aedilität nnd Tribunat, die er, wie gesagt, in die obligatoriscbe Folge 
auAiahm, du 27., für die Pr&tur das SO., für das Coiuulat das 
33. Lebenqahr angesetzt 

Nach diesen Regeln war also festzustellen, ob der einzeln^ Bürger mwu»- 
bei der fraglichen Creirui^ in Betracht kommen könne oder nicht, •mibde d^ 
Die Entscheidung zweifelhafter Fragen — in den meisten Fallen flatioL 
werden die in Betracht kommenden Momente notorisch gewesen sein 
oder waren doch die Belege leicht zu beschaffen — steht nicht der 
WahlkOrperaehaft zu, sondern es hat darüber der wahUeitende Beamte 
im Wege des Administrativverfafareos zu befinden. Darauf offenbar 
bezieht sich die schon frOh aufkommende Meldung und Zulassung 
des Candidaten {nomen accipere), wobei, da die Frage, welchem Be- 
amten die Vollziehung der Wahl oblag, oft erst unmittelbar vorher 
entschieden ward, ii^end welche Gemeinschaftlichkeit des FrUfungs- 
verfabi-eus angenommen werden muss. Wer die Meldung unterliess 
und sich der Zulassung nicht vorher vei^ewisserte, konnte selbstver- 
ständlich von dem wahlleitenden Beamten als nicht qualificirt be- 
handelt werden; aber es stand diesem nicht minder frei ihn zuzu- 
lassen, wenn er an der Qualification keinen Zweifel hegte-, auf diese 
Weise sind Abwraende selbst ohne ihr ^'ornissen nicht selten gewählt 
worden. Erst in der letzten republikanischen Zeit ist die bis dahin 
übliche Meldung den Gandidaten in der Weise gesetzlich vorgeschrieben 
worden, dass dieselbe mindestens 24 Tage vor der Wahl bei dem 
Magistrat einzureichen sei; noch später, vielleicht im J. 6d2 A. St. 
{62 T. Chr.), dass sie diese Einreichung persönlich in Rom vorzu- 
nehmen hätten. — Die Ablehnung des Gandidaten durch den wahl- 
leitenden Beamten wird dadurch effectuirt, dass er die auf ihn etwa 
folleoden Stimmen als nicht abgegeben behandelt. 

Unter dem Principat ist die Qualification fUr das Gemeindeamt ^i^'^^ 
radical umgrataltet worden durch die Bildung einer allein zur Amt- i"^*»» 
bewerbung berechtigten Pairie. Bereits unter dem Senatsregiment ' '' 
waren die Aemter trotz der comitialen Wahlform in den grossen 
Familien factisch erblich geworden; der Eintritt in die politische 
Laufbahn und das Ersteigen der dafar geordneten Stufen war far 
diese bis zu einem gewissen Grade durch die Verhältnisse gegeben 
und wurde der Quästor, ja einigermafsen auch der Prätor und der 
Consul mehr geboren als gewählt, wenn gleich die gesetzliche Wahl- 
fähigkeit jedes unbescholtenen Bürgers zum Gemeindeamt principiell 
in Kraft blieb und auf Grund derselben zu dem erblichen Bestand 
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Stetig einzelne neue Elemente hinzutraten. AuguBtus aber bat jenea 
republikanische Princip beseitigt und das passive Wahlrecht, das fUr 
die höheren Aemter längst durch die gesetzliche Aemterfolge den 
NichtSenator, ausschloss, auch fOr die niederen als Regel auf die 
agnatiBchen Nachkommen der Senatoren beschränkt und damit den ftu 
die Aemterbewerbnng privilegirten , zugleich aber auch zu dieeer ge- 
setzlich verpäichteteu Benatorischen Stand geschaffen. Der Eintritt in 
diese Pairie konnte aber ausser durch die senatoriscbe Herkunft auch 
erfolgen durch kaiserliche Verleihung des senatorischen Standesrechts 
(latus davus), und namentlich jüngeren durch Geburt und Vermögen 
zum Eintritt in die Pairie geeigneten Personen ist ausnahmsweise, 
aber häufig also die politische Laufbahn eröfbet worden. — Auch für 
die jetzt neu hinzutretende zweite Aemterklasse wurde als Qualificatioa 
das Bitterpferd gefordert, welches allerdings von der freien kaisertichea 
Verleihung abhing und insofern die kaiserliche Beamtenwahl nicht 
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6. Collegialität und Collision der Beamten. 

Die magigtratische und saeerdotale Cottegialit&t des römischen Bwvdar 
Rechts ~ durchaus verschieden von dein heute unter diesem Namen 
gehenden Begriff — bezeichnet den an sich einheitlichen, aber mehreren 
Personen gleichmässig ertheilten staatlichen Auftn^. Wie legatus 
der Träger der lex ist, der staatliche Auftragnehmer, so sind conUgae 
die staatlichen Sammtmandatare. Ausser der Staatlichkeit und der 
formalen Gleichmfissigkeit des Auftrags ist dafitr wesentlich die Voll- 
ziehung dess^ben nicht durch Gesammthandlung der ßeauftrf^ten, 
wie diese der milit&rischen Truppe obliegt, sondern durch den ein- 
zelnen Beauftragten ohne Mitwirkung der übrigen. Das Privatrecht 
kennt nicht den Namen, aber in der überhaupt der Magistratur corre- 
lat»n Tutel da, wo mehrere Vormünder mit gleicher Berechtigung 
neben einander stehen, ein gleichartiges Sammtraandat Am reinsten 
tritt uns die Institution entgegen in ihrer ältesten Form, den 
grossen Priestereollegien: die Vögelschau für den Staat vollzieht der 
einzelne Augur und jede derartige Handlung kann von jedem Mitglied 
gleichmässig geleistet werden. Der Begriff ist namentlich in sacraler 
Anwendung frah verflacht und die Colle^alität auf solche Gemein- 
schaften angewandt worden, welche, wie zum Beispiel die Salier, nicht 
einzeln functioniren ; nach dem älteren strengeren Sprachgebrauch 
aber sind Collegien magistratisch wie sacral nur solche Gemein- 
schaften, bei welchen jedes Mitglied zunächst zur Einzelhandlung 
berufen ist, was natürlich nicht ausschliesst , dass sie unter Umständen 
audi gemeinschaftlich rathen und thaten. 

Den ursprünglichen römischen Ordnungen ist die Collegialität ?*? ,2"£; 
ftemd ; sie sind beherrscht von der Einheitlichkeit des Gemeinwesens, ">>>««««. 
Die Einheitlichkeit des ursprünglichen Begiments tritt vor allem in 
dem Interregnum mit voller Schärfe zu Tage , zumal da es hier so 
nahe lag den patricischen Senat als SammtkOnigthum zu fassen. Sie 
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ist fei-ner in dem sacralen Kegiment der It«pub1ik durchgeführt namentr 
lieh in dem Oberpontificat, welche Stellung, dem Ursprung wie 
dem Inhalt nach von der Mitgliedschaft des GollegiuniB verscbiedea 
in der Republik die königliche Sacralgewalt fortsetzt Auch im Privat- 
recht ist die eigentliche Haus°:ewalt über den Freien einheitlich und bei 
der Tutel, welche eine ihrer Formen ist, die Mehrstelligkeit Dicht 
eigentlich beabsichtigt, sondern nur bei concurrirender Gleichberech- 
tigung zugelassen. So weit in den patricischen Institutionen die Colie^ia- 
litat begegnet, in den Priesterschaften der Pontifices und der Augum, 
in der Körperschaft der ursprünglichen Reiterobersten, ist sie wohl 
uralt, aber nicht ursprünglich, sonders Consequenz des ältesten Syn&> 
kismus, der Umwandlung der einigen Zehncurien- in die dreieinige 
Dreissigcuriengemeinde (S. 12), welche einen Rest oder doch eine 
ErioneniDg an die in die Gemeioscbaft aufg^angeaen Sondergemein- 
den nicht im Regiment selbst, aber in der mehrfachen Besetzung der 
wichtigsten sacralen und militärischen HUl^telluugen bewahrt hat 
Immer aber liegt in diesen Einriebtungen der Beweis daf^r, dass die 
römischen Rechtelehrer die Einheitlichkeit der staatlichen wie der 
privatrechtlichen Vertretung nicht unbedingt an die personale Aus* 
schliesslichkeit knüpften, sondern eine Mehrzahl gleichberechtigter Ver- 
treter zuliessen , obwohl .dies der alten strengen Gewaltidee zuwider 
und vielleicht weniger eine einfache Consequenz des Rechtsgedankens 
fds eine Concession an die realen Verhältnisse war. 
w. c»iw^ Die Anwendung der Mehrstelligkeit auf das Oberamt und weiter 

R.pBi.iik. auf das Amt und die öffentliche Thfttigkeit überhaupt bezeichnen wir 
als die Abschaffung des Königthums und die Einführung der republi- 
kanischen Ordnung. Die beiden Romulusl^enden, sowohl die Zwillings- 
erzählung wie das römisch-sabinische Doppelkönigthum sind aufgestellt 
worden, um den Recfatssatz zu erweisen, auf dem die neue Ordnung 
ruht, dass die Mehrstelligkeit auch mit dem Oberamt verträglich sei, 
und wenn sie einmal zugelassen ward, konnte allerdings die Beschränkung 
auf die Hül^tellungen wohl praktisch, aber nicht logisch gerechtfertigt 
werden. Die Kämpfe sind verschollen, die uin die Einführung der 
neuen Ordnung wohl ebenso mit dem Schwert wie mit den Waffen 
des Geistes geschlagen worden sein mi^en; für unser Wissen erscheint 
das Princip der Collegialität als unbestritten anerkanntes Fundament 
des republikanischen Staatsrechts, das mindestens durch ein halbe» 
Jahrtausend wohl in erkannter Unwirksamkeit, aber daneben in an- 
erkannter Wirksamkeit die Geschicke des mftchtigen Staates mit be- 
stimmt hat und dessen Zusammenbruch in der Wiederaufnahme des 
einheitlichen Regiments, der caesarischen Dictatur und dem augostischea 
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Priacipat aoch äusserlich den Untergang der Republik keDOzeichnet. 
Von der Behandlunft der Coli^ialität in den sacerdotalen Ordnungen 
ist bereits die Rede gewesen (S. 89); hier wenden wir uns dazu die 
Anwendungen der magistratischen Collegialitfit zu entwickeln. 

In der Magistratur wurde die Gollegialität nicht eingeführt iOuJS^cSu- 
die aus der iüteren Ordnung herllbei^enonimenen und praktisch nicht k**""**' 
wesentlich eingreifenden Institutionen, das Interregnum und die Stadt- 
prÄfectur. Dagegen ist sie für die mit oder in der Republik entstan- 
denen Aemter durchgängig zur Anwendung gekommen, sowohl ftkr das 
ordentliche Oberamt, das sogar von ihr die Qbliche Benennung erhalten 
hat, nie fUr alle Übrigen höheren und niederen, ordentlichen und 
ausserordentlichen Magistraturen; selbst bei der Creiiiing von Beamten 
UiT solche Einzelhandluagen , die nur eiu einzelner Mann vollziehen 
kanji, wie die Judtcation im Hochvermtbsprozess und die Dedication, 
wird in der Form der Bestellung die Collegialität gewahrt. Von 
diesem starren Festhalten an der consecrirten Formel macht unter 
den republikanischen Aemtem Ausnahme allein die Dictatur nebst 
dem ReiterfUhreramt, und selltst diese sind vielleicht unter den weiter- 
hin zu erörternden Begriff der ungleichen Collegialitftt gezogen worden. 
Auch in die nicht magistratische Hulfethiltigkeit hat dies Priucip Ein- 
gang gefunden. Zwar bei der Rechtspflege, die Überhaupt demselben 
sich am wenigsten gefügt hat, hat der alte Einzelgescbworene sich stets 
behauptet und auch das ohne Frage auf Majoritätfindung gestellte 
Recuperatorengericht gehört nicht hierher, aber die Sechszahl der 
LegionsfQhrer und die Doppelbesetzung des Centurionats sind nichts 
als Anwendungen dessellten Princips. 

Die im Wesen der Gollegialität liegende Mehrstelligkeit lilsst die BuiinKuhi. 
Zahl der Stellen firei, and fUr diese giebt es daher auch keine allge- 
mein gültige Regel. Die dreistellige Gollegialität der patrieischen 
Ordnungen wird bedingt durch die Dreieinigkeit d^ patricischeu Rom. 
In dem patridsch-plebejischen Gemeinwesen herrscht zunächst als der 
einfachste Ausdruck der Mehrstelligkeit die Doppelung; im Gonsulat 
ist diese für alle Zeiten geblieben und die Übrigen ordentlichen patri- 
cuchen so wie die plebejischen Aemter sind von der Zwetstelligkeit 
ausgegangen, wenn gleich dazu meistentheils später weitere Stellen 
hinzugetreten sind. Insbesondere bei dem Gollegiura der Volkstribune, 
dessen ewige Dauer nicht auf organischem Wege fundamentirt war 
(S. 103), ist zur Sicherung des Amtes gegen zufällige Erledigung 
die Stellenzahl früh und stark vermehrt worden. In der späteren 
Republik überwiegen bei den neu eingerichteten oder den ausser- 
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ordentlichen Aemtem in Folge des Glaubens an die glückbringende 
Imparilität die Drei- und die FQofzahl. 

Dem Princip entsprechend, dass bei dem mehrstelligen Amte jeder 
Inhaber für sich allein jede Amtshandlung zu Tollziehen befi^^t ist, 
kommt das zufällige Fehlen eines oder mehrerer CoUegeD rechtlich 
nicht in Betracht. Wenn bei dem Antritt nur eine der Stellen 
besetzt oder wenn während der Amtzeit durch Tod oder Rucktritt 
eine der Stellen erledigt wird, kann der einzeln stehende Beamte 
zwar die Ergänzung herbeifohren (S. 105), aber auch allein stehend 
ist er im Vollbesitz der Amtsgewalt. 

a. Principiell fordert die Collegialität die Gieichberechtiguns? der 
neben einander stehenden Beamten, also gleichen Titel und gleiche 
Amtsbefugnisse (parpofes'as), und in der Anwendung auf dieCoDSuln, 
Aedilen, Quftstoren, Volkstribune und überhaupt die meisten ordent- 
lichen und ausserordentlichen Beamten wird sie in dieser Weise ge- 
handhabt Collegialität mit ungleicher Macht oder ungleicher Compe- 
tenz ist genau genommen ein Widerspruch im Beisatz. Nachdem 
das Bürger- und das Fremdengericht unter zwei verschiedene 
Prätoren gestellt sind , kann von einem Sammtmandat an beide nur 
in so weit gesprochen werden, als mit diesen Stellungen andere in 
der Tbat beiden gemeinschaftliche Befi^nisse verbunden sind, nicht 
aber hinsichtlich der Jurisdiction. 

Wenn weiter Collegialität angenommen wird zwischen den Im- 

I perienträgern verschiedener Stärke (maior und minor poteatas), wenig- 
stens zwischen dem Consul und dem Prätor, vielleicht auch zwischen 
dem Dictator und dem Consul, so haben die römischen StaatsrecbÜehrer 
dies wohl hauptsächlich gethan, um die principielle Allgemeinheit der 
magistratischen Collegialität, welche bei dem Frätor wie bei dem 
Dictator der Sache nach fehlte, wenigstens dem Namen nach featzu- 
h^ten. Auch die Verschiedenheit der Titulatur, die den Dictator 
von dem Consul von jeher geschieden hat und die auch bei den 
Prätoren verschiedener Competenz so wie in Beziehung auf den 
Consul und den Prätor früh sich eingestellt hat, spricht nicht für die 
Einreibung dieser Verhältnisse in den Kreis der Collegialität. Es wird 
bei der weiteren Erörterung im Auge zu behalten sein, dass der Be- 
griff der Collegialität nicht durchaus in seiner ursprünglichen Schärfe 
festgehalten wird. 

Da die Collegialität zii^leich das Festhalten und die Aufhebung 
der amtlichen Vollgewalt bezweckt, so ist damit schon ausgesprochen, 
dass sie ihr Ziel nicht hat erreichen k<>Qnen und dieses republikanische 
Ideal nur annähernd realisirt worden ist. Es zeigt sich dies in der 
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dabei eintretenden Gesch&ftflbehandlui^. Diese kann dreifacher Art 
sein : entweder Cooperation, oder Turni» mit HinzuBafame der Loosung 
und des IntercesBionsrechta, oder endlich Gre&chäftstheiluog durch Fest- 
setzung YOD Competenzgrenzen. Was wir darüber er&hren, bezieht 
sich haoptsäehlich auf das Oberamt; die ohne Zweifel wesentlich 
analogen BesÜmmuogea über die niederen Aemter sind so wenig be- 
kannt, dass wir davon hier absehen. 

Die Cooperation wUrde der TOllkommene Ausdruck der Collegia- c«oT*nti«B. 
lität sein, wenn sie nur mAglich w&re. Mehrere Magistr^ können 
dasselbe befehlen, aber nur einer diesen Befehl zur AusfQbrung 
bringen; wo das Zwangerecht des Magistrats zur Anwendung kommt, 
hört die Cooperation auf. Es wird dies auch praktisch dadurch an- 
erkannt, dass-die Cooperation im Feldhermregiment schlechthin und 
im städtischen bei den wichtigsten Functionen, der Jurisdiction und 
der Beamtencreirung ausgeschlossen ist. Wenn zu dem Edict, dem 
Gesetzvorschlag, der Senatsberufung, der Aushebung alle oder mehrere 
Colinen sich vereinigen , so werden auch dabei die Grenzen des 
Zosammenhandelns ungebührlich ausgedehnt; indess hat dies, abge- 
sehen TOQ dem dem römischen Staatsredit überhaupt eigenen Zurscbau- 
tragen dieses Palladiums der Republik, den praktischen Zweck, dass 
die weiterhin zu erörternde coUegialische Intercession durch den der 
Handlang selbst inhftrirenden Anschluss des Collegen in wirksamster 
Weise ausgesdilossen ward. Auch Etikettenfragen, zum Beispiel Über 
den Wechsel des Vorsitzes im Senat, mochte wohl durch dieses Ver- 
fahren die Spitze abgebrochen werden. 



Fristen, die also nicht theilbaren nach Loosung von dem einen oder 
dem andern Collegen vollzogen werden, wozu die den Collegen frei- 
gegebene Vereinbarung {comparare) so wie die später zu erörternde 
Intercession eigänzend hinzutreten. 

Der Wechsel begegnet im ältesten militärischen Regiment wie in 
der ältesten Jurisdiction. Wenn auf dem gleichen Kriegsschauplatz 
zwei gleich berechtigte Commandoführer neben einander stehen, so 
wechselt der Oberbefehl von Tag zu Tag. Allerdings wird von dieser 
Kegel, deren Einhaltung Rom die Niederlage von Gannae verdankt, 
praktisch wenig Gebrauch gemacht worden sein. Abänderung dieses 
Wechsels durch Vereinbarung war zulässig und ist wahrscheinlich 
häufig zwischen den beiden Gonsulu dahin getrofTen worden, dass der 
eine die Reiterei, der andere das Fussvolk und damit den Oberbefehl 
übernahm. Sodann ist das Institut der Dictatur recht eigentlich dazu 
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bestimmt die milit&risehe Unzweckmissigkeit des Doppelcotnmimdos 
zu beschränken und ia Älterer Zeit ist davon, wo es Noth that, vohl 
regelmass^ in (iieBem Sinne Gebrauch gemacht worden. Endlich hat 
die weiterhin zu erörternde Theilung der Truppen und der Kriegs- 
gebiete wahrscheinlich schon frOb bewirkt, daes zwei gleichberechtigte 
Feldherren nicht leicht in die Lage kamen neben einander zu cwuman- 
diren. — Von grösserer praktischer Bedeutung ist der Tumuß im 
städtischen Regiment gewesen. Die Jurisdiction geht um nach gewissen 
der Zahl der betheiligten Beamten angepassten Zeitfristen and da 
damit auch die Lictoren wechseln, wird dieser Wechsel auf die ge- 
sammte Amtsth&tigkeit in der Stadt zu beziehen sein. Die Givil- 
jurisdiction wurde durch das licinische Gesetz vom J. 387 (367 v. Ch.) 
anders geordnet; im Uebrigen ist der Wechsel wenigstens als Regel 
wohl geblieben. Vereinbarung und Looeui^ werden ia der stAdti- 
BChen Amtsthfitigkeit hauptsächlich nur zur Anwendung gekommen 
sein, um die Folge der also successiv fui^renden Beamten festzu- 
stellen. Nicht zu abersehen ist die qualitative Verschiedenheit des 
Wechsels im militftrischMi und im städtischen Imperium ; der zur Zeit 
zurückstehende Beamte hat dort zu gehorchen, hier nur üeh der Function 
zu enthalten. — Ueber die Vollziehung derjenigen Amtshandlungen, 
welche weder Cooperation noch Wechsel znlasseu, zum Beispiel die 
Creirung der Nadifolger, entscheidet schliesslich das Loos, wofem nicbt 
nach Vereinbarung der Goncurrent zurOcktrat 
iDiMtMt- Die dritte Form der Geschftfisbehandlung, die Theilung nach 
"'"'■ Competenzen hebt die CoUegialitftt der Sache nach auf oder be- 
schränkt sie mindestens auf die för die Beschränkung auf die engeren 
Amtkreise erforderliche Uebereinkunft Diese ist den Collegen nicht 
unbedingt erlaubt; es hat vielleicht kein Gesetz, aber eine gesetz- 
gleiche Gewohnheit es den Consuln untersagt sich dahin zu verein- 
baren , dass der eine das städtische, der andere das Feldhermregiment 
übernimmt. Gemäss der frtther (S. 100) erörterten verfassungs- 
mässigen Zusammenschliessui^ der beiden Imperien vertauschen die 
beiden Consuln das städtische mit dem feld herrlichen zwar nicht noth- 
wendig gleichzeitig, sind aber doch regelmässig in dieser wie in jener 
Function neben einander thätig. Mit dieser Einschränkung scheint, wie 
über Abänderung des Wechsels und Über Ausschliessung der Loosung, 
so auch Über gleichzeitige, aber getheilte GeschäfUibandhabui^ die 
Vereinbarung freigestanden zu haben, wobei auch zunächst durch Ver- 
einbarung die Theilung festgestellt und dann um diese Theile geloost 
werden konnte. Besonders häufig ist im Kriegsregiment also bei den 
Truppen und wieder bei den Commandobezirken {promnciae) ein si- 
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multanes, aber gesoadertes Obetcommando herbeigeführt norden. Bei 
diesen Abmachnngeii, die mit den zwiecheo den Beamten und dem 
Gemeinderath jfthrlich zu vereinbarenden miiitärischen und politischen 
Masenabmen im eisten Zusammenhang standen, hat der Gemeinde- 
rath auf die sachliche Theilung früh entBcheiüenden Eiufluss gewonnen, 
während er in die personale nach festem Herkommen nicht eingriff, 
sondern es den Consuln Überliess darüber sich zu vergieiehen oder 
zu loosen. 

Wenn die auf Vereinbarung beruhende Geschäftstheilung zwar '^'"^,'0^' 
nicht der vollkommenete Ausdruck der Coll^alität, aber doch auf gJ|JJ^,'j^J' 
diese basirt war, so wird dagegen durch gesetzliche Feststellung der 
Gompetenz die CoU^alität illusorisch. Dies trat bei dem Oberamt 
ein, als durch die licinische Gesetzgebung eine dritte Stelle geschaffen 
und diese insbesondere für die Rechtspfl^e bestimmt ward, und setzte 
sich weiter fort, alR successiv weitere Stellen für den gleichen Zweck 
der hauptstädtischen oder der überseeischen Rechtspflege eingerichtet 
wurden, wobei es keinen wesentlichen Unterschied machte, ob diese 
Specialcompetenz den Beamten schon durch die Comitialwahl selbst 
zugewiesen ward, wie dies bei der Einrichtung der dritten Stelle 
geschah, oder ob, was bei den weiteren beliebt ward, die Wahlen 
auf die Jurisdictionen allgemein gestellt und die einzelnen dann durch 
das liOos unter die gewählten Beamten vertheilt wurden. Das Fun- 
dament der oberamtlichen Collegialitat, das volle Imperium eines 
jeden Oberbeamten wurde allerdings auch bei diesen Einrichtungen 
nominell festgehalten, indem man den beiden ersten Stellen nicht die 
Jurisdiction selbst, sondern nur deren Ausübung untersagte, noch 
weniger den spater hinzutretenden Oberbeamten das Commando nahm, 
sondern nur durch die Vorschrift die Stadt wiUirend der Amtszeit 
nicht zu verlassen oder auch von dein Commando nur in dem Über- 
seeischem Sprengel Gebrauch zu machen dasselbe neutralisirte oder 
localisirte. Aber die effective Collegialität des Oberamts war nichts 
desto weniger durch diese Anordnungen beseitigt; es entstand damit 
die schon Silber (S. 120) bezeichnete sogenannte ungleiche, richtiger 
nominelle Collegialität. 

Bei der Einführung der Mehrstelligkeit in das Amt wird ^'^ (JIJ^üÜSl 
praktische Erwägung nicht gefehlt haben, dass die Stockung der Ge- 
schäfte bei Behinderung des \fagistrats, welche namentlich bei der 
fast gänzlich mangelnden Vertretung schwer empfunden werden 
musste, durch die Zweiheirschaft ferner gerückt ward. Aber das haupt- 
sächliche Motiv für deren Einführung ist zweifellos die negative Gon- 
sequenz gewesen, die Schwächung des übermächtigen Eönigthums, die 
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damit ermj^ichte Brechung des Imperiums und Oberhaupt der Amts- 
gewalt durch sich selbst. In der That war bei peraoneller Einheit- 
lichkeit des Oberamts das Bedit der Gemeinde sowohl wie die bürger- 
liche Sicherheit des Eiozeluen durch die ursprODglidie Falle der könig- 
lichen Gewalt so gefährdet, dase eine dagegen gerichtete principielle 
Reform sich wohl erklärt. Die Mehrstelligkeit Hess die Fülle unver- 
ändert und machte die Brechung wenigstens mOglich. Daa Verh&ltniss 
der privatrechtlichen Sammtmandatare zu einander ist nicht gleich- 
m&6sig geordnet; bei der testamentarischen Tutel genügt die Erklärung 
eines einzelnen Vormundes, bei der agnatischen wird diejenige aller 
Vormünder gefordert. Bei der magistratischen Coll^alitftt ist der 
Mittelw^ eingeschlagen: der Befehl des einzelneu Magistrats genttgt, 
aber der Widerspruch auch nur eines der Collegen hebt ihn auf. Die 
monarchische Vollgewalt ist dadurch ohne qualitative Schwächung in 
den Stand gesetzt sich selbst zu beseitigen, das Unrecht, weldies sie 
anrichten kann, durch die gleichberechtigte Gontrole abzuwenden. 
iLtirsHihn Die Collision zweier magistratischer Befehle, die Ausserkraft- 
Setzung eines solchen durch Gegenbefehl eines anderen Magistrats 
oder nach dem römischen Ausdruck die Intercession kann vorkommen 
entweder zwischen zwei im Verhältniss der üeber- und der Unter- 
ordnung zu einander stehenden Beamten (maior und minor potesias) 
oder zwischen zwei gleich berechtigten Beamten. Beide Formen ge- 
hören eiBt der republikanischen Epoche an. 
fc«i Ueber- und Unterordnung der Magistraturen ist mit der ursprüng- 

oawiit, liehen Einheitlichkeit des Amtes unvereinbar; die Ausserkraftsetzong 
des von einem Gehulfen des Magistrats eriassenen Befehl durch diesen 
selbst gehört so wenig hierher wie die Zurücknahme des Befehls durch 
denselben Magistrat, da das Befehlrecht des Gehülfen aus dem seines 
Mandanten abgeleitet ist. Die Unterordnung eines Magistrats unter 
einen andern tritt zuerst auf in dem Institut der Dictatur, insofern 
das Imperium des Dictators da^enige des Consuls bricht; späterhin 
wiederholt sich die gleiche Abstufung gegenüber dem Consul bei Ein- 
richtung der Prätur. Im Feldhermregiment kann auch die hier zulässige 
Stellvertretung zu dem gleichen Ergebniss führen; wo ausnahmsweise 
die Stellvertretung neben der gleichartigen wirklichen Magistratur fort- 
l)esteht, ist sie schwacher als diese, weicht der Proconsul dem Consul. 
Auf einem anderen Wege entsteht die Unterordnung durch die Um- 
wandlung der Gehülfen des Oberamts in Magistrate : der Quästor ge- 
horcht dem Consul ebenso wie der Eriegstribun , aber nachdem jener 
sein Mandat unter Mitwirkung der Comitien empfängt, ist dies Ge- 
horchen die Unterordnung des niederen Magistrats unter den höheren. 
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Das VerhiQtaiss der gleichen Gewalteo ist die eben entwickelte m ii^eur 
Collef^alit&t. Danach bat der Consul die Intercession gegen den 
Consul wie der Quftstor gegen den QoAstor; zwischen Gewalten un- 
gleicher Competenz findet eie nicht statt. Raugverschiedenheit ist 
nicht Unterordnung; der Censor ist angesehener als der Quästor, aber 
nicht ihnlP vorgesetzt und kann seine Anordnung nicht cassiren. 

Wesentlich erweitert wird der Kreis der zur Intercession berech- iviiiBni- 
tigten Beamten durch das älteste verfassungsmässig anerkannte Sonder- ° «bIod- 
recht der Plebs, das latercessionsrecfat ihrer Tribüne. Obwohl der Tribun 
damals nicht und streng geaomniea niemals den Gemeindemagistraten 
zugezählt worden ist und demnach das magistratische Befeblsrecht ihm 
abgeht, wird ihm g^en jedes magiätratischen Befehl das Verbietungs- 
recht beigelegt und es ist diese tribunidsche Intercession in solchem 
Umfang und mit solchem Nachdruck geübt worden, dass die effeetive 
magistratische d^egea zurücktritt 

Die Intercession ist wohl davon ausgegangen, dass für den in lotnoBHiim 
Frage stehenden Act beide betheiligte Beamten competent sind; und com^tau. 
insofern das Unterlassen der Intercession als Zustimmung au^efasst 
werden kann, l&sst sich sogar die eollegiale Intereessioo unter den 
allgemeinen Begriff der Cooperation bringen. Aber es bleibt doch 
zweifelhaft, ob der zur Zeit nicht fungirende Beamte als competent 
ai^esehen worden ist; und auf die Intercession der stärkeren Gewalt 
passt diese Auffassung Überall nicht Auch der Dictator, welcher die 
Civiljurisdiction nicht ausübt und der Consul, nachdem er gesetzlich 
von deren AusQbung ausgeschlossen ist, behalten dem Prätor gegen- 
über das Recht der Intercession, was sowohl auf das Recht der stärkeren 
Gewalt wie auf die virtuell unverlierbare Fülle des Imperium zurück- 
geht Dem Volkstribun endlich fehlt die Competenz ebenso schlecht- 
hin wie die Intercession ihm zukommt 

Die IntercesHon wird im Feldhermr^ment anders gehandhabt idi« 
als in der Stadt Die Abstufung der Gewalten, die Unterordnung des i 
Prätors wie des Quästors unter den Consul kommt auch in jenem und 
sogar vorzugsweise zur Anwendung; aber die coll^aliscbe und die 
tribunidsche Intercession finden in demselben keine Stätte. Wenn 
ausnahmsweise zwei gleichberechtigte Feldherm neben einander stehen, 
so tritt verfassungsmässig ein von dem städtischen qualitativ ver- 
schiedener Turnus ein, welcher die Interce^on ausschliesst (S. 122). 
Insofern kann die Intercession mit Recht als eine dem städtisdieu 
R^ment eigene Institution au^efasst werden. 

Auch in der Stadt sind der Intercession, deren absolute und rein sektukui 
n^ative Wirkung grosse Unzuträglichkeiten und Gefahren in sieh SJImT 
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schliesst, bestimmte allgemeine und zahlreiche specielle Schranken ge- 
zogen. Bei der Zulassung der tribunicischen Intercession wurde sie dem 
Dietator gegenüber ausgeschlossen, bei welchem die cotlegiale von 
selber wegfiel; indess richtete sich begreiflicher Weise vor Allem da- 
gegen der politische Ansturm und es scheint von diesem Privil^um 
der Dictatur, wenn es auch nicht ausdrücklich abgeschafft wA-d, kaum 
jemals nachhaltiger Gebrauch gemacht worden zu sein. Von grösserer 
praktischer Bedeutung war die Umgrenzung des der lotereeBBion 
unterstehenden Gebiets. Alle nicht magistratischen Acte unterli^en ihr 
nicht, namentlich nicht der Geschwornenspruch wahrscheinlich selbst 
dann, wenn er von den grossen Geschwornengerichten des späteren 
Bechts unter inagistratischem Vorsitz geföllt wird ; ebensowenig die- 
jenigen magistratischen Acte, welche den einzelnen Büi^r nicht be- 
schweren, wie die Auspication, die Bestellung des Zwiscbenkönigs und 
des Dictators, die Bestätigung der Vollreacte durch den patricischen 
Senat; selbst die eensorische Schätzung und die censorische Notining 
werden, wohl weil ihnen die unmittelbare Reclitskraft fehlt, nicht unter 
dieselbe gezogen. Dagegen unterliegen derselben die Vereinbarung des 
Magistrats mit dem Senat nebst allen den Senatsbeschluss vorbereitenden 
Handlungen, wobei indess einzelne Falle, zum Beispiel die Senats- 
beschlü^e Über die den Gonsuln in der Kiiegsfunction zuzutheilenden 
Provinzen, durch SpecialgeRetz ausgenommen sind ; weiter alle die Ver- 
handlungen mit der Bürgerschaft einleitenden magistratischen An- 
ordnungen, nur dass bei den Magistratswahlen wohl die tribunicische, 
aber nicht die collegialische Intercession zulässig ist. Gegen den ge- 
fassten Beschluss der Bürgerschaft, Gesetz wie Wahl, kann nicht inter- 
cedirt werden. In diesen Festsetzungen tritt das Bestreben hervor die 
Intercession als Nomophylakie zu gestalten, aber nicht minder die durch 
die ständischen Kämpfe hervoi^erufene willkßrlichc Absteckung ihrer 
Grenzen. Bestimmter zeigt sich namentlich bei der tribunicischen Inter- 
cession die Tendenz auf diese Weise dem Missbraucli der Amtsgewalt 
zu steuern, indem dem durch einen magistratischen Befehl beschwerten 
Bürger auf Anrufen (appellaiio) Rechtshülfe (auxilium) gewährt wird. 
Dahin gehören sämmtliche Acte der Givi|justiz so wie die des Ad- 
ministrativverfahrens bei der Aushebung und der Steuereinziehung, 
endlich die gesammte städtische Criminalrechtsptlege und die Coerci- 
tion. Wenn indess der Beamte bei einem solchen Verfahren RathmUnner 
(cofWjTmm) zugezogen hat, so ist die Intercession, wenn auch vielleicht 
zulässig, doch nicht üblich, da alsdann nicht wohl BeamtenwillkUr 
angenommen werden kann. 
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Das VerfahreD bei der Intercession ist die eiDfache Ausserkraft- wiitangiif 
seteuug des magistratiachen Acta. Befugt dazu ist jeder einzelne "" 
der zur Intercession berechtigten Beamten und der Widerspruch der 
Collegen ist recbtlich gleichgOltig, da die Ausserkraftsetzung niclit 
wieder ausser Kraft gesetzt werden kann. Einer Motivirung bedarf 
die Intercession nicht; in welcher Weise der Beamte, welcher sie 
einlegt, sich von der Zweckmässigkeit derselben überzeugt hat, kommt 
rechtlich nicht in Frage. Der Zeit nach soll die Intercession an den 
Act, den sie ausser Kraft setzt, sich unmittelbar anschliessen; eine 
Maxini^renze fur das Intervall muss, wenn nicht durch Gesetz, so 
doch durch Herkommen fixirt gewesen sein. 

Eine directe Nötbigung des Beamten, gegen den die Intercession zwawnei\ 
gebraucht ward, sich ihr zu fügen li^ in der Intercession an sich ceHim. 
Dicht; als sie mit der Collegialitilt ins Leben trat, nahm der inter- 
cedirende Gonsul dem Spruch des Collegen eben nur die Kechtekraft. 
Es ist wahrscheinlich audi der ursprüngliche Zweck der Institution ge- 
wesen insbesondere den ungerechten Richterfipmch lediglich unge- 
schehen zu machen. Die trihunicische Nomophylakie ruht äuch auf 
der einfachen Cassation. Indess die bloss cassatorische Wirkung 
reicht schon im Civilprocess namentlich im Schuldverfahren praktisch 
nicht aus und gegenüber der Coercition und der Aushebung und 
zahlreichen anderen magistratischeu Handlungen war sie illusoriseli, 
selbst wenn, wie wahrscheinlich, der Ungehorsam g^en die Inter- 
cesKion von je her als Verletzung der Amtspflicht criminell strafbar 
war. Es ist daher, als die durchaus von dem revolutionären Element 
getragene trihunicische Intercession zu der collegialen hinzutrat, dem 
intercedirenden Tribun das Recht oder was der Plebs als Recht er- 
schien beigelegt worden den Ungehorsam des Beamten ebenso zu brechen 
wie dieser den des Bürgers brach. Dasselbe gilt in allen Fällen, 
wo die Intercession auf Grund der stärkeren Gewalt erfolgte, da 
dieser gegenüber der niedere Beamte dem Privaten gleichsteht. Für 
das Weitere verweisen wir auf den Abschnitt über das Zwangs- und 
Strafrecht (Buch 4 Abschn. 2). 
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unpifiiK- Das römische Amt ist der Aslage uaeh lebenslftnglicb ; (4as ueben 

ungiicbMt der ältesten Magistratur mit fünftägiger Betagung auftreteoile Zwischeo- 
kÖDigtbum eharakterisirt sich als AusbDlfestelluug insbesondere dadurch, 
dass dem Zwischenkönis; das Treuwort nicht geleistet wurde. Alle 
übrigen in die Königszeit zurückreichenden magistratischen und priester- 
liehen Stellangen siad rechtlich der Gehülfenthätigkeit zuzuzählen und 
insofern wohl aufzufassen al» von Bechtswegen nicht fest betagt, aber 
jederzeit widerruflich; eigentlich transitorisch ist nur die für die Ab- 
wesenheit des Königs ein<!:esetzte Stadtpräfectur. 

Die Abschaffung des Königthums bestand wesentlich, neben der Be- 
seitigung der Einheitlichkeit, in derjenigen der Lebenslänglichkeit der 
Magistratur, und ebenso wird das Ende der republikanischen Ordnung 
bezeichnet durch die Wiederaufnahme wie des einheitliehen so auch 
des lebenslänglichen R^ments. Zum Wesen des republikanischen 
Amtes, des hohen wie des niederen, des ordentlichen wie des ausser- 
ordentlichen gehört eine von der Willkür des Beamten uu&bhän^ge 
zeitliche Begrenzung, Wenn bei den ausserordentlichen mit constitui- 
render Gewalt ausgestatteten Aemtem, in älterer Zeit dem Decemvirat 
für die Gesetzgebung, späterhin der sullanischen Dictatur für Gesetz- 
gebung und Constituiniug des Gemeinwesens und den analogen Ord- 
nungen der caesarischen und der Triumviralzeit entweder die Ein- 
haltung der Zeitgrenze von dem Belieben des Beamten abhängig ge- 
macht ist oder der Endtermin ganz fehlt, so sind diese exceptionellea 
Zustände eben nichts als Suspensionen der bestehenden Staatsordnung 
und bestätigen nur die principielle Bedingtheit der Bepublik durch 
die Befristung der Magistratur. 
rnniiiMi- Die Befristung kann bei ausserordentlichen Aemtem sich auf 

ii>iid>t. die Uebertragung eines transitorischen Geschäfts beschränken, zum 
Beispiel der Weihung eines Tempels, der Gründung einer Colonie, 
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der Uebertragung eines Commandos. Da indess in diesem Fall die 
Beendigung des Amtes bis zu einem gewissen Grade von der Willkür 
des Beamten abbAugt, so wird diese Form fUr sich allein nur bei 
politisch unwesentlichen Mandaten gebraucht, dagegen bei wichtigeren 
Aufträgen, namentlich bei der Uebertragung eines Commandos ver- 
mieden oder in der Form der Promagistratur angewandt, deren In- 
haber abzuberufen jederzeit möglich war. 

Bei den ordentlichen Aemtem durchaus und meistens auch' bei Bat>gw«. 
den ausserordentlichen tritt die Befristung auf als Betagung. Bei 
den nicht ständigen ordentlichen and den ausserordentlichen wird die 
Betagung häufig mit dem transitorischen Mandat in der Weise ver- 
bunden, dass der Beamte entweder bei dessen Erledigung oder .bei 
Ablauf der Frist ausser Function tritt. So tritt schon der Zwischen- 
kOoig ausser Function nach Vollziehung der Creirung des Königs 
oder nach fanft&giger Amtsftthrung ; der Dictator nach Erledigung 
seines Auftrags oder nach sechs Monaten; die Censoren, wenn sie die 
Schätzung vollzogen haben oder nach achtzehn Monaten. Hier also 
ist die Betagung eine maximale. Die ständigen Beamten dag^en 
fungiren regelmässig bis zu dem Endtermin, obwohl es ihnen nicht 
verwehrt ist vor demselben das Amt niederzulegen (S. 83). Dass die 
Befristung zwar sowohl fQr das städtische wie für das Kriegsregiment 
zur Anwendung kommt, die Fortführung indess nicht des Amts, aber 
der Amtsfunction über den Endtermin hinaus im städtischen R^ment 
schlechthin ausgeschlossen, im feldherrlichen theils vorgeschrieben, 
tfaeils wenigstem zugelassen ist, ist bereits gezeigt worden (S. 99). 

Obwohl für die Amtfristen eine allgemeine Begel nicht besteht, Anuütu. 
überwiegt dabei die Annuität in der Weise, dass diese bei den 
ständigen Aemtem durchaus zur Anwendung kommt und dass bei 
esceptioueller Verlängerung der Feldhermgewalt ein längerer fester 
Endtermin unzulässig ist. Die über diesen Termin hinausgreifenden 
Imperien des Pompeius und der späteren Machthaber bezeichnen die 
Agonie des republikanischen R^iments. 

Das Amtjahr so wie die Amtfristen überhaupt werden nach dem BuHhuat 
offidellen Kalender in der Weise berechnet, dass weder dessen Neu- 
jahr (1. März) noch die thatsächliche Ungleichheit der Kalender- 
monate und der Kalendeijahre berücksichtigt, also jede Frist vom 
Tage der Uebemahme dra Amtes an bis zu dem gleichbenannten 
des späteren Monats oder Jahres berechnet wird. Bei Ei^änzung 
eines unvollständigen Gollegiums galt indess der Endtermin des am 
frühesten eingetretenen Beamten auch fUr die nachgewählten Collegen, 

BiDdlBC, Hanaimch. 1.3: KominJfen. Abti« a« BSBbcben Stuknehb. 9 
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und ebenso scheint der Antrittstag der Consuln der Regel nach auf 
die übrigen Jahrbeamten mit bezogen worden zu sein, bo dass die 
Prätoren und wohl auch die Aedilen und die Quitetoren, wenn sie 
ausnahmsweise nicht mit den Consuln zugleich, sondern erst nach deren 
Antritt ihre Function DbemahmeD, doch mit ihren Consuln zurOck- 
traten, wogegen in dem selbständigen Antrittsta^ der Magistrate der 
Plebs, wenigstens der Tribüne ein Ueberrest dieses alten Staats im 
Staate sich dauernd erhalten hat. Kalendarische Fixining des Antritts- 
tages ist bei dem Volkstribanat frUh eingetreten ; bei der aus dem früher 
bezeichneten Grunde (S. 101) nach dem Sturz der Decemvim nicht 
mehr unterbrochenen Folge der Tribüne ist A&füT von da an der 
10- December stetig eingehalten worden. Im Oberamt dagegen ver- 

Iji™« *•• schob sich die Amyahrsbereclinung von Rechtswegen durch jedes ver- 
spätete Antreten oder verfrühte ZurOcktreten eines Consulpaars und 
es bildeten also die Am^ahre weder eine feste Reihe, da zwischen 
ihnen die Interregnalfristen ausfielen, noch eine Reihe gleicher Ein- 
heiten ; die im Consulat zusamniengefassten Abschnitte zweier Kalender- 
jahre konnten verschiedener Länge sein und waren dem Anfang nach 
unbestimmt, ausser etwa dass nach Herkommen die Consuln ihr Amt regel- 
mässig entweder mit dem Monatsaufang [kalendae) oder mit der Honats- 
mitte {idus) antraten. Diese eigensinnige Handhabung des Am1;)ahres 
muss, namentlich in Verbindung mit der i-echtlichen Jahrbezeicfanung 
durch die Namen der Beamten, grosse chronologische Verwirrung an- 
gerichtet und auch sonst arge L'ehelstande herbeigeführt haben, zu- 
mal da die an die gute Jahreszeit geknüpften ständigen Feldübui^en 
und Feldzüge der Bürgerschaft einen Wechsel des Oberbefehls während 
der Sommermonate kaum vertrugen. Indess scheint bis auf den Be- 
ginn des hannibalischen Krieges principiell hierin nichts geändert zu 
sein: damals wui-de der Antrittstag weniptens thatsächlich auf den 
15. März fixirt, dieser aber dann abermals im J. (501 (153 v. Ch.) 
zwei und einen halben Monate zurück auf den 1. Januar geschoben. 
Von da an werden die Interr^na dem Ara^jahr zugezählt und aus 
•der Zeitrechnung beseitigt und tritt, wenn im Laufe eines Amtjahrs 
beide Consulstellen erledigt werden, für den noch übrigen Jahrrest ein 

TMiu« dn nachgewähltes Consulpaar ein. Die Theilung des consularischen Amtjafars 
jibn. unter mehrere Colinen ist io republikanischer Zeit excepttonell , seit 
dem Begiun des Principats aber Regel und es wird unter diesem die 
Dauer der Function in ungleichmässiger, aber stetiger Steigerung ver- 
kürzt. Es ist dies geschehen, um die Zahl der Consulare zu ver- 
mehren, namentlich bei den auf solche beschränkten kaiserlichen Er- 
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nennangeD für die Auswahl weiteren Spielraum zu gewinnen; das 
Wesen des eonsularischen Jahres wird dadurch nicht betroffen und 
die eben erwähnte consularische Datirung hat sehr bald von der 
Function abgesehen und das ganze Jahr nach den Coosulu des 1. Jan. 
benannt. — Das also fixirte Amtsjahr mit dem Nei^ahr des 1. Jan. 
ist weiter unter Beseitigung des alten Märzneujahrs zuerst thataäch- 
lich und bald auch rechtlich zum Kalenderjahr geworden, wie es 
dann sich weiter auf die Nachwelt vererbt hat und heut« als Welt- 
neujahr besteht. Dasselbe gilt gleichm&ssig auch für die Prätur und die 
Aedilit&t, wogt^en die Quftstoren, wir wissen nicht seit wann, schon 
an dem vorbeigehenden 5. December ihr Amt Qbemahmen ; es 
mochte zweckmässig erscheinen, dass die neu eintretenden Ober- 
beamten diese ihre hauptsächlichsten Gehulfen bereits angetreten vor- 
iaaden und sofort ihre Dienste in Anspruch nehmen konnten. Der 
Antritt des Beamten erfolgt immer von Rechtswegen, ohne dass es 
. dazu eines besonderen Willensacts desselben bedarf. AnfAnglich 
durchaus und principiell auch später fällt er mit der Creirung zu- 
sammen und tritt er das Amt, nach dem römischen Ausdruck, von 
der Wahlstfttte aus (ex iempU) an. Bei betagter Greiruug indess 
muss der Eintritt des Termins abgewartet werden und bei den ordent- 
lichen st&ndigen Beamten der Republik bildet dies die Regel. 

Die an den Antritt des Oberbeamten sich knüpfenden bttrger- Pomuiiao 
lieben und religiösen SoUemnitäten, die Aufnahme der Fasces, die " 
Lösung der f^r das Gemeinwohl von Jahr zu Jahr den Göttern ge- 
leisteten Opfei^elübde und deren Erneuerung, die Abhaltung der ersten 
SenatssitzuDg auf dem Capitol, die Ansetzung und Vollziehung der 
latinischen Nationalfeste in Lavinium und auf dem Albanerberg haben 
staatsrechtlich keine wesentliche Bedeutung. Aber drei andere den 
Antritt des Amtes begleitende Acte, die Einholung der göttlichen Zu- 
stimmung zu der beginuenden AmtfUhrung, die Abnahme des Treu- 
worts der Borgerschaft und die Ableistung des Befunteneides mitesen 
hier erörtert werden. Ihnen allen ist es gemein, dass der Beamte nicht 
erst durch Vollziehung derselben in seine Function eintritt, sondern 
sie vielmehr den geschehenen Antritt voraussetzen und der Beamte 
nur verpflichtet ist baldmöglichst dazu zu schreiten. 

Die Zustimmung der Götter zu der beginnenden Amtsführung a»'^««- 
holt der Beamte ein in der Stadt Rom bei Tagesanbruch durch Zeichen- 
schau (aitsficia). Es gilt diese Vorschrift fOr alle eigentlichen Beamten 
ohne Unterschied des Banges und es ist dieser Act also ein äusseres 
Kriterium der Magistratur; den GehUlfen, die keine eigenen Auspicien 
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haben, steht diese Zeichenschau nicht zu und ebenso wenig den 
plebejischen Qua^i- Magistraten. Die Zeicbenschau muBS, wie es im 
Wesen des Acts liegt, baldtbunlichst vorgenommen werden, also, wo 
Creation und Antritt nicht zusammenfallen, am Morgen des ersten 
AmtstE^, wo beide zusammenfallen, wahrscheinlich am Meißen des 
Folgetags. Verspätete Einholung wird mögliehst vermieden worden 
sein, wo dies aber nicht möglich war, wie zum Beispiel bei der 
Creirung eines von Rom abwesenden Dictatore, kann sie die Amts- 
ftlhning nicht suspendirt haben. Das Versagen der Zeichen kann in 
der Theorie nur fUr den Beamten eine Gewissenspflicht begründet 
haben das Amt niederzulegen-, praktisch ist davon nicht bloss kein 
Beispiel bekannt, sondern der Segen der Götter ist in der Weise 
obligat geworden, dass, so weit uns von diesem Act berichtet wird, 
die Götter das überhaupt günstigste Zeichen, den bei heiterem Himmel 
von links nach rechts streichenden Blitz, von Jahr zu Jahr sämmtlichen 
Beamten gewähren, so dass die Vögelschau rechtlich zur Himmels- 
schau (de caelo servare) geworden ist. 
Tminrt lu ähnlicher Weise ist der Magistrat gehalten der BUi^erschaft, 

"•ctutT^ welcher er vorzustehen hat, das Treuwort abzunehmen. Es geschieht 
dies in den fllr die Vereinbanmg, die lex zwischen Magistrat und 
Bürgerschaft überhaupt gewiesenen Wegen durch Frage und Antwort, 
wozu die BUi^erschaft in der Stadt oder innerhalb der Bannmeile 
in der Regel nach den bürgerlichen Abtheilungen der Curien {lex 
curiata), ausnahmsweise, insbesondere fllr die Schatzungsbeftmten, 
nach den militärischen der Centurien (lex eenttiriata) zusammen- 
tritt. Erforderlich ist dies Treuwort eben wie die Auspicien fllr 
jeden wirklichen Magistrat, während es weder dem nur interimistisch 
fiingirenden Zwischenkönig noch dem Priester noch den Voi^änden 
der Plebs geleistet wird; diejenigen Beamten, welche befugt sind die 
Bürgerschaft zu berufen, nehmen es dieser ab sowohl far sich selbst 
wie für die nicht zur Berufung befugten Beamten. Gerichtet ist die 
Frage auf die Leistung des durch die amtliche Function geforderten 
Gehorsams und es kann die bejahende Antwort nicht verweigert 
werden, da der Bürger zu diesem Gehorsam schon durch die Creation 
selbst verpflichtet ist, derselbe auch dem vom Treuwort ausgeschlosse- 
nen Zwischenkönig ebenso geleistet werden muss wie den zu diesem 
EestÄrkungsact befugten Magistraten. Darum wird dieser Act auch 
nachdem die effective Legislation den Curien genommen ist (S. 28), 
dennoch regelmässig von diesen vollzogen. Es gehört zu dem 
Götzendienst der Formen, welcher mit dem realen Zusammenbrechen 
der alten Ordnungen Hand in Hand ging, dass am Ausgang der 
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Republik dea Beamten das Recht bestritten ward vor Aboahme des 
Treuworts die Bürgerschaft für die Wahlen zu berufen und das mili- 
tjlrifiche und jurisdictionelle Imperium auszuüben. Gleichzeitig er- 
sdieint der Act insofeni als reine Formalit&t, als er nicht bloss für 
alle Jabre&beamten zusammei^efasst, sondern auch die einzelne Stimm- 
abtheilung dabei ständig durch einen der magistrstischen Ofhcialen 
reprftseutirt wird. 

Einen eigentlichen Beamteneid kennen die römischen Ordnungen 
nicht. Dass nach entschiedener Wähl der wahlleitende Beamte, bevor 
er die Creirung vollzog, dem Gewählten den Eid auf gewissenhafte 
Führung des Amtes abnahm, war gebräuchlich, aber nicht rechtlich 
erforderlich. Eidesleistung nach dem Amtsantritt kommt in den 
letzten beiden Jahrhunderten der Republik in der Weise auf, dass ein- 
zelne VolksschlQsse den künftigen Beamten vorschrieben binnen fünf 
Tagen nach dem Antritt sich auf die Einhaltung eidlich zu ver- 
pflichten unter dem Präjudiz des Amtsverlustes. Diese in einen Act 
zusammengefaaste Vereidigung auf eine gewisse Anzahl gesetzlicher 
Vorschriften hat allmählich den Charakter eines Beamteneides ange- 
aommen, namentlich nachdem zuerst Caesars Verfügungen und weiter 
die der Kaiser allgemein in diesen Eid einb^rifTen wurden. 

Der Rücktritt vom Amt erfolgt, wenn er durch den Ablauf der 
Amtfrist erfordert wird, ebenso von Rechtswegen wie der Antritt, wo- 
gten, wenn der Beamte wegen Erledigung des ihm aufgetragenen 
Geschäfts oder aus anderen Gründen vor der Zeit abtritt, selbstvei^ 
ständlich er die Niederlegung des Amtes ÖfFentlich zu erklären hat. 
Dass auch im ersteren Falle der Beamte unmittelbar vor dem Rück- 
tritt sich förmlich von der Bürgerschaft verabschiedet und zugleich 
eidlich versichert wissentlich nicht gegen die Gesetze gehandelt zu 
haben, ist üblich, aber nicht nothwendig und Rechtsfolgen knüpfen 
daran sich nicht. Wider seinen Willen kann der Beamte nicht ge- 
nöthigt werden sein Amt vor Ablauf der Frist niederzulegen; wenig- 
stens sind vor dem Jahrhundert der republikanischen Agonie die Be- 
amten wohl öfter aufgefordert worden vor der Zeit abzutreten, 
aber zu einer f&rmlichen Amtsentsetzung ist es nicht gekommen ; auch 
die ursprüngliche Gleichstellung der Magistratur und der Bürgerschaft 
fordert principiell die Unahsetzbarkeit wenigstens der Oberbeamten. 
Die spätere Republik freilich hat in folgerichtiger Entwickelung der 
comitialen Souverftnetät die Abrogation des Amts auf diesem Wege 
in der Theorie zugelassen und einzeln auch davon tbatsächlichen Ge- 
brauch gemacht Auch dem niederen Beamten kann der höhere wohl 
die Amtsführung untersagen, aber das Amt, das nicht er ihm verliehen 
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hat, ihm nicht nehinen ; nur tlen Reiterfillirer, desBeo Stellung Oberhaupt 
zwischen der magistratischen und der HUlfsthätigkeit schwankt, weist 
der Dictator an von seinem Amte zurückzutreten. 

Aq deu Rücktritt des Beamten knüpfen sich die Fragen, wie weit 
dadurch seine Amtshandlungen ihre Gtilti^keit verlieren und inwiefern 
er administrativ der Rechnungslegung und gericlitlich der Verantwort- 
lichkeit filr dieselben unterliegt. 
i^Man dM Selbstverständlich berührt der Rücktritt des Beamten die von ihm 
«Bf dt. gültig vollzogenen Amtshandlui^en im Allgemeinen nicht, da dieselben 
d« Amt*- ja im Rechtesiune Handlungen der Gemeinde sind. Aber ausgenommen 
"''*°' sind davon die rechtlich gestatteten , aber nicht vorgeschriebenen 
Acte persönlicher Willkür. Das Ladungsrecht und das Recht der 
Stellvertreterernennung erstrecken ihre Wirkung nicht über die Anits- 
friet des Magistrats hinaus; ist der ladende Beamte an dem betreffen- 
den Tage ausser Function, so wird die Ladung nicht auf den Nachfolger 
bezogen und ebenso wenig ist der Stellvertreter des abgegangenen 
Beamten der Stellvertreter des nachfolgenden. In gleicher Weise 
haftet die Anordnung, welche der Beamte ohne gesetzliche Grundlage 
vorgenommen hat {quae itiiperio continentur) , an seiner Person und 
bindet den Nachfolger nicht. Jede von der Willkür der Beamten 
ausgehende Norm, also Jedes Edict niuss, um nach seinem Rücktritt 
weiter zu gelten, von dem Nachfolger wiederholt werden. Es ist dies 
namentlich ftlr die Entwickeluug des römischen Civilprozesses von 
Wichtigkeit- geworden, da der gerichtsleitende Magistrat nach römi- 
scher Äoffasung in der Determinirung und selbst in der Ausdehnung 
der gesetzlichen Anordnungen eine weitgehende, aber durch diesen 
ihren personalen Charakter wiedeijjm wesentlich eingeschränkte Com- 
I)etenz gehabt hat 

Verpflichtung zur Rechnungslegung widerstreitet dem Wesen der 
römischen Magistratur. Weder das Königthum noch die Dictatur sind 
derselben unterworfen und auch dns ordentliche Oberanit nur indirect. 
Von Rechtswegen verpflichtet dazu sind die Quästoren als Verwalter der 
Staatskasse und zwar ursprünglich ohne Zweifel in der Weise, dass sie 
nur ihren Mandanten, also den Oberbeamten Rt^chnung legten. Aber seit- 
dem die Quästoren nicht mehr von diesen nilein, sondern unter Mit- 
wirkung der Comitien ernannt wurden, hat die Rechnungslegung inso- 
fern ihren Charakter verändert, als die städtisciieu KassenfUhrer ihren 
Nachfolgern, die mit der Führung der Kriegskassen beauftragten 
Quästoren der städtischen Hauptkasse Rechnung zu legen hatten und 
iu dieser Form die Rechnungen des Voijahrs zunächst durch die Be- 
amten des Folgejahrs und weiter durch den Senat coutrolirt worden. 
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Da der Quftstor für deo Oberbeamten und nach dessen Anwäsung die 
Kasse ftkbrte, so lief die nominell quAstorische Rechnungslegung der 
Sache nach hinaus auf eine solche des Oberbeainteu ; da sie sich indess 
nur auf die aus der Stadthasse entnommenen Beträge erstreckte und 
die in anderer Weise, namentlich ans dem Kriefssgewinne dem Ober- 
beamten zufliessenden Gelder nietat nothwendig an die Quftstoren ge- 
langten, so blieben insoweit die Oberbeamten in ihrer feldherrlichen 
Stellung von dieser Controle frei. 

Verantwortlich ist der Beamte filr seine Amtshandlungen zunä^l'St.T'JJl^^ 
nicht mehr und nicht weniger und kaum anders als jeder Piivatmann bwbIw. 
für sein Tbun und sein Lassen. 

Der auf die l*rovocatiou hinauslaufende ältere Criminalpro/ess, 
sowohl der ursprüngliche wesentlich quästorische wie das durch den 
Volkstribunat entwickelte Rechenschaftsverfahren werden auf das im 
Laufe der AmtsfDbruDg begangene Verbrechen ebenso bezogen wie 
auf jede Privathandlung, wenn auch begreiflicher Weise namentlicli 
das letztere am häufigsten gegen gewesene Beamte zur Anwendung 
kam. Die Be^iuug des Censors von der politischen Rechenschafts- 
legung fur seine Amtshandlungen ist eiue Consequenz des zum Wesen 
dieser Magistratur gehörigen freien Ermessens und überdies kein 
gesetzliches Privilegium, sondern lediglich thatsächliche UebuDg. 

Dasselbe gilt von dem Civil verfahren in seinem ganzen die soge- 
nannten Privatdelicte einschliessenden Umfang; furtum und iniuria 
in ihrem weiten römischen Sinne kann jeder Bürger oder Nicht- 
büi^er auch gegen den Beamten einklagen und bis auf den Anfang 
des 7. Jahrh. d. St. wird formell in dieser Hinsicht kein Unterschied 
gemacht zwischen dem Taschendieb und dem eri)ressenden Consul. 
Damals ist für die Beamteuerpressung eine verschärfte Form des 
Civilverfabrens aufgekommen und in der weiteren Entwickeluug dieser 
allmählich das alte Criminalverfaliren ersetzenden Prozessfonn ist die 
VeiBchärfong des Delicts durch die Beamteneigenschaft des Verbrechers 
ein leitendes Motiv — auch das Verfahren wegen Unterschleifs öffent- 
licher Gelder, die quaestio peculaius und dasjenige wegen Landes- 
verraths und was daran sieb anscbliesst, die quaestio maiesiatis 
richten sich vorzugsweise g^en Amtsmissbrauch. 

Nur in Beziehung auf den Zeitpunct, in welchem der Schuldige 
rechtlidi zur Verantwortung gezogen werden kann, haben die Conse- 
quenzen der magistratischen Hierarchie früh eine Scheidung zwischen 
dem Beamten und dem Privaten herbeigeführt. Der Beamte kann 
weder bei sich selbst noch bei einem Magistrat niederer oder gleicher 
Gewalt, derjenige Beamte also, der keinen höheren Ober sich hat, über- 
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haupt erst nach seinem BQcktritt zur Verantwortung gezogen werden. 
FUr den niederen Beamten galt dies nicht; indess auch g^en ihn 
wird einer solchen Klage regelmässig nur dann stattgegeben, wenD er 
selber es wünscht, da der allgemeine Schutz der mit öffentlichen 
Angelegenheiten beschäftigten Personen vor Behinderui^ durch Prozees- 
hftndel ihm regelmässig zur Seite steht. 
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8. Die magistratlschen Ehrenrechte und Emolumente. 

Von den Abzeichen und Ehi-enrechteo, welche die Magistrate der 
Gemeinde dem Bürger gegenüber charakterisiren , können in dieser 
kurzen Uebersicht nur die drei wichtigsten, die Ruthen und Beile, der 
Purpur am Gewand und der Amtsstubl berücksichtigt werden. Das3 
dieselben, wenn auch in beschiiüiktem Umfang, den Priestern mit den 
Magistraten gemein sind, ist schon erwähnt worden (S. 88). 

Die Ruthen und Beile, in Bündel (fasces) zusammengeschluDgeu, 
sind der sinnliche Ausdruck des mt^stratischen Imperium, des An- 
rechts auf Gehoraam und bei Versagung desselben der Befugniss den- 
selben zu erzwingen {cocrciiio) nöthigenfalls an Leib und Leben; die 
Träger derselben (lictores) gehen darum dem Imperieninhaber von 
Rechtswegen voraus und sind von dem öffentlichen Erscheinen des- 
selben untrennbar. Diese Fasces sind zugleich, insofern in republi- 
kanischer Zeit der Gonsul nur als Feldherr imd in der Stadt nur der 
Dietator die Beile führen darf, das Distinctiv zwischen dem militäri- 
schen und dem ordentlichen städtischen Imperium (S. 98). Auch die 
Abstufungen der Amtsgewalt finden in den Lictoren ihren greifbaren 
Ausdruck. Die normale Zahl von zwölf Trftgem — das ältere Decimal- 
system ist in diesen Ordnungen nicht vertreten — drückt die Voll- 
gewalt des Kduigs wie des Consuls aus und kommt nach angustischer 
Ordnung auch dem Princeps zu. Die Doppelzafal ist in republikanischer 
Zeit der Ausdruck der eminenten Gewalt des Dictators und späterhin 
nach der charakteristischen Neuerung Domitiani) deijenigen des 
Kaisers. Die Hälfte der Normalzahl bezeichnet die ebenfalls ober- 
amtliche, aber schwächere Gewalt des ReiterfQhrers und des mit 
militärischem Imperium fungirenden Prätors; die Fünfzahl in der 
Kaiserzeit ein abgemindertes prätorisches Commando; die Zweizahl 
das städtische Imperium des Prätors und in der Kaiserzeit da^'enige 
einer Reihe neu für Rom und Italien geschaffener Beamten. Allen 
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aus der Gehfilfeoschail eutwickelteo Beamten, selbst dea Censorea und 
um 80 mehr den Quasi-Magistraten der Plebs maogelt wie das Imperium 
so auch der Lictor. 

Purpur tm Das Gewand ist deai Magistrat mit dem Bürger gemein ; aber die 
rothe Farbe des Gewandes ist das Vorrecht und das Kennzeichen der 
Magistratur. Befugt zu dieser Auszeichnui^ sind alle zur Führung vou 
Lictoren berechtigten Beamten und von den niederen die Censoreu 
und die curulischen Aedilen, nicht aber die im Rang unter diesen 
stehenden Gemeindebeamten und ebenso wenig die Vorsteher der 
Plebs. Der Gegensatz des militärischen und des städtischen Im* 
]>erium findet in republikanischer Zeit seinen Ausdruck auch in der 
Tracht, insofern das rothe Gewand, welches der König wohl wie im 
Felde so auch in der Stadt getragen haben mag, Jetzt auf das militä- 
rische Imperium beschränkt ist; hier hat aus dem kurzem purpur- 
farbigem Kriegskleid sich die Feldherrnscfaärpe (paludnmenlum) ent- 
wickelt und daraus ist, als die Feldhermgewalt zum k^serlichen 
Reservatrecht ward, der Kaiserpurpur geworden. Aus der Stadt 
war die rothe ArntJätiacht verbannt; die überhaupt zur Fahrung des 
Purpurs berechtigten Magistrate trugen dort nur an dem weissen 
Bürgergewand den rothen Saum (toga praeiexla). Nur bei dem Auf- 
zug des siegreichen Magistrats auf das Capitül durfte das rothe 
Kriegskleid und der volle Krieger- und Siegerschmuck in der Stadt 
sich zeigen. 

BeuDtoniUi. Für dcu Verkehr zwischen dem Beamten und dem Bürger gilt 
im Allgemeinen die Regel, dass, wo <lie Beschaffenheit des Acts es 
gestattet, der Beamte sitzt und der Bürger steht. Dies erstreckt sich 
selbst auf die öffentliche HUlfsthätigkeit , wie sie der Geschworne 
leistet, und auf die plebejischen Quasi-Beamten ; wo diese indess in 
der Mehrzahl thätig sind, sitzen sie auf Bänken (subselUa). Der 
Eiuzelsitz dagegen ist das Kriterium der Magistratur und kommt selbst 
dem Qu&stor in seiner amtlichen Thätigkeit zu. Die höheren Ord- 
nungen werden ausgezeichnet durch die Form des Einzelsitzes. Zwar 
der Lehnsessel, der vielleicht als Königssitz in Gebrauch gewesen ist, 
ist in republikanischer Zeit verschwunden; aber der curulische Stuhl, 
ein transportabler Elfenbeinstuhl ohne Lehne von bestimmter Form 
kommt gleich dem Purpursaum den Imperienträgem so wie den Gen- 
soren und den patricischen Aedilen zu. 
mta^eh^ Die m^stratischen Ehrenrechte haften, wie der Amtstitel, nicht 

^£^!r ^ ''^'^ Penion , sondern an dem Amt und in republikanischer Zeit 
' wird im Allgemeinen weder dem gewesenen Beamten die FortfObrung 
noch dem Micfatbeamten die Führung derselben gestattet. Indess ist 
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«obi BcfaOD früh hiervoD die ÄuBuahme gemacht worden, dass bei 
ötfentlicbeu FestlichkeiteD , wobei die Bui^er die von Gemeinde- 
wegen ihuen verliehenen Decorationen , insbesondere die EbtenkrAnze 
fohlten, den gewesenen Magistraten ebenfiUls gestattet wurde das 
früher getragene magistratische oder Triumphalgewand wiederum anzu- 
l^en, und insofern kann die Fuhnmg der Praetexta als lebensläng- 
liches Ehrenrecht aufgefaest werden. In noch weiterem Umfang ist 
das Magistrategewand als Todtenkleid für die Bestattung zugelassen 
worden. — Beilegung der Ehrenrechte des Anats ohne dieses selbst ist«« 
in republikanischer Zeit nur insofern voi^ekommen, als, wenn Volks- 
fest«, wie sie die Magistrate zu geben pflegten (S. 93), von einem 
Privaten ausgerichtet wuitlen, dem Festgeber die Führung zwar nicht 
des uiagistratischen Titels, aber der niagistratischen Insignien, selbst 
der Lictoren für die Dauer der Festlichkeit verstattet zu werden pflegte. 
In der Kaiserzeit ist es aufgekommen Pei-sonen, die das Amt nicht 
geführt hatten und hftufig nicht einmal führen durften, die nach dessen 
Führung dem gewesenen Beamten verbleibenden Ehrenrechte (oma- 
mtnta z. B. praetoria) ausnahmsweise beizul^en. 

Die Dienerschaft der Beamten ist namentlich für den stfidtischen 
Amtkreis fest geordnet Verwendung von Sclaven für Öff'entliche 
Leistungen hat bei den Wasserleitungen, bei dem Löschdienst, bei 
Hausdienerthlltigkeit und sonst stattgefunden; freie NichtbUrger 
schlechtesten Recht« (Bruttiam) sind in der späteren Republik ausser- 
halb Roms als Subalterne gebraucht worden. Aber tCa die Beziehungen 
zwischen den Magistraten und den Bürgern werden Unfreie und Fremde 
nicht verwendet; sogar bei der Kasse, deren Verwaltung in dem 
römischen Hauswesen der historischen Epoche durchgängig Sklaven 
anvertraut wird, da diese zu strei^erer Verantwortung gezogen werden 
können, werden nach den Ordnungen der Gemeinde, ohne Zweifel 
nach dem Muster der alten ehrbaren Hausordnung, so viel wir wissen 
ausschliesslicb, freie Leute verwendet Gewesene Sklaven freilich sind 
von diesem Gemeindedienst nicht ausgeschlossen . welcher gelöhnt 
wird und wie anderer Lohndienst in geringem Ansehen steht (&■ 112); 
aber schon die Art der Stellenbesetzung bringt es mit sich, dass die 
Freigelassenen des fungirenden Magistrats dabei keineswegs berück- 
sichtigt werden, ausser dass dem Oberbeamten gestattet ist einen seinem 
Hausgesinde entnommenen Freigelassenen, den Acceusus, seinem Amts- 
(;esinde einzuverleiben. Der Contract, auf dem dieser Dienst beruht, 
wird auf das Amtsjahr gestellt und durchgängig von den abtretenden 
Beamten für das Folgejahr abgeschlossen, so dass der antretende Be- 
amte die Subalternen bereits vorfindet und nur den Acceusus selber 
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bestellt Wiederannahiiie derselben Person ist nicht bloss zulässig, 
sondern m dein stfidtischen Subaltemdienst früh Regel gewonlen, 
woraus sich dann tlie factische Lebensläoglicbkeit, ja die Verkäuflich- 
keit der hauptstädtischen Officien und die corporaüve Geschlossenheit 
ihrer Oßicialen entwickelt hat. Ausser den schon erwähnten Lictoren 
erscheiiipu unter diesen Subalteruen besonders die Boten {viatores), 
zunächst bestimmt fUr die Ueberbringung der magistratischen Kund- 
gebungen an die einzelne Person, und die Ausrufer (praecones), zu- 
nächst zur Verkündigung der fUr das Publicum iosgeinein bestimmten 
obrigkeitlichen Mittheilungen; daneben finden sich für die sacraleo 
Verrichtungen Flötenbläser {tibicines), Huhnennänner (pullarii), Ein- 
geweidebeschauer (haruspices) und andere LohngehQlfen mannichfaltiger 
Art. Die wichtigste und angesehenste Kategorie aber bildeten die 
bei dem Aerarium fungirendeu Schreiber (scribae), welche von ihren 
nächsten Vorgesetzten, den Quästoren und den cumlischen Aedilen 
den Namen tragen, in der That aber, insofern sie nicht bloss die 
StaatsrecfanuDgen fuhren, sondern die öffentlichen Listen und die 
öffentlichen Urkunden insgesammt unter sich haben, der Magistratur 
Überhaupt und in erster Reihe den Gonsuln Hbl&dieust leisten. Das 
gesammte öffentliche Rechnungswesen ist, namentlich in Folge der 
Behandlung der Quästur als Jahr- und als Anfangsamt, diesen factisch 
dauernden Subalternen anheimgefallen; in welchem Grade dies der 
Fall war, tritt deutlich darin hervor, dass zur Verrechnui^ der grossen 
aus dem Aerarium den Provinzialstatthaltem vorschussweise gezahlten 
Summen ausser den den Statthaltern zugeordneten Quästoren noch 
einem jeden zwei quästorische Schreiber beigegeben wurden, um in 
den Provinzen die Verausgabung und Verrechnung dieser Gelder zu 
beaufeichtigen. 
vtriAtuir Bezahlung für die ihr gemachten Leistungen gewährt die Oe- 

AtnirtH. meinde, insoweit dieselben auf besonderem Vertrag beruhen, zum 
Beispiel dem Unternehmer öffentlicher Arbeiter und dem Lictor. 
Weiter ist für den Kriegsdienst wohl von jeher durch die einzelnen 
Bezirke und schon frob aus dem Gremeindesäckel selbst Vergütung 
gewährt worden. Auch dem Beamten mag, insofern er zugleich 
Kriegsdienst leistet, von Rechtswegen der Sold, und zwar der höhere 
des Reiters zugekommen sein; aber einen besonderen Offiziersold kennt 
die römische Ordnung nicht und vielleicht war deijenige Offizier, der 
zugleich Magistrat war, eben darum gehalten den Dienst unentgelüidi 
zu leisten. Ueber den Sold hinaus soll der Gemeindedienst dem 
Leistenden vermögensrechtlich weder Einbusse noch Vortheil bringen. 
Thatsächlich indess ist fUr den Beamten beides vielfältig eingetreten 
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und zwar flberwiegend Aufwendung bei der städtischen, Nutzui^ bei 
der auswärtigen AmtsfQhrung. 

In der städtischen AmtfQhrung wird im Allgemeinen die Regel *»'- 
durcbgefUhrt , dass was fQr die AmtfQhniiig gebraucht wird, die 6e- tti d» 
meindekasee belastet und was die Amtführung einbringt, für die Ge- 
meinde zu verwenden ist. Aber in Betreff der Volltsfeste, so weit diese 
von den Beamten auszurichten waren (S. 93), ist diese Regel bald bei 
Seite gesetzt worden. Es ttam ftuh auf oder galt vielleicht von jeher, 
dass ihnen dafür eine feste Summe aus der Gemeindekasse überwiesen 
und weder Rechnungslegung und Restzahlung gefordert noch Nach- 
schuss gewährt ward, etwfüger Gewinn und Verlust also den aus- 
richtenden Beamten pefSJ^ntich traf. Wenigstens in historischer Zeit 
ist diese Summe so niedrig bemessen, dass der Beamte damit nicht 
ausreichte, vielleicht nicht ausreichen konnte und Zuschuss aus eigenen 
Mitteln, wenn auch fonnell als Munifieenz gefasst, vielmehr im Wesen 
der Institution lag. Bei dem immer steigenden Wettbewerb um die 
Aemter und bei dem mehr und mehr sich einbürgernden Missbrauch 
den persönlichen Zuschuss zu den Volksfesten und die Wahl zum 
Gemeindeamt gewissermafsen als Leistung und Gegenleistung zu be- 
handeln ist dies einer der hauptsächlichen Hebel der Plutokratie der 
späteren Repnbtik geworden. Die Kaiserzeit machte dieser ungesunden 
Ambition ein Ende. 

Die ausserhalb Rom fungirenden Beamten oder Beauftragten der E>"oi™e»t« 
Gemeinde erhielten was sie brauchten theils durch Geldzahlung aus >iK>*tn'U' 
der Gemeindekasse, welche meistens vorschussweise geleistet ward 
und je nach Umständen die Verrechnung ein- oder ausschloss, theils 
ergänzend mittelst des ihnen zustehenden Requisitionsrechts, wobei also 
der Anlage nach auch sie weder verloren noch gewannen. Thatsäch- 
licb aber wurde die letztere Befugniss, auch von ei<;entlicheu Er- 
pressungen abgesehen, durchaus zum Vortheil der römischen Beamten 
gebandfaabt Es kam hinzu, dass in grosser Ausdehnung den Beamten 
überlassen ward die Bedürfnisse sich selber zu beschaffen gegen eine 
hier durchgängig zu ihrem Nutzen hoch gegriffene Geldeolschftdigung. 
Dahin gehört das den Gesandten der Gemeinde ausgeworfene Reise- 
geld (viaticum), die dem Statthalter zugebilligten Ausrüstungsgelder 
(vasarium), die den Unterbeamten und Gehülfen von ihren Vorstehern 
ausgesetzten Tagegelder {crbaria) so wie die analogen geradezu als 
Gratiäcationen auftretenden Salz- (sahrium) und Weingelder (con- 
giaritm), welche dem Oberbeamten gestattet ward bei der Rechnui^s- 
legung zu liqnidiren. Hauptsächlich auf diesem Wege hat der römische 
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Bearatenadel die politische Machtstellung des Staats für seine private 
Bereicherung ausgenutzt und in Gemeinschaft mit der kaufmtoDischen 
SpeculatioQ die finanzielle Uebennacht der herrschenden Nation herbei- 
gefQhrt. Auch hier aber hat der Principat ernstlich eingegriffen und 
das ältere an sich fehlerhafte und durch schveren Missbraudi herab- 
gewürdigt« System dadurch ersetzt, dass fUr die ausserhalb Bomsi 
fungirenden Beamten die principielle Unentgeltlichheit auig^ebeo und 
hoch gegriffene Besoldungssätze dafür eingeführt wurden. 
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Das Befehlsrccbt des Beamten dem Bürger rceftenUber kann ebenso 
unmittelbar ausgeübt werden wie durch Vennittelun^, durch Mandat. 
Auf diesem beruht einerseits die Hülfsthfttigkeit bei der Magistratur, 
andererseits die niagistratische Stellvertretung. Ohne Verwendung von 
GebUlfeu kann Amtfohrung überall nicht gedacht werden. Die 
römischen Ordnungen unterscheiden, nicht tenniuotogiscb , aber sach- 
lich, die Geholfen höheren und niederen Ranges oder, genauer ge- 
sprochen, die unentfieltlich fungirendeii Gehülfeii, bei deren Thätigkeit 
die ErfOllODg der Bürgerpflicht vorwaltet, wie die Geschworaen und 
die Offiziere, und die bezahlten, bei welchen das Lohnverhältniss 
wenigstens mit in Betracht kommt, wie die Apparitoren und die Sol- 
daten. Die hier eingreifenden Ordnungen sind freilich mit der si>eciel- 
len Organisation des GemeinwesenB so verwachsen, dass sie in dem 
allgemeinen Staatsrecht keinen Platz finden können, die Geschwomen- 
orduuug zum Beispiel dem Prozess, der Soldatendienst der Darstellung 
des Kriegswesens verbleiben muse. Die höheren Gehülfenstellui^n 
femer sind zum guten Theil in anderer Verbindung zu erörtern, da 
aus ihnen die niedere des Imperiums entbehrende Magistratur hervor- 
gegangen ist. Dennoch wird die Behandlung des mittelbaren Befehls- 
rechts auch in der allgemeinen Darstellung der Magistratur nicht Über- 
gangen werden dürfen. Die Bindung derselben einerseits durch die 
gesetzliche Untersagung, andererseits durch die gesetzliche Anordnung 
der Mandirung gehört zu den ältesten und eingreifendsten Schranken 
der Beamtengewalt; hauptsächlich auf diesem Moment ruht der Gegen- 
satz der königlichen Gewalt und deijenigen der republikanischen Magi- 
stratur, wie die Römer sie auffassten; und ebenso findet der Gegensatz 
des städtischen und des militfirischen Imperium praktisch vor Allem 
seinen Ausdruck in der verschiedenen Behandlung der Stellvertretung 
und der GehUlfenschaft. Auch für das Vei^ältniss, in welchem die 
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magistratiBche Selbsttbätigkeit und die Macht der GehUlfenschaft, das 
heisst die Bureaulcratie io dem röniischea GemeinweEen zu einander 
gestanden haben, ist es nothweadig das mittelbare Befehlrecbt von 
allgemeinerem Standpunct aus zu betrachten. Wenn iu republi- 
kanischer Zeit die Bureaukratie nicht zur Entwicketung gelangt 
ist, so beruht dies, neben der durch das unfreie oder halbfteJe 
Gesinde verstärkten Macht des Individuums, vor allem darauf, dass 
der GebUlfenstellung die SüLndigkeit ebenso wenig zukam wie der 
Magistratur, Berather, Geschwome, Offiziere mit dieser selbst stetig 
wechselten. So wie dieser Wechsel wegfiel, wie dies bereits in repu- 
blikanischer Zeit bei den m^stratischen Schreibern eintrat, beginnt 
sofort das bureaukratjsche Element sich zu entwickeln und unter dem 
Principat, wo dersell>e mehr und mehr zurilcktrat, ist es allmUhlich 
zu derjenigen Macht erstarkt, die schliesslich im Byzantinismus das 
eigentliche Regiment lahin legt. 

Stellvertretung im vollen Sinne des Worts durch Mandat des 
Magistrats mag in der Königszeit allgemein zulässig gewesen sein, das 
heisst dem König freigestanden haben bei Behinderung namentlich 
durch Abwesenheit oder Krankheit seine Amtsthätigkeit einem Vertreter 
zu übertragen. In der republikanischen Ordnung erscheint ein der- 
artiger Stellvertreter nur in einem einzigen Falle und zwar hier ent- 
wickelt aus dem Gegensatz des städtischen und des militArischen Imperium 
und der nothwendigen Gontinuität des ersteren. Wenn der oder die 
Oberbeamten die Grenze des ursprünglichen Stadtgebietes überschreiten 
und das städtische Amt länger als einen Tag factisch vacant ist, muss, 
wer zuletzt aus dem Gebiet austritt, für die Dauer der Abwesenheit 
von der Stadt einen Stadtverweser (praefectus wbi) bestellen , um 
Überhaupt die oberamtlichen Befugnisse auszuüben, vornehmlich aber 
die Jurisdiction ohne Unterbrechung wahrzunehmen. Diese Institution 
weist sowohl durch ihre monarchische Gestaltung wie durch ihre 
AnlebDung an die älteste Gebietsgrenze in die Königszeit zurück, und 
daraus wird es sich auch erklären, dass der Stadtverweser, obwohl 
sein Imperium ein abgeleitetes ist, dennoch als Magistrat betitelt und 
behandelt wird. Aber sowohl die Stellvertretung durch freies Mandat 
wie nicht minder die Ausübung magistratischer Gewalt durch eiue ohne 
Mitwirkung der Comitien ernannte Person ist nicht im Einklang mit 
der republikanischen Entwickeluug und in Folge dessen diese Stadt: 
meisterstellung in ähnlicher Weise wie die Dictatur früh ausser Kraft ge- 
gesetzt worden. Schon dem Consulartribunat wurde das consularische 
Recht der Stell vertretereniennung versagt und bei der Beseitigung 
jener Magistratur dasselbe auch den Consuln entzogen. Die Conti- 
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Quitftt insbesondere der Jnrisdiction wurde durch die StellenvenuehruDg 
bei dem Oberamt erreicht, indem von den KriegstribuneD immer einer 
in Rom zurUckblieb und bei deren Abschaffung den beiden Consuln 
ein dritter speciell für die Rechtspflege bestimmter und für die ganze 
Amtszeit an Rom gebundener College zugegeben ward. Nur während 
des in dem ehemaligen Gebiet von Alba gefeierten latioischen Festes, 
dessen Ritaal die Anwesenheit der gesammten römischen Magistratur 
erforderte, wurde noch nach altem Herkommen ein Stadtverwaltar 
ernannt Davon al^eseheii ist im städtischen Regiment das ursprüng- 
lich dem Oberamt zustehende Recht sich durch freies Mandat einen 
Vertreter zu bestellen seit Einrichtung der Stadtprätur verfassungs- 
mässig beseitigt Selbst wenn die Stadtprätur durch den Tod des 
Inhabers erledigt war oder der Stadtprätor ausnahmsweise ausserhalb 
Roms functionirte , griff man nicht zurück auf die alte consularische 
Handirung, sondern liess das Amt vacant. Zulässig ist dagegen im 
städtischen Regiment die collegialiscbe Mandirung; seit in demselben 
mehrere Prätoren mit getheilter Gompetenz neben einander ^ngiren, 
kSnnen diejenigen, die nicht so wie der Stadtprätor von Rechtswegen 
an die Hauptstadt gefesselt sind, diesem ihre städtische Ämtstfaätigkeit 
übertragen , da diese Stellvertretung wohl eine Verschiebung der 
Aintsgeechafte , aber keine Uebertragung deraelben an Nichtbeamte 
herbeifuhrt. Durch diese Anordnungen in Verbindung mit der stricten 
Durchführung Aes Annuitfttsprincips und des Interregnalsystems im 
städtischen Amtsgebiet ist die entwickelte Republik dahin gelangt, 
das8 die Amtsthätigkeit , wie sie verfassungsmässig feststeht, in der 
Stadt lediglich durch wirkliche Beamte ausgeübt wird oder, wie dies 
auch ausgedrückt werden kann, dass in der Stadt die Prom^istratur 
(S. 87) nicht functionirt. 

Wenn also in der Stadt das Imperium allgemein nicht maodirt M>i^»Dg 
werden durfte , so gilt für die einzelnen auf dem Imperium beruhen- '^{I^J" 
den Handlm^eo in derselben das Gesetz , dass der Imperien- 
träger den Act entweder selber vollziehen muss oder ihn selber 
nicht vollziehen darf, die amtliche Hülfethätigkeit also entweder 
gesetzlich ausgeschlossen oder gesetzlich nothwendig ist Wenn 
nach der allerdings weniger auf Tradition als auf Construction be- 
ruhenden römischen Rechtsanschauung es dem König freisteht im 
Strafverfahren wie im Civilprozess selber den Spruch zu finden und 
die Hfilfstbätigkeit bei ihm facultativ gedacht wird , so erscheint 
das Regiment mit also rechtlich gebundener Mandirung als das 
eigentliche Wesen der republikanischen AnitfUhrung, als imperiwn 
Ugiiimvm oder twstam. Wesentlich ist dabei die Normirui^ der von 
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dem Magistrat zu verweadeadeu CrehlÜfen nach Zahl und Art Dass 
die zunächst zur Uoterstatzung seiner persönlichen Thätigkeit ihm 
beigegebene Dienerschaft insbesondere für den städtischen Amtkreis 
nach festem Schema geordnet war, ist bereits (S. 139) ausgeführt 
worden; analoge Bestimmui^a für die nicht auf diese Weise %'oU' 
ziehbaren Amtsgeschäfie werden weiterhin entwickelt werden. 

Es erscheint nothwendig die Behandlung der RUlfsthätigkeit im 
städtischen Amtsgebiet fur die wichtigsten Zweige der magistratischen 
Thätigkeit zu gpecialisiren. 

AMpträ". Der Verkehr mit den Göttern im Wege der Auspicien so wie die 

^nmt.' Verhandlung mit der Bürgerschaft und dem Senat können überall 
nicht mandirt werden. Eine Ausnahme in BetrefT der Bürgerschaft 
wird sogleich bei der Str^gewalt erwähnt werd^i. 

CMrcition Die io dem Imperium enthaltene Zwangsgewalt ist selber eben- 

at«fg^»it. falls der Mandirung entzogen, während die Execution derselben, 
insofern sie die Vergewaltigung des Ungehorsamen (coercitio) erfordert, 
an die geordnete Form der Apparition gebunden ist Dagegen unter- 
liegt die Strafgewalt, insofern sie Leib und Leben des BQi^ers an- 
greift, der obligatorischen Mandirung, indem der Imperienträger weder 
selbst das Uitheil finden darf noch im Fall der eingelegten Provo- 
cation dasselbe gegenüber der Bürgerschaft vertritt Vielmehr hat er 
hiefür, und zwar nach festen Formen, Mandatare zu bestellen, aus 
denen früh, in Folge der darauf erstreckten Volkswafal, untergeordnete 
Beamte geworden sind, wie dies bei der Strafrechtepflege (Buch 4 
Abschn. 2) weiter darzulegen sein wird. In diesem Fall ist auch die 
Berufting der Bürgerschaft durch die eben bezeichneten Mandatare 
zulässig und geboten, und nicht minder ist der Cousul verpflichtet 
für die Handhabung der den Centurien vorbehaltenen Capitaljuris- 
diction dem für deren Berufiing von Amtswegen nicht competenten 
Volkstribun auf dessen Verlangen das erforderliche Mandat zu ertheilen. 

aTiiproHM. Die Rechtspflege bei Streitigkeiten zwischen Privaten theilt sich in 
die Prozessregulirung (räm dicHo) und die Urtheilsfindung (iM(iwi»m); 
bei jener ist die Mandirung im Allgemeinen ausgeschlossen, bei dieser 
geboten. Indess bedürfen beide Regeln näherer Bestimmung. 

Die Jurisdiction steht im städtischen Regiment bei dem oder den 
in Rom dafllr thätigen E^ätoren und den curulischen Aedilen; Man- 
dirung ist, abgesehen von der collegialischen (S. 145), dabei ausge- 
schlossen. So weit dagegen die Regel, dass es, von den Provinzen 
abgesehen, kein römisches Gericht giebt ausserhalb Rom, in der 
späteren Republik durchbrochen ist durch die Volksschlüsse, welche 
in einer Anzahl italischer Ortschaften die Einsetzung von Gerichtsver- 



-cbv Google 



9. Steüvertreter. Gehulfen. Rttthmioner. 147 

wesern (praefeeti iure dicundo) anordoeteu, tritt die obligatorische 
Mandirung ein: der Prätor erDennt, zum Theil spftteriiin nach Be- 
fragung der römischen Comitien, diese seine Vertreter. In gleicher 
Weise ist wahrscheinlich die nach der Aufnahme ganz Italiens in den 
römischen BUrgerverband den einzelnen Stfidten eii^eräumte be- 
schränkte Jurisdiction (S. 76) rechtlich au^efasst worden als prätorische 
durch die municipaleD Comitien gebundene Mandirung. 

Dass die Urtheilfindung den Magistraten schlechtbin entzogen ist, 
gehört zu den Palladien der repuhlikanischen Ordnung; es erstreckt 
sich dies sogar auf denjenigen hauptstädtischen CivilprozesB , bei wel- 
chem beiden Parteien das Bürgerrecht mangelt und auf den späteren 
aus dem Civilrecht entwickelten republikanischen Crimiiialprozess 
(quaeaUones perpetuae), denn wenn gleich bei diesem vielfach der 
Magistrat den Prozess nicht bloss regulirt, soudem auch leitet, so 
ist er darum nicht weniger von der Urtheilsfindung ausgeschlossen- 
Die Auswahl der Richter steht dem Magistrat zu und wenn bei dem 
Freiheitsgericht der Zehn- {decemviri litibus iudicandis) so wie bei dem 
Diebstahlsgericht der Dreimänuer (ires viri noetumi), wahrscheinlich 
auch bei dem Erbachaftsgericht der Hundertmänoer (eentumviri) die 
magistratiscfae Auswahl durch die Mitwirkui^ der Bargerschaft ge- 
bunden worden ist, so sind bei den Prozessordnungen für die Be- 
Btellung des Einzelgeschworenen (iudex tmus) und der Geschwomen- 
coll^en (reeuperatores) dem magistratischen Emennungsrecht nur 
bestimmte Directiven gegeben. Der Untei^ang der Urtheiläodung 
durch Private und die unter dem Principat allmählich dafUr eintretende 
magistratische sind der recht« Ausdruck des Endes des republikani- 
schen Gemeinwesens. 

Die Verzeichnung der dienstpflichtigen und die Einschätzui^ der '^°i 
steuerpflichtigen Bürger hat nach älterer Ordnung der Iniperienträger 
nothwendig selbst zu vollziehen, wogegen späterhin eigene Unter- 
beamte dafür eintreten, bei welchen, da sie von Haus aus durch die 
Comitien bezeichnet werden, der oberamtliche Auftrag nicht hervor- 
tritt, obwohl ohne Zweifel im Rechtssinn auch sie als obligatorische 
Mandatare der Cousuln zu fassen sind, die ihre Wahl bewirken. Die 
ursprüngliche Ordnui^ hat sich insoweit auch später behauptet, als 
die in dieser Competenz enthaltenen continuirenden Anitsgeschäfte 
dann, wenn eigene Schatzungsbeanite nicht vorhanden sind, den Con- 
suln obliegen und, wo bei der Coercition die censorische Competenz 
versagt, die Consuln sie ergänzen. 

Die Aufstellui^ des BOrgerheeres, welche gleichfalls den Nonnen H»srti 
des städtischen Amtkreises unterliegt (S. 97), ist der Mandirung 
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ebenso entzogen wie die Jurisdiction und die Schätzung. In der Aus- 
wahl der Offiziere wie der Soldaten bat der Imperientrfiger im Allge- 
meinen freie Hand und auch die Comitten haben nur in beschränktem 
Umfang in die Ernennung der ersteren eingegriffen; allgemein aber 
ist der Inhaber des Imperiums gebunden durch die Ordnungen, welche 
die Zahl und die Grade der höheren wie der aubaltemen Offiziere 
und in gewissen Grenzen auch die Zahl der Mannschaften ein fQr 
allemal feststellen. Wie bestimmt hier das Hericommen den Magistrat 
band, zeigt die dem Dictator obli^ende, bei dem Consul nicht ein- 
mal zulässige Bestellung eines oberaten Geholfen für das Sammtcom- 
mando der Reiter. So weit hier radicale Umgestaltungen eingetreten 
sind, wohin zum Beispiel die Auflösung der alten einheitlichen Legion 
in eine wechselnde Zahl gleichbenannter Tnippenkörper gehört, «nd 
diese schwerlich durch einfiiches magistratisdies Belieben in Kraft 
getreten. 

Von der Steuerhebung ist die Manipulation wenig bekannt; sicher 
aber ist auch sie ähnlich wie die Heeresbildung durch Anordnung des 
Imperienträgers und eine fest geordnete Gehnlfenschaft in Vollzug 
gesetzt worden. 

Die Kassenverwaltung ist wahrscheinlich nebst der CriminaljuBtiz 
am frühesten der Selbsttbätigkeit des ImperienfQhrers im Wege der 
obligatorischen Mandirung entzogen worden. Es kann auf die Ein- 
führung der Republik selbst zuiUckreichen , dass die Consuln ange- 
wiesen wurden die Gemeindekasse nach ihrem freien Ermessen, aber 
nicht selbst zu verwalten, sondern durch zwei Gehülfen höherer Ord- 
nung verwalten zu lassen, fUr deren Auswahl dann, vielleicht nicht 
lange nachher, die Einwilligung der Comitien gefordert ward. Bei 
Vacanz der Quästur, die allerdings nicht wie bei der Censur regel- 
mässig eintrat, sondern nur ausnahmsweise vorkam, mögen ihre Ge- 
schäfte durch freies consularisches Mandat übertragen worden sein und 
es ist dieeen Mandataren vielleicht selbst in der Stadt die protnagi- 
stratJsche Titulatur eingeräumt worden. 

Die Amtfilhnmg ausserhalb Rom ist zwar nach denselben Prin- 
cipieii geordnet, die R^eln aber dennoch wesentlich verschieden. 

Stellvertretung ist im Allgemeinen auch dem Commando fremd. 
- Der in seinem Amtkreis verweilende CommandofQhrer kann dies Com- 
mando nicht beliebig durch Mandat übertragen und selbst bei ein- 
tretender Handlungsunfähigkeit und im Todesfall giebt es keinen ver- 
fassungsmässig vorgezeichneten Weg die Lücken zu fiillen; es bleibt 
nichts übrig als das Nothstandscommando dessen, der sich dessen unter- 
windet und Anerkennung findet (S. 102). Aber wie nach ältester Ord- 
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nung die in das Ausland sieb begebeaden Oberbeamten einen Stadt- 
verweser mit magistratiscben) Recht bestellen, so hat der Commando- 
fdhr^, wenn er seinen Commandobeztrk verlftsst, das Recht und die 
Pflicht einem Privaten, welchem der niedere Beamte in dieser Hinsicht 
gleichsteht, sein Imperium interimistisch zu übertragen. Dieses im 
Bt&dtischen Regiment factisch beseitigte Verfahren ist im militärischen 
in Kraft geblieben. Es kommt dasselbe auch in der modifieirten Form 
vor, dass der in der Stadt verweilende Imperieninhaber das militikrische 
Gommando, welches er hat, aber nicht austlben kann, einem Stell- 
vertreter abertragt; indess ist dies nur zulässig, so weit es nicht mit 
der Regel coUidirt, dass der Is'achfolger im Gommando dasselbe von 
dem Vorgänger persönlich übernehmen muss (S. 99) und dieser also 
bis zum Eintreffen des Nachfolgers io seiner Stellung verbleibt Der 
in Rom verweilende Consul oder der Stadtpi^tor kann also nur ein 
nicht besetztes Gommando einem Stellvertreter übertragen. Qualitativ 
ist die StellvertretererDennung insofern beschränkt, als der Stell- 
vertreter, auch wenn ein Consul ihn bestellt, doch nie ein höheres 
Imperium als das prfttorische fahrt 

Die Halfsth&tigkeit bei dem militärischen Imperium ist überhaupt ^u<><tt- 
und namentlich in älterer Zeit vor der Einrichtung der Provinzen in ubmat. 
enge Grenzen gewiesen. . Von den vorher aufgefOhrten Kategorien der 
stihltischen Amtsthfttjgkeit kommt bei der feldherrlichen als ständige 
nur die KassenfOhrung in Betracht. Die Regel, dass diese einem 
Geholfen übertragen werden muss , gilt auch filr den Feldherm und 
die EiDwilligung der Comitien wird auch für diese Quästoren erwirkt; 
hier aber ist es ai^ser Zweifel, dass der Qufistor zunächst ebenso wie 
der Feldherr und wie jeder Offizier seine Function auch nach Ablauf 
der Amtfrist fortfuhrt, wenn aber dem Feldherm der Quästor fehlt, 
er wie berechtigt so verpflichtet ist einen Privaten zum Proquästor 
zu machen. 

Wenn die Aufteilung der Truppen in der Stadt Rom den stfin- HufMsm- 
digen Ordnungen namentlich auch in der Offiziersemeonung sich 
streng conformirt, so wird im feldherrlichen Amtsgebiet das efTective 
Hülfiscommando zwar unter Schonung der also gegebenen Normen, aber 
doch thatsächlich mit grosser Freiheit behandelt. Die Unterordnui^ 
des einen Offiziers unter einen andern in der formalen Hierarchie 
zwar nicht unter ihm, aber doch ihm gleichstehenden und selbst die 
Verwendung eines im Lager anwesenden Nichtotfiziers für die Befehls- 
fOhrung sind wohl von jeher im Feldhermrecht enthalten gewesen 
und in späterer Zeit ist von der letzteren Befugniss namentlich für 
die bei dem Heere befindlichen Senatsboten in weitem Umfang Ge- 
brauch gemacht worden. 
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Mi^ Rechtspflege im niilitärischen Amtsgebiet hat erst begonnen, nadi- 

ttff- dem in den ProvinziaJpräturen besondere Jurisdictionen fUr das über- 
seeische Gebiet eingerichtet worden waren. Die Scheidung der Prozess- 
regulimng und der Urtheilfindung und überhaupt die bei der haupt- 
städtischen Itechtspflege geordneten Schranken der Amtsgewalt sind 
auch iür diese ^ebengerichte massgebend gewesen. Aber wenn im 
städtischen Regiment die Jurisdiction nicht mandirt werden kann, so 
scheint diese Mandirung hier keiner Beschränkung unterlegen zu haben 
und namentlich in Bezug auf den Quästor häufig vorgekommen zu 
sein. Auch ist es mindestens zweifelhaft., ob bei Bechtssachen, an denen 
römische Bürger nicht betheiligt waren, der Statthalter gesetzlich ver- 
pflichtet war sich der eigenen Urtheilsfindung zu enthalten; vielleicht 
hat diese wohl immer mehr als Administratlvact aufge&isste Recht- 
sprechung dem Geschwomenzwang nicht unterlegen. 
Rscbti- Die rechtliche Stellung des Gehülfen ist im Wesentlichen hiermit 

Aj^- gegeben. Innerhalb der fllr die einzelne Kategorie zur Anwendung 
kommenden verfasBungsmässigen Normen steht dem Imperientr&ger die 
Ernennung des Gebülfen frei wie auch, da das Mandat jederzeit wider- 
ruflich ist, dessen Entlassung ; indess ist er in zahlreichen Fällen hei 
der Ernennung an die von ihm oder einem anderen Imperientr&ger er- 
wirkte Zustimmung der Comitien gebunden, und so weit dies der Fall ist, 
kann er den Gehttlfen auch nicht einseitig aus seiner Stellung entfernen. 
Die Competenz des Geholfen giebt das Mandat. In der Geschäfts- 
führung bleibt der Gehülfe, mag er ohne oder durch die Comitien be- 
stellt sein, abhängig von dem Willen des Mandanten; der Quästor 
leistet Zahlung, der Lictflr vollstreckt den Spruch nach Anweisung 
des Consuls und die Verantwortlichkeit trägt nicht der Mandatar, son- 
dern der Mandant. Auch Handlungen, zu denen der magistratische 
GehOlfe als Mf^strat befugt ist, zum Beispiel die Einholung von Auspi- 
cien, die Abhaltung einer Volksversammlung kann der Vorgesetzte 
untersagen. Ebenso kann der Mandant die Handlung des Mandatars, 
insoweit er selbst zur Vollziehung derselben berechtigt ist, cassiren und 
rectificlren ; darauf beruht es, dass der städtische Magistrat den Spruch 
des von ihm eingesetzten Geschwornen abzuändern nicht befugt ist, 
wohl aber, so weit Mandinmg der Jurisdiction zulassig ist, von dem 
durch den Mandatar herbeigeführten Spruch an den Mandanten Be- 
rufung eingelegt werden kann , woraus im Laufe der Zeit sich das 
Institut der Appellation entwickelt hat. Aeussersten Falls kann der 
Mandant sogar dem magistratischen GehUlfen alle Amtshandlungen ver- 
bieten, also ihn vom Amt suspendiren. 

Hülfethätigkeit und eigene Amtsgewalt schliessen also logisch und 
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praktisch einander auf; wer ein fremdes Imperium kraft des Man- 
dats seines Inhabers diesem ausOben hilft, kann eigenes nicht haben. 
Wie indess diese R*Rel für die königliche Gewalt schwerlich gegolten 
hat und sicher für die Dictatur nicht gilt, da dem vom Dictator er- 
nannten Reiterfllhrer eigenes Imperium so wie Titel und InsigBien der 
Magistratur beigelegt worden, so wird sie auch bei der Rückkehr 
zur Monarchie ausser Kraft gesetzt. In dieser Hinsicht wie auch 
sonst mehrfach knOpft die Beseitigung des republikanischen Princips 
an Pompeius an : das ihm im J. 687 (67 v. Gh.) durch das gabinische 
Gesetz eingeräumte Recht den von ihm für den Piratenkrieg ernannten 
Unterbefehlshabem eigenes Imperium und magistratische Insignien zu 
verleihen eröffnet das bald darauf in dem Principat durchgeführte 
System des militärischen Reichsregiments durch von dem Monarch^ 
ernannte und dennoch mit eigenem Imperium ausgestattete Offiziere 
(legati Augusti pro praetore). 

Es bleibt übrig von eidtr besonderen Form der HUl&thätigkeit comiiti 
bei der Magistratur, dem eottatliwn zu handeln. 

Es ist in Rom herkömmlich gewesen wichtige in die Willkür 
des Einzelnen gestellte Entscheidungen zunächst anderen zu diesem 
Zweck zusammenberufenen Personen vorzulegen und erst nach Ein- 
holung der Ansichten dieses consilium den endgültigen Entschluss 
zu fassen. Auf diese Weise ist die hohe und freie Stellung des Haus- 
vaters zugleich auft^ht erbalten und einigermassen vor dem Ueber- 
schlagen in leidenschaftliche Action und gewissenlose Willkür bewahrt 
worden. Wie die Magistratur der Hausgewalt überhaupt nachgeschaffen 
ist, hat sie auch diese Institution aufgenommen und damit Aehnliches 
erreicht 

Die Rathseinholung findet nur statt, wo die Entscheidung ge- 
gründetem Zweifel unterliegt; bei einfacher Anwendung der gesetz- 
lichen Norm, zum Beispiel bei Annahme der ordnungsm&ssig ein- 
gebrachten Klage ist für sie kein Raum. Ebenso ist dieselbe wenigstens 
nicht üblich, wo die zu treffende Entscheidung nicht definitiv ist; so 
nicht bei dem durch das Rechtsmittel der Provocation anfechtbaren 
Griminalurtheil , vielleicht nicht einmal bei der magistratischen Ent- 
scheidung, gegen welche tribunicische Intercession erbeten werden 
kann. Unanwendbar ist sie femer, wo die Entscheidung durch 
Majorität gefunden wird. Im Civilprozess zieht der Einzelgeschwome 
häufig Rathmänner zu, nicht aber thun dies die Recuperatoren. Schon 
aus diesem Grunde, dann aber auch, weil die Zusammensetzung der 
befragten Versammlung hier nicht von dem Befragenden abhängt, kann 
die Befragui^ des Senats durch den Magistrat nicht hieher gezogen 
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werden, wie denn auch dem Senat die Benennaug conn7ttim nicht als 
technische beigelegt wird. Xoch weni^r ^hüren in diesen Kreis die 
grossen Geschwornenhöfe des ErbscbaftsgerichU und der criniioal- 
rechtlichen Quästionen, obwohl sie ebenfalls consilia heissen. da die 
hierin eriiiittelte Majorität den prozessleitenden Beamten bindet. 

Je mehr die Entscheidung der Willktlr des dazu Berufenen Spiel* 
räum giebt, desto mehr eignet sie sich fUr dieses Vorverfahren. In 
dem Verhftltniss zwischen der Magistratur und dem Büi^er gilt dies 
vornehmlich theils von der Schätzung, theils von den nicht auf der 
allgemeinen Büi-gerpflicht beruhenden vermögensrechtlichen Ansprüchen 
der Gemeinde an den BUrger und umgekehrt Da nach der ursprüng- 
lichen Ordnung der Borger civilrecbüich die Gemeinde nicht veiihigen 
kann und auch umgekehrt eine analoge Forderung der Gemeinde an 
den Bürger nicht leicht zur Civilklage fllhrt, sind diese Controversen 
regelmässig auf mf^stratische , also formell einseitige Entscheidung 
aiM^ewiesen und hier vor Allem ist di^ Zuziehung von Rathmfinnem 
zweckmässig und üblich. Die Auswahl derselben hat selbstverständ- 
lich diejenige Person , welche den Rath erbittet ; wenn dies ein 
Beamter ist, sind dies in erster Reihe Hie ihm gleich oder nahe stehen- 
den Beamten. Einzelbefragung ist kein Consilium; Zusammentreten 
mehrerer Personen und mündliche Verhandlung vor denselben gehört 
zum Begriff, nicht aber nothwendig Majoritätfindung, Sellffitverständlich 
thut die Nicfatzuziehung des Consilium der Rechtskraft der Entschei- 
dung auch da keinen Abbruch, wo die Zuziehung angezeigt und Üblich 
ist, und noch weniger ist der von den Zugezogenen ertheilte Rath 
für den Beratbenen obligatorisch; er folgt dem Rath nur wenn und 
so weit er will and bleibt für die Entscheidung auch dann verant- 
wortlich, wenn sie dem Rathe gemäss gefasst ist. 
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An die Darstellung der Magistratur in ihrer Allgemeinheit schlieesen "'i^l"'" 
wir in diesem Buch diejeni(ien der einzelnen Aemter der Gemeinde 
einschliesslich deijenigen der Plebs, in dem folgenden diejenige der 
einzelnen Amtkreise an. Da jedes Amt eine Institution mit eigener 
Entwickelnng und eigener Geschichte ist, die Competenz des einzelnen 
Beamten aber mehr oder minder in verschiedene Competenzkreise ein- 
greift, so kann die staatsrechtliche Entwickelnng dieser Incongruenz nur 
Bechnnng tragen durch eine doppelte von jenem zwiefachen Standpunct 
aus durchgeführte Darstellung, wobei Wiederholungen nach Möglichkeit 
vermieden, allerdings aber unvermeidlich sind. In diesem Buch soll, 
so weit nicht die Verweisung auf die allgemeine DarateDuDg des 
vorigen Buches ausreicht, fQr jedes einzelne Amt dargelegt werden 
die Benennung; die Entstehung und Entwichelung; die Stellenzahl; 
die st&ndische Qualifieation ; der Platz in der magistratischen Hierarchie ; 
die Bestellungrform ; die Ämtsdauer; der örtliche Kreis; die mit dem 
Amt verbundenen Ehrenrechtf. Ueber die Competenz wird am Schluss 
eines jeden Abscbnitts eine kurze ZusammeDfassung gegeben , welche 
wesentlich auf die Ausführungen im folgenden Buch verweist 

Die Spaltung der Magistratur, wie sie hier dargestellt wird, ist dem ^j^p""i5fltS 
ursprünglichen Wesen derselben fremd : es giebt zunächst nur einen Be- ÜSrirtl^aV 
amten und viele Gehttlfen. Herbeigeführt worden ist sie einerseits 
durch die innerhalb des Imperium eintretenden Modiücationen, welche 
es rathsam machen Consulat, Dictatur und Prätur in der Darstellung 
zu sondern, obwohl diese Imperieaträger auch und vielleicht mit 
besserem Recht als Inhaber eines und desselben wesentlich gleich- 
artigen Amte gefasst werden dürfen, andererseits durch die Ent- 
wickelung der des Imperiums entbehrenden oder, wie wir sie be- 
zeichnen wollen, der Unteramter, welche Entwickelung sich vollzogen 
hat theils durch Umwandlung ursprünglicher GehUlfenstellungen in der- 
artige Magistraturen, wie dies der Fall ist bei der Quästur, theils 
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durch UebertraguBg einzelner Zweige der oberamtlichen Thatigkeit 
auf eigene des Imperiums entbehrende Beamte, üuf welchem Wege 
zum Beispiel die Censur entstanden ist. Allerdings hören diese 
Unterämter durch die Aufnahme unter die Magistraturen nicht auf 
GehQlfenstellungen zu sein und die Abhängigkeit von dem Vorgesetzten 
wird wenigstens in der Theorie durch den raagistratiechen Charakter 
nicht gemindert, wie dies die aus magistratischen und nicht magi- 
stratiscben Stellen gemischten Kategorien der Kriegstribune und der 
prätorischen Gerichtsverweser (praefedi iure diettrülo) deutlich dartbun. 
Dennoch tritt der magistratische Charakter auch in dem Unteramt 
deutlich zu Tage. Die Creiiung des Beamten unter Mitwirkung der 
Gomitien versetzt, wenigstens nach der späteren republikanischen An- 
schauung, den also Gewählten, m^ seine Befugniss noch so unbe- 
deutend sein, unter die TrSger der souver&nen Gewalt der Gemeinde, 
und dem entsprechend hat auch der Inhaber des Unteramts eigene 
Auspicien und zwar nicht eigenes Imperium, aber doch eigene 
Potestas. Auch kann der Vorgesetzte den ihm untergeordneten 
Gehülfen, wie er ihn einseitig ernennt, so auch beliebig enüassen, 
nicht aber den ihm unterstellten Magistrat. Es werden daher in 
dieser Uebersicht die sftmmtlichen Ober- und Unterämter aufgeführt 
werden, so weit sie wichtig genug sind um in einem allgemeinen 
Ueberblick Platz zu finden. 
p[«spiit>ni Hinsichtlich des Umfai^es der Amtsthfttigkeit besteht ein ur- 
uni.™t.' sprünglicher Unterschied zwischen dem Ober- und dem Unteramt 
nicht; das ursprüngliche Oberanit, das Künigthum und das älteste 
Consulat, kennen die Spaltung so wenig wie das ursprüt^liche 
Unteramt, die Quästur. Erst im Laufe der Entwickelung hat sich 
in beiden die Specialcompetenz ausgebildet und allerdings im Unter- 
amt schärfer als im Oberarat accentuirt; denn wenn die Spaltung 
des ersteren in Consulat und Prätur nur sehr bedingt als Spaltung 
des militärischen und des jurisdictionellen Imperium aufgefasst werden 
darf, so hat dagegen die Specialcompetenz sowohl in der Quästur 
Platz gegriffen wie alle Unterämter jdngerer Entstehung von Haus 
aus beherrscht. 
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I. Das Königthum. 

Schon in den Berichten, die uns über das ursprüngliche König- 
tbiUD zugekommen sind, Qberwi^ allem Anschein nach die rechtliche 
Constrnction die geschichtliche Ueberliefening , und unsere Forschung 
geht nothwendig den gleichen Weg. Die Benennung rex, welche 
keine einzelne Function des Imperium, sondern dessen Sammtbe^lT 
ausdrückt; die UrsprUnglichkeit des Amtes, das die Tradition ftlter 
macht als die Stadt selbst; die in dem Zwischenkönigthum bis in 
die spateste Zeit der Republik hinab festgehaltene Einheitlichkeit des 
Amtes unter Ausschluss nicht bloss der Collegialitftt (S. 117), sondern 
auch der Unterbeamten (S. 105. 145); die Greirung des Königs durch 
den ihm vorhergehenden Zwischenkönig unter Ausschluss der Bürger- 
wahl (S. 104); die gleichmässige Function innerhalb und ausserhalb 
der Bannmeile (S. 98); die Lebensianglichkeit des Amtes (S. 128); 
von Ehrenrechten die Amtswohnung am Markt (S. 88) und die Führung 
des rothea Gewandes (S. 138) fassen ui^ef)lhr zusammen, was wir 
bei den Namen Romulus und Numa uns zu denken vermögea. Der 
Zuständigkeit nach mag die königliche Gewalt Ober das republika- 
nische Imperium hinaus enthalten haben das sacrale Herrenrecht 
(S. 88); die schraukealose GefaUlfenemennung mit der Befugniss das 
Imperium wenigstens dem Stellvertreter als dessen eigenes zu ver- 
leiben (S. 144); die freie Handhabung des Strafverfahrens wie des 
Schied^ericbts (S. 145) mit nur facultativer Anwendung in jenem 
der Provocation an die Bürgerschaft, in diesem der Zuziehung von 
Geschwomen; endlich die freie Verfügung auch über den Grund- 
hesitz der Gemeinde (S. 186). 



-cbv Google 



2. Consulat und Consulartribunai 

r- Die gangbarste Benennung der an die Stelle des Konsums ein- 
tretenden Magistratur consiües, die „Mitspringer" , ist entlebot von 
dem Moment, das sie von der tüterea am BicbÜichsten unterschied, der 
Collegialität, wobei, eben wie in der Bezeichnung rex, der Sammt^ 
begriff des Imperium zu Grunde liegt. Daneben werden sie nach den 
beiden hauptsächlichen Seiten desselben bezeichnet als praetore», wahr- 
scheinlich die Fuhrer, und iudiees, die Rechtsprecher; indess sind 
beide Benennungen frdh abgekommen und nur die erst erw&hnte in 
Gebrauch geblieben. Die Führung des Imperatortitels kommt dem 
Inhaber des Imperium nach Herkommen nur dann zu, wenn er entr 
weder von den Soldaten auf der Wahlstatt oder von dem Senat als 
Si^er b^rUsst worden ist, in welchem Fall der eigentliche Amtstitel 
abgelegt zu werden pflegt. — Die Zweizahl ist, wie mit dem Consulat 
au^ekommen, so dafUr bis in die späteste Zeit festgehalten worden. 
— Das Amt, zunächst den Patriciem vorbehalten, ist im J. 387 (367 
V. Gh.) zwischen den beiden Ständen getheilt, dann im J. 412 (342 
V. Ch.) auch die zweite Stelle den Plebejern eröffnet worden, die in- 
dess thatsächlich zuerst im J. 582 (172 v. Ch.) von einem zweiten 
Plebejer bekleidet worden ist (S. 39). Die rechtliche Anknüpfung 
der Fähigkeit zur Uebemahme dieses höchsten Gemeindeamts an 
die Bekleidung eines niederen oder gar an ein bestimmtes Alter ist 
der älteren republikanischen Ordnung fremd, ja die erstere Qualiäcation 
schon durch das Zahlenverhältniss der verschiedeneu Aemter au^e- 
schlossen: erst nachdem bei dem Festhalten der Zweizahl für das 
Consulat die Zahl der prätorischen und der qufistorischen Stellen diese 
um das Drei- bis Vierfache überstieg, ist in der zweiten Hälfte des 
sechsten Jahrb. der Stadt diese Reihenfolge der Gemeindeämter gesetz- 

- lieh fixirt worden. — Die Ernennung des Consuls und später die Lei- 
tung der Consulwahlen kann allein der Consul oder der Dictator oder 
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ini Fall der Vacanz der Zwischenkönig vomebmeQ (S. 105) und es 
kann dieselbe nur in Centuriatcomitien vollzogen werden. — Oertlicb o«uicb«- 
iat das eonsularische Imperium zwar durch den Gegensatz des städti- 
schen und des feldherrlichen Regiments gebunden, aber sowohl insofern 
allgemein, als jeder Consul successiv zuerst jenes und dann dieses ftthrt, 
als auch vor Allem in der Hinsicht, dass dem milit&rischen Imperium 
dieses höchsten Beamten die Ortliche Allgemeinheit von Rechtsw^en 
zukommt und die Sprengelschranken , wie sie dem sonst gleichartigen 
pritoribchen von Rechtswegen gesetzt sind, fUr das eonsularische nicht 
bestehen. Dieses umfasst gleicbmassig Italien und die Provinzen so 
wie das Ausland und die Beschränkung auf einen engeren Kreis, welche 
thatsächlieh auch hier die R^el bildet, die eonsularische Provinz, ruht 
in vorsuUanischer Zeit auf dem freien wenn gleich in Uebereinkunft 
mit dem Collegen und unter Einwirkung des Senats ge&ssteu Ent- 
schluss des höchsten Beamten selhsL — Die Dauer untariiegt zunächst imtidtiuir. 
dem Gesetz der Annuität nach den Ober den Anfangstermin früher 
(S. 129) entwickelten Regeln, wobei indess unter dem Principat die 
Fristen mehr und mehr verkürzt wurden und die Gonsuln oft nur 
einige Monate fungirten. Anderei'seits tritt je nach Umständen, aber 
früh und häufig im ausserstädtischen Amtkreis nach den Regeln der 
Prorogation Erstreckung ein. Durch Sulla ist dieselbe zur Regel und 
das Amt in der Weise zweijährig geworden, dass das Amtsjahr hin- 
durch der Consul als solcher in Rom die Geschäfte führt und im 
Folgejahr als Proconsul eine der festen örtlich begrenzten Statthalter- 
schaften übernimmt. Im AnschluBS an eine im J. 703 (51 v. Ch.) ge- 
troffene Einrichtung ist seit Augustus die Continuität der städtischen 
und der provinzialen Function aufgehoben und zwischen Coosulat und 
Proeonsulat ein mindestens fün^ähriges, regelmässig noch längeres 
Interwall gesetzlich vorgeschrieben. Durch die rechtliche Fixirung der 
Prorogation und durch die Intervallining , welche beide gleichmässig 
auf Consulat und Prätur sich erstrecken, nimmt die Proviuzialstattiialter- 
schaft, für welche die zweite Amtfrist bestimmt ist, den ursprünglich 
ihr mangelnden Charakter eines selbständigen Amtes an, fUr das auch, 
in Folge der bei der Verwaltung der prätorischen Provinz sich ein- 
stellenden titularen Steigerung, die Benennung proconsul zum allge- 
meinen Aratstitel wird. 

Hinsichtlich der Ehrenrechte kann in Betreff der Fasces , des Ehraimbi, 
Purpurs am Gewand und des Amtstuhls auf den allgemeinen Abschnitt 
(S. 137) verwiesen werden. Hinzu tritt der Triumph, der feierliche 
Aufzug des siegreichen Magistrats auf das Capitol, und die Eponymie. 
Eine offieielle und allgemein gültige Jahresbezeichnung giebt es in dem 
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römischen Staat nicht; im Privatverkehr wird sie gewohnheitsmäsäg 
vertreten durch die Namen der zur Zeit, oder, nach dem Eintreten der 
verkQrzteo coneulariBchen Function, der am 1. Januar eines jeden Jahres 
{consules ordmarü) fungirenden Consuln, weashalb das Verzeichniss 
dieser Jahresbenennungen zu den Tagesoamen als zweiter Theil des 
Gemeindekalendere (fasti) hinzutrat 

Eine consulariBche Competenz giebt es insofern nicht, als der 
Sammtbegriff der magistratischen Gewalt , die ConceDtrining des 
obrigkeitlichen Befehlsrechtes in einer und derselben Person bei dem 
Consulat , vom sacralen Regiment abgesehen , ebenso zu Grunde 
gelegt wird wie bei dem Königthum. Auch der ursprOngliche Consol 
ist der Gemeindeherr im Gericht wie im Felde gleich dem König und 
insofern der einzige Beamte, als ihm nur von ihm enuumte und ihm 
gehorsamende Geholfen zur Seite stehen. Dieser Vol^ewalt tbut es 
wohl thatsächlich , nicht aber begrifflich Eintrag, dass im Laufe der 
Zeit wichtige consulansche Amtsgeschäfte entweder an Geholfen ab- 
gegeben werden, wie der Capitalprozess und die Kassenverwaltung 
an die Qu&storen und die Schätzung an die Censoren, oder auch an 
mindere Collegen, wie die Jurisdiction an die Prätoren; diese Ein- 
schränkungen, von denen Übrigens die letztere da, wo der Consul 
oder Gonsular als Statthalter einer festen Provinz fnn^rt, ausser 
Kraft tritt, verhalten sich zu dem consularischen Imperium wie im 
Civilrecht die Servituten zum Eigenthum und dem letzteren bleibt 
immer die Vollständigkeit insofern, als jedes amtliche Geschäft in 
ihm enthalten ist, ober das nicht ein Specialgesetz auderweitjg ver- 
fügt hat Thatsächlich liegt dem Gonsul hauptsächlich ob in dem 
städtischen Regiment die Leitung der Verwaltung und der Polizei so 
wie die Verhandlung mit dem Senat und der Borgerschaft, ausserhalb 
die AmtfQhning in Italien ausschliesslich der Jurisdiction und die ge- 
sammte Kriegführung, so weit sie nicht innerhalb der einzelnen Provinz 
erledigt werden konnte. Begrenzte Gommandobezirke werden io der 
früheren republikanischen Zeit, wie schon gesagt ward, unter Ein- 
wirkung des Senats durch Vereinbarung der Collegen festgestellt, in 
der späteren aus den Statthalterschaften durch den Senat ausgewählt. 
In der Kaiserzeit ist dem Senat diese Auswahl entzogen und sind die 
beiden nach den Erdtheilen benannten Statthalterschaften Asia und 
Alrica ein für allemal den Consuln als Folgeämter Überwiesen. Ueber 
die Vertheilung der beiden unter die beiden zur Statthalterschaft ge- 
langenden Consulare entscheidet die Vereinbarung oder das Loos. 

In der früheren republikanischen Epoche, vielleicht seit dem Decem- 
virat, ist das Oberamt häutig, aber immer exceptionell statt an die 
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I zwei Gemeindevorsteher an die sechs OfSziere des da- 
maligen Sammtheeres in der Weise gegeben worden, dass diese nicht, 
wie es K^el war, von den Consuln des laufendeo Jahres, sondem im 
Vorjahr unter Mitwirkung der Gomitien creirt wurden und dann sie die 
Geschäfte des Oberamts, nöthigenfalls neben ihrer railitariBchen Function, 
alB tribuni militum pro considtbus oder eonmlari imperio verwalteten. 
Nicht selten fungiren statt der sechs Vorsteher nur drei oder vier, wahr- 
scheinlich nur desswegen, weil die erforderliche Majorität nur ftlr eine 
Minderzahl sich ergab und das Recht der coUegialischen Ei^ftnzui^ 
diesen Tribunen nicht so wie den Consuln zustand. Immer aber sind 
ihrer mehr als zwei und damit hängt es zusammen, dass bei dieser 
VorsteherBCbaft der Stadtverweser wegfällt (S. 144) und einer der 
Tribüne in Rom zur Erledigung der Justizgeschäfte zurückbleibt, was 
ohne Zweifel wenigstens einer der Zwecke dieser Einrichtung gewesen 
ist Zunächst aber ist diese Institution wohl hervoi^egangen aus den 
ständischen Kämpfen, indem zum Tribunal auch der Plebejer zuge- 
lassen werden musste, also auf diesem Wege das Oberamt sich der 
Plebs erschloss. Dazu passtt es wohl, dass der Tribun nicht wie der 
Consul zu der höchsten der Amtsehren, dem Triumph zugelassen ward 
und auch die sonstigen namentlich bei den Senatsabstimmungen an 
die Bekleidung des Oberamts geknQpften Vorrechte dem gewesenen 
Tribun nicht eingeräumt wurden. Ebenso passt es dazu, dass mit 
der Zulassung der Plebejer zum Gonsulat selbst diese Institution ver- 
schwand. 
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3. Die Dictatur. 

BiiuidUBDg. Es ist, wahrscheinlich bereits bei der Beseitigung der Einherr- 
schaft selbst, die Möglichkeit vorgesehen worden sie trausitorisch zurttck- 
zufahren, indem jedem Gemeindevorsteher, dem Gonsul wie dem 
Consulartribun, das Recht beigelegt ward unter Beseitigung der colle- 
gialischen Intercession nach seinem Ennessen einen dem ernennenden 
sowohl wie seinem oder seinen Gollegen übergeordneten Oberbeamten zu 
BtnnuiiK. emeuDen und auf diese Weise die Golleg&lit&t bis weiter zu beseitigen. 
Die Benennung dieses Beamten ist tnagister popvli, das heisst der Heer- 
meister oder später gewöhnlich äidator, fOx welche Bezeichnung es au 
OMii- einer genügenden Erklärung fehlt, — Ohne Frage ist auch dies Amt wie 
das Consulat zunächst den Patriciern vorbehalten gewesen, den Plebe- 
jern aber wahrscheinlich zugleich mit dem Consulat zugänglich ge- 
Ku>c- worden. — Dass es in der Beamtenbierarchie die höchste Stelle 
einnimmt, folgt aus seiner Stellung über dem Consulat; darum ist 
auch späterbin wer nicht Consul gewesen war, nicht leicht zum Dictator 
bestellt worden, obwohl die Consularität nicht rechtlich als Quali&cation 

cninng. fQr dles Amt bezeichnet werden darf. — Vor der Creimng des Dictators 
werden die Comitien nicht befragt und besonders aus diesem Grund 
hat der Kampf der Bürgerschaft um die souveräne und der Magi- 
stratur Überlegene Stellung sich hauptsächlich um dieses Amt bewegt; 
die Erstreckung der Comiticnwahl auf die Dictatur um die Zeit des 
hannibalischen Krieges machte der Institution n^h ein Ende, da sie 
damit ihre politische Bedeutung verlor und nur die Gehässigkeit blieb. 
Die später unter dem gleichen Namen eintretenden ausserordentlichen 

ontiiebkait. Gewalten gehören nicht in diesen Zusammenhang. — Oertlich kann 
die Dictatur ebenso im städtischen wie im militärischen Amtkreis ver> 

zaitdnar. Wendet werden. — Die Zeitg:renzen sind, wie schon g^agt ward 
(S. 129), für dieselbe enger gezogen als für das reguläre Oberanit; 
der Dictator ist angewiesen nach Vollziehung des ihm übertragenen 
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Geschäfts sein Amt niederzulegen, und sowohl bei dem Bücktritt des 
Consols, der ihn ernannt bat, wie auch mit Ablauf des sechsten 
Monats nach seiner Ernennung erlischt dasselbe von Bechtawegen. — 
Die Ehrenrechte theilt er nicht bloss mit dem Consul , Bondem er Hmnreoht«. 
führt die doppelte Zahl der Fasces (S. 137), mehr abo als einst der 
König. — EigeDthOmlich, aber aus der Ausserordentlichkeit des Amtes i^ 
erklärlich, ist neben der staatsrechtlichen Vollgewalt die factisch damit 
verbundene Competenz. Wahrend der Dictator von Rechtswegen jedes 
consularische Amt^^chäft zu vollziehen befugt ist — der Ausschluss 
von der Jurisdiction gilt, seit er fttr den Consul besteht, auch für ihn — , 
wird er in jedem einzelnen Fall eingesetzt für ein bestimmtes Geschäft. 
Hödist wahrscheinlich bat dabei die Kri^fßhrung bei weitem vorge- 
w<^en; bei dieser mussten zumal bei den älteren engeren Verhält- 
nissen die Nachtheile der Collegialität am empfindlichsten sich geltend 
machen und die durch die Dictatur gegebene Abhülfe ist dafUr sicher 
weit häufiger in Anwendui^r gekommen, als dies in unserer Ueber- 
liefening hervortritt. Dies zeigt schon die Benennung magister populi, 
namentlich verglichen mit der coirelateu des magister eqmiam- und 
mehr noch die Ordnung, dass jeder Dictator gehalten ist diesen bei dem 
Consulat nicht vorkommenden KeiterfOhrer zu creiren. In der Compe- 
tenz tritt die Tendenz hervor den Dictator, wie er der Collegialität 
nicht unterliegt, so auch von den übrigen der republikanischen Magi- 
stratur gesetzten Schranken zu entbinden und ihn dem König zu 
nähern: der Reiterfohrer , obwohl von ihm ohne Mitwirkung der 
Comitien ernannt, gilt doch als Träger eigenen Imperiums gleich dem 
Stadtverweser; der Dictator ist befreit von der durch die Quästur 
herbeigeführten mittelbaren Rechnungslegung; ebenso ist er ursprüng- 
lich in dem städtischen Zwangs- und StKUfreeht weder durch das 
Provocationsrecht noch durch die tribunicische Intercession gebunden, 
welche letztere weitgehende Befreiung allerdings schon in froher 
Zeit, wie es scheint um die Mitte des fünften Jahrh. d. St. beseitigt 
ward. Die Dictatur ist immer, und nicht mit Unrecht, von beiden 
Seiten als eine monarchische Institution innerhalb der republikanischen 
Ordnung angesehen worden und auch die Rückkehr zur Monarchie hat, 
wenn gleich mehr nominell als thatsächlich, an sie angeknüpft. 
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vnuüuiv Die Prätui- tritt forme]l nicht auf als selbständiges Amt, sondern 
Cduiiit. als Erweiterung des Consulats durch Errichtung neuer Stellen Ober 
die Zweizahl hinaus mit modificirter Competenz. Der Sache nach 
indess wird die Auffassung der Prätoren als minderer Collegen 
(coUegae minores) der Consuln Oberwogen durch die fnctische Selb- 
BeLtiiEiiDg. ständigkeit des Amts. Es zeigt sich dies schon in der Benennung: 
es ist dies wohl diejenige, die bis zur Errichtung der Prätur die Con- 
suln neben der ihnen später verbliebenen geführt haben, aber sehr 
bald stellt der Sprachgebrauch sich dahin fest, dass den higheren Be- 
amten ausschliesslich die Bezeichnung consules gegeben wird, wie sie 
denn auch fUr die monarchisch geordnete niedere Kategorie nicht 
passt, und die Benennung praetor allein der letzteren verbleibt. 
Die bei dem Consulat ausgeschlossene, mit der Prätur aber gesetzlich 
verkntlpfte Sondercompetenz findet ihren titularen Ausdruck darin, daes 
von der Einsetzung des Amtes an dieser Beamte von seinen den 
gleichen Titel fahrenden höheren Collegen als bestimmt för die städtische 
AmtfQhrung sich durch die Benennung praetor urbanus unterschied, 
und nachher bei Einrichtung weiterer Stellen eine jede derselben von 
Esutaiiaiig der ihr zugewiesenen Competenz benannt ward. — Hervorgegangen 
8t«ii'^>.i. ist die Prätur aus der VenelbstSndigung der Jurisdiction. Der uisprOug- 
lichen Ordnung nach gehörte diese zu der Amtsthätigkeit des Ednigs 
und der Consuln und war vermuthlich deren Ausgangs- und Angel- 
punct. Aber die pereonale Verknüpfung derselben mit dem Feldherm- 
amt muss bald ihre Nachtheile fühlbar gemacht haben, denen weder 
durch die Institution des Stadtverwesers genügend abgeholfen ward 
noch durch das nicht ständige Consulartribunat (S. 160) ; ebenso kann 
die Collegialität fOr die CivilrechtspÖege kaum von Vortheil gewesen 
sein. In Folge dessen wurde durch das licinische Gesetz vom J. 387 
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(367 V. Cb.) eine dritte Stelle des Oberamte zunächst für diesen Amt- 
zweig eingerichtet uud dem entsprechend deren Inhaber insoweit von 
der Collegialitat entbunden und zu stetiger Ausübung seiner Amts- 
thäti^eit, also zu dauerndem Verbleiben in Rom angewiesen, lieber 
ein Jahrhundert ist dies Tribunal das einzige geblieben; erst in den 
letzten beiden Jahrhunderten der Republik sind weitere derartige 
Stellen eingerichtet worden, theils durch Theilung der hauptstädtischen 
Prozesse nach b^timmten Kategorien, theils durch Einrichtung eigener 
Obeigerichte für die überseeischen Gebiete. In jener Reihe hat die 
Theilung der zwischen Bürgern geführten CivUprozesse und derjenigen, 
bei welchen eine oder beide Parteien das Bürgerrecht nicht hatten 
(praetor inter cives et peregrinos, abusiv praetor peregrinta), kurz nach 
dem ersten karthagischen Krieg um das J. 512 (242 v. Ch.) den An- 
fang gemacht; im letzten Jahrhundert der Republik sind dann fOr das 
nun die Stelle des Griminalprozesses vertretende Anklageverfahren 
eine Reihe von besonderen nach den einzelnen Verbrechen geschiedenen 
Tribunalen errichtet worden (praetor repetut^is u. s. w.), bei denen 
der Prator, dem sie zugewiesen wurden, häufig ausser der eigent- 
lidien Jurisdiction auch noch die Prozessleitung übernahm. FUr di» 
abhängige Gebiet ist, da in Italien ausser den in Rom functiontreuden 
Prätoren nur deren municipale Stellvertreter (S. 146), aber keine Be- 
amten mit eigenem Imperium die Rechtspflege übten, das älteste eigene 
Tribunal das sicilische {praetor Sieiliae) : dieses ist, nachdem ein Ver- 
such das consularisch-quästerische Regiment, wie es in Italien bestand, 
auf Sicilien zu erstrecken gesciieitert war, wenig später als die Fremden- 
prätur um das J. 527 (227 v. Ch.) eii^enchtet worden, hauptälchlich 
für die Civilprozesse, bei denen ri^mische Bürger betbeiligt sind und 
die füglich weder alle nach Rom gewiesen noch den örtlichen Ge- 
richten anheimg^eben werden konnten. Mit der Ausdehnung des 
überseeischen Besitzes sind weitere Präturen eingerichtet worden; 
jedoch ist in der republikanischen Epoche die Zahl der zu besetzenden 
Stellen fast immer grösser gewesen als die Zahl der jährlich creirten 
Präteren und sind also AushUlfsmaBsregeln stetig erfordert worden. Die 
Zahl hat vielfach geschwankt. Vor Sulla sind jährlich sechs Prätoren 
gewählt worden, nach seiner Ordnung acht, unter Caesar bis zu sech- 
zehn, unter dem Principat bis zu achtzehn, oft indess auch weniger. 
Indess hat diese Stellenvermehrung dem durch das Wesen der Juris- 
diction gegebenen monarchischen Charakter der Prätur keinen Abbruch 
gethan; es giebt wohl später zahlreiche Oberricbter, aber keiner von 
ihnen hat in seinem eigentlichen Amtsbereich einen GoUegen. 
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Da die Prätur zugleich mit der Eröffnung des Oberamts fitr den 
Plebejer ins Leben trat, so kann der Patrieiat für dieselbe von Haus aus 
nicht gefordert worden sein; auch ist bereits im J. 417 (337 v. Ch.) ein 
Plebejer zu dieser Stellung gelangt — Für die Creirung gelten die für 
das CoDsulat aufgestellten Regeln (S. 105), so dass die Prätorenwablea 
nur von dem Consul, nicht vom Prätor selbst abgehalt£n werden 
können. Creirung des Prlltors durch den Interrex ist insofern aus- 
geschlossen, als die Creirung der Consuln durch den Interrex dem 
loterregnum ein Ende macht und die stets nachfolgende Prätoreowahl 
also dem Cousul obli^t — In der Hierarchie steht liie Pr&tur unter 
den OberAmtem an letzter Stelle, aber vor allen Aemtem ohne Im- 
perium. 
' Wie aus dem Gesagten sich eigiebt, ist dieser Form des Oberamts 

eigen die gesetzliche Beschränkung des Prätors entweder auf den 
städtischen Amtkreis oder auf einen anderweitig Örtlich abgegrenzten 
Sprengel. 

FOr die zeitliche Dauer der Prätur gelten die Normen des Con- 
äulats (S. 129). Die von Sulla fUr das Oberamt eingeführte gesetz- 
liche Zweijährigkeit tritt bei der Pr&tur in der Form auf, dass der 
Beamte in seinem Amtjahr als Prätor eine st&dtische Jurisdiction, im 
Folgejahr als Proprätor oder, mit der schon in republikanischer Zeit 
üblichen, später ständigen Rangerhöhung als (prätorischer) Proconsul, 
eine Statthalterschaft übernimmt. Die Intervallirung zwischen dem 
städtischen Amt und der Statthalterschaft ist unter dem Principat bei 
der Prätur ebenso geordnet wie bei dem Consulat. 

Die prätorischeu Ehrenrechte sind im Allgemeinen dieselben wie 
die consularischen und der Prätor kann wie der Consul zum Triumph 
gelangen und hat Antheil an der Eponymie. Indess fßhrt er statt 
der consularischen zwölf Fasces nur deren sechs, worin auch das titu- 
lare Proconsulat nichts ändert, und die Eponymie ist nicht bloss auf 
die beiden ältesten Präturen beschränkt, sondern auch bei diesen frUh 
ausser Gebrauch gekommen. 

Die Competenz des Prätors ist, wo derselbe neben dem Consul 
amtirt, der consularischen untergeordnet, so dass er in diesem Falle 
trotz seines eigenen Imperium als GehoUe des höheren Collegen 
functionirt Im Uebrigen ist sie rechtlich der consularischen wesent- 
lich gleich, insofern, mit Ausnahme der Befuguiss consularische und 
prätorische Wahlromitien abzuhalten, dem Prätor kein consulariscbes 
Amtrecht mangelt, ja sie reicht insofern weiter, als die den Consuln 
entzogene Jurisdiction dem Prätor zugetheilt ist. Es hat dies zur 
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Folge, dasB, wenn die Cousuln in Rom nicht anwesend sind, was bis 
auf Sulla in der zweiten Hftlfte der Amtzeit die Regel war, der 
Prätor, und zwar immer, auch als dort mehrere Prätoren fimgirten, der 
praetor wbamu den Vorsitz im Senat und die sonstigen consulaii- 
scben Geschäfte versah, was nicht eigentlich als Vertretung der Goq- 
suln gebsst werden darf, soßdem darauf beruht, dass die Befugnisse des 
schwächeren Collegen factisch so lange ruhen, als er neben dem stär- 
keren steht und also nur in dessen Abwesenheit zur Geltung kommen. 
Die zum Wesen des Oberamts gehörige rechtliche Totalität und ört- 
liche Universalität wird durch die B^chränkung der Prätur auf einen 
gesetzlich begrenzten Sprengel eingeschränkt, aber nicht aufgehoben- 
Auf jenem Grundbegriff beruht es, dass der einzelne Prätor successiv 
verschiedene Sprengel verwalten kann und dass er ausnahmsweise, aber 
nicht selten, vor Uebemahme seiner Sondercompetenz anderweitig 
verwendet wird oder auch nach Uebernahme derselben sie wechselt. 
Vor Allem aber ruht es auf jener Totalität, dass der Prätor zwar 
zunächst fUr die JurisdictiDn bestimmt ist, dennoch aber keinem Prätor 
das Gommando fehlt. Die Provinzialprätoren haben dasselbe von 
Rechtsw^^n in ihrem Sprengel, wenn gleich in wichtigen Fällen das 
coQBularische Feldhermamt auch in diesem eintreten kann, und selbst 
die an Rom gefesselten Prätoren können von da aus diejenigen Be- 
fugnisse des militärischen Imperium ausüben, die mit dem Aufenthalt 
in Rom vereinbar sind. Nichts desto weniger beruht der wesentlichste 
Gegensatz zwischen Consulat und Prätur darauf, dass von Rechtswegen 
jenes den Competenzbegriff aus-, diese ihn einschliesst. Allerdings 
werden , seit es mehrere Prfttoren giebt, von den Comitieu nur die 
Stellen überhaupt besetzt, nicht aber die Competenzen vei^eben, son- 
dern diese gewöhnlich erst nach dem Amtsantritt durch das Loos unter 
die erwählten Prätoren vertheilt, was dem Senat eine Zeitlang ermög- 
licht hat im Wege der Fixirung der Loose die Aemtervertheilung 
willkürlich abzuändern. ludess ist das freie Schalten des Senats mit 
den prfttoriscben Competenzen wohl nichts als ein Missbrauch und wie 
der älteren Epoche vor Einrichtung der weiteren Prätorenstellen noth- 
wendig fremd, so auch im letzten Jahrhundert der Republik wesentlich 
beseitigt, während im sechsten davon in grossem Umfang Gebrauch ge- 
macht worden ist. Bei der Vertbeilung der prätorischen Provinzen 
concurriren die Consuln anfangs nicht, sondern es sind diesen das 
italische Commando und die auswärtigen Kriege vorbehalten; weiter- 
hin aber nimmt der Senat mit Erfolg das Recht in Anspruch bei der 
Feststellung der consularischeu Commandogebiete nach seinem Fr- 
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mesiieii in die Vertheiluag der StatthalteTSchaften einzagreifen, vo 
dann die den GodbuId zugewie»eaeQ fUr die pHltorieehe LooBung aus- 
fallen. ÄugustuB hat, wie schon bemerkt ward (S. 160), als con- 
aularische Provinzen ein fUr allemal Asia and Africa festgesetzt, so 
dass um die Qbrigen, so weit sie nicht nach der Ordnung des Prin- 
cipats unter ausschliesslich kaiserlicher Verwaltung stehen, die Prätoren 
das Loos ziehen. 
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Ueber die EntstehnDg des Tribunats der Plebs kaon auf die im EntttthuE. 
ersten Buch gegebene Darstellung (S. 50) verwiesen werden. Der- 
selbe ist aus den ständischen Kämpfen hervorgegangen und der Aus- 
gangspunct der Constitujnin^ der nicht adlichen Bürgerschaft als eines 
Staats im Staate; die Überlieferte Ansetzung, dass die ersten Tribüne 
im sechzehnten Jahre der Bepublik eingetreten seien , hat keine ge- 
schichtliche Gewähr, aber die Entstehung dieser Vorstandschaft fällt 
in die jenseit unserer Ueberlieferung liegende Anfangssepoche des 
Stfindekampfs. Die Benennung scheint nicht unmittelbar den Tribus 
entlehnt zu sein, zu welchen diese Tribüne in keiner näheren Be- 
ziehung stehen, sondern übertragen zu sein von der alten Titulatur 
der Offiziei-e des Burgerheers, zu welcher Stellung die Plebejer, seit 
sie als Bürger anerkannt waren, haben gelangen können (S. 39). — 
Der Zahl nach bestand die Vorstandschaft der Plebs, entsprechend st«ii«uiu. 
derjenigen der BOi^rschaft, aus zwei gleich den Consuln collegialisch 
neben einander stehenden Personen; indess ist, da der von ihnen er- 
wartete Rechtsschulz durch Vervielfältigung der Stellenzahl stieg oder 
doch zu steigen schien, diese bald auf vier, sodann noch vor dem 
Zwölftafe^esetz auf zehn vermehrt worden, bei welcher es geblieben ist. 
— Der durch die Entstehung geforderte Ausschluss des Patriciers vom cma- 
Tribunat ist stets festgehalten worden. Die Rechtsungleichheit der ge- " "*' 
weseneo Sklaven und der sonstigen zurückgesetzten Bürger (S. 52) hat 
recht eigentlich ihren Ausgang genommen von ihrer Nichtzulassung zum 
Volkstribunat Die Wahl der Tribüne vrird unter Auschluss der Patricier Crtimi«. 
von der Gesammtheit der Plebejer anfänglich nach den Gurien, später 
nach den Tribus, im Uebrigen nach dem Muster der Consulwablen durch 
die Tribüne selbst vollzogen; die in den Anföngen des Tribunats vorkom- 
mende freie Gooptation hei mangelnder Vollzahl des Collegiums ist früh 
beseitigt worden und auch bei dem Tribunat die Nachwahl eingetreten. 
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Ein Surrogat fOr das Interregnum giebt es nichts indess ist, so viel 
wir wissen, nach dem Decemvirat, während dessen rter Volkstribunat 
ruhte, die ContinuitM des Amts nicht wieder unterbrochen worden. — 

<r Ein fester Platz in der Hierarchie kommt dem Tribun zunächst nur in 
so weit zu, als er dem plebejischen Vorsteher minderen Rechts, dem 
Aedilen vorgeht Auch nachdem die Plebejer zmn passiven Wahlrecht 
zugelassen sind, bleibt der Tribunal ausserhalb der Reihe der Ge- 
meindeämter und kann von dem Plebejer an jeder beliebigen Stelle 
in der Aemterlaufbahn Uhemonimen oder auch übergangen werden. 
Factisch nimmt er nach dem Ende des Ständehaders in der politischen 
Laufbahn eine untergeordnete Stellung ein; meistens ist er als eine 
der ersten Stufen derselben und in der R^el vor der Prätur, ja sogar 
vor der plebejischen Aedilit&t verwaltet worden. Obligatorische Ueber- 
n^me und fester Platz in der Hierarchie hat erst Augustus dem Volks- 
tribunat gegeben; seitdem wird der Tribunat in electiver Verbindung 
mit den drei Aedilitfiten von dem Plebejer zwischen Qu&fitur und 

■ Prätur verwaltet. — Oertlich fiiactionirt der Tribun ausschliess- 
lich im st&düschen Amtkreis; das militärische Imperium kennt ihn 

^ nicht — Der Zeit nach folgt der Tribunat dem Muster des Consulats; 
indess hat sieb, nach dem eben Bemei^ten, der Amtsantritt schon seit 
dem Sturz der Decemvim nicht eigentlich rechtlich, aber ununterbrochen 
auf den 10. December fixirt. 

^ Die magistratischeD Ehrenrechte, Fasces, Prätesta und Amtstuhl 
kommen dem Tribun der Plebs nicht zu, da er nicht als Gemeinde- 
beamter eingesetzt und formell dies auch später nicht geworden 
ist Nur das Sitzrecht, die tribunicische Bank (S. 138) ist ihm ein- 
geräumt 

'■ Magistratische Competenz ist dem Tribun weder bei der Ein- 

richtung des Amtes zugethellt worden noch hat er sie in formeller 
Allgemeinheit späterhin erworben. Aber er greift in die magistra- 
tische Thatigkeit ein durch die Befiigniss innerhalb der in anderem 
Zusammenhang bezeichneten Grenzen (S. 124) das consularische Im- 
perium durch sein Einschreiten (intercessio) ebenso zu entkräften, wie 
wenn von den beiden Consula der eine dem andern entgegentritt 
Weiter wird er in Betreff der Herbeiführung von Volks- und Senats- 
schlüssen im Verlauf der Entwickelung dem Oberbeamten insoweit 
gleichgestellt, dass dergleichen Acte zwar als exceptionelle gelten, aber 
ebenso statthaft sind wie die regulären und mehr und mehr häufig 
werden. Die Verhandlung mit der patricisch-plebejischen Büi^erschaft 
blieb ihm allerdings verschlossen ; aber das von je her ihm zustehende 
Recht fUr Wahlen oder Gerichte oder sonstige Beschlussfassung die 
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Plebejer zu berufen wurde dem conaukrischeB Comitialrecht dadurch 
gleichgestellt, dass, wahrscheinlich durch da» hortensische Gesetz um 
die Zeit von 465/8 (289/6 v. Ch.), dem Beschlues der Plebs dieselbe 
Rechtskraft beigelegt wurde wie dem der patricisch - plebejischen Ge- 
meinde. Die Berufung des Senats und das Recht mit diesem Be- 
schlüsse zu vereinbaren ist dem Tribun ungefähr um dieselbe Zeit 
eingeräumt worden. Hinzu tritt endlich die ma der alten und 
keineswegs aufgegebenen tribuoicischen Selbstvertheidigung (S. 51) und 
dem damit verbundenen selbst dem consularischen Imperium überlegenen 
Zwanps- und Strafrecht entwickelte Criminaljudication ; es ist schon be- 
merkt worden, dass die Handhabung des politischen Bechenschafts- 
Prozesses wesentlich in der Hand der Volkstribune liegt (S. 135) und 
selbst das Oberamt verpflichtet ist den den Genturien gesetzlich vorbe- 
baltenen Capitalprozess den Tribunen durch mandatariscbe Berufung der 
patricisch-plebejtschen Bürgerschaft zu ermöglichen (S. 146). — Wenn 
während der ständischen Kämpfe das tribunicische Criminalverfahren 
hauptsächlich gegen die Patricierherrschaft sich richtete, so hat es nach- 
her, in Verbindung mit dem tribunicischen Interceseionsrecht, vorzugs- 
weise dazu gedient die Magistrate in der Botmässigkeit des Senats zu 
halten und den unrechtmässigen wie den rechtmassigen Widerstand 
derselben unter die Herrschaft der Oligarchie zu beugen. Allerdings 
blieb der Volkstribunat auch in den Händen des Senats eine revolutio- 
näre Waffe und ist, je nach den Wechsel^Uen der politischen Parteiung, 
auch gegen die Ädekherrschaft gebraucht worden. Erst Sulla hat den 
gefährlichen tribunicischen Capitalprozess dadurch wenigstens im wesent- 
lichen beseitigt, dass er die politischen Prozesse ({iMWjiio maiestatis) einem 
der grossen Geschwornengerichte Überwies. — Trotz der in der Theorie 
weitgreifenden politischen Bedeutfiamkeit auch des späteren thatfiächlich 
in die Gemeindeordnung eingefügten Tribunats ist dies Anfängeramt 
nur ausnahmsweise zu bedeutender Wirksamkeit gelangt, hauptsächlich 
weil regelmässige Amtsgeschäfte darin nicht enthalten waren und di^es 
der Zahl nach stärkste der römischen Beamtencoll^en seine Thätig- 
keit entweder in ausserordentlichen Eingriffen oder gar nicht äusserte. 
Dadurch ist es auch herbeigeführt worden, dass den Volkstribunen 
bei der Bestellung von Vormündern, bei der Getreidevertheilung und 
sonst durch Specialgesetz mancherlei Geschäfte überwiesen worden 
sind, die ihrer eigentlichen Stellung fem liegen. 
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EaMtknng. Dcf census, wörtlicli das „Ermessen", die Feststellung der zu einer 
bestimmten Zeit der Gemeinde angiefadrigen Personen und ihrer Habe 
zur Regulining der einer jeden obliegenden bttrgerlicheo Leistungen, 
also vorbereitend zugleich fQr die Heerbildui^ wie für die Bttt^r- 
schatzung, gilt den Römern, und sicher mit Recht, als ursprOngliches 
Attribut des Oberamts. Aus diesem gelöst in der Weise, dass die 
Vornahme dieses Actes den Consuln schlechthin untersagt ward, wurde 
die Censur der Ueberlieferung zufolge im J. 311 (443 t. Gh.), wahr- 
scheinlich aber erst einige Jahre später im J. 319 (435 v. Ch.), viel- 
leicht hauptsächlich dessbalb, weil die Consuln nicht länger im Stande 
waren das weitläufige und einen Wechsel der Leitung nicht wohl zu- 
lassende Geschäft neben ihren anderen Obliegenheiten innerhalb ihrer 
Amtfiist genügend zu verrichten; in den latinischen Gemeinden ist 

"eSri^'"'' *l*8selbe stets dem Oberamt verblieben. — Die Gestaltung des Amtes 
^^-' ist wesentlich dem Consulat nachgeschaffen: die Censoren sind immer 
zwei und sie werden gleich den Consuln unter consularischer Leitung 
in Centuriatcomitien gewählt Da die Einsetzung eigener Censoren 
vor die Epoche f&llt, in welcher die Magistratur den Plebejern zu- 
gänglich ward, so ist sie ursprünglich ins Leben getreten als patricische 
Institution. Ob die Zulassui^ des Plebejers zum Consulat im J. 387 
(367 V. Gh.) sich auf die Censur mit erstreckt hat, ist zweifelhaft: 
thatsächlich hat der erste plebejische Censor im J. 403 (351 v. Ch.) 
fungirt und ist bald darauf vorgeschrieben worden , dass der eine der 
Censoren Plebejer sein müsse. Den den Census abschliessenden 
sacralen Act, das Lustrum hat ein plebejischer Censor zuerst im 
J. 474 (280 V. Ch.) vollzogen, zwei plebejische Censoren zugleich zu- 
^•j^Jj^^erst im J. 623 (131 v. Ch.) fungirt. — In der magistratischen Hierarchie 
ist die Censur zunächst nur das höchste unter den das Imperium ent- 
behrenden Aemtem und wird nicht selten vor dem Consulat ober- 
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nominell ; aJlmählicfa aber eteigt das Amt, dem von jeher die Beeetzung 
der Ritterstellen zustand und dem auch die der Senatoreustenen früh 
übertragen ward, welches femer thateächlich über die politischen 
und die Ehrenrechte des einzelnen Bürgers ohne Appell entschied, in 
der OfTentlichen Geltung so, dass es mehr und mehr crilt als die höchste 
Staffel der magistratisehen Laufbahn und nicht leicht an andere ver- 
geben wird als an gewesene Consuln. 

Der Census kann nur im städtischen Amtkreis vollzogen werden **^^ 
und die Amtsthatigkeit der Censoren ist, ähnlich wie die des Stadt- 
prätOTS, an Rom gebunden, obwohl sie dies nicht hindert finanzielle 
Anordnungen auch über das ausserhalb der Stadt belegene Gemeinde- 
gut zu treffen. 

Hinsichtlich der Dauer unterliegt die Censur eigenartigen Regeln. 
Es ist die Aufgabe der Censoren den Personal- und den Vermögens- 
stand der Bürgerschaft für den Moment zu fixiren, in welchem nach 
Erhebung der erforderlichen Thatsachen der eine von ihnen vor der 
versammelten Bürgerschaft mit der Sühnung (Uutrum) durch das 
Scbwein-Schaf-Stieropfer (suovetawrilia) den Census abschliesst; hieran 
wird mit solcher Strenge festgehalten, dass alle von Rechtswegen in 
dem Census enüialtenen Amtshandlungen durch diesen Act rechtlich 
bedingt sind und, wenn er unterbleibt, nicht zur Geltung gelangen. 
Stieng genommen aJso üben sie nicht eine fortlaufende amtliche Th&tig- 
keit aus, wie dies im Allgemeinen von den Magistraten gilt, sondern 
haben einen auf einen bestimmten Moment gestellten Einzelact zu voll- 
ziehen. Allerdings steht diese Auffassung des AmtsgeBchftfts mit dem 
Wesen desselben insofern im Widerspruch, als der factJsche Bestand 
der Gemeinde nothwendig in stetigem Fli^ie ist und schon bei der 
Fixirung auf das Lustruro die zwischen der Erhebung der Thatsachen 
und diesem eingetretenen Veränderungen ignorirt werden; in noch 
höherem Grade gilt dies für diejenigen, die zwischen dem Lustrum 
und der praktischen Anwendung des Census sich ereignen. Die Folge 
von beidem ist, dass der Census überall nur als vorbereitender Act 
betrachtet wird und niemals andere als mit Hiozunahme der nach- 
träglich eingetretenen Modificationen zur Anwendung kommen kann. 
Damit ist weiter von selbst gegeben, dass jede Schätzung so lange 
verwendet wird, bis eine folgende für sie eintritt Es liegt also 
zwischen den verschiedenen Schätzungen nothwendig ein bei der 
Weitläufigkeit des Geschäfts nicht allzu kurz zu bemessendes Intervall. 
In Rom ist dies Intervall , so viel wir wissen , niemals gesetzlich 
fixirt worden, hat aber anscheinend normal an^lnglich vier, später 
fünf Jahre betragen. Die Fixirung für den einzelnen Fall hat wohl 
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in älterer Zeit insofern bei dem Oberamt geleji^en, als dieses zur 
Anfertigung neuer Listen dann scbritt, wenn die bisherigen nicht 
länger brauchbar et^hienen ; späterhin wird darüber factisch der Senat 
entschieden haben. Gesetzlich fixirt worden ist dagegen die für die 
Vorbereitungshandlui^en dem mit diesem Geschäft beauftragten 
Collegium gewährte Frist; wenn, so lange dasselbe den Gonsuln oblag, 
ohne Zweifel die dazu schreitenden Beamten den Censos auch selber 
zu vollenden hatten und wenn dies nicht geschah, die Nachfolger ihn 
wohl wieder auftiehmen, aber nicht fortsetzen durften, so sind nach 
der Verselbständigung des Amtes die Censoren, ähnlich wie der Dic- 
tator, angewiesen worden entweder mit Vollziehung des Lustrum oder 
spätestens binnen achtzehn Monaten nach dem Antritt vom Amt zu- 
rQckzutreten, so dass zwischen den einzelnen censorischen Functionen 
immer mehrere Zwischenjahre lagen. Der Autnttstag ist rechtlich 
unbestimmt, fiel aber thatsächlich meistens in das Frtthjahr, das Lustrum 
in den zweitfolgenden Sommer. 

Ehmnckt«. Djg dem Censor zuständigen Ehrenrechte stehen unter dem Ein- 
fluss der hierarchisch und herkömmlich verschiedenartigen Schätzung 
des Amtes. Die Fasces kommen ihm nicht zu und auch der curulische 
Stuhl von Rechtswegen nicht-, dagegen wird wenigstens bei der Be- 
stattung dem Censor allein von allen Beamten das Ganzpurpurgewand 
eingeräumt 

ceMp«.«, Die Competenz der Censoren ist von geringerer Intensität als die 
in dem oberamtlichen Census enthaltenen. Den Borger, der die 
Schätzung unteriässt oder falsche Angaben macht, konnte der Consul 
selber an Leib und Leben strafen, der Censor d^egen, dem die volle 
Coercition fehlt, nur durch den Consul zur Verantwortung ziehen ; die 
Einrichtung also dieses Amts ist nicht bloss, wie die der Prätur, eine 
Spaltung, sondern eine noch intensivere Schwächung der Magistratur. 
Dieselbe Discrepanz zwischen dem censorischen Geschäft an sich und 
der Befi^^iss der selbständigen Censoren triu darin hervor, dass dem 
Censor zwar das Imperium fehlt, er aber dennoch zum Zweck der 
Lufitration das BUi^erheer beruft. — Ueberall und nothwendig trägt jeder 
censorische Act, wie dies schon aus dem Gesagten hervorgeht, den 
Stempel der Vorläufigkeit in sich. Durch die Censoren wird wohl das 
Borger- und das Stimmrecht zu- oder abgesprochen, die Dienst- und 
die Steuerpflicht so oder anders geregelt; aber alle diese Festsetzungen 
sind im Rechtssinn nur Vorschübe fQr diejenigen Magistrate, für deren 
AmtsthätJgkeit sie in Betracht kommen Wie sie die nach Aufnahme 
der fraglichen Liste eingetretenen thatsächlichen Veränderungen zu 
berQcksicht^en haben, so können sie auch aus anderen Gründen über 
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die censorischeo Aufstellungen eich hinwegsetzen, ohne das Recht damit 
zu brechen, und noch weniger sind spätere Censoren an das „Ermessen" 
ihrer Vorgänger gebunden. 

Die CompeteDz der Censoren beschränkt sich nicht auf da^enige 
Geschäft, von dem sie den Xamen fuhren, auf die Verzeichnung 
der dienst- und steuerpflichtigen Bordier, wovon die Bildung der Bürger- 
reiterei oder der späteren Ritterschaft ein integrirender Theil ist, 
sondern es liegt ihnen weiter die Regulirung des Gemeindehaushalts 
in Einnahme wie in Ausgabe ob, so weit diese für längere Fristen thun- 
lich ist, während die dafttr erforderliche ständige Thfltigkeit nicht so, 
wie der Census seihet, dem Oberamt entzogen ist, vielmehr in den 
Pansen der Censur von den Consuln wahrgenommen wird- Im 
Uebrigen ist daftkr auf die Daistellung der Behandlung des Gemeinde- 
yermögens im folgenden Buch zu verweisen. — Die Bestätigung oder 
Ernennung der Senatoren, welche den Censoren erst im 5. Jahrhundert 
durch das ovinische Gesetz beigelegt worden ist, wird in dem Ab- 
schnitt vom Senat näher entwickelt werden. 

Einer besonderen Erörterung bedarf das censorische Ehrengericht 
Es ist hervorgegangen aus der censorischen Ordnung des BQi^er- 
heeres; dabei wurden aus den Ceuturien der Reiter wie der zu Fuss 
den ordentlichen Wehrdienst leistenden BürgerBchaft die beecholtenen 
Personen ausgeschlossen, womit sie zi^Ieich. da die Bürgerschaft nach 
dergleichen Ordnung abstimmte, das Stimmrecht verloren. Wesentlich 
gesteigert wurde dies Ehrengericht, als der senatorischen Stellung die 
Lebenslänglichkeit entzogen und die Aufstellung der Senatsliste mit dem 
Census verknüpft ward, indem vou da an die Censoren verpflichtet 
waren den bescholtenen Mann in die neue Senatsliste nicht wieder 
anzunehmen. Dieses Ehrengericht erstreckt sich, seinem militärisch- 
politischen Wesen gemäss, lediglich auf Männer. Die rechtlichen 
Folgen machen sich namentlich geltend bei den privilegirten Ständen 
durch die Ausscheidung aus der Ritterschaft oder dem Senat; den 
übrigen Bürgern kann der Censor nur das Stimmrecht entziehen oder 
schmälern und sie im Heerdienst zurücksetzen, und auch in dieser 
Hinsicht ist der Magistrat mit Imperium nicht formell an die cen- 
sorische Festsetzung gebunden. 

Ins Auge gefasst wurde bei dem Ehrengericht zunächst das Ver- 
halten des Bürgers hinsichtlich seiner staatlichen Pflichten; aber auch 
die Ehrbarkeit des Privatlebens unterlag der magistratischen Würdigung. 
Welche Handlungen als unehrenhaft und welche Beweise dabei als 
genügend anzusehen sind, ist gleichmässig in das Gewissen der Magi- 
strate gestellt; factisch sind dabei häufig prozessualische Formen ange- 
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vendet worden. Formalen Beschränkungen unterliegt dies völlig auf 
das Bittlicbe und politische Ansehen seiner Inhaber gestellte und in 
der besseren Zeit der Republik auch in diesem Sinne ^handhabte 
Ehrengericht nur insoweit, dass bei Aberkennung der Ehre die Be- 
gründung in die Liste eingetragen werden musste und dass ausdrQck- 
liche Uebereinstimmung beider Collegen erfordert ward. Definitiv ist 
der Spruch so wenig wie überhaupt ein censorischer Act; vielmehr 
verliert er bei jeder Erneuerung des Census von selber seine Kraft und 
niuBS, um femer zu gelten, von den neuen Censoren ausdrücklich 
wiederholt werden. 
1 Das römische Censorenamt gehört insbesondere in seiner späteren 

' dem Senat gewissermassen übergeordneten Gestaltung zu den eigen- 
artigsten Oi^anen des römischen Gemeinwesens, aber auch zu denen, 
die am frühesten abgestorben sind. Nach Sulla ist die Censur, ob- 
wohl nicht eigentlich al^eschafft, nur noch ausnahmsweise in An- 
wendung gebracht worden. Es haben dabei verschiedene Momente zu- 
sammengewirkt: der factische Wegfall der BUrgersteuer, die veränderte 
statt der alten Aushebung überwiegend auf freiwillige Meldung gestellte 
Heerbildung, die Abneigung des strengen Optimatenreginients g^eu 
das freie Schalten der Censoren mit den nur factisch lebenslänglichen 
Senatorenstellen, vor allem aber die durch die Umwandlung des alten 
stadtrömischen in ein ReichsbDrgerrecht nothwend^ bedingte Verlegung 
ie& Census in die den ReichsbUrgerverband bildenden Municipieu. Der 
Reichscensus konnte seitdem nicht viel anderes sein als eine Zu- 
B&mmenfassui^ dieser particularen Erfaebui^n, and bei der lüss- 
lichkeit der kaiserlichen Verwaltung und ihrem Mangel an straffer 
Einheitlichkeit ist diese praktisch nicht unentbehrliche Zusammen&ssung 
bald unterblieben, während die in republikanischer Zeit mit dem Census 
verknüpfte Verwaltung Aes Gemeindevermögens an besondere stetig 
fonctionirende Aemter überging und die Zusammensetzung des Senats 
und der Ritterschaft auf andere Basen gestellt ward. 
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7. Die Aedilität 

Wenn aediUs sprachlich nicbts bezeichuen kann als den Haus- GBiataimiig. 
meister und Gebäudeherrn, so ist die rechtliche Beziehung dieser Be- 
nennung uns ebenso wenig mit Sicherheit bekannt wie der uraprUnglicbe 
Geschänskreis der also benannten Beamten. Es giebt deren drei Kate- 
gorien, die nicht, wie die verschiedenen Präturen, als verschiedene 
Competenzen dereelben Magistratur aufzufassen sind, sondern als schon 
bei der Comitialwahl selbst geschiedene Aemter: die mit dem Tribunat 
der Plebs zugleich (S. 51) aus dem ständischen Hader entwickelten 
aediles pJebis oder plebeii; die im J. 387 (367 v. Ch.) zugleich mit 
der Prätur als Beamte der patricisch-plebejischen Gemeinde eingesetzten 
aediles curules, welche von dem ihnen beigelegten und den Colinen 
mangelnden Gerichtsstuhl den Namen fuhren; die erst von dem Dic- 
tator Caesar geordneten seit dem J. 711 (43 v. Ch.) fungireoden aediles 
plebis Ceriales, deren Benennung von der ihnen insbesondere obliegen- 
den Aufsicht Ober die Getreidespenden entlehnt ist Der Zahl nach zihi nnd 
werden fUr jede Kategorie zwei bestellt; sie hat nicht gewechselt, a^od. 
Ständisch sind sowohl die plebejischen vrie die CeresfUlilen stets der 
Plebs entnommen worden. Die curulische Aedilität ist, wenn die 
Ueberlieferong nicht trügt, als patricisches Amt ins Leben getreten, 
jedoch schon im zweiten Jahr audi den Plebejern in der Weise geöffnet 
worden, dass, offenbar um die Eintracht in dem Collegium nicht zu 
beeioträchtigen , abwechselnd in den varroniscb ungeraden Jahren 
zwei Patricier, in den varronisch geraden zwei Plebejer das Amt 
verwalten, bis dann im Laufe des 7. Jahrhundert d. St. dasselbe 
beiden Ständen gleichmässig zugänglich wird, weiter Augustus auch 
von dieser Aedilität die Patricier ausschliesst oder vielmehr be- piau in der 
freit. — Hierarchisch müssen die plebejischen Aedilen, so lange *'°''^°'*'' 
es nur solche gab, den Tribunen nach und ähnlich zu ihnen ge- 
standen haben wie die Quästoren zu den Consuln. Bei der £in- 

BlnliRg:. HindliDCt. I. 8; M«niiii»n, Almsa d. Renlichtn StutnKhta. 12 
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richtung der curulischen Aedilität hat diese in der Reihe der Gemeinde- 
ämter ihren festen Platz über der Quftstur und unter der PrÄtur er- 
halten und es hat sich dies, wenn auch vielleicht erst allmählich, 
auf die plebejische Aedilität ebenfalls erstreckt; indess sind beide 
Aemter in republikanischer Zeit fecultativ, so dass, wer sie Ober- 
nimint, dies in der bezeichneten Reihenfolge thut, aber die Ueber- 
nahme auch unterbleiben kann. Gegenaber dem Tribunat hat sieb 
die Stellung der plebejischen Aedilität in der Weise verschoben, dasB 
dieselbe höher als die formell überlegene Stellung geschätzt und regel- 
mässig, wenn jemand beide verwaltete, nach dieser llbernommen wird, 
wie dies die facultative Uebemahme beider Aemter rechtlich gestattet 
Obligatorisch sind, wie schon bemerkt ward (S. US), die Aedilenstellea 
in Verbindung mit denen der Volkstribune durch Auguatus geworden, 
so dass seiMem der Bewerbung des Plebejers um die Prätur die Be- 
kleidung entweder einer der sechs Aedilen- oder einer der zehn 
Cceiiuig. Tribunenstellen voraufzugehen hat — Gewählt werden die beiden 
curulischen Aedilen von den patricisch-plebejischen Tribuscomitien 
unter Leitung eines Consuls oder eines Prätors, die plebejischen, 
wenigstens die beiden älteren, von der plebejischen Tribusversamm- 
lung unter Leitung eines Volkstribuns. 

Oertlich functionireu alle drei Aedilitäten lediglich im städtischen 
Amtkreis. 

Die Annuität gilt fQr die Aedilitäten wie fflr das Consulat und 
den Volkstribunat Der Antrittstag ist für die curiilische Aedilität und 
wahrscheinlich ftuch, wenigstens in späterer Zeit fui^ die beiden plebe- 
jischen derjenige der Consuln. 

Von den magistratischen Ehrenrechten kommen den curulischen 
Aedilen der Gerichtsstuhl und die Praetexta zu, aber schwerlich 
Lictoren. Die plebejischen entbehren dieselben eben wie die Tribüne 
der Plebs (S. 170). 
«. TJeber die ursprüngliche Competenz der Aedilität fehlt es an 
jedem genügenden Zeugniss. Vermuthen darf man, dass die Aedilen 
den Tribunen allgemein als Gehülfen dienten, zunächst vielleicht 
hauptsächlich bei den Frohnden den Plebejer vor Unbili beschützten, 
femer die im Cerestempel aufbewahrten die Rechte der Plebs ver- 
briefenden Urkunden unter Oheraufeicht der Tribüne in ihrer Obhut 
hatten , bei Capitalklagen dem Tribun , dem ja Quästoren und 
Lictoren fehlten, hül&eicbe Hand leisteten und Klagen auf Geld- 
buBse auch selbständig an die Plebejerversamndung brachten, 
wie denn die durch den Plebejereid gewährleistete Unverletzlichkeit 
wie die Tribüne so auch die Aedilen schützte. Insofern mag die 
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UTsprQngliche Aedilität sich zu eioer polizeilichen ÄufeichtbehOrde ent- 
wickelt haben und es darauf beruhen, Aass dann, als die patriciscb- 
jdebejische Aedilitftt zu ihr hinzutrat, dae Doppelamt, in sichtlichem 
AnschluBs an die helleniscbe Agorauomie, zunächst als Markt- und 
Strassenpolizei auftritt. So weit an diese die Rechtsprechung sich an- 
knüpft, musste dieselbe den curulischen Aedilen vorbehalten werden, 
da den plebejischen Quasi-Collegeu rechtlich der magistratiscbe Charak- 
ter abging. Die denjenigen Aedilen, welche Gemeindebeamte sind, 
eingeräumte Jurisdiction so wie die denselben zustehenden Insignien 
fordern einen Antheil derselben an dem Imperium, also in gewissem 
Sinne die Auffassung derselben als mindere CoUegen der Oberbeamten; 
und deutlich tritt diese Rechtstellung in der Municipalordnung hervor, 
welche die beiden Oberbeamten und die beiden Aediien in der Form des 
Quattuorvirats als Collegen wenn gleich ungleichen Ranges znsanimenfasst. 
Indess in den eigentlich römischen Ordnungen ist, wahrscheinlich weil 
in dieser neben den curulischen die plebejischen Aedilen standen, die 
Aedilitftt nach dieser Richtung nicht entwickelt, sondern in der Reihe 
der Unterämter belassen worden. — An die Aufsichtfllhrung bei den 
Volksfesten, welche in der polizeilichen Competenz der Aedilen noth- 
wendig begriffen war, hat sich weiter die Uebertragung der Aus- 
richtung der Feste selbst so wie die Ueberweisung der dafür bestimmten 
öfTentlichen Gelder angeknöpft, worauf, da dies der formell legale Weg 
war, um durch Aufwand fDr die Menge deren Gunst und damit die 
Wahlstimmen zu erlangen, die spätere politische Wichtigkeit beider 
Aedilitäten und der Zudrang zur Bewerbung um dieselben vorzugs- 
weise beruht. — Zweifelhaft ist es, worauf die Befugniss aller Aedilen 
beruht nicht bloss überhaupt zu multiren und zu pfÄnden, sondern auch, 
wenn dabei die Provocationsgrenze Überschritten und Berufung eingelegt 
ward, das oberamtliche Recht der Berufung der Bürgerechaft und der 
Vertheidigung des Spruches vor dieser auszuüben , w&hrend sonst der 
Aedilis weder die Gomitien noch den Senat berufen kann. Vielleicht 
hat die Betheiligung der ursprünglichen Aedilen an der plebejischen 
Justiz dazu geführt; wahrscheinlicher aber ist es, dass diese comitlalen 
Multklagen nicht auf specieller ädilicischer Competenz beruhen, son- 
dern auf der zahlreichen Strafgesetzen der republikanischen Epoche 
angehängten Clausel, dass zur Verhängung der darin ausgesprochenen 
Geldstrafe und zur Vertheidigung dieses Spruchs vor der Bürgerschaft 
jeder Oberhaupt zur Coercition befugte Magistrat competent sein solle, 
wovon dann die vier Aedilen als die niedrigste hiedurch aufgerufene 
Kategorie vorzugsweise Gebrauch gemacht hatten. 

12* 
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E. Die BeneDDUDg der Quästoren kann sprachlich nur zurQekaieAlbrt 
werden auf ihre strafrechtliche Thätigkeit {qttaerere) und da diese in 
ihrer Eigenart erst nach der Beseitigung des Königthums sich gebildet 
haben kann, so ist die Quästur schwerlich älter als die Republik, 
wahTSCheiuIicfa aber zugleich mit dieser eben durch die Ahminderung 
des Königthums zam Consulat entstanden. Auch die Uebedieferung 
knüpft zwar nicht die Entstehung der Quästur, aber die der obliga- 
torischen Provocation im CrimiDalprozess, welche die Quästur fordert, 
an die Abschaffung des K&nigthums au, und das Fehlen der Quästur 
ueben der Dictatur beweist dafQr, dass jene mit dem vollen Imperium 
unvereinbar und als Schranke desselben ins Leben getreten ist. — 
Die Zahl der Quästoren ist bedingt durch ihre Gefaülfenstellung zu 
dem Oberamt, wenn auch nicht schlechthin mit der Zahl der Ober- 
teamteu identisch. Vielmehr gilt dies nur für die älteste Zeit; später- 
hin werden theils dem einzelnen Consul mehrere derartige Gehülfen 
zugeoidnet, theils den auf städtische Function beschränkten Prätoren 
Quästoren nicht beigegeben. Auf diese Weise sind zuerst im J. 333 
(421 V. Ch.) jedem Consul zwei Quästoren, der eine fUr die städtische, 
der andere für die militärische Amtföhrung beigegeben, dann im 
J. 487 (267 V. Ch.) für die consularische Verwaltung Italiens vier 
weitere Quästorenstellen eingerichtet worden, wodurch die Zahl der 
Quästoren auf acht stieg. Als bald darauf die überseeisdien Oberämter 
eingerichtet wurden, geschah dies in der Weise, dass neben jedem 
Inhaber eines solchen ein Quästor zu fungiren hatte; indess hat 
die Einrichtung neuer Quästorenstellen mit diesem Princip wahr- 
scheinlich nur unvollständig Schritt gehalten und ist dabei viel- 
fach die in dem militärischen Imperium enthaltene Befugniss in 
Ermangelung des comitialen Quästor^ einen Proquästor mit gleicher 
Function zu creiren (S. 149) zu Hülfe genommen worden. Wenn 
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Sulla die Zahl der jährlich zu creirendea Quftstoren auf zwanzig ge- 
ordnet hat und, nachdem die von dem Dictator Caesar verfügte Ver- 
doppelung durch Augustus wieder abgeschafft war, daran unter dem 
Principat festgehalten worden iet» so ist dies weniger mit Rücksicht 
auf die verschiedenen Zweige der quastoriscbeu Amtsthäügkeit ge- 
schehen als um, nachdem der Gintritt in den Senat durch die Qufistur 
sich festgestellt hatte, auf diesem Wege die Ergänzui^ des Senats 
rechtlich zu fixireu. 

In ständischer Hinsicht ist die Quästur, da sie zunächst wie der Quu- 
Kriegstribunat GehüUensteliung ist, wohl dem Plebejer von je her '"' 
zugänglich gewesen uod es gilt dies auch für die magistratische 
Quästur, wahrscheinlich von Änbng an, sicher seit der Verdoppelung 
der Quästorenzahl. — Dass hierarchisch die Quästur unter den Magi-pi>u tn »n 
straturen an letzter Stelle steht, folgt schon aus der ihr von Haus *"'"'' 
aus eigenen HQlfsthätigkeit ; nachdem sich eine feste Folge der Magi- 
straturen entwickelt hat, gilt die Quästur als die erste Stufe der 
politischen Laufbahn, woraus sich später die wichtige Consequenz ent- 
wickelt hat, dass mit der Quästur die lebensläi^liche Senatoren- 
Stellung verknüpft ist. 

Dass sich die Quästur aus der GehUlfeastellung zur Magistratur crnnng. 
entwickelt hat, anzüglich also die Quästoren von den Consuln frei 
gew^lt worden sind, ist bereits bervoi^ehoben worden. Wann 
dieselben hierin durch die Vorbefragung der Börgerachafl beschränkt 
worden sind, ist ungewiss', wahrscheinlich sind die Quästoren um die 
Zeit des Decemvirats aus Amtsgeholfen in Magistrate umgewandelt 
worden. Die Befragung richtet sich an die patricisch - plebejischen 
Tribuscomitien und erfolgt selbstverständlich durch die Consuln oder 
ausnahmsweise durch die Prätoren. 

Oertlich ist der Amtkreis des ältesten Unteramts ebenso schranken- ocituciui 
los wie der des ältesten Oberamts und functionirt der Quästor wie 
der Consul zunächst successiv zuerst bei der städtischen, dann bei der 
militärischen Aratführung. Bei der Vermehrung der Stellenzahl indesa 
sind, wie aus dem früher Bemerkten hervorgeht, die in der Stadt und 
die ausserhalb derselben fiinctionirenden Quästoreustellen von einander 
getrennt worden. Die beiden fUr die städtischen Geschäfte bestimmten 
Quästoren werden seitdem als quaestores urbani von den übrigen 
nnterschieden. 

Hinsichtlich der Amtfrist gelten gleichfalls die Regeln des Ober- Amwu«. 
amts auch für die Quästoren, nur dass in der Epoche, wo die Consuln 
am 1 . Januar antraten, die Quästoren bereits an dem vorhergehenden 
5. Dec. ihr Amt ühemahmen (S. 131). Dass die ausserhalb Rom 
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fuogirendea Quästoren den Regeln der Prorogation (S. 99) unterliegen, 
versteht sich von selbst- 

EknDr«eht«. An den magistratischen Ehrenrechten hat der QuSstor keinen 
Antheil (S. 138), wie ihm denn auch das eigene Imperiani und die 
magistratische Coercltion mangeln und er in gewissem Sinne auch 
späterhin mehr als Gehttlfe behandelt wird denn als Gertieindeherr. 

campeiBDi. Hiusichtlich der Gampetenz kommt in Frage theils die Zugehörig- 
keit oder Nichtzugehörigkeit des Qu&stors zu dem einzelnen Ober- 
beamten, theils die Feststellung der ihm zugewiesenen Geschäftskreise. 

Tcrhiitiii» Die enge Verknüpfung des einzelnen Quästors mit dem eiuzelnen 

"Smt™. Oberbeamten liegt im Wesen der Gehülfenstellung; das in den 
römischen Ordnungen einzig dastehende und selbst gesetzlich anerkanute 
Nahverhältnisa des Provinzialqu&stors zu dem Statthalter gehOrt sicher 
zu dem ursprQnglichen Wesen der QuAstur überhaupt Indess bat 
sich dies nur da behauptet, wo das Oberamt unbeschrUnkt durch die 
Collegialität fuQCtianirt ; im städtischen und selbst im italischen Regi- 
ment functioniren die Quästoren wohl als Unterbeamte der Consuln, aber 
ohne dass in historischer Zeit die Unterordnung des einzelnen Quästors 
unter den einzelnen Consul hervortritt; ja in dem städtischen R^ment 
äussert sich die Tendenz das Oberamt durch dies Unteramt zu i)e- 
BChränken vor allem darin, dass die personale Unterordnung, wie sie 
bei der Abwesenheit der Consuln von Rom nothwendig wegfiel, so 
auch wahrend ihres Verweilens daselbst sei es rechtlich, sei es that- 
sächlich beseitigt worden ist. 

o««aMu- Wenn das Wesen der Geholfenstellung zu fordern scheint, dass 

die quästorische Competenz sich wenigstens ursprünglich so weit er- 
streckt hat wie die consularische, so trifft dies nur in beschränktem 
Masse zu. Der Quästor wird wohl von Haus aus fQr sehr verschieden- 
artige Geschäfte verwendet, aber keineswegs für alle consularische; 
ja in der städtischen Amtsthätigkeit ist umgekehrt die consularische 
Function dem Quästor und die quästorische Function dem Consul ent- 
zogen. Bei der privaten Jurisdiction, welche anfänglich die wesent- 
lichste städtische Function der Consuln gewesen ist und dann auf die 
Frätur überging, haben die Quästoren niemals Verwendung gefunden, 
wohl aber theils bei der criminellen Coercition und Judication, so weit 
MC der Provocation an die Comitien unterliegt, theils bei der Ver- 
waltung der Gemeindekasse, welche beide Amtfithätigkeiten der directen 
Handhabung durch die Oberbeamten gesetzlich eutzogen sind. In der 
sonstigen städtischen Amlfühmng tritt die Hülfsthätigkeit freier zu 
Tage; insbesondere bedienen sich die Oberbeamten der Quästoren bei 
ErÄlllung' der gegen die Gäste der Gemeinde ihnen obliegenden 
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Pfliebten. Dieaelbea Principien kamen im nulitärisehen Imperium zur 
Anwendung; da die Provocation bier ausgescbloeBen ist, dient der 
QuäBtor dem Feldberm hauptsärlilieb als Verwalter der Kriegskafise 
und ist als solcher auch hier rechtlich unentbehrli^ (S. 149). Da- 
neben indess bat die freie HUlfethätigkeit hier breiteren Spielraum 
und fuDgirt der Quftstor tbatsftchlicb regelmltssig als der oberste unter 
den dem Feldherm unterstehenden Offizieren; es können aber auch 
andere Geschäfte, selbst die Jurisdiction ihm durch Mandat überwiesen 
werden. Im Uebrigen wird die quftstorische Criminaljudication , wo- 
nach die beiden ältesten Quästorea als gttaeslores parrieidü bezeichnet 
werden, bei der Strafrechtspflege, die Kassenverwaltung bei dem Ge- 
meindeverm6gen , die Betheiligung an der Verwaltung Italiens und 
der Provinzen in den betreffendeD Abschnitten des folgenden Buchs 
zur Sprache kommen. Ueber die Verwendung der Quästoren als Ge- 
holfen des Princeps, der quaesiores Augusti, nicht bei den provinzialen, 
aber bei den hauptstädtischen Geschäften ist der Abschnitt von den 
kaiserlichen Unterbeamten zu vergleichen. 
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9. Die Übrigen ordentlichen Beamten der Republik. 

Ausser den bisher erörterten Magistratureu der römischen Republik 
hat es nanientlich am Ausgang derselben noch eine Reihe anderer ge- 
ringeren Ranges und untergeordneter politischer Bedeutung graben, 
bei denen zu verweilen für die gegenwärtige Darstellung nicht erforder- 
lich ist. Sie sind überwiegend aus der Hulfethätigkeit hervorgegangen. 
Es scheint am Ausgang der Republik üblich, vielleicht sogar gesetzlich 
vorgeschrieben gewesen zu sein sowohl eine der hierher gehörenden 
OfEzierstellen wie auch eines der CivilÄmt«r vor der Bewerbung um 
die Quäetur zu verwalten. Unter dem Principat sind diese Offizier- 
steilen bald aus den comitialen Aemtem ausgeschieden, dag^en die 
Civilämter dieser Kategorie unter dem Sammtnamen der Secbsund- 
zwanzig- oder später nach Beseitigung einer Anzahl derselben der 
Zwanzigmänner als Voi'Stufe der senatorischen Quästur behandelt 
worden. Es gehören dahin die fönenden Stellungen. 

Im militärischen Commando ist für einen Tbeil der Kriegstribunat« 
seit dem J. 392 (362 v. Ch.) die comitiale Creinmg angeordnet 
worden. Die Zahl der Stellen betn^ anfangs sechs, späterhin vier- 
undzwanzig; indess haben sowohl diese Ziffern geschwankt wie vor 
allem mit der Zahl der von je sechs Eriegstribunen befehligten Leonen 
deren Gesammtzahl. Mit dem Eintritt des Principats scheinen diese 
comitialen Kriegstribune zunächst vom effectiven Dienst ausgeschlcffisen 
worden zu sein und sind dann überhaupt beseitigt worden. 
B, Bei der Crimina\jurisdiction sind die drei Richtherren {ire» viri 
capitales) zunächst bestimmt zur Aufsichtfühmng über das Gefängniss 
und die Vollziehung der Todesurtheile , so weit sie im Kerker voll- 
streckt wurden, womit sich weiter ein namentlich nächtlicher Sicher- 
heitsdienst verbindet. Die Institution selbst geht ins fünfte Jahrh. zu- 
rück, die Comitialwahl aber ist vielleicht erst ein Jahrhundert später 
auf diese Stellen erstreckt worden. 
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Bei der Jurisdiction werden von den Stellvertreteni, die in Italien ^^^" 
einzusetzen dem Prätor obliegt, die vier für Capua und Campanien nnnMt. 
bestimmten in spHterer Zeit durch die Comitien ernannt. Nachdem 
die prätorische Stellvertretung durch die munidpale Jurisdiction fiber- 
äQseig geworden war, hat Augustus diesen Quattuorvirat abgeschafft. 

Bei der Judication ist insbesondere für den Freiheitsproüess schon 2»bBiiinwr 
froh ein ständiges Zehnmännercollegium (decetnviri Utibus iitdieandis) bdtipnuHi, 
eingesetzt worden, das thatsächlich Geschworaendienst that, aber, nach- 
dem die ComitiaJwahl darauf erstreckt war, in republikanischer Zeit 
imter den Magistraten seinen Platz bat , den diese Zehnm&nner unter 
dem Principat behaupten, aber mit gelinderter Competenz, als Leiter 
der dem Centumviralgerichtshof Überwiesenen Erbschaftsprozesse. 
Ausserdem sind auch die oben erwähnten drei Richtherren bei dem 
Civilprozess verwendet worden theils als HQlfsbeamte flür Beitreibung 
der ProzessbuBsen , theils in Geschwomenfunction fllr gewisse formell 
dvile, der Sache nach delictiache Klagen. 

Die Strassenreinigung wird unter Oberleitung der Äedilen in der bmi. 
Stadt durch vier, in den Vorstädten durch zwei Beamte beschafft, von niofFuiK. 
welchen die letzteren durch Augustus in Folge der Neuordnui^ des 
italischen W^eweeens aufgehoben worden sind. 

Die städtische Münzprägung, welche in der froheren Republik '^^Jl^ 
der Competenz der ordentlichen Beamten entzogen gewesen und immer 
durch ausserordentliche Anordnung vollzogen worden zu sein scheint, 
ist in der letzten republikanischen Epoche drei eigenen Beamten (tres- 
viri aere argento aaro ftando feriundo) übertragen worden. 
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Ausserordentliche, das heisst auf dem gewöhnlichen Wege durch 
Zusammenwirken der Mf^istratur und der Bürgerschaft, aber fUr dea 
einzelnen Fall creirte Beamte können in dreifacher Beziehung vor- 
kontmen: tbeils fur die in der Competenz keines ordentlichen Amtes 
Uzenden und inBofem als B^ervatrechte der Gemeinde aufzufa^endeii 
Geschäfte; theils fUr ordentliche, aber aus irgend einem Grunde den 
beikommenden Beamten entzogene Verrichtungen; theils endlich für 
Umgestaltung des Gemeinwesens überhaupt. Die erste Kategorie dieser 
Magistraturen ist wohl ausserordentlicher Art, aber principiell im 
Wesen der Gemeindeordnung gegeben; die zweite ist ein Bruch, die 
dritte die Suspension der bestehenden Gemeindeordnung. 

Die aiisserordeatlicheu Aemter der ersten Kategorie betreffen die- 
nr jenigen Verrichtungen, welche die Gemeinde keinem Beamten generdl 
übertragen hat, sondern zu deren Vornahme es immer eines Gemeinde- 
beschlusses fUr dea einzelnen Fall bedarf. Dieser Beschluss kann zugleich 
die dafür bestimmten Personen bezeichnen ; r^elmüssig aber ßHlt der- 
selbe mit dem Wahlact der betreffenden Magistrate nicht zusammen, 
sondern ordnet diesen an. Nach ältester republikanischer Ordnung — 
für das KOnigthum hat diese Beschränkung schwerlich bestanden — 
unterliegen dieser exceptionellen Behandlung theils die politischen 
Prozesse (perduellio), theils die unentgeltliche Weggabe von Gemeinde- 
boden sei es an einen Gott {duoviri aeäi dedieandae), sei es an 
Bürger oder Bunde^enossen (Beamte agris dandis adsignandis). Auch 
für einzelne andere wichtige Qber die Competenz der Magistratur 
hinausgehende Geschäfte, für den Ab&chluss von Friedensverträgen, 
für die Gewährung von Darlehen aus der Staatskasse an Private, 
auch wohl für die Münzprägung, bevor dafür ständige Beamte bestellt 
wurden, ist durch Comitialbeschluss die Wahl von Spedalbeamteu 
angeordnet und ihnen die Vollmacht nonnirt worden. 
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die der ordentlichen Beamtencompetenz entzogenen Verrichtungen der B"™^ 
Verfassung entspricht und die Comitien dabei nur von der ihnen zu- Amti- 
kommenden BeÄigniss Gebrauch machen, so ist datc^^n die Ueber- 
tn^ning ordentlicher AmlsgeBchäfte auf ausserordentliche Beamte inso- 
fern ein Kechtsbmch, als die ordentliche Magistratur dadurch in ihrem 
Eecht verkürst wird und liegt daher streng genommen ausserhalb der 
Machtsphäre selbst der Volksgemeinde. Allerdings gilt dies nur von 
dem Oberamt. Fßr Verrichtungen, die in die Gompetenz der Censoren 
und der Aedilen fallen, för grössere Bauten, fttr Massr^ein in Betreff 
des Getreidemarktes und der Komspenden, Überhaupt fQr HQlfe- 
geschftfte jeder Art sind häufig specielle Curatoren erwählt worden, 
ohne dass in einem solchen Volksschluss eine Verfassunpverletzung 
gefanden wird. Aber wo das Imperium der Amtshandlung zu Grunde 
liegt, ist die Uebertragung derselben an einen andern als den ver- 
fassungsmässig beikommenden Beamten unzulilssig. Im städtischen 
Imperium ist wohl der einzige dagegen verstossende Act die Bestellung 
von Zweimännem mit consularischer Gewalt zur Vornahme der Con- 
sulwahlen in dem Jahre nach der Ermordung des Dictators Caesar, 
welche Ausnahme nach Zeit und Art die lU^el bestätigt. — Auch 
bei der feldherrlichen AmtfUhrung zeigt sich in der Einhaltung des 
Princips, obwohl dieselbe hier in jeder Weise schwierig und oft gefahr- 
voll ist, die volle Strenge der politischen Zucht, auf welcher die Ortese 
und die Macht Roms schliesslich ruht. Die erste uns bekannte und 
vennuthlich die erste überhaupt vorgekommene Verletzung dieses Ge- 
setzes ist die im J. 538 (216 v. Ch.) während des hannibalischen Krieges 
and unter ganz eigenartigen politischen Verhältnissen erfolgte Ueber- 
tragung consularischer Gewalt auf M. Marcellus- Diese wurde überdies 
dadurch gemindert, dass derselbe das prätorische Imperium in ordentr 
lichem Wege besaas; und von solcher Ausstattung des Prätor« mit der 
Titulatur und theilweise auch mit den Insignien des höheren Oberamts 
ist bei der wesentlichen Gleichheit der beiden Aemter von da an sehr 
häufig Gebrauch gemacht worden. Aber wenn der praetor pro consule 
nur im formalen Sinne gegen jenes Gesetz verstösst, so ist wirkliche 
Verletzung desselben, Verieihung des militärischen Imperium an einen 
Privaten in eigentlich republikanischer Zeit nur ein einziges Mal vor- 
gekommen und zwar ebenfalls während des hannibalischen Krieges, 
^s unter noch schwererem politischen und pei-sonalen Druck im J. 543 
(211 v. Ch.) das Commando in Spanien von den Comitien dem Sohn 
des dort gefallenen Feldherm, dem amtlosen Jüngling P. Scipio über- 
tragen ward. Mehr als ein Jahrhundert vergii^, bis die sullanisdie 
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Oligvchie dem jungen Pompeiuß im J. 673 (81 v. Ch.) wieder ^n fthn- 
licbes Mandat gab- Bald darauf machte der durch die kurmichtigeQ 
Sullanischen Ordnungen herbeigefDhrte Mangel eines ordentlichen all- 
gemein competenten Commandos, wie es das altere consulsriscbe ge- 
wesen war, dem Piratenweeen g^enilber die Einrichtung auBserordent- 
lieber Imperien unveimeidlich , von denen das im J. 687 (67 v. Cb.) 
angeordnete wiederum einem Privaten und zwar demselben Pompeios 
übertragen wurde. Diese ausserordentlichen militfirischen Imperien, 
durch die Comitien vergeben und rechtlich auf deren Vollgewalt ge- 
stutzt, leiten nach Art und Zeit den Principat ein, dessen Wesen, wie 
seiner Zeit dargelegt werden wird, eben in dem von der ordentlichen 
Magistratur losgelOsteu schrankenlosen Militfircommando besteht 
b™jv»h Die dritte Kategorie der ausserordentlichen Beamten bilden die 
dar oew.it. Beamten constituirender Gewalt Wir fassen unter diesem Namen zu- 
sammea den Decemvirat der Zwölttafelgesetzgebung, die sullanische 
und die caesarische Dictatur, welche mit der älteren nur den Namen 
gemein haben und den nach der Ermordung Caesars eintretenden 
Triumvirat. In die Darstellung des Staatsrechts gehören sie insofern 
nicht, als dieses nur die geordneten Institutionen zum Gegenstand 
hat, diese Aemter aber wenn nicht auf einer Negation, doch auf einer 
Suspension der bestehenden Einrichtungen beruhen und es ihre Auf- 
gabe ist Gesetze zu geben (Jeges stribere) und das Gemeinwesen zu 
ordnen (rem publicam amstititere). Ihren Rechtsgrund haben sie we- 
niger in den GomidalbeschlUssen, aus denen sie hervorgegangen sind, 
da nach der bei den Bömem durchaus überwiegenden Auffassung 
die Verfassung auch die Comitien bindet, als in dem Nothstaud, welcher 
allerdings jede lUegalit&t und jede Bevolution legitimirt. Eine Defini- 
iiing der constituirenden Gewalt iSset sich nicht geben ; ihr Wesen ist 
die Schrankenlosiglceit und wir können nur das Fehlen jeder Macht- 
wie jeder Zeitschranke exemplificiren. Die erstere tritt am bestimmtesten 
hervor in der Befugniss auch ohne Zustimmung der Bürgerschaft Ge- 
setze zu geben und Beamte zu ernennen ; in der der ordentlichen Magi- 
stratur schlechthin entzogenen Verfügung Über den Grundbesitz der 
Gemeinde, woraus die sogenannten Militärcolonien der sullanischen 
und der caesarischen Zeit hervorgegangen sind; in der nicht bloss 
nicht durch das Provocationsrecbt, sondern nicht einmal durch irgend 
welche Rechtsform eingeschränkten capitalen Coercition und Judication, 
wovon die sullanischen und die triumviralen Proscriptionen die folge- 
richtige juristisch unanfechtbare Consequenz sind. Wie dem Inhalte 
ist auch der Zeit nach die constituirende Gi^walt rechtlich unbegrenzt; 
wenn bei der Uebernahme derselben ein Endtermin bezeichnet ist, so 
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ist damit lediglich die Absicht des Inhabere aua^esprochen und steht 
ee bei ihm dieee zu ändero. Allerdings ist die coDStituirende Gewalt 
ihrem Wesen nach ephemer, insofern die Staatsordner verpflichtet 
fand, wenn sie ihrem Auftr&f; genügt zu haben glauben, ihr Amt nieder- 
zulegen und die neu geschaffene Ordnung walten zu lassen, wie dies 
die Decemvini hätten thun sollen und Sulla und Ai^ustus in der 
That gethan haben. Schwerlieh hat Caesar die Dictatur in gleicher 
Wmne au^efesst, da er sie auf Lebenszeit übernahm ; aber auch wenn, 
wie dies wahrscheinlich ist, er das Amt als bleibendes hat gestalten 
wollen, so kann doch auch seine Dictatur, da er Über seinen Tod 
hinaus keine Verfügung getrofTen hat, staatsrechtlich nur als ephemere 
Einrichtung betrachtet werden, nicht als auf Dauer angelegte Umge- 
sbdtuDg der bestehenden Ordnung. 
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II. Der Principal 

EnUMhiBg. Der PriBcipat des römischen Geineiuwesens ist hervorg^fangen aus 
einer der Formen der so eben entwickelten conatituirenden Magistratur. 
Nachdem das nach dem Tode des Dictators Caesar zur Ordnung des Ge- 
meinwesens eingesetzte Dreimännerregiment durch den Wegfall der beiden 
Gollegea tbatsächlich zur Einberrschaft geworden war, legte der allein 
übrig gebliebene Gewalthaber am 13. Jan. 727 (27 y. Gh.) diese Aue- 
nahmegewalt nieder und setzte in Erfüllung des ihm gewordenen 
Auftrags die umgestaltete Gemeindeordnung in Kraft. Der Rechts- 
gnind derselben ist, wie derjenige der Zwölftafelgesetzgebung, die 
coQStituirende Gewalt ihres Schöpfers; die formale Bestätigung durch 
die herabgewordigten Comitien dieser Epoche würde dem Werk des 
neuen Romulus nur den Stempel der Widemiflichkeit aufgedrückt 
haben und ist unterblieben. Die Recbtsbeständigkeit der neuen Ord- 
nungen ist niemals augefDchten worden. 

Bevor die Institution selbst dargelegt wird , sind die Vorfragen 
zu erledigen, ob die Einführung eines Oberhauptes iu die Gemeinde- 
Ordnung, wie sie in den augustiscben Ordnui^en enthalten ist, von 
ihm als bleibende Einrichtung oder als Uebei^angszustand ins Leben 
gerufen ward und, wenn diese im ersteren Sinne beantwortet wird, 
ob sie als Magistratur in dem bisher damit verbundenen Begriff ge- 
fasst werden darf oder unter Aufgabe dieses Begriff Rom damit zu 
der Dicht magistratischen Monarchie gelangt ist. 

^wbJJäl*' Dass der Principal nicht als oi^anische Institution dem Gemein- 
lortitnugn. ^eseD eingefügt worden ist, muss vom staatsrechtlichen Gesichtspunct 
aus eingei^umt werden. Das Wesen der Republik beruht auf der 
Collegialität und der Annuität dra Oberamts (S. 84) und beiden 
macht der Principat ein Ende. Diesen unausgleichbaren Gegensatz zu 
verschleiern , den neuen Wein in alte SchliUiche zu fassen war die 
Tendenz des augustiscben Regiments. Aus dieser Ureache fehlt der 
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neuen Obertiauptstellnng sowohl die formale Kinbeit wie deren staats- 
refhtlicher Ausdruck, der Name, und vor allen Dinges die gesetzliche 
Nonn filr die Wiederbeeetzung im Folie der Erledigung. Indem eine 
SuccesBionsordnung, welche den formalen Bruch mit der zu Becht be- 
stehenden GemeindeTerfassong ausgesprochen haben wQrde, nicht fest- 
gesetzt wird, stellt sich die Reihenfolge der Principate staatsrechtlich 
dar als eine Kette auf einander folgender und gleichartiger, aber ausser- 
ordentlicher Gewalten, und folgerichtig ist auch wie nach der Ermor- 
dung des Dictators so nach derjenigen des letzten unwürdigen Herr- 
schers aus seinem Geschlechte die alte auf Annuit&t und CollegialitAt 
dee Oberamts basirte Staatsform wieder in ephemere, aber reditliche 
Wirksamkeit getreten. Die Verschiedenheit zwischen der caesarischen 
Dictatur auf Lebenszeit und dem augustiscfaen Frincipat mag wohl 
hauptsächlich darin bestanden haben, dass von ihren B^ründem jene 
nur wenige Tage, dieser über ein Menschenalter hindurch geführt 
worden ist. Aber in dem Gang der Geschicke entscheiden die That- 
aacben. Augustus hat eine dauernde Staatsform nicht blols schafien 
wollen, sondern gesi^affen ; diejenigen Momente, welche sie als Proviso- 
rium kennzeichnen, sind in der einen oder der anderen Weise bei 
Seite geschoben, selbst eine Quasi-Succession entwickelt worden. Insofern 
zählt der augustische IMncipat zu den staatsrechtlichen Institutionen, 
des römischen Gemeinwesens und er darf in gewissem Sinne als Spitze 
und Vollendung der von dem Senatsregiment begründeten WelÜierr- 
schaft angesehen werden. 

Die weitere Frage, ob der Principal als Magistratur im repwbli- ^^^J^j» 
laaischeu Sinne angesehen werden kann, muss, wie gesagt, verneint 
werden, wenn dabei, der ursprünglichen römischen Auffassung ent> 
sprechend, die Collegiaiität und die Annuität des Oberamts zu Grunde 
gelegt wird ; insofern ist der Principal die Beseitigung der Republik. 
Aber wenn, dem principiellen Standpnnct der späteren Zeit ent- 
sprechend , die Magistratur gefasst wird als Ansfluss und Organ der 
Volkssouveränetät , so fällt unter diesen Begriff auch der augustische 
Principal; wenigstens ist von den drei überhaupt möglichen Construc- 
tjonen der Monarchie, der Auffassung des Monarchen als des höchsten 
Vertreters der souveränen Staatsgemeinde , der Auffassung desselben 
als des Gottes auf Erden und derjenigen als des Herrn und Eigentbümers 
der reichsangehörigen Personen und Sachen dem augustischeo Prindpal 
die erste wesentlich homogen, wenn gleich der einigermafsen hybriden 
von gegensätzlichen Tendenzen beherrschten Institution weder der 



Monarch-Gott noch der Monarch-Herr schlechthin fehlen. Der Dictator j» 
Caesar bat sich bei seinen Lebzeiten als Gott anbeten lassen, und 
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wenn Augustus als Gottessohn in das politische Leben eintrat und er 
nach seinem Tode wie auch r^elm&ssig seine Nachfolger unter die 
Gfitter des Römerstaats eingereiht wurden, so ist dies die praktische 
Durchführung des von der Monarchie nicht wohl zu trennenden 
mystischen Moments, das den Herrscher auf die Scheide stellt zwischen 
imp4raiar Göttem uud MeDscheu. Auch die rationellere, aber schroffere G&< 
""' staltung der Monarchie nach Analogie der hausherrlichen Gewalt, 
welche zu einem personalen Obereigenthum ihres Trägers an dem ge- 
sammten Beicbsbestande hinftkhrt, ist dem Principat nicht völlig fremd 
geblieben. Aber durchgeführt worden ist in demselben weder jene 
noch diese Anschauung ; vielmehr liegt hier die Scheide des augustischen 
auf dem occidentalischen Gedankenkreis ruhODden Principats von der 
diocletianisch-coQStantiQiscben Monarchie des Ostens, in welcher, 
namentlich seit der Einfluss der christlichen Religion dem Monarchen- 
Gott hindernd in den Weg trat, der Monarch-Herr logisch und prak- 
tisch zu voller Entwickelung gelangte. Der Principat, wie Augustus 
ihn geordnet hat, ist der Anlage nach wesentlich Magistratur, und 
zwar nicht gleich der constituirenden eine aber und ausser dem Gesetz 
stehende, aoudem durch die Gesetze begrenzt und gebunden. Selbst 

»«' Ku»r den privatrechtlicheu Gesetzvorschriften sind die Kaiser nicht minder 
«MitM als die Privaten unterworfen; von den fOr Kinder- und Ehelose 
aufgestellten gesetzlichen Beschränkungen des Erbrechts haben die 
fraherea Herrscher für ihre Testamente Befreiung bei dem Senat nach- 
gesucht, und auch als späterhin das Recht von dem Gesetz im einzelnen 
Fall zu dispensiren als ein Attribut der kaiserlichen Gewalt betrachtet 
ward und die Recht^elehrten daraus mit Recht folgerten , dass jede 
privatrechtliche Festsetzung des Kaisers die etwa erforderliche Dispen- 
sation von Rechtswegen einschliesse, haben die Kaiser darum nicht auf- 
gehört unter dem Gesetz zu stehen. Die criminelle Verantwortlichkeit 
ruht schon nach republikanischer Ordnung bei dem höchsten Magistrat 
während seiner Amtsfbhning und kann daher gegen den K^ser nur 
nach seiner Amtsentsetzung oder nach seinem Tode wirksam werden. 
Für dieses wie für jenes Strafverfahren, die Aechtung des gestürzten 
Herrschers bei seinen Lebzeiten und nach dem Tode die Aechtung 
seines Gedächtnisses und die Cassation seiner Amtshandlungen fehlt 
es in der römischen Kaisergeschichte nicht an Beispielen. Wichtiger aber 
als die Belege fttr die Unterordnung des Kaisers unter die Gesetze 
ist far den magistratischen Charakter des Prindpats die Einhaltung der 
Competenzschranken, wie sie am Schlüsse dieses Abschnitts dargelegt 
werden wird. 

^„™^, Die kaiserliche Titulatur ist von der m^stratischen der Repu- 
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hSk insofern principiell verschieden, als die letztere den EigennameD 
unverändert lässt, dagegen die officielle Bezeichnung des neuen Staats- 
oberhauptes vorzugsweise in der Modification des Eigennamens ihren 
Ausdruck findet, worin das der Monarchie eigene personale Hinaus- 
heben des Monarchen aus der bürgerlichen Gemeinschaft allerdings zu 
scharfem und bezwecktem Ausdruck gelangt In erster Reihe gilt 
dies von der Fuhrui^ desjenigen Beiuamens, welchen der Senat zum 
Dank für die Neuordnung des Gemeinwesens dem Urheber derselben 
beilegte: die Benennung Augusiwi, das heisst der hehre und götter- 
gleiche, bildet von da an, der sonst fUr das Cognomen geltenden 
Erblichkeit entzogen, das Symbol der also geschaffenen Monarchie und 
auch gegenüber den minderen Theilhabem an derselben das Distinctiv 
der vollen Kaisei^ewalt. Hinzu tritt nicht allein fßr den Kaiser, son- 
dern auch ft)r die Glieder des kaiserlichen Hauses, also bereits in 
djmastischer Ausgestaltung, einerseils die Beibehaltung des Geschlechts- 
namens lediglich für die aus der kaiserlichen abgeleitete Benennung 
von Personen oder Institutionen , unter Abwerfung desselben in der 
eigentlichen NamenfQhrung, welche gleichfalls auf Augustus zurückgeht 
und, allerdings mit einigen Ausnahmen, bis auf Hadrian die mllnn- 
licben Angehörigen des kaiserlichen Hauses von den übrigen Bürgern 
scheidet, andrerseits das von dem Dictator Caesar auf den Stifter der 
Monarchie vererbte Cognomen, welches nicht bloss unter der ersten 
Dynastie, sondern auch unter den nachfolgenden die männlichen 
agnatischen Angehörigen der Kaiserhäuser auszeichnet, bis es, wie 
weiter gezeigt werden wird , ebenfalls durch Hadrian auf den desig- 
nirt«n Nachfolger beschränkt ward. 

Neben der personalen Nomenclatur fehlt, wie gesagt, dem neuen Titnit 
Monarcbeo ein adäquater Amtstitel. Princeps, der erste Staatsbürger, 
heisst in der besseren Kaiserzeit das Staatsoberhaupt vorzugsweise 
und schon Augustus nennt sich selber so; aber nicht bloss drückt 
diese Bezeichnung nur die Rangstellung und nicht die Competenz aus, 
sondern sie wird auch lediglich enuntiativ, niemals titular verwendet. 
Die dem Monarchen als solchem zukommenden Amtsbeneonungen 
sind, der weiterhin darzulegenden Doppelcompetenz entsprechend, ver* 
schieden fQr das städtisch-italische und für das provinziale Regiment- 
Für die erstere Competenz hat nach einigem Schwanken noch unter 
Augustus selbst die der Republik fremde Bezeichnung der tribunicischen 
Gewalt sich fixirt, welche seitdem als der die Monarchie am wenigsten 
inadäquat bezeichnende Amtstitel gilt; charakteristisch ist dabei, dass 
in der kaiserlichen Titelreihe die tribunicische Gewalt unter Augustus 
hinter den republikanischen oberamtlichen Titulaturen des Consulats 
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und der feldberrlichea Acclamation , dagegen von Tiberius an vor 
diesen beiden an erster Stelle steht. Für das provinziale Regiment 
oder die feldherrliche Gewalt bot ^ich als titularer Ausdruck theils 
die proconsularische, theils die Imperatorentitulatur, welche beide die 
kaiserliche Militärgewalt in genügender Weise zum Ausdruck brachten. 
Die erstere indess eignete wegen ihrer Beschränkung auf die Neben- 
gebiete zu titularer Verwendung sich nicht und ist daher von den 
früheren Kaisem titular überhaupt nicht , von den späteren von 
Traianus an nur dann geführt worden, wenn sie ausserhalb Italien 
verweilten. Aber auch die allgemeine Fühnuig des Imperatortitels 
gab insofern Anstoss, als das republikanische Princip des Ausschlusses 
des militärischen Imperium von Rom und Italien auch in der augusti- 
schen Verfassung festgehalten ward. Um das Commandn, das that- 
sftchlich das Wesen des Principats in sich schloss, weder ohne Aus- 
druck zu lassen noch verfassungswidrig zum Ausdruck zu bringen, hat 
der Stifter der Monarchie schon in den ersten Stadien seiner politischen 
Laufbahn den Imperatortitel seines Adoptivvaters als Erbnamen be- 
handelt und ihn unter Abwerfimg seines eigentlichen als Vornamen 
gefuhrt, worin seine Nachfolger, soweit sie sich nicht, wie insbesondere 
Tiberius that, der feldherrlichen Benennung Überhaupt enthielten, ihm 
gefolgt sind. — Ausser diesen beiden Amtstiteln und dem von den 
meisten Henschem, wenn auch häufig nicht von Anfang ihres Regi- 
ments an geführten Ehrenprädicat „Vater des Vaterlandes" werden von 
den republikanischen PriesterthUmem und Aemtem, die der Kaiser aber> 
mmmt, die vornehmeren, insbesondere der Oberpontifieat, das Consulat, 
die Censur und die Feldhermacclamationen auch von dem Kaiser, 
und zwar nach der Weise dieser Epoche die Aemter auch nach der 
Niederlegung unverändert, in der Titulatur gefuhrt. 

Wenden wir uns zu der Frage, in welcher Weise die monarchische 
Gewalt erworben wird, so tritt auch hier wieder die die gesammte 
Institution beherrschende Doppel competenz uns entgegen. Die Ge- 
winnung des Comniandos und diejenige der tribunicischen Gewalt fallen 
nicht nothwendig zusammen ; wenn sie aber getrennt erworben werden, 
so geht die erstere nothwendig vorauf und es besteht das monarchische 
Commando ohne die tribunicische Gewalt, nicht aber diese ohne Com- 
mando. Auf jenes hat die Magistratscreirung nach republikanischer 
Ordnung keine Anwendung gefunden; vielmehr lehnt die Gewinnung 
des monarchischen Imperium äusseriich sich an diejenige Form ui, 
duKh welche der republikanische Oberbeamte den Imperatorentitel 
erhält, das ist thatsächlich entweder durch Zuruf der Truppen oder 
nach Aufforderung des Senats, rechtlich nach eigener freier, durch 
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die bezeichneten Acte lediglich gerechtfertigter Willkür. Aber wenn 
nach der republikanischen Ordnung auf diesem Wege nicht das Com- 
mando erworben, sondern nur der Amtstitel geändert wird, so öber- 
nitnmt nach der oeuen monarchischen auf die gleiche Weise ein 
jeder, an den eine solche Aufforderung gerichtet und von dem sie 
aufgenommen wird, auch der amtlose Private das im ganzen Reich 
jedes andere ausschliessende Commando. Wohl wird dieses Imperium 
gedacht als hervorgehend aus dem Volkswillen; aber es drückt sich 
dieser dabei aus nicht in der geordneten Form der Comitien, sondern das 
Volk wird hier reprasentirt sei es durch das Heer oder einen beliebigen 
Heertheii, sei es durch den Gemeinderath. Hiemit wird also jede 
Auflehnung gegen den derzeitigen Inbal)er der Gewalt insoweit l^ali- 
Birt, dass für die Rechts- vielmehr die Machtfrage eintritt ; folgerichtig 
aber ist diese staatsrechtliche Theorie, und die Geschichte des Princi- 
pats ist ihr praktischer Ausdruck. Legitim ist jeder, der zum Augustus 
angerufen wird, wenn er auch nur vorübergehend zum Besitz der 
Macht gelangt, Galba ebenso wie Nero, Otho und Vitellius nicht 
minder als Galba. Die römische Logik verschmäht die Illusionen. 
Selbstverständlich macht das Bestreben sich geltend den Conse- 
quenzen dieser selbstmörderischen monarchischen Succession praktisch 
einigermassen dadurch auszuweichen, dass der zeitige Monarcli für 
den Todesfall die Succession sichert; aber auch dies wird dadurch 
erschwert oder vielmehr verhindert, dass die Besetzung der höchsten 
Stelle rechtlich nicht anticipirt werden kann. Der in der Uebernahme 
des Imperium sich offenbarende Volkswille wirkt nothwendig unmittel- 
bar. Designation des Nachfolgers ist bei dem Principat nicht einmal 
in der Form zul&ssig, dass der Princeps bei seinen Lebzeiten 
die Kachfolge feststellt; die dem Principat mangelnde Continuität 
schloss nicht die Wiederbesetzung aus, wohl aber deren Anti- 
cipation. Dennoch hat die dynastische Tendenz, welche bei der Be- 
grQndung des Principats durch den Sohn des gewaltigen Caesar so 
mächtig mitgewirkt hatte, nicht bloss in dem Kaiserhause selbst, son* 
dem auch bei den Getreuen der Monarchie dazu geführt, dass die 
Kachfolge des Vaters von Rechtswegen dem Sohne zu gebühren schieo, 
und weiter, bei dem häufig eintretenden Fehlen leiblicher Söhne des 
Princeps und bei der nach römischer Sitte allgemein zulässigen Adop- 
tion, in dieser eigentlich privatrecbtlichen Form zur factischen Wahl des 
Nachfolgers durch den Voi^nger im Principat Selbst wenn ein Kaiser 
mit Hinterlassung mehrerer Descendenten gleichen Grades starb, ist 
die Bestimmung des Haupterben in seinem Testament gewissermassen 
als Präsentation fQr die Nachfolge auch in der Regierung aufgefasst 
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worden, wobei allerdings die enpe Verknüpfung des kaiserlichen PrivRt- 
Termögens und der kiiiserlichen Herrscherstellung mitgewirkt haben wird. 
Hadrian hat daun, wie schon ^est^ ward, fttr die Bestimmui^ lies 
zeitigen Herrschers hinsichtlich der Nachfolge einen formellen Aus- 
druck festgestellt in der Beilegung des CaesamameDS. Aber alle diese 
Auffassungen und Aeusserungen haben keinen weiteren Werth als die 
Constatining der Ansicht und der Absicht des zeitigen Herrschers 
über den Regierungswechsel und ändern nichts an der Rechtsregel, 
dass die Fixirung der Succession nicht anticipirt werden kann. Es 
erstreckt sich dies sogar, wie weiterhin zu zeigen sein wird, auf die 
Uebertragung der nominellen Mitregentachaft. Abgesehen von der 
formell möglichen, aber dem Wesen der Monarchie zuwider laufenden 
und erst spät zur Anwendung gelangenden Sammtherrschaft giebt es 
keinen Rechtsweg die Succession in dem römischen Principat vorweg 
festzustellen. 
i^'to?^^ Im Gegensatz zu dem militftrischen Imperium wird die tribunicische 
«i.«Q.wait. Gewalt, ihrem bürgerlichen Charakter entsprechend, auf Grund der 
für diese Epoche überhaupt feststehenden legislatorischen Initiative 
des Senats durch die Comitien dem neuen Herrscher übertragen. Auch 
diesem Act aber fehlt diejenige rechtliche Continuität, welche das 
Kennzeichen der ordentlichen Magistratur ist und selbst bei den nicht 
Btftndigen Aemtem, wie Censur und Dictatur, eingehalten wird. Viel- 
mehr folgt derselbe der fur die ausserordentliche ßeamtenemennung 
geltenden Norm: die gesetzliche Feststellung der Competenz und der 
Wahlact, aus welchen diese sich zusammensetzt, werden, wie dies 
ausnahmsweise auch in republikanischer Zeit geschehen ist (S. 186), 
hier zu einem Act zusammengefasst Indem der Senat für jede ein- 
zelne Ernennung die Competenz zu normiren hatte, war die Handhabe 
gegeben mit dem an sich wenig bestimmten Begriff der tribunicischeu 
Gewalt beliebige Specialclauseln zu verknüpfen; und wahrscheinlich 
sind diejenigen kaiserlichen Befugnisse, die nicht geradezu aus dem 
Imperium resultirten, auf diesem Wege legaiisirt worden. Anticipation 
übrigens ist bei der Uebertragung der tribunicischeu Gewalt ebenso 
ausgeschlossen wie bei deijenigen des Imperium; der Antrag ridttet 
sich immer auf sofortige Uebemahme dieser Amtsgewalt. 
Atttita- Ausser diesen beiden dem neuen Herrscher die militärische und 

''ff"£fJ-'' "^'^ bürgerliche Obergewalt verleihenden Acten werden für die In- 
>*"■"- stallation desselben in den Vollbesitz seiner Macht- und Ehrenstellung 
weiter gefordert die durch die dafür bestimmten Comitien zu voll- 
ziehende Wahi zum Oberpontifex , die Uebemahme des ordentlichen 
Consulats an dem auf den Antiitt nächstfolgenden 1. Januar und der 
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Eintritt in B&mmtlicbe angesebeDe sacrale Collegien. Die auf diesem 
W^e ihm erwachgenden Befugnisse sind, obwohl factiscfa ständig, doch 
rechtlich mit dem Principat nur personal verknüpft, welche Verbindung 
allerdings namentlich bei dem Oberpontificat auch politisch ins Ge- 
wicht fttlt. 

Eine rechtlich fixirte Qualification für deu Principat wird durch Aaueuw 
die oben bezeichnete Bestellungsform ausgeschlossen; es giebt daftlr tinunonn^ 
keine Altersgrenze und es hat an Versuchen nicht gefehlt Frauen zu 
dieser Stellung zu erheben. Dennoch verdient es erwähnt zu werden, 
dafis der Principat aus dem alten Adel hervorgegangen ist und dase, 
als nach dem Ausgang der Julier und der Claadier Plebejer dazu ge 
langten, diesen mit dein Amt auch der Patriciat verliehen wurde. 
Dem senatorischen Kreise sind die Kaiser der ersten zwei Jahr- 
hunderte ohne Ausnahme entnommen worden ; der erste aus dem Hitter- 
stand hervonfegaDgene ist M. Opellius Macrinus (217 n. Cb.). 

Die lebenslängliche Dauer des Amtes gehört zu seinem Wesen ; ^^jör«- 
weder das Imperium noch die tribunicische Gewalt sind jemals mit 
Endtermin abertragen worden. Dass ein wichtiger Bestandtheil der 
kaiserlichen Gewalt, die unmittelbare Verwaltung der kaiserlichen 
Provinzen zunächst in dieser Weise tlbernommen ward, gilt nur fßr 
die augustische Regierung selbst, und auch für diese nur formell, da 
diese Verwaltung ständig prolongirt ward. Allerdings aber liegt es in 
dem Gesagten, dass der Principat ausser durch den Rücktritt und den 
Tod des Inhabers auch dadurch beendigt werden kann, dass ein 
anderer sich zum Machthaber aufwirft und thatsflchlieh die Oberhand 
gewinnt; wie der durch die Truppen oder den Senat manifestirte 
Volkswille den Kaiser bestellt, so kann er auch durch die gleichen 
Organe abgesetzt werden; eine andere Legitimität als die der That- 
sächlichkeit bat der Principat nicht entwickelt. 

Die kaiserlichen Ehrenrechte und Insignien sind im Allgemeinen ki»i"«ii»^ 
diejenigen der republikanischen Magistratur. Die persönliche Unver- 
letzlichkeit und der von den Soldaten geforderte Treueid sind wesent- 
lich schon in den früheren Ordnungen enthalten; neu ist nm' die durch 
die dynastische Tendenz der Institution gegebene Erstveckung beider 
auf das Kaiserhaus. Gleich dem Consul trägt der Princeps als Amts- 
gewand die Toga mit dem Purpuisaum. Die Zahl der Lictoren ist 
unter den früheren Herrschern die consutarische; ei-st Domitian hat 
sie nach dem Muster der sullaniscben Dictatur verdoppelt. Als Amts- 
sitz dient dem Kaiser wie dem Cousul der curulische Sessel ; nur 
kommt ihm, wenn er mit den Consuln zusammen öffentlich erscheint, 
der Mittelplatz zu. Unter den dem Princeps eigenthUmlichen Ehren- 
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rechten verdienen Erwähnung die Ftthrang des Ixirbcerkranzee und 
die Bezeichnung der MQnzen mit seinem Bilde, welche beide von dem 
Dictator Caesar auf die Kaiser übergegangen sind. Neben diesen dem 
bürgerlichen Regiment angehörigen Auszeichnungen fQhrt der Kaiser 
auch die feldherrlichen, insbesondere den Degen und die rothe Feld- 
hermschilrpe. Insofern das Gommando dem provinzialen Amtkreis 
angehört, sind diese Insignien in Rom und Italien nicht am Platz; 
da aber der Kaiser daselbst von seiner Garde umgeben und sein Gom- 
mando nicht unbedingt auf die Provinzen beschränkt ist, so macht 
mehr und mehr auch hier der Offizier sich geltend und namenüich 
in der sinkenden Kaiserzeit wird die bürgerliche Amtstracht durch 
Kugaiad» jenen Feldhermpurpur in den Hintergrund gedrängt. Die Behandlung 
EpomTDiK. jg^ piponyniie ist charakteristisch für die unvollkommene Durchführung 
der monarchischen Idee in dem römischen Principat. Eine Zählung 
der Regierungsjahre ist in Anknüpfung an die tribunicische Gewalt 
schon unter Augustus eingetreten, aber der Muth sie an die Stelle 
der consularischen zu setzen hat ihm wie seinen Nachfolgern versagt 
Mitgewirkt hat dabei zunächst der dem Principat anhaftende Mangel 
der rechtlichen Continuität und der dadurch herbeigeführte mit dem 
Wechsel der Regenten wechselnde Jahranf&ng; aber auch nachdem 
unter Nerva und Traianus die römischen Regierungsjahre an dem für 
den Amtsantritt der Tribüne bestimmten 10. Dec. (S. 170) ein festes 
Neiyahr erhalten hatten und sie so gut wie die Af^ptischen Ei)aigs- 
jahre zur Jahrbezeichnung verwendet werden konnten, hat dennoch 
die schwerfällige Jahrbezeichnung nach den Consuln des 1. Januar, 
so zu sagen der rechtliche Ausdruck des formalen Fortbestehens der 
Republik, sich die ganze Kaiserzeit hindurch im Reichsgebrauch be- 
hauptet und nur in den ehemaligen Staaten der Seteukiden |und 
der Lagiden die provinziate Jahrbezeichnung sich an deren kaiserliche 
Nachfolger angeschlossen. Das tribunicisdie Kaiseijahr bleibt im prak- 
tischen Gebrauch beschränkt auf die Kaisertitulatur. 

Die dem Principat beigelegte Amtsgewalt ist, wie dies schon 
mehrfach hervorgehoben worden ist, theila militärisches Gommando, 
theils eine boi^erfiche Machtstellung, wozu allerdings noch zahlreiche 
axia dem Begriff des Imperium nicht zu entwickelnde und auch mit 
der tribunicischen Gewalt wahrscheinlich nur ftusseriich verknüpfte Be- 
fugnisse hinzutreten. Indem für das Eingreifen des Principats in die 
einzelnen Zweige des Regiments auf das folgende Buch verwiesen 
wird, sollen hier die Grundzüge jener Doppelcompetenz zusammen- 
^ gefasst werden. 

Das kaiserliche Imperium ist oi^nisch entwickelt aus der repuUi- 
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hanischen Statthalterschaft, wie es denn auch mit deren Titulatur als 
proconsulariscbe Gewalt bezeichnet zu weideo pflegt. Die CoUegialität 
ist bei der Statthalterschaft der Republik principiell ausgeschlossen; 
die Annuität hat bei ihr in Folge des Gebrauchs und des Missbrauchs 
der Prorogation nur unvollkomnien functionirt. Die langjährigen 
mehrere Provinzen gleichzeitig umfassenden und den Statthalter von 
dem Verweilen in seinem Sprengel mehr oder minder dispensirenden 
Provinzialcommandos der letzten republlkEmischen Decennien und mehr 
noch die derselben Epoche angebörigen das gesammte Mittelmeergebiet 
um&ssenden ausserordentlichen Militärcoinmandos gegen die Piraterie 
mit ihren Hülfebeamten magistratischer Qualification (S. 151. 188) stehen 
bereits dem kaiserlichen Imperium bei weitem näher als demjenigen 
des ursprünglichen Prfttors von Sicilien. Insofern ist das kaiserliche 
Imperium, obwohl aus der Statthalterschaft der Republik hervor- 
gegangen, doch in seiner Ausgestaltung eine Neubildung. Abgesehen 
von der Perpetuitftt des Amtes und der bei dieser seiner Form selbst- 
verständlichen örtlichen Befreiung von der Vorschrift, dass der Inhaber 
des Lnperium, um es auszuttben, sich innerhalb seines Sprengeis be- 
finden muss, ist dasselbe qualitativ nach drei Richtungen hin gesteigert: 
durch die Erstreckung auf das gesammte ausseritalische Gebiet (im- 
perium inßnitum), während das republikanische Imperium durchaus 
örtlich b^renzt ist; durch die Ueberlegenheit über jedes andere 
Imperium bei eintretender CoUision (imperium maius), während unter 
den ordentlichen Imperien der späteren Republik in Folge ihrer Be- 
grenzung die Gollision principiell ausgeschlossen war; durch den 
ausschliesslichen Besitz eigener Truppen, indem sämmtliche Reichs- 
truppen auf den Namen des Princeps vereidigt sind, während in 
republikanischer Zeit jeder Statthalter sein eigenes Heer hat oder 
doch haben kann. Die Schranke, dass Rom und Italien dem mili- 
tärischen Imperium nicht unterliegen, ist für das kaiserliche Imperium 
ebenfalls massgebend und auch praktisch von grossem Einfluss ge- 
blieben, wenn gleich sie dadurch eingeengt wird, dass der regelmässig 
in Rom verweilende Princeps nicht ohne Leibwache und Italien bei 
seiner Lage nicht ohne Kriegshäfen bleiben konnte. Aber von der 
Garde und den beiden Flotten abgesehen, ist Italien bis zum Anfang 
des S. Jahrb. d. Gh. nicht mit Truppen belegt wordeu. Formelle Aus- 
schliesslichkeit kommt der kaiserlichen allgemeinen proconsularischen 
Gewalt nicht zu; vielmehr bleibt das Commando einem jeden der 
Proconsuln in seinem Bezirke. Aber da der Proconsul nicht bloss ein 
schwächeres Imperium hat als der Kaiser, sondern auch die eigenen 
Trappen ihm fehlen und er für sein militärisches Imperium auf 



-cbv Google 



200 Dritt«8 Bach. Die einzelnen Äemter. 

geliehene kaiserliche Soldaten aogewiesen ist, ist dies specielle Im- 
perium von Haus aus ohne Bedeutung und wird sehr bald ein leerer 
Name. — Dabei hat noch eine andere Steigerung der kaiserlichen 
Befugnisse wesentlich eingegrilFen. Nadi der ursprünglichen ai^u- 
stischen Ordnung sollten sämmtliche Reichsprovinzen für Jurisdiction 
und Administration dem Senat und den aus der Consuln- und 
Prätorenwahl hervorgehenden Statthaltern unterstellt werden, während 
die in denselben stationirten Trappen dem Princeps unterstanden. 
Bis weiter indess behielt der Kaiser mehrere derselben in eigener 
Verwaltung und dieses Provisorium wurde nicht bloss zum Definitinun, 
sondern es wurde in kurzer Zeit durch Vertauschungen und andere 
Manipulationen bewirkt, dass alle mit Truppen belegten Provinzen 
auch unter unmittelbare kaiserliche Verwaltung traten , womit jenes 
formale Doppelcommando des Kaisers und des Proconsuls b^eitigt war 
und das kaiserliche Commando zu voller Ausschliesslichkeit gelangte- 
Wie weit aber auch die Befugnisse desselben sich erstreckten, muss 
dasselbe dennoch, namentlich mit Rücksicht auf die Ausnahmestellung 
Italiens, als ein gesetzlich begrenztes bezeichnet werden und es ist 
wesentlich schwächer als dasjenige, welches aus Caesars Dtctatur sich 
hätte entwickeln müssen, 
in^u d« Auch die tribunicische Gewalt des Kaisers knüpft wohl an an 

■chmüewiiL den republikanischen Volkstrihuuat, ist aber wie titular so auch quali- 
tativ eine neue zuerst dem Dictator Caesar und sodann dem Augustus 
und seinen Nachfolgern durch Volksschluss übertragene Beftigniss. 
Die zeitlichen, örtlichen und collegialischen Schranken, welche dem 
VolkstribuD gesetzt sind, fallen bei ihr ebenso hinweg wie der Aus- 
schluss des Patriciei-s und ihr Inhaber niuss bei Collision mit dem Volks- 
tribun diesem überlegen gewesen sein. Sie eignete sich zum Ausdruck 
der neuen b&t^erlicben Obergewalt theils durch die dem Volkstribunat 
anhaftende eminente und demokratisch geheiligte UnverletzUchkeit, 
theils durch die ideale Au%abe des Volkstribuns ohne unmittelbare und 
stetige Amtsthätigkeit als ständiger Beschützer der Verfassung der 
Gemeinde sowohl wie der Rechte des einzelnen Büi^ers überall als 
höchstes Gorrectiv, gewissermassen als verfassungsmässige Ausnahme' 
gewalt einzugreifen. Von den ausser dem Recht der Intercession darin 
enthaltenen oberamtlichen Befugnissen kam für den Princeps nur etwa 
die der Verhandlung mit der Plebs und dem Senat in Betracht. Aber 
es ist schon darauf hingewiesen wonlen (S. 196), dass was unter dem 
Namen der tribunicischen Gewalt dem Princeps übertragen ward, durch 
die dem Vollmachtsgesetz einverleibten Specialclauseln weit hinausging 
Ober die aus dem alten Tribunat herzuleitenden Rechte. Erwieseaer- 
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ist dae Recht des Princeps Krieg, Frieden und Vertrag zu 
schliessen auf diesem Wege legaiisirt worden und dasselbe gilt wahr- 
scheinlich von der obersten Grimioal- und Civiljudication und von zahl- 
reichen anderen Befugnissen , wobei die Regel, dass jede einem Prin- 
ceps als solchem übertragene Befugniss fOr alle Nachfolger in Kraft 
bleibt, wohl schon früh zur Geltung gekommen ist. In dieser TJeber- 
sicht kann auf dergleichen Festsetzungen nicht weiter eingegangen 
werden; die wichtigeren derselben werden ihren Platz im folgenden 
Buch finden. 

Wichtiger in diesem Zusammenhang als die Aufrählung einzelner l 

poEätiver Befugnisse des Kaisers ist der Hinweis darauf, dass die Ge- »im dun 
meinde ihre souveränen Rechte, namentlich die Beamtenemennung ""'' 
und die Gesetzgebung keineswegs verloren, sondern der Kaiser nur in 
rechtlich festen Grenzen in dieselben eingegriffen hat. Die Beamten- 
emennung ist unter dem Principat principiell von der BUi^erschaft 
oder dem derzeitigen Repräsentanten derselben, dem Senat vollzogen 
worden, so weit nicht specielle Ausnahmen gemacht worden sind (Buch 5 
Absebn. 5), In gleicher Weise wird die allgemeine Gesetzgebui^ von 
den Comitien und späterhin von dem Senat gehandhabt. Auch die 
Privilegienertheilung steht von Rechtswegen bei dem Senat; in diese 
freilich haben die Kaiser seit dem letzten Flavier vielfach eingegriffen 
und dieselbe mehr und mehr an sich gezogen. Nur die Mitwirkung 
des Senats und der Comitien bei Kriegserklärung und Staatsvertrag 
nahm mit dem Principat ein Ende, und weiter wird diejenige Gesetz- 
gebung, welche die Comitien der Bepublik einzelnen Beamten zu 
delegiren pflegten , insbesondere die Ertheilung des Bürgerrechts und 
des Stadtrechts, jetzt allgemein und ausschliesslich vom Princeps geübt. 

Es bleibt noch übrig die neben dem Principat erscheinende un- 
gleiche Collegialitat, die der kaiserlichen analoge, aber nachstehende 
Amtsstellung , die MitherrschafC , so nie die gleiche Goltegialität im 
Principat, die Sammtherrschaft zu erörtern. 

Die ungleiche Collegialitat im Principat, die Mitherrschaft, wie wir smndi« 
sie in Ermangelung einer allgemeinen Benennung bezeichnen, ist mit ihm bMnciutt. 
zugleich aufgetreten, trägt aber noch in stärkerem Sinne als der Principat 
selbst den Charakter der ausserordentlichen Magistratur, insofern ihr 
Eintreten von den jeweiligen Verhältnissen abhängt und ihr Fehlen nicht 
als Vacanz erscheint. Es fehlt ihr auch an einer allgemein gültigen 
Norm; sie besteht in der Beilegung einer der beiden wesentlichen 
Bestandtbeile der Kaisergewalt, der proconsularischen oder der tribu- 
nicischen oder auch beider vereinigt, aber uuter allen Umständen mit 
Unterordnung unter den Prineeps, wobei überdies die mit jenen Attri- 
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butionen verbundene Competenz allem AnscheiD nach in jedem ein- 
zelnen Fall specieller Nonnining unterlegen hat. Die HerbeifOhning 
einer solchea Stellung und die Festsetzung der ihr zuzutbeilenden Be- 
fugnisse hängt der Sache nach selbstverständlich von dem Willen des 
Princeps abj formell scheint bei der proconsularischen Gewalt, da das 
Imperium selbst dafür keine Handhabe bietet, der souveräne Senat den 
Kaiser zu deren Ertheilung bevollmächtigt zu haben, während die 
tribunicische Gewalt des Kaisers vermuthlich mit dem verschollenen 
tribunicischen Cooptationsrecht ausgestattet ward. Die bei dem Prin- 
cipat ausgeschlossene zeitliche Begrenzung ist hier vorgekommen so- 
wohl für den Anfang der secundären Gewalt in der Form der DesignatioD 
wie fttr ihre Beendigung in der Verleihung auf Zeit. Die zum Wesen 
des Principats gehörige Verbindung der beiden Gewalten ist hier 
facultativ: bis auf Severus werden sie r^elmässig gesondert verliehen 
und zwar in der Weise , dass das proconsularische Imperium als das 
geringere gilt und gewöhnlich die Vorstufe bildet fßr die Verleihung 
der secundären tribunicischen Gewalt Von da an scheint das pro- 
consularische Imperium für sich allein nicht mehr vergeben worden 
zu sein-, die Nebenherrscher des dritten Jahrhunderts treten durchaus 
auf als Inhaber der tribunicischen die proconsularische anscheinend 
einscbliesseuden Gewalt. Dem Inhalte nach haben diese secundären 
Stellungen mit der des Princeps wohl die Beseitigung der Annuität und 
die Erstreckung auf das gesammte Reichsgebiet gemein und scheiden 
sich insofern prindpiell von der gewöhnlichen Magistratur; der In- 
haber der secundären proconsularisdien Gewalt hat eigenes Commando, 
derjenige der tribunicischen das Recht den Senat zu berufen. Aber 
wie beiden weder der Principat noch der Augustusname zukommt und 
selbst die Benennung Imperator ihnen nur in einzelnen Fallen bei- 
gelegt worden ist, haben sie auch an den eigentlichen Katserrechten 
keinen Antheil. Eigene Truppen hat ein solcher Nebenherrscher so 
wenig wie der senatorische Proconsul; in den kfüserlichen Erlassen 
wird er in der besseren Kaiserzeit nicht mit genannt; an der Verwal- 
tung der kwserlichen Provinzen, an der Ernennung der kaiserlichen 
Beamten, an der Gerichtsbarkeit, an Kriegführung und Friedensschluss 
hat er von Rechtswegen keinen Antheil. Freilich kann mit dieser 
Stellui^ ein wirklicher Antheil an dem Reichsregiment verbunden sein ; 
in dieser Gestalt ist die Institution zuerst bei Augustus und Agrippa 
ins Leben getreten und auch im dritten Jahrh. n. Ch. ist sie zuweilen 
in gleicher Weise verwendet worden. Aber dazu genügt die Stellung 
selbst keineswegs, sondern es müssen die besonderen Mandate hinzu- 
treten. In der That ist bereits seit der späteren Zeit des Ai^rustus 
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der politische Zweck dieser Institution vielmehr die möglichste Siche- 
TUDg der Nachfolge durch CreiruDg eines nominellen obersten Herr- 
schaftsgehfilfen und Hen»:baftsgenoBsen. Darum nehmen diese Neben- 
herrscber thats&chlich Ubei'wiegend die Stellung machtloser Kronprinzen 
ein und die der InstitutioD des Principats an sich fremde dynastische 
Tendenz gelangt vorzugsweise in dieser secundären Herrschergewalt 
zum Ausdruck. Allerdings war eine derart^e Greirung nicht mehr als 
eine Anwartschaft, genau genommen die formelle Aeusserung des der- 
zeitigen Herrschei-s über die von ihm gewünschte Nachfolge und es 
ist schon darauf hingewiesen worden, dass bei Erledigung der Herr- 
schaft der nominelle Mitregent keineswegs von Rechtswegen succedirt. 
Thats&chlich indess ist die Uebertragung des Principats in der Regel 
durch diesen vorbereitenden Act bestimmt worden. 

Wenn die ungleiche Coll^alitÄt, wie sie eben dai^elegt worden i,^i;SSrfi. 
ist, dem Wesen der Monarchie keinen Abbruch tbut, so läuft dagegen 
die gleiche ColieRialitfit, obwohl sie formell bei dem Principat ebenso 
herbeigeführt werden kann wie einstmals bei dem Königthum und hei 
der Dictatur, dem WesMi desselben zuwider. Eingetreten ist dieselbe, 
obwohl schon Augustus sie ins Auge gefasst zu haben scheint, erst 
im J. 161, indem damals nach Pins Tode der von diesem in Aussicht 
genommene Nachfolger Marcus die Regierung übernahm unter 6ei- 
gesellui^ des Bruders zu gleicher Machtbefugniss, weiter einige Jahre 
später derselbe nach des Bruders frühem Tode seinem unmOndigen 
Sohn die gleiche Stellung übertrug. Ueberwiegend in der letzteren 
Gestalt, wo der eine der beiden Sammtherrscher durch seine Jugend 
von wirklichem Antheil am Regiment ausgeschlossen, ihm aber für den 
Fall der Erledigung der Thron formell gesichert ist, ist die Institution 
in vordiocletianischer Zeit zur Anwendung gekommen und hat in- 
soweit nach beiden Seiten hin ihren Zweck erfilUt, die Einheitlichkeit 
des Regiments nicht aufgehoben und den Regierungswechsel geordnet 
Aber dass bei ernstlicher Gleichheit der Herrscher die Sammtherrschaft 
entweder zum Bürgerkrieg oder zur Reichstheilung führt, erwies schon 
die Katastrophe nach Severus Tode, und in der nachdiocletianischen 
Epoche ist die Auflösung des R&merreichs zunächst durch das effectiv 
gleiche Sammtregiment herbeigeföhrt worden. 
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Die republikanische Magistratur bleibt principiell auch unter dem 
Kaiser in Function: das kaiserliche Rom wird verwaltet von seinen 
Consuln, Pratoren und Aedilen, das kaiserliche Italien von seinen 
Municipalitäten , ein beträchtlicher Theil der Provinzen auch in der 
Kaiserzeit von den Proconsutn und ihren Quästoren und die Ober- 
leitung bleibt in allen diesen Kreisen dem Senat. Thatsächlich aber 
macht das Eingreifen des neuen Staatsoberhaupts nach allen Seiten 
hin sich geltend, theils durch seine persönliche Thätigkeit, theils durch 
diejenige seiner QehUlfen und Diener. 

!• Dem persönlichen Handlungskreis des Herrschers gehören an die 

;. kaiserliche Reichsfeldherrnthätigkeit, der kaiserliche Vorsitz im Senat, 
das Kaisergericht, die kaiserliche legislatorische Initiative, die kaiser- 
lichen Constitutionen. Diese kaiserlichen Regierungshandlungen treten 
nach aussen hin als personale auf und die dabei verwendete HDlfe- 
thätigkeit entzieht sich der Darstellung. Die lieiden dem Kaiser wie 
dem Gonsul dieser Epoche beigegebenen Quästoren (quaesiores AuffusH) 
haben wohl gleichsam als Civil aijjutanten ihn bei seiner haupt- 
städtischen Amtsthätigkeit unterstützt, aber eine feste Compet«nz 
läsEt auch fUr sie sich nicht erweisen. Die alte römische Sitte vor 

i. wichtigen Entscheidungen geeignete Berather zu berufen und deren 
Meinung zu hören (S. 151) ist fttr politische Fragen wohl voröber- 
geheud unter besonderen Verhältnissen zur Anwendung gekommen, 
aber als feste Einrichtung hat ein politischer Staatsrath nicht be- 
standen. Nur fQr das Kaisergericht und auch hier erst seit Hadrian 
ist ein festes Consilium gebildet worden, in welches angesehene Männer 
und insbesondere namhafte Rechtsgelehrte berufen wurden, um unter 
dem Vorsitz des Kaisers oder eines Vertreters desselben die an diese 
höchste Stelle gelangenden Rechtssachen zu behandeln. Dagegen ist das 
mittelbare kaiserliche Regiment, die von den Gehalfen und Dienern des 
Princeps ausgeßbte öffentliche Thätigkeit hier eingehender zu entwickeln. 

>D Die kaiserlichen Unterbeamten sind theils Gebülfen bei dem 
, der Verwaltung und der Jurisdiction, theils Hausdiener. 
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Die der ersten Kategorie Verden durchaus den beiden privil^rten 
Sunden entnommen und auch innerhalb derselben ist die Qualification 
fest abgegrenzt, wodurch das kaiserliche Recht der GehUlfenbestellung 
in energischer Weise gebunden und insbesondere das Senatsre^pmeot 
weniger beschränkt wird als durchgeföhrt. 

In der hauptstädtischen Verwaltung haben NichtSenatoren, von Hupt- 
den bei der kaiserlichen I-eibgarde und bei der städtischen Lösch- virnitDi«. 
mannschaft fiingirenden Offizieren und von dem mit der BeschafFimg 
des für die Hauptstadt erforderlichen Getreides betrauten Fiuanz- 
beamten al^esehen, amtliche Thätigkeit unter dem Principat nicht 
au^eobt. Die neuen für hauptstädtische Gescbäße vom Kaiser er- 
Dannteo Beamten werden durchgängig aus dem Senat ausgewählt 
und auch die ihnen zugegebenen Subalternen nicht dem kaiserlichen 
Gesinde entnommen, sondern nach dem republikanischen Muster 
geordnet. Die Reichskasse blieb zunächst unter der Verwaltung der 
republikanischen Magistrate ; erst Nero nahm sie diesen ah und stellte 
sie unter eine Vorstcherschaft kaiserlicher Ernennung. Augustus war füler- 
dings damit schon insofern vorangegangen, als er bei Einführung neuer 
Steuern eine zweite Reichshauptkasse (aerarium militare) mit kaiser- 
licher Vorstandschaft eingerichtet hatte. Es wird darauf bei dem 
Finanzwesen (Buch 4 Abschn. 5) zurückzukommen sein. 

Das Verpfl^ungswesen der Hauptstadt nahm Augustus, insoweit v*r- 
es sich dabei um die Beschaffung der Vorräthe handelt«, wie so eben i™™. 
gesagt ward, auf seine Hauskasse und entzog sie damit der senatorischen 
Verwaltung. Aber die Vertheilung des Getreides wurde durch eine 
nach den republikanischen Kegeln bestellte und geordnete Magistratur 
beschafft. 

Das städtische Bauwesen und die Fürsorge ftlr die italischen n»*««. 
Landstrassen, beide seit dem Verfall der Censur verwaist, wurden den 
Curatoren für die städtischen Gebäude, ft)r die städtischen Wasser- 
leitungen, fUr die städtischen Kloaken und den Tiberstrom, für die 
itdischen Landstrassen, neuen senatorischen Specialämtem kaiserlicher 



Von wesentlicher auch politischer Wichtigkeit ist die durch Tiberius Poiiwi. 
unter dem Namen der verschollenen Stadtpräfectur ins Werk gesetzte 
Einrichtung eines hauptstädtischen Polizeidirectors, welcher mehr und 
mehr auch die Criminalsacfaen in der Hauptstadt in die Hand bekam 
und allmäblich Überhaupt an die Spitze der haupstädtischen Verwaltung 
gelangte. Diese Institution nahm, obwohl der Präfect selbst nicht 
OMzier war, dadurch einen militärischen Charakter an, dass ihm eine 
anseholiehe Truppe von etwa 5000 Manu zur Verfügung gestellt ward. 
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luiiKk* Bei weitem weniger als in die hauptstädtische hat der Principat 

*" "*" in die Selbstverwaltung der italischen Städte eingegriflfen. Das neue 
Amt fUr die italischen Landstrassen kam mit diesen nur äusserlich in 
Berührung. Erst seit der traianischen Zeit begegnen, ohne Zweifel 
durch die bei jener Selbstverwaltung eingerissenen finanziellen Miss- 
stände herbeigeführt, Aufsichtsbeamte über die Vermögensverwaltung 
anzelDer italischer StAdte, vom Kaiser theils dem Senat, theils der 
Ritterschaft entnommen. 

pMtiDriii- Wenn in Rom und Itaiien der Kaiser nicht kraft seiner militÄrischen 
"'*' Gewalt schaltete, so ruht dage^n sein Antheil am Provinzialr^iment 
durchaus auf dem Imperium oder der proconsularischen Gewalt, und 
seine Gehülfen in diesem Bereich sind, in scharfem Gegegensatz zu 
den italischen, durchgängig Offiziere. Dieselben zerfallen in drei 
Klassen: die kaiserlichen Adjutanten ilegati AugusH) senatonschen 
Standes mit magistratischer Qualität {pro praetore) \ die nicht magi- 
Btratiscben Adjutanten desselben Standes (iegati) und die Ofliziere 
von Ritterrang , die tribimi und praefeeti. Dass ihnen allen eigenes 
Commando fehlt, kommt in der im Gebrauch unserer Adjutantur 
entsprechenden Bezeichnung legatus bei den höheren Kategorien zum 
Ausdruck. Im Wesentlichen ist diese Ordnung der Militärhierarchie 
der Bepublik entlehnt, in welcher der legatus der dem Feldherm 
beigegebene und schon damals häufig, wie in der Kaiserzeit durchaus, 
als Corpschef functionirende Senator ist, der iribtinus und der praefectas 
entweder ein Sammtcommando bei der Legion oder das Einzel- 
commando einer kleineren Truppe führt. 

njgiA»'. Die den Senatoren vorbehaltene magistratische Adjutantur oder 
nach römischer Bezeichnung die legali pro praetore, 7cgeaßevzai xai 
ayriatgÖTr^yoi , welche nach dem Muster der dem Pompeius för den 
Piratenkrieg gewährten Ausstattung (S, 151) dem Kaiser beigegeben 
sind, stehen zu der republikanischen Ordnung in schärferem Gegen- 
satz als irgend eine andere dem Principat angehörige Institution, weil 
damit der Kaiser in die Creirung der Magistratur eingreift und statt 
der Gomitien das Imperium verleiht. Insofern ist es bemerkenswerth, 
dass in der ursprünglichen Gestaltung des Principats diese Kategorie 
bezeichnet wurde als künftig wegfallend; wenn Augustus seiner Ver- 
heissung entsprechend die vorläufig in seiner Verwaltung verbliebeneu 
Provinzen bei Eintritt des vorgesehenen Termins dem Senat zurück- 
gegeben hätte, so wären damit diese Beamten ausser Function ge- 
treten. Dazu aber ist es nicht gekommen und seit Tiberius erscheinen 
diese vom Kaiser besetzten Statthalterschaften als definitive Reichs- 
institution. Der Competenz nach kommt einem solchen Statthalter in 
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Commando, Rechtspflege und Verwaltung volles Statthalterrecht zu 
und die hdberen unter diesen Statthalterschaften, die von Germanien, 
Syrien, Pannonien, Britannien werden, obwohl die Inhaber bloss pro- 
prätorischen Rang haben und im Gegensatz zu den se^ Lietoren 
fahrenden senatorischen Proconsuln nur ßlnf Faaces fUhren, ausscbliess- 
lich mit Gonsularen besetzt, die geringeren wenigstens nicht anders 
als nach der Prätur verwaltet. Thatsäcblich bilden jene jetzt die 
höchsten Staffeln der militärisch-politischen Laufbahn. Die stärksten 
römischen Heere, in der früheren Kaiserzeit bis zu vier Legionen oder 
etwa 40000 Mann, seit Severus allerdings nur bis zu der halben 
Stärke, stehen unter ihrem Commando und wenn der Princeps nicht, 
wie er allerdings eigentlich soll, selber als Reichsfeldherr functionirt, 
so pflegen grossere Reichskriege, so weit nöthig mit Erweiterung der 
Competenz, einem solchen General übertragen zu werden. 

Ebenfalls seuatorische, aber nicht mit megistratischer Befugniss NiaUmui- 
ausgestattete Offiziere sind die kaiserlichen Corpschefs, die legaii i«««!'. 
legionis, regelmässig Prätorier. Die Reichsarmee ist in der Haupt- 
sache in Corps von durchgängig 10000 Mann Stärke eingetheilt, von 
denen die Hälfte auf die Bürgerlegion fällt, die andere Hälfte aus den 
übrigen Reichsangehörigen gebildet wird. Jurisdiction und Provinzial- 
verwaltung haben sie nur daun, wenn eine Prorinz mit einer einzigen 
Legion belegt ist, was in früherer Zeit vermieden wird; wo mehrere 
Iiegionen in derselben Provinz stationirt sind, sind deren Legaten dem 
proprätorischen der ganzen Provinz unterstellt und wie sie sich bei 
der Truppe befinden, sind sie zunächst für das Commando bestimmt, 
obwohl sie nach Auftrag des vorgesetzten Legaten auch für andere 
Gesdiäfte verwendet werden können. In einzelnen kaiserlichen Pro- 
vinzen erscheinen auch Legaten gleichen Ranges und gleicher Unter- 
ordnung unter den der Provinz überhaupt vorgesetzten fOr die 
Handhabui^ der Rechtspflege (legati ivridici) oder, jedoch nicht ständig, 
fQr Revision der Einschätzungen (legati censibus acäpiendis). Es ist 
bezeichnend für den militärischen Charakter des kaiserlichen Provinzial- 
regiments, dass auch diese Civilmandatare den Adjutantentitel führen. 

G^enüber diesen beiden Kategorien, welche etwa unserer Gene- ofaiie» t« 
ralität verglichen werden können, stehen die Offiziere von Ritterrang, 
die sechs Tribüne der Legion und die Tribüne oder Präfecten der 
Anxilien, durchgängig als Einzelführer Abtheilungen von 500 bis 1000 
Mann vorgesetzt. Der Plebejer dieser Epoche (S. 49) darf als solcher 
^n derartiges Commando nicht führen, obwohl der Kaiser ihn durch 
Verleihung des Ritterpferdes jederzeit dazu qualificiren kann; ebenso 
ai^esehlossen von diesen Stellungen ist der Senator, obwohl der 
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junge Mann senatorischen Standes, bevor er in den Senat eintritt, 
r^elmäs8ig derartigen Offiziersdienst thut Der 'Renal nach sind 
diese Offiziere von Ritterrai^ den Offizieren senatorischen Ranges 
untei^eordnet. Aber es werden hiervon Ausnahmen gemacht, die inso- 
fem von politischer Wichtigkeit sind , als darin die Tendenz zu Tage 
tritt die militärischen Vertrauensstellungen ilem senatorischeo Commando 
zu entziehen und sie vielmehr mit Männern von Eitterstand zu be- 
setzen. Es gilt dies zunächst von der in Rom stehenden Leibgarde 
ungefthr von der Stärke eines legionaren Coris: diese wurde nicht als 
Legion fonnirt, sondern es standen die Tribüne ihrer Abtheilun^en anEangs 
unmittelbar unter dem Kaiser, seit den späteren Jahren Au,^sts aber 
unter dem Sammtcommando zweier rechtlich gleich gestellter Offiziere 
von Bitterrang , der praefecti praetorio. Ungefähr gleichzeitict wurde 
die militärisch reorganisirte Löschmannschaft der Hauptstadt einem 
auch dem Ritterstand entnomnienen Befehlshaber (praefeclus i?igibim) 
unterstellt. Die Kriegsflotten in den beiden italischen Meeren wurden 
gleichfalls Offizieren von Rittenang überwiesen. Wenn also, so weit 
in Italien überhaupt militärische Stellungen sich befanden, bei keiner 
derselben ein Mann senatorischen Ranges verwendet ward, so ist bei 
einer Reihe von Königreichen und FfirstenthOmem, die unter dem Prin- 
cipat zum Reiche kamen, dasselbe geschehen und sind sowohl in Aegypten, 
welches kein Senator auch nur betreten durfte, wie auch ia Noricum 
und den sonstigen zunächst an die Alpen grenzenden Landschaften die 
Mitglieder des an dem Reichsrepiraent betheiligten Senats von der 
Statthalterschaft ausgeschlossen worden. Selbstverständlich ist die 
finanzielle oder militärische Wichtigkeit dieser Gebiete dabei bestim- 
mend gewesen; staatsrechtlich wurde dies Verfahren dadurch legalisirt, 
dass sie angesehen wurden als nicht eigentlich oder wenigstens nicht 
sofort mit dem römischen Imperium vereinigt, sondern, gewissermassen 
durch dynastische Succession der römischen Herrscher, in einer Art 
Personalunion mit demselben verknQpfL In diesen ehemaligen König- 
reichen und FürstenthQmem wurden die Befugnisse der Statthalter- 
schaft an die weiterhin zu erwähnenden kaiserlichen Obersteuer- 
einnehmer von Ritterrang pegeben und, so weit diese Statthalterschaften 
mit Truppeu belegt waren, diese demselben unterstellt, in Ägypten, 
das mit Legionen besetzt ward, sogar diese selbst so wie ihre hier 
ebenfalls dem Ritterstand entnommenen Corpschefs. Durch diese 
zahlreichen und wichtigen Ausnahmen wurde die den augustischen 
Ordnungen zu Grunde liegende Regel, dass das Militärcommando in 
höherer Instanz dem Senator zukommt, wesentlich eing^chränkt, bis 
dann im Lauf des dritten Jahrhunderts der Senat allmählich aus allen 
militärischen Stellungen ausgeschieden wird. 
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WeDD die bisher au^efohrten höheren kaiserlichen Geholfen, : 
obwohl nur ausnahmsweise magistratischen Rechte, doch sämnitlich 
als Organe der Magistratur angesehen werden dürfen, so ist auch 
der niedere Kreis der HOlfsthÄtigkeit bei dem kaiserlichen Regiment 
in ähnlichem Sinn geordnet. Insofern diejenige Form der Monarchie, 
welche als Gemeindevertretung gefasst und der Magistratur zugerechnet 
werden darf, sich dadurch charakteriairt, dass sie den personalen Dienst 
bei dem Herrscher von dem Staatsdienst scheidet, so besteht der 
Principat auch in den von ihm verwandten niederen HUlfsleuten 
die Probe und macht den rechten Gegensatz zu dem späteren 
Byzantinismus. Insbesondere macht sich dies im Heerwesen geltend 
und zwar in steigender Pn^ression durch Ausstossung des in den 
Anfimgeo des Principats dabei verwandten Gesindes. Die aus 
unfreien Mannschaften überwiegend germanischer Herkunft gebildete 
für den unmittelbaren Dienst bestimmte berittene Palastwache der 
froheren Herrscher wird seit Traian ersetzt durch eine der Reiterei 
per^nischen Rechts entnommene Elitegarde. Die Mannschaften der 
italischen Flotten, unter den julischen Herrschern kaiserliche Sclaven, 
finden wir schon unter Claudius umgewandelt in eigentliche Soldaten 
und aus den Flotteuführem die kaiserlichen Freigelassenen verbannt 
und dieselben sämmtlich dem RitteiBtand entnommen. Ebenso werden 
hei den kaiserlichen Statthaltern die Subalternen nicht genommen aus 
dem kaiserlichen Gesinde, sondern ohne Ausnahme abcommandirte 
Soldaten dafür verwendet. In steigendem Masse scheinen Hadrians Ver- 
waltungsreformen dem TJehergreifen des Kaisergesindes entgegengewirkt 
zu haben; charakteristisch dafür ist es, dass er die bis dahin von dem 
Gtesinde der Gemeinde auf das kaiserliche übergegangene Ehrenauszeich- 
Dung der Zwetuamigkeit dem letzteren entzog und den Kaisersclaven 
anwies sich gleich dem des Privaten mit einem einzigen Namen zu 
nennen. Es tritt diese auf ZurUckdrängung des Gesindes gerichtete 
Tendenz mit besonderer Schärfe hervor in der Behandlung der kaiser- 
liehen Correspondenz. Der dabei erforderliche Beistand gehört nach der 
Ordnung des römischen Hauswesens zu den Gesindeleistungen und 
wird auch bei der kaiserlichen zunächst überwiegend in dieser Weise 
behandelt, wenn gleich auch Personen besseren Standes, wie unter 
Ai4;uBtus d£r römische Ritter Q. Horatius Flaccus , dazu berufen 
werden konnten. Aber indem allmählich der Gegensatz der amtlichen 
und der privaten Correspondenz sich geltend macht, insbesondere 
die Briefe (episiulae) von den Eingaben {Übelli) geschieden werden, 
tritt das kaiserliche Secretariat aus den personalen Dienstleistungen 
in die amtliche Hülfsthätigkeit Über, und es bezeichnet einen ent- 
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schiedenen Fortschritt, dasB mit Hadiian aus rtiesen GehQlfenstelluugea 
die Freigelaasenen verschwinden und die kaiserlichen Kabinetssecretäre 
fortan fast ohne Ausnahme dem Ritterstand aBpehören. Wohl hat da- 
neben unter Claudius wie unter Domitiau namentlich ia der un- 
mittelbaren Umgebung des Kiüsers das Bedientenregiment gewaltet, 
vie ja denn jede schwache und jede nichtswürdige Regierung durch 
dasselbe gekennzeichnet wird; aber im Grossen und Ganzen tlberwi^ 
die refonnirende Tendenz, und es hat die ehrbare Ordnuni^ in dieser 
Hinsicht sich einigermalsen behauptet, bis mit der, Uebereiedelung 
des Regiments nach dem griechischen Osten der kaiserliche Kammei^ 
diener unter die hohen Staatsbeamten eintrat. 
<- Es bleibt noch Übrig die Hulisthätigkeit bei der kfdserlichen 
" Vermögensverwaltung in ihrer Eigenart zu charakterisiren. Zu Grunde 
liegt dabei einerseits die strenge Scheidung des Staate (populus) und 
des Herrschers (Caesar, fisctis), welcher verm^ensrechtlich durchaus 
als Privater behandelt wird, andererseite der vollständige Ausschluss 
jeder Imanziellen Controlirung des Staateoberhaupts durch eine andere 
staatliche Behörde, ähnlich wie dies zum Wesen der alten Dictatur 
gehört (S. 134). Dies hat dazu geführt, dass die gesammte öfiTent- 
liche Vermögensverwaltung, so weit sie in Einnahme wie in Au^mbe 
dem Staatsoberhaupt zufällt, rechtlich behandelt wird als zuiu kaiser- 
lichen Hauswesen gehörig, und da sowohl die bedeutendsten Aus- 
gaben, insonderheit sämmtliche Aufwendungen fUr das Heer und fUr 
liie Verpflegung der Hauptetadt, unter dieselbe fielen wie auch dem 
entsprechend die wichtigsten Einnahmen entweder an sich schon in die 
kaiserliche Easse flössen, wie namentlich die ä^iyptischen , oder dem 
Kaiser fßr Deckung jener Ausgaben überwiesen werden mussten, so 
hat die kaiserliche Vermögensverwaltung, obwohl formell eine private, 
die der Gemeinde der Sache nach von Haus aus überwogen und im Laufe 
der Zeit die letztere immer mehr in den Hintergrund gedrängt. Nicht 
das Staatsregiment überhaupt, wohl aber das Finanzregiment bildet 
unter dem Principat thatsächlich einen Theil des kaiserlichen Haus- 
wesens. 

Wenn es hiemit angesprochen ist, dass bei den kaiserlichen 
Finanzen das KaiseiK^^nd^ nicht in der Weise principiell ausgeschlossen 
war, wie dies von der Hulfsthätigkeit bei dem Commando und den 
sonstigen formell öfFentlicheu Geschäften der Fall ist, so ist dennoch 
die Hülfethätigkeit auch bei jenen keineswegs den unfreien und halb- 
freien Kaiserleuten ausgeliefert. Wie von den grossen Privathäuseru 
dieser Epoche für die Vermögensverwaltung neben dem Gesinde der 
Geschäftsführer (procurator) verwendet wird und in diesen Stellungen 
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zum Beispiel bei den kaiserlichen Damen selbst Männer von Ritter- 
rang gefunrien werden, so ist noch entschiedener die kaiserliche Ver- 
mfigensverwaltuDR von Haus aus so !!;eordnet worden, dass, da die 
Senatoren selbstverständlich bei derselben nicht hetheiligt werden 
konnten, alle der Öffentlichen Thätigkeit angehörigen Stellungen mit 
MäDoeni vom Ritterstand besetzt wurden und insbesondere, so weit 
diese Verwaltung; mit den Borgern in Bertlhrung kam, das Gesinde 
dabei nicht zum Vorschein koinmen durfte. Bei der ungeheuren Aub- 
dehnui^ der kaiserlichen Finanzverwaltung hat sich hieraus, in Ver- 
bindung mit den nach dem frUher Bemerkten dem Ritterstand vor- 
behaltenen Offiziers- und Statthalterstellen, eine zweite Beamten- 
hierarchie entwickelt, die durch das geregelte Avancement und mehr 
noch durch die hohen damit verbundenen Gehalte der senatoriHChen 
Hierarchie ebenbOrtig an die Seite trat und fQr das nicht militärische 
Kaiserregiment mehr in Betracht kommt als die dem Senat angehörige 
Beamtenschaft. Den ersten Platz in dieser Reihe behaupten die filr die 
einzelnen Provinzen bestellten kaiserlichen Obersteuereinnehraer. Den 
Offizierstitel praefectus führten von denselben nur diejenigen, welche, 
wie oben (S. 208) bemerkt, zugleich die Statthalterschaft versahen und 
auch bei diesen überwiegt späterhin, von Aepypten abgesehen, die 
Geschäftsfßhrertitulatur. Der neben dem Statthalter in jeder Provinz 
fungirende Obersteuereinnehraer, «elcher sich als kaiserlicher Geschäfts- 
führer (proeurator Augusii) bezeichnen darf, wird, obwohl er nicht 
Offizier ist und keine eigene Truppe hat, doch insofern als Offizier 
behandelt, als regelmässig Soldaten zum Dienst bei ihm abcommandirt 
werden, und er gilt thatsächlich in der Provinz als der Zweithöchste, 
wie er denn auch bei Vacanz des senatorischen oder des kaiserlichen 
Vertreters interimistisch die Geschäfte zu führen pflegt. Von den 
sonstigen Finanzbeaniten führt den Offiziertitel nur der Verwalter der 
hauptstadtischen Zufuhr {praefedus annonae) ; die übrigen Aemter 
sind durchgängig niederen Ranges und gehen in absteigender Folge 
über in die Stellungen der kaiserlichen Freigelassenen und Sclaven. 
Aber auch in diesem Kreise macht das Bestreben die der Sache nach 
amtliche Thätigkeit dem Gesinde zu entziehen in steigender Intensität 
ach geltend. Die Verwaltung der kaiserlichen Centralkasse in Rom, in 
welche die gesammte kaiserliche Finanzwirthschaft rechiiungsmässig 
au^wlaufen sein und die einigermassen den heutigen Finanzministerien 
entsprochen haben muss, liegt in der claudischen Zeit in der Hand 
eines dem Kaisergesinde angehörigen und rechtlich dem Kammerdiener 
gleichstehenden Rechnungsführers {a rationibus\ wobei die Oberauf- 
sieht entweder des Kaisers persönlich oder eines von ihm bestellten 
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amtlosen Specialmandatars vorauszuaetzen iBt, im zweiten Jahrhundert 
dag^en in den Händen des kaiserlichen Geschäftsführers für das 
Rechnungswesen {proeurator Attgusti a rationitms), eines aj^esehenen 
römischen lütters. 

Wenige Seiten der Ordnungen des Principats verdienen so unein- 
geschränkte Anerkennung wie die weise geordnete und folgerichtig 
festgehaltene Selbstbeschränkui^ fainsichtlich der Auswahl der Unter- 
beaiDten und der Gehülfen bei der DurchfQhruog der umfossenden 
dem Staatsoberhaupt zugetheilten Competenz. Wir haben wenigstens 
in den Grundlinien dai^elegt, wie die rechtlich freie Auswahl gebunden 
ward durch nicht verbriefte, aber im Wesentlichen eingehaltene 
Qualificationsnormen ; wie auch in den Gebieten, welche von Rechts- 
wegen nicht staatlicher, sondern hauswirthschaftlicher Behandlung 
imteiiiegen, die unter den bestehenden Verhaltnissen unvermeidliche 
MitTrirkung des halbfreien oder unfreien kaiserlichen Gesindes von 
Haus aus in feste Grenzen gewiesen und im Laufe der Jahrhunderte mehr 
und mehr eingeschränkt worden ist. Wesentlich auf diesem W^^e ist 
unter dem Principat die Mitherrachaft des Senats und die Vorherr- 
schaft der höheren Stände aufrecht erhalten und die alte Aristokratie 
mit der neuen Monarchie zu einem Gesammtbau vereinigt worden, 
de^en innere Festigkeit und äussere Dauer der republikanischen Welt- 
herrschaft ebeubllitig zur Seite steht. 
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Nachdem im vorigen Buch die römischen MasriBtraturen in ihrer 
geschiehtücben Besonderheit ihren HauptzQgen nach entwickelt worden 
sind, sollen in diesem in sachlicher Zusammenfassung die einzelnen 
AmtsfuncUoneD dargestellt werden, in welche dieselben nach wesentlich 
nicht sachlich, sondern historisch bedingten, häufig geradezu zufälligen 
Normen sich theilen. Ausgeschlossen ^nd dabei diejenigen magistrati* 
sehen Befugnisse, welche zweckmässig in anderer Verbindung behan- 
delt werden, insbesondere das Recht der Bestellung von Nachfolgern, 
Gehulfen und Stellvertretern, welches im zweiten, und das Recht mit 
der BUi?terschaft Gesetze und mit dem Senat Beschlösse zu vereinbaren, 
welches im fünften Buch seine Stelle findet. Zur Darstellung kommt 
hier die magistratische Betheiligung am Sacralwesen (Abscbn. 1); das 
Zwangs- und Strafrecht (Abschn. 2); die Rechtspflege im Privatprozess 
{Abschn. 3); die Heerbildung und der Heerbefehl (Abschn. 4); die 
Verwaltung des Gemeindevenuögens und der Gemeindekasse (Abschn. 5) ; 
die Verwaltung Italiens und der Provinzen (Abschn. 6); die Behand- 
lung der Beziehungen zum Ausland (Abschn. 7). Allerdings können 
diese Darlegungen im Rahmen des allgemeinen Staatsrechts den Gegen- 
stand niniends er^chfipfen, sondern wesentlich nur bezeichnen, dass 
und wie die speciellen Ordnungen diesem sich einfügen. 
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Nachdem Mi^stratur und Priesterschaft sich von einander ge- 
schieden haben, li^eo selbstfolglich die sacralen Geschäfte Überwiegend 
bei den Priestern, deren sacrales Regiment bereits im zweiten Buch 
(S. 88 fg.) entwickelt worden ist. Indess ist die Verweltlichung der 
Magistratur keineswegs Ueberlieferuog der staatlichen Götterverehrung 
an die Priesterschaft; es ist vielmehr das sacrale Regiment dieser in 
der Hauptaache entzogen. Für die weitere Dai-stellung werden die 
ordentlichen und ständigen ein für allemal angeordneten Sacralhand- 
lungen und die nicht durch eine derartige Vorschrift gebotenen zu 
unterscheiden sein. 
Kigiiuii^ Die hergebrachte oder dauernd neu hinzutretende GötterverehniDg 

unii spMa. liegt uach Herkommen oder Festsetzung den Priestern ob , je nach 
dem Ritual PriestercoUegien oder Einzelpriestern. Auch mit der 
Creirung der Priester, welche entweder durch coUegialische Cooptation 
oder durch pontificale Ernennung erfolgt, haben die Magistrate nichts 
zu schaffen so wie auch die AufsichtfUhrung über diese Verrichtungen 
vom sacralen Standpunct aus dem hiefur mit Coercition ausgestatteten 
Oberpontifex obli^^ Nur ausnahmsweise sind einzelne ständige 
Sacralacte bestimmten Magistraten aufgetragen, so das latinische Fest 
auf dem Albaaerberg und das wenigstens factisch ständige bei Begitm 
des Amt^jahres fltr dessen glucklichen Verlauf den Göttern darzu- 
bringende Gelübde den Consuln, das Herculesopfer an der ara maxima 
dem Stadtprätor. Von staatsrechtlicher Wichtigkeit ist nur die schon 
erwähnte (S. 93) Ueberweisung der rechtlich den Sacralhandlungen 
zuzuzählenden ständigen Volksfeste der späteren Zeit an die Magistratur : 
sie ist wesentlich daraus hervorgegangen, dass deren Veranstaltung 
unter Zuschuss eigener Aufwendungen mehr und mehr als Wahl- 
empfehlung behandelt ward, was sich auch deutlich darin zeigt, dass 
bei dem ansehnlichsten dieser Feste den schon zum Ziel gelangten 
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Consutn derVormtz, den Dach demselben strebenden curuliachen Aedilen 
die Ausrichtung oblag. Ueberhaupt haben in der späteren Republik, 
abgesehen von den durch den StadtprS-tor au^erichteten apoUinarischen 
Spielen, die vier Aedilen die Ausricbtusg der Volksfeste beschafft; 
Augustus aber hat sie, wohl eben wegen des daran sich knüpfenden 
Ambitus, denselben entzogen und sie den Prätoren Übertragen. 

Aber eine wichtige und allgemeine Ausnahme macht die Mitr tm», 
Wirkung der Götter bei dem einzelnen magistratischen Act Sie tritt "" " 
anf in zwiefacher Gestalt, entweder mit Initiative der Gottheit (dirae, 
auch auguria oblativa) oder als Antwort der Gottheit auf die Frage 
des Magistrats (imspicia mpetrativa). In beiden Fällen kann die 
besonders för die Deutunff der Götterzeichen bestellte Priesterschaft 
(augures) wohl um sachkundigen Rathschlag angegangen werden, aber 
das Zeichen oder die Antwort geht an den Magistrat und die Be- 
handlung desselben ü^ in seiner Hand. 

Gegen jeden Öffentlichen Act, wozu in diesem Fall auch die Acte omüm 
der pleb^ischen Quasi-Magistrate gerechnet werden, kann die Gott- ^'^^ 
heit Einspruch thun, das heisst dessen Unterlassung ftlr den betreffenden 
Tag fordern, wogegen die Wiederau&iüime desselben an einem anderen 
dadurch nicht gehindert wird. Was der römischen Theologie als 
WamungBzeichen gilt, ist hier nicht zu erörtern; ein während der 
Volksversammlung sich entladendes Gewitter, Hinstürzen eines Epi- 
leptischen in derselben, Versprechen in der Gebetformel werden nam- 
haft gemacht Dabei ist es rechtlich gleichgültig, ob der den öffent- 
lichen Act vollziehende Beamte das Zeichen selbst wahrgenommen 
hat oder durch Meldung (nuntiatio) eines der Anwesenden ihm davon. 
Kunde wird. Es steht an sich im Ermessen des Magistrats, in wie 
weiter der Wahrnehmung Folge geben will oder nicht; indess wurde 
dies später dahin eingeschränkt dass die Meldung berücksichtigt werden 
musste , wenn sie entweder von einem anderen , wenn auch niederen 
Magistrat kam, zum Beispiel dieser berichtete bei der Himmelsschau 
(de caelo servare) einen Blitz wahrgenommen zu haben, oder von 
einem bei dem Act anwesenden Augur. In der besseren Zeit der Re- 
publik, so lange diese Institution sich in ihren natürlichen Grenzen hielt, 
hat sie schwerlieh wesentliche Bedeutung gehabt. In der uns allein be- 
kannten Denaturirung der spätrepublikanischen Epoche, bei welcher neben 
üblem Herkommen auch dieses Herkommen sanctionirende und vielleicht 
erweiternde VolksschlQsse mitgewirkt haben und bei denen wesentlich 
der Zweck obwaltet, dem mit der magistratischen Initiative und der 
eomitialen Allmacht getriebenen Missbraucb durch einen anderen 
formell noch grelleren Missbrauch zu steuern, wird die Realität der 
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Wahruetamung gänzlich ignorirt und läuß. iaabenondere die Nuntiation 
aus auf ein Ein^ruelsreeht gegen den Act, bis sie dann in den 
letzten Krisen der Bepublik allgemein unteisi^ ward. 

Bei weitem wichtiger sind die mf^stratischen Auspicien, das heisst 
die Ordnung, dass der Magistrat der Gemeinde -^ nicht deijenige 
der Plebs — gehalten ist vor jedem wichtigeren öfTenÜichen Act durch 
entsprechende an die Gottheit gerichtete Frage sich ihrer Zustimmung 
zu der Vornahme desselben zu versichern. Dieser Act heisst die 
„Vogelschau" (auspicia) , die dabei zugezogenen Sachverständigen die 
„VogelfQhrer" (augures), weil anfäuglich diese Zeichen vornehmlich 
gefunden wurden durch Beobachtung der durch ein — auf dem Erdboden 
wie in der Luft mittelst gedachter Linien abg^n'^u^tes — Schauquadrat 
(templum) fliegenden Vögel (signa ex av^us) oder durchlaufenden 
Thiere (signa ex quadrupedtbus). In bistoiischer Zeit wurde diese 
Vögel- und Thierbeobachtung praktisch verdrängt durch gleichartige 
Betrachtung der Himmelszeicheu (signa caelesiia), wobei unter Zuhlllfe- 
nafame auch hier des bedenklichen Satzes, dass rechtlich nicht das 
Sehen gefordert werde, sondern die Behauptung gesehen zu haben, 
das Oberhaupt günstigste niler antwortender Zeichen, der aus heiterem 
Himmel von links nach rechts streichende Blitz, späterhin die Haupt- 
rolle spielte. Diese drei Zeicheabeobachtungen, zusammengefasst als 
die „Schau" (apectio) dienen fQr die Götterbefraguug im städtischen 
Amtkreis. Bei der gleichartigen Befragung im militärischen Gebiet 
tritt regelmässig dafür die HUhnerbeobachtung (auspicia pvllaria) ein, 
indem dazu mitgeführten Hühnern Futter vorgeworfen und aus der 
Art des Fressens die Antwort der Gottheit erkundet wurde. In welcher 
Form die Götter die an sie gerichtete Frage verneinen, ist hier nicht 
weiter zu entwickeln; beispielsweise wird jedes die Schau störende 
Geräusch als Abmahnung betrachtet und es muss der Act abge- 
brochen, kann aber, wie bei der Warnung, an jedem folgenden Tage 
erneuert werden. — Unter den magistratischen Acten, fUr welche die 
Einholung der Auspicien gefordert wird, nehmen die schon erwähnten 
(S. 131) des Amtsantrittes den ersten Platz ein; sie sind zwar nicht 
für die AmtfUhrung bedingend, sondern umgekehrt durch die TJeber- 
nahme des Amtes bedingt, wohl aber ist der Magistrat verpflichtet 
sich baldmöglichst des Wohlgefallens der Götter 2u versichern und 
wie die Auspicien der Magistratur die religiöse Weihe geben, gilt auch 
das Becht sie zu nehmen als ihr legales Kriterium. Daher wiederholt 
sich in diesen Auspicien die Magistratur in allen ihren Eigenheiten so 
zu sagen in sacraler Spiegelung. Wie das Vollamt seinen Ausdruck 
fiadet in dem auspidum impermmgue, dem Recht die Götter zu be- 
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fragen uod den Bürgern zu befehlen, so zieht die Erweitenin;; des 
Diagistr&tischen B^^ife dif-jenige der Aospicien mit Nothwendigkeit 
nach sich und hat jeder Beamte der patriciBeh-pteb^jiBchen Gemeinde 
wie eine gewisse Gewalt über die ßüi^er so auch das Recht den 
\FilIeD ihrer GöHer zu erkunden. Das bis zur Bestellung des ersten 
Zwischenkönigs bestehende Interregnum wird gefasst als Uebei^ang 
der Auspicien auf den patricischen Senat (misjncia ad patres redetmt), 
die CoIHsioD der Beamten ungleicher Gewalt als G^ensatz der 
taupieia maiora und minora, die stellvertretende magistratische Gewalt 
als auspicia alima. Indess beschränkt sich die Verpflichtung zur 
Götterbefragung keineswegs auf den Antritt des Magistrats; auch wenn 
er die Bürgerschaft oder den Gemeinderath beruft oder zur Ueber- 
nahme des Commandos aus der Stadt auszieht oder während der 
Führung desselben einen Flnss Überschreitet oder ein Treffen liefert, 
hat er sich der Zustimmung der Gottheit auf diesem Wege zu verächem. 

Bleibt die göttliche Warnung unbeachtet oder wird ein Act, v^rfsiinm 
ftr welchen Auspicien erfordert werden, ohne deren Beobachtung ^f'*^ 
oder im Widerspruch mit denselben vollzogen , so wird nach den 
Ordnungen der ältesten Zeit, so weit er der Bestätigung des patri- 
cischen Senats {patrum auctoritas) unterbegt, diese verweigert. Wo 
der Act einer solchen Bestätigung nicht unterlag und, nachdem diese 
Institution nicht mehr functionirte , allgemein wurde derselbe be- 
bandelt einerseits als formell rechtsbeständig , andrerseits als behaftet 
mit einem Fehler (vitium), das heisst er konnte nicht ungeschehen 
gemacht werden, aber seine Folgen wurden, so weit thunlich, beseitigt. 
Wenn also Wahlcoinitien unter einem solchen Präjudiz stattgefunden 
haben, so sind die also gewählten Beamten in ihrem Gewissen ver- 
l^ichtet baldmöglichst niederzulegen und, indem also die Auspicien 
von den zu Unrecht bestellten Inhabern an die rechte Stelle und 
schliesslich in der Form des Interregnum an den Urquell zurückkehren, 
eine Emeuenmg derselben (renoeatio mtspiciorum) herbeizuführen. 
Das fehlerhaft beschlossene Gesetz ist rückgängig zu machen, wozu 
nach strengem Recht wohl wiederum ein Volksschluss erfordert ward, 
nach der Auffassung aber des letzten Jahrhunderts der Bepublik die 
Constatirung des begangenen Fehlers durch den Senat ausreicht Im 
Uebrigen konnte, abgesehen von der strafrechtlichen Verantwortung, 
die Ahndung des Frevels nur den Göttern anheimgestellt werden, 
wie dies zum Beispiel bei dem trotz der abmahnenden Zeichen von 
dem Consul Crassus angetretenen Abmarsch zum parthischen Kri^ 
nach der Ansicht der frommen Gegenpartei mit gutem Erfolg geschah. 

Aber wenn bei den durch das Ritual geordneten Culthandlungen bÜ^^ 
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i« abgesehen von den eben bezeichneten Ausnahmen die Mapstrate nicht 
'betbeiligt sind, so li^t, wie Bchon gesagt ward (S, 92), jede sacrale 
Festsetzung, selbst wenn sie durch das Ritual vorgesehen ist, unter 
Ausschluss der Priesterschaft lediglich bei der Magistratur, je naclt 
Umständen unter Mitwirkung des Senats und der Coniitien. Dahin 
' gehören die Aufnahme neuer Götter; die Erbauung neuer Gottes- 
htluser; die Einrichtung neuer Priesterthfimer und die Festsetzung 
der dafQr erforderlichen QualiücatioD ; die GelQbde mit ihren weit- 
reichenden Consequenzeu ; die Festsetzung der ständigen, aber nicht 
kalendarisch fixirten Festtage so wie die Ansetzung neuer ständiger 
oder einmaliger Festtage und wss dessen mehr ist. Die zuerst 
genannten Ordnungen gehören dem Kreise der Gesetzgebung an oder 
wenigstens, da man es vermied die Comitien in Glaubensaogelegen- 
heiten abstimmen zu lasse», zu der senatorischen Competenz. Die 
übrigen Geschäfte fallen unter die Befugnisse des Oberamts; ins- 
besondere das Schenkungsversprechen an die Gottheit, das heisst das 
GelQbde ivoiunt) und die dasselbe erfQUeude Weihung (dcdicaHo) 
bleiben im Allgemeinen den Imperienträgern, welchen auch die ausser^ 
ordentlicher Weise für den letzteren Act creirten Zweimänner (S. 186) 
zuzuzählen sind. Indess werden seit der Mitte des 5. Jahrh. d. St auch 
Censoren und Aedilen ausnahmsweise und nach besonderem Volksschli^s 
ebenfalls zur Dedication zugelassen, nicht aber Beamte niedrigeren Ranges 
oder gar Private. Uebri^ens greifen hier auch die Regeln über das Ge- 
meindevermögensrecht ein. So weit Gelübde und Weihungen mit dem 
magistratischen Kriegs- oder Frozes^ewinne bestritten werden können, 
ist das Schalten des betreffenden Magistrats nicht beschränkt; wo das 
eigentliche GemeindevermCgen dabei in Frage kommt, wird nicht 
selten die Einwilligung der Gemeinde, später regelmässig die Zu- 
Stimmung des Senates eingeholt Für den heiligen Lenz wurde sogar 
begreiflicher Weise durchaus die Zustimmung der Gomitien erfordert 
w*MMtw- Ueber die Stellung der Priesterschaft zu der öffentlichen Rechts- 
dk iweiiu- pflege ist in dem Abschnitt vom sacralen Regiment (S. 94) gesprochen 
worden. Abgesehen von dem durch die Regeln des Hausgerichts 
bestimmten Strafverfehren des Oberpontifex gegen die Priesterinnen 
der Vesta und von der aus der sacralen Oberaufsicht desselben 
resultirenden Goercition gegen den unbotmässigen Priester greift das 
Priesterregiment in das öffentliche Straherfahren nicht ein. Vielmehr 
ist, wo sonst das strafbare Unrecht eine Verletzung der Gottheit in 
sich schliesst, wie zum Beispiel bei dem Tempelraub, das Verfahren 
kein anderes wie bei Verletzung der Geuieinde; nur mag in ge- 
wissen Fällen, wo mehr die sacrale Sühnung als die eigentliche 
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Justiz in Frage kam, iusbesoDdere in der BeseitJniuDg der Mis^eburt 
und bei dem Frevel gegen den beschworenen Internationalvertrag, die 
Mitwirkung der Comitien auegescMoesen gewesen sein und die Aus- 
setzung und die Auslieferung allein von dem Gutfinden der Ober- 
beamten abgehangen haben. Noch weniger wird die uiagistratiscbe 
Judication im Privatprozess durch die sacralen Befugnisse des Ponti- 
ficats beschrankt. 
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2. Das Zwangs- und Strafk-echt 

a Insofern die Gemeinde bei sich Herrenrecht übt, ist ihr Vertreter 
befugt und verpflichtet einerseits jede der GemeindegewaJt unter- 
stehende Person zur Erfüllung der allgemeinen und besonderen Be- 
fehle anzuhalten und nöthigenfalls den UDgehorsam zu brechen, andrer- 
seits die Verletzung der Gemeinde dem Urheber zu vei^elten. Was 
in internationaler Hinsicht der Krieg ist, stellt innerhalb der büi-ger- 
lichen Ordnung sich dar in dem öffentlichen Zwangs- und dem ötfent- 
lichen Strafrecht. Das magistratische Zwangsrecht, die coercitio deckt 
sich einigermafsen mit der Polizeigewalt unserer staatlichen Ordnungen, 
welche als besondere magistratische Function den römischen unbekannt 
ist, auch in keiner einzelnen römischen Magistratur verkörpert auftritt, 
■wenn gleich die Aedilität mit einigem Recht als niedere Markt- und 
Strassenpolizei auigefaast werden kann. In der That sind darunter 
begriffen alle präventiven oder coercitiven magistratischen Massregeln 
zum Schutz der öilentHchen Ordnung; die Unbestimmtheit und die 
Willkür, welche hierin enthalten ist, gehört zu ihrem eigensten Wesen. 
Das magistratische Strafrecht dagegen richtet sich gegen diejenigen 
Schädigungen der Gemeinde, wegen deren die Beamten derselben nach 
den bestehenden Satzungen verpflichtet sind ohne weiteres den Thäter 
zur Verantwortung zu ziehen. Begrifflich also lassen die beiden 
Kreise sich wohl von einander trennen : der Zwang soll auf den Willen 
des Ungehorsamen wirken, die Strafe an dem Frevler Rache nehmen; 
daher tritt auch die Verhaftung wohl als Zwangs-, aber nicht als 
Strafmittel auf und daher weicht, je mehr ia diesem Verfahren das 
rechtliche Element zur Geltung kommt, namentlich in dem strenger 
fomiulirten Stadium der Provocation, das Zwangsverfahren zurück und 
überwiegt die Strafprocedur. Dennoch gehören systematisch beide 
Kreise zusammen und auch terminologisch schliesst das niagistratische 
Zwangsrecht, die coercitio das öfl'entliche Strafrecht ein, für das es an 
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einem allgemein gültigen Ausdruck gebricht; denn poena ist zunächst 
das Lösegeld des Privatrechts, muUa beschränkt auf die öffentliche 
Geldbusse. 

Dieses Zwangs- und Strafrecht soll hier dargestellt werden. Dero 
Privatrecht gegenüber charakterigirt es sich dadurch, daEs, wie für 
dieses der Klftger gefordert wird, so dieser hier nothwendig fehlt und 
der Magistrat vielleicht auf Anregung eines Privaten , rechtlich aber 
immer von Amtswegen handelt; femer dadurch, dass das Zwangs- 
wie das Strafrecht ausläuft auf die Provocation an die Comitieu , der 
Privatprozess dagegen auf den Geschwomenspruch , während mit 
jenem die Geschwomen ebenso wenig zu schaffen haben wie mit 
diesem die Comitien. 

Das Zwangs- und Strafrecht ist der praktische Ausdruck des "*??"'■ 
Herrenreehts und insofern nicht Function dieser oder jener Magistratur, z^MB^ma 
sondern allgemeine magistratische Function; es giebt nach römischer 
Auffassung keine Polizeibeamten, sondern der Beamte schlechthin hat 
mehr oder minder die Polizeigewalt. Der Vollbesitz desselben ist das 
Imperium, der Inhalt und das Kennzeichen des Oberamts; eben darum 
aber haben die Beschränkungen, durch die das Imperium allmUhlich 
abgemindert worden ist, hauptsächlich gegen diese Manifestation des- 
selben sich gerichtet. Die im zweiten Buch daiTielegte Scheidung des 
Imperium nach dem hauptstädtischen und dem militärischen Amtkreis 
findet ihren wichtigsten Ausdruck in der Beschränkung des Zwangs- 
und des Strafrechts in dem ersteren durch das Provocationsrecht, 
welche weiterhin bei der Darlegung der Procedur erörtert werden 
wird. Gegen den Spruch des Feldheirn hat allerdings niemals 
Provocation eingeigt werden können; indess wird weiterhin gezeigt 
werden, dass in der letzten republikanischen Zeit auch das feldherr- 
liche Strafrecht in ähnlicher Weise beschränkt worden ist. Anderer- 
seits aber ist in dem weiten Kreis, der der Provocation nicht unter- 
lag, namentlich gegen den Nichtbtti^er das Zwangs- und Strafrecht 
dem Oberamt unbeschränkt verblieben. 

HOlfe leisten dem Oberbeamten namentlich bei seiner strafrecht- o»""" ^ 
liehen ThäUgkeit Im städtischen Amtkreis theils die beiden Quästoren ^^^'^\. 
Mtester Creinmg (S. 180) , theils die Dreimännev fftr Capitalsachen sinfi^hu. 
(S. 185), jene seit dem Beginn der Republik, diese seit der Mitte des 
5. Jahrb. d. St. in Function, jene wie diese ursprünglich von den 
Consuln ausgewählte Gehulfen, späterhin der Volkswabl unterworfen 
und damit eingetreten unter die Mf^strate. Der ursprüngliche Wirkungs- 
kreis der Quästoren ist wenig bekannt; wahrscheinlich sind sie zunächst qoirtoien. 
bestimmt gewesen die dem unmittelbaren Einschreiten der Oberbeamten 
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unterliegenden «eraeinen Verbrechen aufzuBpüren — nach dem schwersten 
in diesen Kreis fallenden Verbrechen werden sie auch als quaeslores 
parricidii bezeichnet — und, da sie selber Judication nicht hatten, 
der Aburtheilung durch das Oberamt zu unterstellen. Als dann später, 
wie wir weiter sehen werden, dem Oberamt die eigene Judication da, 
wo die Provocation zulässig war, entzogen ward, wurde diese Judi- 
cation anstatt der CodsuIq von den Quöstoren ausgeübt, — Die Drei- 
niinin»« luanner für Capitalsachen haben zunächst die Aufeicht über die Ge- 
wcxan fängnisse und damit auch über die Hinrichtungen, da diese, abgesehen 
von den tribunicischen und den feldherrlichen Todesurtheilen, r^el- 
mässig im GeÜLi^niss oder vom Geiängniss aus vollstreckt wurden. 
Weiter sind sie verwendet worden für den öffentlichen Sicherheits- 
dienst, namentlich, aber keineswegs ausschliesslich, für den Nachtdienst, 
wesshalb sie auch die Nacht-Dreiherren (iresviri naciumi) genannt 
werden. Daran knüpfte sich die Befugoiss Ruhestörer und Verdächtige 
vorläufig festzunehmen und Contravenienten ihrem Stande entsprechend, 
abzumahnen oder zu zUchtigen. Wie weit sie thatsächlich hierin ge- 
gangen sind, muss dahin gestellt bleiben; formale Griminaljudication 
haben sie selbst über den Sciaven nicht gehabt 
icdiuJiiiHit- Für das schwerste aller Verbrechen, die Auflehnung gegen die 
Gemeinde (perdueüio), worunter vermuthlich Hocbven'ath und Landes- 
verrath und Oberhaupt der politische Capitalprozess verstanden ward, 
sind nach republikanischer Ordnung, seit wann wissen wir nicht, weder 
die Consuln competent noch deren Mandatare, die Quästoren. Diese 
Judication ist in historischer Zeit durch Specialmandatare au^eübt 
worden, welche anfangs wohl auch aus consularischer Ernennung hervor- 
gegangen sein werden; späterhin wird dafUr ein Specialgesetz er- 
fordert und ordnet dieses dann die Creirung von Zweimännem an 
(S. 186), welche wie die Quästoren die Judication ausüben, 
miranioi- Dem plebejischen Oberamt ist das Zwangs- und Strafrecht auf 

»n«- sLd revolutionären Wege, aber schliesslich in anerkannter Bechtsbeständig- 
keit erworben worden. Ausgehend von der Ahndung der dem unver- 
letzlichen Volkstribun zugefügten Schädigung und überhaupt der Ver- 
letzung der derPtebs eingeräumten Sonderrechte erstreckt sich, nach- 
dem der StÄudekampf beendigt und der Tribun thatsächlich zum 
Gemeindebeamten und insbesondere zum Werkzeug des Senats ge- 
worden war, dessen strafrechtliche Oompetenz auf die immittelbare 
Schädigung der Gemeinde allgemein, das heisst auf sämmtliche schwerere 
politische Prozesse und es hat insofern der tribunicische Strafprozess das 
alte Perduellionsverfahren thatsächlich ersetzt. Die Schrankenlosigkeit 
des Strafkreises und die Abhängigkeit dieser Bechtsverfolgui^ von 
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den politischen Leidenschaften hat derselbe mit allen Hochverraths- 
ordauugen gemein. Vorzugsweise richtet er sich gegen Verletzung 
der Verfassung und also hauptsächlich gegen Beamte, kano aber auch 
gegen Private, zum Beispiel den feigen Soldaten und den betrüblichen 
Lieferanten eintreten. Er ist dem consularischen nicht bloss quali- 
tativ gleich, sondern Insofern Überlegen, als die UnzulasBigkeit der 
Collision des consularischen Urtheils mit dem Spruch der Gomitien tut 
den VolkstribuQ nicht besteht und er also die GapitaljurisdictioD 
direct handhabt, 

Den Beamten ohne Imperium fehlt die höhere gegen die Person 1^°^^^ 
gerichtete Coercition durchaus. Die niedere auf Geldbusse und Pftn- ■"■'«>• 
düng beschränkte steht innerhalb der weiterhin zu erörternden Provo- 
eation^renze den Censoren und den Aedilen zu. Diese ihre Thfitigkeit 
ist insofern von der GehQlfenschaft der Quästoren fQr den Strafprozess 
verschieden, als sie nicht auf consularischem Mandat, sondern auf der 
eigenen Gewalt dieser Beamten beruht, auch die Consuln dadurch 
keineswegs entlastet werden, sondern ihre Coercition mit deijenigen 
der niederen Beamten concurrirt. Diejenige der Censoren ist insofern 
secundftr, als diese Beamten zunächst bestimmt sind das Gemeinde- 
gut in rechtem Stand zu halten und nur folgeweise und beiläulig, 
zum Beispiel in Betreff der Strassen und der Benutzung des öffent- 
lichen Wassers, in den Fall kommen üebergriffen von Privaten zu steuern. 
Dagegen ist die römische Aedilit&t , wie schon gesagt ward , zunächst 
bestimmt im Markt- und Strassenverkehr das niedere Zwangs- und 
Strafrecht zu handhaben. Wenn wir absehen von der Alteren ausser- 
halb der Magistrat»ir stehenden plebejischen AediliULt (S. 176) ist 
dieses Amt, wahrscheinlich in Nachbildung der hellenischen Agoranomie, 
am Ende des 4. Jahrh. ins Leben gerufen worden, um neben und 
unter dem Oberamt den Verkehr in der mächtig sich entwickelnden 
Stadt zu beau&ichtigen. Seiner Competenz sind also unterstellt alle 
auf offenem Markt sich vollziehenden Handelsgeschäfte, insbesondere 
Kauf und Verkauf von Sclaven und Vieh sowie der marktgäi^gen 
Esswaaren, woran sich die Au&icht über Masse und Gewichte und 
die Handhabung der gegen den Tafelluxus ergangenen Gesetze an- 
schlössen. Ueber die bei den curuliscben Aedilen damit verbundene 
Jurisdiction wird im Abschnitt von der Rechtspfiege die Rede sein. 
Weiter li^^ den Aedilen ob die Aufeicht über die Lästerung und die 
Beiniguug der Strassen der Hauptstadt, wobei ihnen am Ende der 
Bepublik secbs Beamte niederen Ranges, vier für die innere Stadt, 
zwei für die Bannmeile zur Hulfleistung beigegeben waren (S. 185), 
femer die Freihaltung der Strassen von schädlichen Thieren oder 

BlndlBK, Handlracli. 1.3: Manin^CD. Akriss i« Rimlseh» Slutinclits. 15 
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sonst den Verkehr hemnieniien Gegenständen. Auch das Löachwesen, 
femer die öffentlichen Bittgftnge, Leichenzüge und Schauspiele so 
wie die Associationen aller Art, weiter die sfimmtlichen öffentlichen 
Gebäude so wie die dem Verkehr geöffneten FrivathUuscr, insbe- 
sondere Bäder, Speisehäuser und Bordelle standen unter der Auf- 
sichtfahning zunächst dieser Beamten. Für die Abwartung dieser weit- 
läutigen Geschäfte wurde weni^tens am Ausgang der republikanischen 
Zeit die Stadt Rom in vier nach Loosung den einzelnen Aedilen unter- 
stellte Amtsbezirke getheilt. Immer aber bleibt die ädiliciscbe Function 
eine untergeordnete HUlfstliätigkeit; insonderheit die Sicherheitspolizei 

. ruht durchaus in der Hand der höheren mit vollem Zwangsrecht aus- 
gestatteten Beamten. Den Aedilen fehlt nicht bloss die capitale Coer- 
citiou schlechthin, sondern auch Auflegung von Geldbussen mit Ueber- 
schreitung der Provocationsgrenze ist ihnen, wie es scheint, nur da ge- 
stattet, wo durch Specialgesetz die Magistrate aufgefordert wegen ge- 
wisser gemeinschädlicher Handlungen dergleichen nach Ermessen zu er- 

' kennen, von welcher gesetzlichen Auffordenii^ vorzugsweise die patri- 
dschen und plebejischen Aedilen Gebrauch genmcht und alsdann ihren 
Spruch vor den Comitien vertreten haben. Die Quflatoren und die 
diesen nahestehenden Beamten haben, abgesehen von ihrer Vertretung 
des cousularischen, eigenes Strafrecht überhaupt nicht. 

j Dem Zwangs- und Strafrecht unterworfen ist wer in der Gewalt 

•• der römischen Gemeinde steht, der Bürger wie der NichtbQt^er, wobei 
freilich in Betreff des letzteren das zwischen seiner Gemeinde und der 
römischen bestehende Vertragsverhältniss den römischen Beamten 
bindet. Gegen den Beamten selbst richtet sich dasselbe nach Mass- 
gabe der hinsichtlich der Collision der Magistraturen entwickelten 
Nonnen (S. 124); der Beamte schwächeren Rechts unterliegt dem 
stärkeren Zwangs- und Strafrecht gleich dem Privaten. In iem 
patricisch - plebejischen Gemeinwesen der historischen Zeit steht die 
Coercition dem Volkstribun unbedingt zu gegen jeden Beamten, selbst 
gegen den ursprünglich ausgenommenen Dictator, weiter dem Imperien- 
träger besseren gegen den Imperientrftger geringeren Rechts und g^en 
den Beamten ohne Imperium. Gegen den gleichstehenden Beamten 
kann die Coercition nicht angewendet werden und ebenso wenig von 
einem Unterbeamten gegen einen anderen Unterbeamten verschieden- 
artiger Gompetenz. In Anwendung dieser Coercition kann der höhere 
Magistrat dem niederen, auch wenn er nicht sein Gehülfe ist, die ein-' 
zelne Amtshandlung wie die AmtfOhmug überhaupt, ja sogar der in 
dieser Hinsicht hOchstgestellte Volkstribun allen Beamten zugleich die 
AmtfUhrung verbieten und die öffentlichen Geschäfte durch eine solche 
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generelle Obstructioo znm Stillstand brinKen. Rechtlich genommen 
ist dies Verbot nichts als die AndrohimR der EinspemuiK und der 
sonstigen Goercitionsmittel für den Fall des Zuwiderhandelns ; wird 
dem Verbot keine Folge gegeben, so ist die gegen den Befehl voll- 
zogene Handlung keineswegs nichtig, wohl aber kann der Magistrat 
mit dieser Drohung Ernst machen , falls er auf keine Intercession trifft 

Die dem Privatrecht eigene formale und rechtlich feste Abgrenzung "• «ter 
des Unrechts ist dem öffentlichen Zwangs- und Strafrecht fremd. Es ■«t»-'"' 
ist die SelbsthUlfe der Gemeinde gegen den, der sich ihrem Befehl hu^iu«*d. 
nicht fügt |oder sie ecbädigt; auf dieser Grundanschauung ruht die 
Schrankenlosigkeit der Coercition. 

Der Thatbestand des Ungehorsams gegen die Gemeinde entzieht ungakonuc. 
sich der Determinirung ; in dem Begriff selbst ist die Willkür noth- 
wendig gegeben. 

Was in dem an sich sehr verschiedener Auffassung filhigen Begriff sehUismg 
der Sch&digung der Gemeinde enthatten ist, ergiebt sich im Wesent- oab^bi*. 
liehen aus der Qualification der consulariscfaen Gehülfen und der übrigen 
hierbei tlifttigen Beamten. Auflehnung gegen die Gemeinde (perduelUo) Anfuiu«. 
steht dabei selbstverständlich an der Spitze. Dass in der Handhabung 
des politischen Prozesses sowohl in dem Perduellions- wie in dem 
tribunicischea Verfahren der Begriff des Staatsverbrechens sich auch 
nur zu der an sieb beschränkten Bestimmtheit entwickelt hat, deren 
er fthig ist, darf bezweifelt werden; vermuthlich ist man dabei, zumal 
bei der weiterhin zu erörternden der formalen Fixirung ebenfalls 
widerstrebenden Beschaffenheit des Volk.sgericht8, über Usualsätze und 
Präcedenzfölle nicht hinausgekommen. Hinsichtlich der nicht politi- 
schen Unrechtfertigkeiten steht vor allem n^ativ fest, dass die Ver- 
brechen, welche das römische Recht private nennt, insbesondere der 
Diebstahl in dem weiten römischen Sinne und die Körper-, Sach- und 
Ehrenschädigung, die römische iniuria, in den hier erörterten Kreis 
Dicht gehören. Dagegen fehlt es im römischen Privatrecht an jeder 
Anknüpfung für die Ahndung des Mordes und es ist andererseits schon »«'^ ».< 
darauf hingewiesen worden (S. 183), dass die quflstorische Criminal- •Hftnng. 
competenz wahrscheinlich von diesem Gebiet ausgeht. Sicher hat die* 
selbe den Mord allgemein umfasst, insoweit er in dem römischen 
Machtbereich an einem Bürger oder Nichtbürger begangen war, und 
es scheint der Begriff so weit au^edehnt zu sein, dass falsches 
Zeugniss im Capitalprozess und vielleicht noch andere analoge Straf- 
thaten darunter begriffen wurden. Auch die Brandstiftung, welche 
nicht weniger als der Mord adäquater Behandlung im Privatprozess 
unfähig ist, ist in gleicher Weise von Amtswegen verfolgt worden. 

15* 
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Vielleicht ist dies auch bei Verletzung der PatronatspflichteD und über- 
haupt da eiogetreten oder docb zul&ssig gewesen, vo die Civilkla^e 
versagte. Das Feldhermregiment ist bierin nocb weiter gegangen; 
was unter die Lagerzucbt gezogen werden kann , seibat solche Vor- 
gänge, die nach civilen Normen nur eine Privatklage begründen wür- 
den, wie zum Beispiel der Diebstahl, werden hier gefasst als öiTenl^ 
Bp«d*i - liehe Vergehen. — Für diejenigen Multklagen, welche thatsäcblich 
als fidilicische auftreten, haben allem Anschein nach Specialgesetze 
über Korn- und Zinswucher, Stupruni, Pftderastie und ähnliche als ge- 
meinschädlich erachtete Handlungen den Thatbestand festgestellt — 
Uebrigens darf nicht übersehen werden, dass diese ältere Form des 
römischen Strafverfahrens nur in der Epoche ihres Absterbens zu 
unserer Kunde gelangt ist; es ist nicht unwahrscheinlich, dass zur 
Zeit ihrer Vollwirksamkeit sie ihrem Zweck wenigstens ebenso sehr 
genügt hat wie der uns besser bekannte Quästionenprozess. 
'a''3StliS^ Hinsichtlich der Zwangs- und Strafmittel ist die Magistratur bei 
aller Willkür insofern beschränkt, als nicht jedes überhaupt denkbare 
Uebel in dieser Weise eintreten kann. Dass die Ehre wohl verloren, 
aber nicht durch einen magistratischen Act entzogeu werden kann, ist 
allerdings mehr logische Consequenz als positive Satzung. Aber auch 
an solchen, wenn gleich mehr gewohnheitsrechtlichen als gesetzlichen, 
fehlt es nicht. Ausweisung aus dem Staat kann gegen den Aus- 
länder, aber nicht gegen den Bürger ausgesprochen werden. Körper- 
verstümmelnng, dem ältesten privaten Strafrecht nicht unbekannt, ist, 
soviel wir vrissen, im öffentlichen Verfahren niemals angewandt worden. 
Das Bürgerrecht und die persönliche Freiheit können allerdings auf 
diese Weise verloren gehen, aber nur wenn zugleich in rechts- 
beständiger Weise die Unfreiheit im Ausland begründet wird (S. 25). 
Gefängniss kann nach den Ordnungen dieser Epoche nie andei-s als 
bis weiter und also nicht mit festem Endtermin und niemals mit Er- 
schwerungen nach Art der Zwangsarbeit angeordnet werden. Somit 
bleiben von allgemeinen Coercitionsmitteln — gewisse nur gegen den 
Soldaten anwendbare werden hier nicht berücksichtigt — nur die 
folgenden fünf, und auch diese, wie die folgende Auseinandersetzung 
zeigen wird, keineswegs mit allgemeiner Anwendbarkeit 

1. Lebenstrafe, womit von Rechtswegen die Gontiscation des Ver- 
mögens verbunden ist Die capitale Coercition beschränkt sich selbst- 
veiständlich auf die Oberbeamten einschliesslich der Volkstribune. 

2. Körperliche Züchtigung, in früherer Zeit wahrscheinlich auch 
im städtischen Regiment allgemein zulässig, ist in diesem, wie es 
scheint, in früher Zeit dem Magistrat dem Bürger gegenüber unter- 
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sagt worden, wahrend sie in der militariscbeii DiscipÜQ auch später 
zugelassen wird. 

3. Der Verlust des Büiigerrechts kanu durch magistratischen Act, 
wie schon gesagt ward, nur dann eintreten, wenn durch Verkauf oder 
Uebergabe an das Ausland die ausländische Unfreiheit in rechtsgültiger 
Weise herbeigeführt wird, und wenigstens in historischer Zeit nur von 
dem zur capitalen Coerdtion befugten Beamten und auch von diesem 
nur wegen schuldhafter Nichtleistung der Dienstpflicht oder wegen 
Verletzung des VBlkerrechts. 

4. Verhaftung (prmsio), ebenfalls nur dem zur capitalen Coercition 
erraftchtigten Beamten gestattet, kann, wie gesagt, nur bis weiter 
angeordnet werden und wird bei der rechtlichen Unbestimmtheit der 
Grenze h&ufig gegen den Ui^ehorsamen , aber niemals im Wege der 
delictischen Vergeltung angewendet. Etwanige Festsetzung einer Zeit- 
grenze bindet weder den Beamten, der sie verfUgt, nocb viel weniger 
seine Nachfolger. Allerdings kann eben wegen der Unbestimmtheit 
der Grenze thatsächlich auf diesem Wege ein längerer und selbst 
lebenslänglicher Freiheitsverlust herbeigefdhrt werden. 

5. Die Pfändung (pignoris capio) besteht in einer dem Contia- 
venienten durch Wegnahme und Zerstörung einer ihm zugehörigen 
Sache zugefügten Vermogensbeschädigung. Auch diese wird wie die 
Verhaftung nur dem Ungehorsamen gegenüber, nicht im Strafwege 
gehandhabt, steht aber allen Überhaupt zur Coercition berechtigten 
Beamten frei. 

6. Die durch magistratisches Ermessen auferlegten schweren Ver- 
mögensstrafen , das heisst diejenigen, welche die gleich zu erörternde 
Provocationsgrenze überschreiten, sind in älterer Zeit wohl nur als 
Milderung der capitalen Coercition vorgekommen und somit den Ober- 
beamten vorbehalten. Daneben treten sie auf bei den durch Special- 
gesetz angeordneten factisch ädilicischen Mnltklageo, bei denen übrigens 
die Gesetze nicht selten durch Maximalsätze, namentlich BeschränkunK 
auf die Hälfte des Vermögens dem mt^stratischen Ermessen Grenzen 
gesetzt hatten. — Gesetzlich fixirte Geldstrafen, im Privatprozess früh 
und häufig auftretend, scheinen bei Contraventionen gegen die Ge- 
ineinde in älterer Zeit nicht üblich gewesen zu sein und werden, so 
weit sie vorkommen, lediglich als Forderungen der Gemeinde im 
Administrativ- oder auch im Civilweg beigetrieben, gehören also nicht 
in das öffentliche Strafrecht 

7. Die nach Fj'messen des Magistrats unter dem zur Provocation 
berechtigenden Maximum von zwei Schafen und dreissig Rindern, in 
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Geld auBgedrOckt von 3020 schweren Assen (uogefilhr 600 M.). anferlegte 
Geldbusse ist das gewöhnlichste und allen Überhaupt zu solchem Ein- 
schreiten berechtigten Magistraten gleichmäsNg zuelehende Mittel der 
Coercition. 

Die Execution der personalen Zwange- und Strafinittel erfolgt 
bei den Magistraten mit Imperiam durch ihre Lictoren, wahrend der 
Volkstribun, da seine Gewalt sich nicht auf die Subalternen ttbertifigt, 
sie persönlich zu vollziehen hat Die Geldstrafen werden, so weit 
nicht durch Specialgesetz darüber anders bestimmt ist, gleich den Ge- 
meindeforderungen von den Vorstehern des Äerarium beigetrieben. Die 
bei dem Civilprozess schlechthin ausgeschlossene obrigkeitliche Nach- 
sicht, die Begnadigung fordert im öflfentJichen Verfehren ihren Spiel- 
raum ; indess darf dies nicht allzu weit ausgedehnt werden, namentlich 
nicht, wo die Coerdtioa nicht den Ui^eborsam bricht, sondern den 
Frevel sühnt. Den MOrder hat der Magistrat zu verurtheilen und 
Gnade walten zu lassen steht nicht ihm zu. 
« Allgemeine Normen für die Auf l^iwig dieser Zwangs- und Straf- 
"' mittel glebt es nicht Sowohl im Fall des Ungehorsams wie bei der 
Bestrafung, die rechtlich ungeschieden bleiben, wird für das Eintreten 
des StrafÜbels im Allgemeinen nicht« gefordert als die irgendwie fest- 
gestellte UeberzeugUQg des Beamten von dem geschehenen Unrecht 
Wenn auch derselbe zuweilen dem Ungehorsamen, regelmässig den Straf- 
ftlligen gegenüber Veranlassung hat eine Untersuchung des Thatbestan- 
des {cogniiio) vorzunehmen, bevor er den Spruch thut, so giebt es 
doch auch in diesem Fall keinen Kläger, keine formale Beweisführung, 
keinen gesetzlich regulirten Prozess, kane formale Strafbemessung. Es 
gilt dies priacipiell von dem Verfahren gegen den Bürger wie gegen 
den Nichtbürger; und wenn bei jenem da, wo die Gomitialverhüid- 
lung eingreift, die Formlosigkeit beschränkt wird, so ist dieselbe 
dem Strafrecbt sowohl in dem städtischen Amtkreis gegen den Nicht- 
bürger geblieben wie auch allgemein im Feldhermrecht der früheren 
Republik. 

Eine festere Form erhält das Strafverfahren durah das Provo- 
cationsrecht, die Zulässigkeit der Berufung von dem magistratischen 
Spruch an die Comitien und deren Befugniss den Spruch zu annulliren. 
Die gleichartige Behandlung des Ungehorsams und des Verbrechens, 
die Willkür des magistratisdieu Einschreitens oder des Unterlassens 
der Ahndung, die freie Normirung der Strafe werden dadurch nicht 
geändert. Aber wenn die Provocation zugelassen wird, ist sie an 
prozessualische Normen gebunden. Bedingt ist sie theils dureh den 
Personalstand der von dem Spruch betroffenen Person, theils durch 
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den Amtkreis, in welchem derselbe er^tebt, theils durch die Beschaffen- 
heit des StrafDbels nach den folgenden Normea. 

1. Dem Personalstand nach ist zur Provocation an die Comitienfi- 
nur berechtigt, wer diesen Comitien angehört, NichtbQn^er also nurPnrMitin 
in Folge eines personalen Privilegiums. Wenn über den Besitz des 
BQigerrechts Zweifel bestehen, muss die Entscheidung bei dem Magi- 
strat gestanden haben, gegen dessen Spruch die ProvocaÜon eingelegt 

wird, zumal da es in vorsuUanischer Zeit keinen Rechtsweg giebt das 
zw^felhafte Bürgerrecht in objectiv bindender Weise festzustellen. 
— Frauen sind sonach, wo nicht Specialgesetze anders bestimmen, 
von der Provocation ausgeschlossen. Der Priesterin der Vesta und 
in Folge dessen auch dem männlichen Mitschuldigen steht die Provo- 
csüon gegen die hier capitale Coercition des Oberpontifex nicht zu. 

2. Die Provocation ist nur zulässig gegen den im städtischen 
Amtkreis ergangenen Spruch und auch hier ist nach der älteren Norm 
der Dictatur der Spruch des Dictators der Provocation nicht unter- 
worfen. In späterer Zeit kommt nur den durch die Verfassung nicht 
gebundenen Magistraten constituirender Gewalt die Befreiung von der 
Provocation von Rechtswegen zu. Allerdings nimmt in dem Parteien- 
kampf der späteren Bepublik die Oligarchie es als Befugniss des 
Senats in Anspruch den zeitigen Oberbeamten für revolutionäre Krisen 
mit der vollen dictatorischen Gewalt auszustatten und damit von der 
Provocation zu befreien ; iudess ist dies nicht bloss einseitige Auffassung 
der Opdmatenpartei, sondern auch lediglich Anwendung des durch die 
Mitwirkung des Gemeinderaths gemilderten Nothwehrgedankens (S. 
102) und liegt, wie die Nothwehr selbst, ausserhalb des Staatsrechts. 
Umgekehrt bat auch die entgegenstehende Partei in ähnlicher Weise 
ihren Tribunen die Befugniss vindicirt Angriffe auf ihre Unverletzlich- 
keit unter Ausschluss der Provocation sofort capital zu ahnden. Gegen 
den nach Feldhermrecht gefeiten Spruch tritt, auch nachdem ihm die 
Exequibilitilt entz<^en ist, nicht Provocation ein, sondern es wird 
der vom Feldherm Verurtheilte nach Rom geschickt und dort unter 
Beiseitesetaung des ersten Spruches ein neues Verfahren gegen ihn 
eingeleitet, das dann zur Provocation führen kann. 

3. Dem Inhalt nach muss der Spruch, gegen den dies Rechts- 
mittel ei^riffen wird , entweder auf Todes- oder auf eine die Provo- 
cationsgrenze Obersteigende Geidbusse lauten. Der Verlust des Bürger- 
rechts, so weit 'derselbe im Strafverfahren herbeigeführt werden kann, 
berechtigt nicht zur Provocation und noch weniger gilt dies von den 
tlbrigen Coercitionsmitteln. 

Wo hienach der magistratische Spruch nicht definitiv ist, sondern u 
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gegen dessen Vollstreckang ao die Gomitieu Berufung eingelegt werden 
kauii, besteht für beide Instanzen ein fest j^rdnetes Verfahren. Der 
' patricische Oberbeamte unterliegt diesem CaesationsverfahreD nicht; 
es ftUt unter dasselbe der Spruch seiner in diesem Fall obligatorischen 
Vertreter, der ZweimlLoner für den Hochverrath oder der Quastoren, 
ebenso derjenige der plebejischen Quasi-Magistratur, welche alle befugt 
sind die capitale Coercition auszuüben, so wie die von dem Oberpon- 
tifex, dem Censor und insbesondere dem Aedilen, welchen allen die 
capitale Coercition fehlt, auferlegte schwere Geldbuase. Der Magistrat, 
der zu diesem Verfahren schreitet, hat zunächst darQber öffentlich 
in eontione) zu verhandeln, das heisst an drei nicht unmittelbar auf 
einander folgenden Tagen den Angeschuldigten vorzuladen, den G^en- 
stand der Anklage und die in Aussiebt genommene Strafe anzugeben, 
als Inquirent fungirend Beweis und Gegenbeweis zu verstatten und erst 
nach der dritten Verhandlung (anquiaitio) das Urtbeil zu fällen, wobei 
er an den vorher in Aussicht gestellten Strafantrag nicht gebunden ist. 
Fällt das Urtbeil zu Ungunsten des Angeschuldigten aus, so kann der- 
selbe dagegen Berufung an die Bürgerschaft einlegen. Die Formen des 
Volkagerichts sind genau die des Volk^esetzes und auch die ver- 
schiedenen Gestaltungen der beschliessenden Gemeindeversammlung 
finden hier Anwendung. Lautet das Urtheil auf Tod , so müssen die 
Centurien einberufen werden, welche Einberufung fUr den Quilstor 
und den Volkstribun, die beide selber dazu nicht befugt sind, durch 
einen Magistrat mit Imperium vermittelt wird und vennuthlicb dem 
Quästor auch verweigert werden konnte. Lautet das Urtheil auf eine 
Geldstrafe, so geht die Provocation, je nachdem der erkennende Magi- 
strat ein patricisch - plebejischer oder ein plebejischer ist, an die 
patricisch - plebejischen Tribuscomitien oder an das plebejische Con- 
citium ; den Beamten, die das Recht die Gemeinde zur Beschlussfassung 
zu bemfen im Uebrigen nicbt haben, zum Beispiel den Aedilen, ist 
es fdr diesen Fall beigelegt worden. In dem Schlusstermin scheint 
ein eigentlich contradictorisches Verfahren nicht stattgefunden, son- 
dern der erkennende Magistrat wesentlich seinen Spruch zur Be- 
stätigung vorgelegt zu haben, da durch die demselben voraufgehenden 
Verbandlungen vor der Gemeinde die abstimmende Borgerschaft in- 
formirt war. Principiell wie praktisch wird dies Verfahren durchaus 
als Gnadeninstanz behandelt. Bei freisprechendem Erkenntniss erster 
Instanz ist es ausgeschlossen; wo es eintritt, soll es nicht bloss dem 
Unschuldigen Schutz gewähren, sondern auch dem Schuldigen die Mög- 
lichkeit eröfTnen wegen der begangenen Verletzung der Gemeinde von 
dieser selbst Erlass der verwirkten und erkannten Strafe zu erbitten. 
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Den pfttrioti&cheQ SchwesterniSrder musB der Richter erster Instanz 
venirüieilen , die BQrKerechaft kann ihm die That verzeibeo. Wenn 
also dem Volksgericbt die rechtliche Nonninmg noch im hdberen Qrade 
abgeht als dem magistratischen der ersten Instanz, was denn auch in 
den über seine Handhabung uns vorliegenden Berichten durchaus sich 
bestätigt, so erscheint dasselbe politisch als das rechte Kennzeichen 
der souveränen Volksgewalt, des Uebergewicbts der Comitien über die 
Magistratur, wenn gleich der Ausschluss des directen consuiarischen 
Spruchs von diesem Verfahren dieses Uebet^ewicht einigermassen ver- 
schleiert, und iusofern ist es vielleicht nicht historisch, aber sicher 
priucipiell zutreffend , dass das Eintreten der Provocation in der Le- 
gende an die Entstehung der Republik angeknüpft wird. 

Ein principiell abgegrenztes Strafrecht hat aus der bisher ge- 
schilderten CoerdtioD sich nicht entwickelt. Die derselben zu Grunde 
liegende Zusammenfassung des zwiefachen Moments der Erzwinf^ng 
des Gehorsams und der Vergeltung des Unrechts ist in dem Provo- 
catjonsverfahren wohl insofern zurückgetreten, als darin der letzte 
Gesichtspunkt überwiegt, aber keineswegs verschwunden. Aber auch 
wenn nur das letztere Moment ins Auge gefasst wird, schliesst die 
Beschickung desselben auf den männlichen Bürger und auf den städti- 
schen Anitkreis die principielle R^ulining geradezu aus; und wenn in 
der Beschränkung dieses Verfahrens auf diejeni$re Verletzung der Ge- 
meinde, gegen welche der Magistrat von Amiswegen einzuschreiten 
bat, eine Abgreozui^ der Coercition gegen den Administrativ- und deu 
Givilprozess gegeben ist, unterliegt doch der Kreis der Handlungen, 
die zum Amtsverfahren berechtigen, dämm nicht weniger der Willkür. 
In der That ist dies Verfahren ausser dem Einschreiten g^en Mord 
und Brandstiftung und dem politischen Prozess hauptsächlich abhängig 
TOB Specialgesetzen; und es ist daneben was wir Strafrecht nennen, 
zum grßssten Theil im Wege des Administrativ- und des Civilverfahrens 
durchgeführt worden. Sulla bat dann dies Criminalverfahren beseitigt, 
allem Anschein nach, um dem Volkstribunat den politischen Capital- 
prozess zu entziehen, und wenn auch seine gegen den Tribunat gerich- 
teten Anordnungen formell wieder abgeschafft wurden und der alte Co- 
mitialprozess bis ans Ende der Eepublik hie und da noch als Parteiwaffe 
verwendet worden ist, so blieb dennoch bei der vollständigen Desorga- 
nisation der Comitialmaschiue die sullanische Ordnung negativ wie 
positiv im Wesentlichen in Geltung. Der Provocationsprozess ist seit- 
dem that£ächlich antiquirt. Das magistratiscbe Verfahren g^en den 
Nichtbürger wurde dadurch allerdings nicht geradezu getroffen, aber 
durch die Erstreckung des Bürgerrechts auf ganz Italien wesentlich 
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in die Provinzen verscboben and auch als Statthalteirecht allmählich 
strenger formolirt 

Als Surrogat fOr den unterg^angenen comitialen Strafprozees 
tritt praktisch das Quästionenverfahren ein; das iudicium populi wird 
ersetzt durch dos iudicium publicum, welches letztere allerdings einen 
anderen und weiteren Kreis umfasst als daa engbegrenzte ältere. 
Formell ist dies ein qualificirter Civilprozess, bei welchem, wie in 
jedem Civilverfahren, der private KISger dem privaten Beklagten 
gegenüber steht und der Staat durch seine Magistratur und seine 
Geschwomen das Schiedsrichteramt ausübt; es wird dies daher im fol- 
gesden Abschnitt behandelt werden. 
"'53^^'' Aber mit dem Untei^ang der Republik tritt neben das Quastioaen- 
«•"'^2^'" verfahren, welches als das ordentliche Criminalverfahren betrachtet 
f"*"^»^ wird, ein ausEerordentJicber und befreiter Strafprozess einerseits vor 
den Consuln unter Bindung ihres Spruchs an die Urtheilfindung des 
Senats, andrerseits vor dem Princeps als dem alleinigen Richter. Es 
lehnt sich dies Verfahren an an die urspriingliche nicht durch die 
Provocation gebundene magistratische Zwangs- und Srafgewalt, indem 
bei dem Verfahren vor den Consuln die Berufung an die Comitien 
ersetzt wird durch die Mitwirkung des Senats. Die rechtliche Gleich- 
stellung des Princeps mit Consuln und Senat entspricht dem dyarchi- 
schen Grundgedanken des Principats. 

Dieser ausserordentliche Strafprozess ist insofern facultativ, als 
sowohl der Senat wie der Kaiser befugt sind jede Sache an sich zu 
ziehen und jede Sache abzulehnen und sie damit dem ordentlichen 
Gericht zu entziehen oder zuzuweisen, der Kaiser auch die Sache 
an den Senat weisen kann. Es ist beiden hbchsteu Stellen auch ge- 
stattet diese Befugniss zu mandiren und wenn der Senat von diesem 
Recht nur beschränkten Gebrauch gemacht hat, so beruht die volle 
Criminalgewalt über die römischen Bürger, wie sie unter dem Principat 
in den Provinzen die mit dem Scbwertrecht bekleideten Statthalter, in 
Rom und Italien der Stadtpräfect und die Befehlshaber der Leibgarde 
ausgeübt haben, formell auf derartiger kaiserlicher Delegation. 

Das Wesen dieser Stra^ustiz ist ihre Schranken- und Formlosig- 
keit; es lässt sich dieselbe mehr erläutern als eigentlich definiren. 

Jeder ReidisangehCrige unterliegt dieser Justiz, der Bürger wie 
der Nichtbürger, der Plebejer wie der abhängige Fürst. Ausgenommen 
ist nur der Princeps selbst, insofern er als solcher nicht der senatorischen 
Justiz unterstellt ist Umgekehrt hat die Befreiung des einzelnen Seoa- 
tors von dem Kaisergericht zwar weder principielle noch praktische Gel- 
tung gehabt; doch macht die dyarchische Tendenz sich geltend dem 
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Kaiser die Capitaljurisdiction über den Senator zu untersagen und seit 
Nerva sind derartige Zusicheningeo bei dem Regierungswechsel häufig 
g^eben, zuveilen auch mehr oder minder gehalten worden. 

Jede Sache kann unter diese Straf justiz gezogen werden. Diejenigen 
Verbrechen, welche nach den im folgenden Abschnitt zu erörternden 
Normen unter das formell private, materiell criminelle Quastionenver- 
fahren fallen, können auch in dieser Weise strafrechtlich bebandelt 
werden. Aber auch HandluDgen, die ausserhalb der Strafordnungen 
stehen, unterliegen der Ahndung in diesen Gerichten. Zum Tbeil 
sind beide, insbesondere das Verfahren vor dem Senat gebraucht wor- 
den, um Mängel des ordentlichen Verfahrens zu beseitigen, zum 
Beispiel eine thatsächüch unter zwei verschiedene Gerichte fallende 
Strafhaodlung einheitlich zu entscheiden. Ueberwiegend angewendet 
wird das Senatsgericbt fur schwere Beamtenvergehen und für Ehebruch 
so wie für politische Prozesse. Die kaiseriichen Hausbeamten hatten 
sich regelmässig vor dem Kaiser zu verantworten und Milit&rvergeben 
sind niemals im Senat abgeurtheilt worden. 

Die Verhandlung (eognitio) vor dem Senat wie vor dem Kaiser 
erfolgt, im Gegensatz zu dem ordentlichen Criminalprozess, durchaus 
unter Ausschluss der OeiTentlichkeit, was bei dem Senatsgericht seiner 
Beschaffenheit nach freilich nicht viel bedeuten will. An feste Formen 
waren beide Gerichte rechtlich nicht gebunden; indess bewegten sie 
sieb der Regel nach in den fUr die Quästionen festgestellten, und eben 
das bedenkliebste Moment des Qufistionenprozesses, das Eintreten des 
Klägers und die Prämürung desselben im Falle der erwirkten Ver- 
urtheiluDg, wurde in diesen Prozessen auf den die Kl&gerrolle über- 
nehmenden Denuutianten angewandt. 

Die Straf bemessung lag desgleichen von Rechtswegen in der Will- 
kür der leiden mit der souveränen Staatsgewalt zugleich diese Criminal- 
justiz handhabenden Stellen. Wenn der Quästionenprozess , wie wir 
sehen werden, zu einer niedrigen dem Verbrechen vielfältig wenig 
adäquaten Strafansetzung geführt hatte und insbesondere die Todes- 
strafe aus demselben verbannt war, so hat in diesen ausserordentlichen 
Gerichten strenge und häufig übermässige Strafbemessung voi^ewaltet 
Die Wiederherstellung der Todesstrafe in diesen beiden Gerichten ist 
eins der hervorragendsten Momente der Umwandlung des Freistaats 
in die Monarchie. 

So lange das königliche durch Augustus wiederhei^estellte provo- a^uw 
cationsfreie Zwangs- und Strafrecht nur einerseits von Consuln und"^|^i^^ 
Senat, andrerseits von dem Princeps oder dessen Specialmandataren 
ausgeübt ward, behielt es den Stempel der Ausserordentlichkeit und 
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fuDctionirte nicht als ständiges Organ des Gemeinwesens. Dies wurde 
anden, als unter Tiberius, ebenfalls mit AnlebnuD^ au die OrdnuDgen 
der Königszeit, in der Hauptstadt dafür ein ständiger kaiserlicher 
Stellvertreter, Aet praefectus urbi niedergesetzt ward. Mit der Ein- 
richtung dieses Amtes war die monarchische Restauration vollendet. 
Allerdings wurde dasselbe nur an Senatoren verliehen und auch inso- 
fern mit Vorsicht gehandhabt, als es regelmässig an bejahrte am Ende 
ihrer politischen Laufbahn stehende Männer gegeben und der Inhaber 
nicht 80 häufig wie bei den übrigen kaiserlichen Aemtem gewechselt 
ward ; aber der Gompetenz nach schloss es die volle königliche Ge- 
walt ein. Die gesammte Polizeigewalt, wie sie den republikanischen 
Magistraten, den Aedilen wie ihren Vorgesetzten zugestanden hatte, 
und die volle Strafgewalt, wie sie nach der eben gegebenen Entwick- 
lung dem Kaiser selbst zukam, bilden die Gompetenz des kaiserlichen 
Vertreters, welche also mit der eigenen d^ Kaisers so wie mit 
deijenigen seiner übrigen Mandatare concurrirt. Wie das unmittel- 
bare Kaisergencht ist auch das des Stadtpräfecten schrankenlos und 
formlos. Räumlich wird dasselbe zwar vorzugsweise in der Haupt- 
stadt gehandhabt , erstreckt sich aber über ganz Italien. Personale 
Befreiung von der Verantwortung vor dem Stadtpräfecten scheint nicht 
bestanden zu haben, obwohl ihm vorzugsweise die polizeiliche Thätig- 
keit zugewiesen war und er also auch als Strafrichter wenigstens in 
der früheren Kaiserzeit nur ausnahmsweise in die Lage kam Personen 
aus den privilegirten Ständen abzuurtheilen. Für die Aufrechthaltung 
der Ruhe in der Hauptstadt ist dem Stadtpräfecten, obwohl er selber 
nicht Offizier ist, ein Tbeil der städtischen Besatzung, drei Cohorten 
von je 1500 Manu zur Verfügung gestellt. Keine Institution der 
Kaiserzeit hat die Beseitigung des consularisch - ädilicischen Stadt- 
regiments und der republikanischen RechtspÖege so energisch wie die 
Stadtpräfectur gefördert. 
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Es ist die erste und höchste Aufgabe des Staats innerhalb ^^i)^^^^^^*^ 
Machtkreisee keine Vergewaltigung rter einen Person durch die *"' 

andere zuzulassen, sondern jedem, der g^en einen StaatGangehörigen 
einen Anspruch erhebt, dessen Geltendmachung nur zu gestatten, nach- 
dem der Staat in den dafür festgestellten Formen und innerhalb der 
durch die Sachlage gewiesenen Grenzen sie zugelassen hat Diese 
staatlich regulirte Geltendmachung - des privaten Kechtsansprucbs, 
logisch und praktisch im scharfen Gegensatz zu dem auf der steat- 
liehen Selbsthülfe ruhenden Zwangs- und Strafrecht, nennen wir die 
Rechtspflege. Sie löst den verstaatlichen auf Vergewaltigung und 
Bache oder allenfalls auf Lösegeld (poena) auslaufenden Zustand der 
freien privaten SelbsthUlfe ab und charakterisirt sich dem öfient- 
lichen Zwangs- und Strafrecht gegenüber durch die nothwendige An- 
rufung der staatlichen Beilegung, das heisst durch die Nothwendigkeit 
des Klägers. Eigenthümlich überdies ist der Rechtspflege die regel- 
mässige Vermittlung durch die dem Zwangs- und Strafrecht unbekannten 
Gescbwomen, wogegen das bei diesem eintretende Burgerschaftsgericht 
in der Rechtspflege nicht auftritt. 

Es sollen hier die bei der Rechtspflege betheiligten Magistrate, 
die Gesohwomeninstitution, der Kreis der Rechtspfl^e und die Formen 
derselben in derjenigen Kürze dargelegt werden, welche die Behand- 
lung dieser Fragen im Staatsrecht erfordert. 

Dass die Magistratur in ihrer Ursprünglichkeit gefasst wird als Jori»dKtioB 
der Inbegriff der Rechtspflege und des Heerbefehls, jene in dem impfriBni. 
städtischen, diese in dem militärischen Imperium ihren wesentlichen 
Ausdruck findet, ist früher (S. 90 fg.) auseinandergesetzt worden. Wenn 
die Scheidung der beiden Kreise ursprünglich hauptsächlich bedingt 
war durch das Verweilen des Oberbeamten entweder in der Stedt oder 
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ausserhalb deiwlben, so ist dies in der republikanischen Epoche von 
Haus aus dadurch modificirt , daas der auch innerhalb der Stadt 
functionirende Dictator an dem jurisdictionellen Imperium keinen An- 
theil hat und weiter ist nach Einrichtung der dritten ordentlichen 
auf Btädtische Function allein angewiesenen Oberamtstelle auch den 
beiden Consuln dasselbe entzogen worden. Indess nimmt nach der 
römischen Interpretation die BeschrUnkung des an sich untheilbaren 
Imperium diesen Magistraten nur die Mitwirkung bei wirklichem 
Rechtsstreit; wo derselbe formaler Art ist und in der That zurLegali- 
sirung einer von beiden Parteien gleiciimässig beabsichtigten Rechts- 
änderung angewandt wird^ wie dies der Fall ist bei der Manumission, 
der Emancipation und der Adoption, ist für diese, die sogenannte frei- 
willige Gerichtsbarkeit auch der Dictator und der Consul corapetent. 
Im Uebrigen gilt die Ausschliessung schlechthin und ohne Rtlcksicht auf 
das örtliche Verweilen des Consuls; dass gegen den jurisdictjouellen 
Act des Prätors der Consul die Intercession einzulegen befugt ist (S. 
125), kann ebenso wenig als Ausübung der Gerichtsbarkeit angesehen 
werden wie die bei Ausübung der Lagerzucht vorkommende thatsach- 
lich dem Privatprocess entsprechende Urtheils^llung (S. 228). 
^^^^^ Die Leitung der Rechtspflege hat selbstverständlich ursprünglich 

BwkUTeigiL dem König zugestanden, jedoch unter der Beschränkung, dass, wenn 
er die ursprüngliche Landesgrenze überschreitet, er sie nicht mehr 
selbst ausübt, sondern durch einen von ihm ernannten Vertreter 
{praefectus iure dieundd), welcher für den Fall der Abwesenheit der 
Bämmtlichen Oberbeamten zur Feier des Latinerfestes bis in die 
Kaiserzeit fortbestanden hat. Abgesehen von der königlichen und der 
ursprünglichen consularischen Jurisdiction liegt seit der Einsetzung der 
Prätur und der curulischen Aedilitat im J. 387 (367 v. Ch.) die Rechts- 
pflege bei den folgenden Beamten, deren Amtkreise theils allgemein, 
theils örtlich oder sachlich begrenzt sind. 

I. Die städtische Rechtspflege liegt in der Hand des in Rom ver- 
weilenden PrÄtors, seit dem Anfang des 6. Jahrh. d. St. der mehreren 
daselbst amtirenden Prätoren. Lange Zeit und in gewissem Sinne immer 
hat die römische Rechtspflege sich in der Stadtprätur concentrirt und 
ist, während die eben erwähnte freiwillige Gerichtsbarkeit an keinen 
Ort gefesselt ist, die Ausübung des jurisdictionellen Imperium auf 
die Stadt Rom beschrankt; ja es wird sogar als »rechter Prozess" 
(mdieium legiUmim) bis in die Eaiserzeit hinein nur der vor dem 
städtischen Gericht geführte angesehen, lieber die theils nach dem 
Per&onalrecht der Parteien, theils nach dem Gegenstand der Klage ab- 
gegrenzten Competenzen der in den beiden letzten Jahrhunderten der 
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Republik neben einander in Rom fungirenden Prfitoren wird weiterhin 
gehandelt «erden. 

2. Mit der der Aedilit&t Überwiesenen städtischen Polizei ist die zu- 
n&cbst damit TerknQpfte Rechtspflege, die Erledigung der aus dem Ge- 
schäftsverkehr des Sclaven- und Viehmarktes und der aus der Belästi- 
gung des Strassenverkehrs entspringenden Rechtshandel ihr überwiesen, 
welche Jurisdiction indess, da die plebejischen Äedilen nicht als Magi- 
strate gelten, allein von ihren mit der Pratur zugleich eingesetzten curu- 
lischen Collegen ausgeübt wird. Das jurisdicüonelle Imperium muss 
also auch diesen beigelegt worden sein, obwohl sie nicht als Oberbeamte 
gelten. Wie man mit der sonst seit Einsetzung der Prätur in der Rechts* 
pfl^e beseitigten CollegiaJit&t bei den Aedilen sich abgefunden hat, ver- 
mögen wir nicht zu sagen. 

3. Die ProvinziBlstatthalterschaften sind davon ausgegangen, dass 
die Goncentration der Jurisdiction auf die Stadt Rom lür die in dem 
aberseeischen Gebiet befindliche römische Bevölkerung sich nicht 
durchfahren lies». Es wurden demnach ßlr die in Rom durch die 
Pr&tur und die cunilische Aedilit&t geleitete Rechtspfl^e dort Neben- 
Bprengel eingerichtet, deren beide Beamte, der Pritor und der Quftstor, 
wenn auch der letztere unter Vermeidung des rein städtischen Aedilen- 
titels, die gleichen Compet«nzen übernehmen. Diese Competenz gilt für 
sämmtiiche Provinzialvorsteher ohne Unterschied des Titels, also auch 
für die zur Verwaltung der Statthalterschaft in die Provinzen gesandten 
Consuln oder Consulare, wfihreud die bloss für das Feldhermamt be- 
stimmten Oberbeamten daran keinen Antheil haben, femer f&r die eben 
desw^en den proprätoriscben Titel führenden kaiserlichen Provinzial- 
legaten und nach Specialgesetzen selbst für die Statthalter von Ritter- 
rang, namenüich den kaiserlichen PrSiecten für Aegypten. Für die 
fidilicische Competenz fehlte es in den kaiserlichen Provinzen an 
selbständiger magistratischer Vertretung. IndeBS hat die provinziale 
Jurisdiction nicht bloss insofern als ausserordentliche gegolten, dass, 
wie schon bemerkt ward, „gesetzlicher Prozess" im strengen Sinne 
nur der in Rom verhandelte ist, sondern sie hat auch praktisch der 
städtischen gegenüber in zwiefacher Hinsicht eine secund&re Rolle ge- 
spielt Einerseits kann der in der Provinz domicilirte römische 
Bürger, wenn er in Rom verweilt, in Folge des allgemeinen Heimath- 
rechts vor dem städtischen Gericht belaugt werden, sofern er nicht 
durch Privilegium dagegen geschützt wird. Andrerseits hat wenigstens 
in republikanischer Zeit der Statthalter das Recht gehabt eine bei ihm 
ai^ebrachte Klage, statt sie selbst zu entscheiden, an das haupt- 
stadtische Gericht zu weisen. — Dass in Folge des ausserhalb des 
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sUtdtiscbeii Amtegebiets mioder bescbräiikten Mandirungsrechts der 
Statthalter den ihm beigegebeaen GebUlfeD, insbesondere denen sena- 
torischeo Banges die Jurisdiction häufig Qbertr&gt (S. 150), auch in deu 
kaiserlichen Provinzen neben und unter den Statthaltern eigene Legaten 
mit jurisdictioneller Competenz vorkommen (S. 207), ist bereits froher 
auseinandei^esetzt worden. 

4. For die in Italien theils in geschlossenen Gruppen, theils zer- 
streut lebenden römischen Bürger ist die Goncentrirung der Juris- 
diction in der Stadt Bom seit dem Anfang des 5. Jahrb. gemildert 
worden durch die bei der Stellvertretung (S. 146) erörterten Special- 
gesetze, die den Stadtprätor anwiesen filr bestimmte Oertlichkeiten 
seine jurisdictionelle Competenz an von ihm theils frei , theils später- 
hin unter Mitwirkung der Comitien (S. 185) ernannte Mandatare zu Ober- 
tragen. Wie weit die Jurisdiction dieser praefeeti iure diamdo sich 
auf die Halb- und die NichtbUi^er erstreckt und ob sie fUr die Voll- 
bUi^er der stadtrömischen gegenüber nicht durch eine Competenz- 
grenze beschränkt war, lässt sich nicht ausmachen; die Institution 
selbst verlor ihre Grundlage, nachdem ganz Italien in den römischen 
BQrgerverband eingetreten war und hat der entwickelten municipaleo 
Jurisdiction Platz gemacht 

5. Die An^nge der i'ömischen MunieipaljurisdictJOD liegen im 
Dunkeln. Den nicht völlig dem rOmischen BUi^erverband einverleibten 
Bezirken besseren Bechts ist eine eigene Magistratur mit einer wenn 
auch beschränkten Jurisdiction geblieben. Auch bei den VolIbQrger- 
gemeinden treten früh die Anßlnge eigener Jurisdiction auf, nament- 
lich hinsichtlich der Marktgerichtsbarkeit; Tusculum, unter den 
nicht ans Ansiedelung hervorgegangenen BQrgerstädten die älteste, hat 
offenbar mit der Ertheilung des römischen Bürgerrecht« gleichzeitig 
eigene Aedilen erhalten, da diese hier späterhin als Oberbeamte 
fungiren. Allgemein ist die municipale Jurisdiction der Bürger- 
gemeinde wahrscheinlich erst gewährt worden, als ganz Italien das 
Bürgerrecht empfing und die römische Bargerschaft in einen Com- 
plex von BüTgergemeinden umgewandelt ward (S. 74). Damals ist 
vermuthlich einerseits durch Beschränkung der bis dahin mit voller 
Jurisdiction versehenen latinischen und sonstigen autonomen Bürger- 
schaften, andrerseits durch Ausstattung der bis dahin wesentlich 
unselbständigen BUrgergemeinden mit einer beschränkten Autonomie 
die spätere Municipaljurisdiction geordnet worden, deren staatsrecht- 
liche Formulirung vermuthlich, ähnlich wie bei den Präfecturen, zu 
fassen ist als generelle Delegation des städtischen Prätors an die von 
den mnnicipalen Comitien creirten Prätoren und Aedilen oder unter 
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anderer Titulatur die gleichen Competenzen verwaltenden Magistrate. 
Indess erstreclct sich die Competenz dieser Beamten nicht auf die- 
jenigen Acte, welche eine freiere magistratische Action in sich EChliessen, 
und ist auch bei der eigentlichen Rechtspflege beschränkt theils durch 
den AusschlusB gewisser Prozesskategorien, theils durch Fixirung eines 
nicht hoch gegriffenen Maximums des Streitobjects. 

Zur Vervollständigung des Bildes, das wir uns von der Hand- A"*".™* 
babui^ der Rechtspflege in dem weiten r&mischen Reich zu machen Ji>'i>diciii»i. 
haben, ist noch daran zu erinnern, dass dasselbe im Wesentlichen einen 
Complex von Gemeinden bildet und dass diejenigen derselben, welche 
das römische Bürgerrecht nicht besitzen, sowohl die farmeil autonomen, 
wie die latinischen und die föderirten, wie auch die nur mit geduldeter 
Autonomie ausgestatteten die eigene Rechtspflege behielten, so weit 
beide Parteien ausserhalb des römischen BUn^rverbandes standen, 
wfthrend, wo beide Parteien oder auch nur eine derselben zu diesem ge- 
hörten, der R^el nach die vorher genannten römischen Gerichte eom- 
petent waren. UebergrifTe der römischen Behörden in diese autonome 
Jurisdiction sind, namentlich wo die Autonomie nur geduldet war, oft 
genug, aber doch lediglich als Acte der Willkür vorgekommen. 

Nachdem die bei der Jurisdiction betheiligten Magistraturen dar- 
gestellt worden sind, ist der Kreis, den die private Rechtsp&ege um- 
schreibt, theils persönlich, theils sachlich abzugrenzen. 

Dass die Rechtspflege zunächst ausgeht von dem Ausschluss der g'*«"™»'" 
SelbstbUlfe zwischen Borger und Bürger, drückt sich darin aus, dafs ^«'''»i'%''- 
für das „rechte Urtheil" im strengen Sinn neben den früher bezeichneten 
Momenten (Ür beide Parteien die Büigerqualität gefordert wird, wobei 
selbstverständlich der in Rom heimathberechtigte Plebejer voa jeher 
in den BUigerbegrifT eingeschlossen (S. 19), auch der Latiner ohne 
Frage von jeher dem Bürger gleichgeachtet worden ist (S. 60). 
Aber auch der einer andern Nation angehörende Ausländer ist, sei es 
auf Grund des mit seiner Heiinathgemeinde bestehenden Vertrag 
rechtes, sei es gemäss der den Ausländer wenigstens thatsächlich 
nicht als rechtlos behandelnden römischen Praxis vor dem römischen 
Gericht rechter Kläger und, wenn er dort verweilt, auch rechter Be- 
klagter und es kann in dieser Weise selbst ein zwischen zwei Aus- 
ländem schwebender Rechtshandel vor einem römischen Gericht zur 
Entscheidung kommen. In welchem Umfang dies bei dem liberalen 
Verfahren des Staats gegen die Fremden und der Entwicklung seiner 
Machtstellung der Fall gewesen ist, zeigt die Theilung der Geschäfte 
der Prätur in Rom nach dem Fersonalrecht der rechtssuchenden 
Parteien im Anfang des 6. Jh. der Stadt (S. 165). Indess sind auch 
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BpfitorbiD häutig dem zunächst fUr die Prozesse zwischen BQrf^m be- 
stimmten Präter die übrigen mit überwiesen und ausserhalb Rom eine 
analoge Scheidung niemals vorgenommen wonlen. 
suhiiDh« Sachlich fällt unter die Rechtspfl^e zunächst und hauptsächlich 

Rschtapflog^ die Rechtsforderung der einen Partei gegen die andere, einerlei ob 
die letztere dieselbe bestreitet, wobei es also zur Klage kommt, oder 
sie einräumt, aber sich ausser Stande erlilärt dieselbe zu erfollen, in 
welchem Fall diese Einräumung gleiche Eraft hat mit dem dem Kläger 
Recht gebenden IJrtheil. Ein Unterschied hinsichtlich des Rechts- 
grundes wird nicht gemacht; die Rechtsforderung wegen Diebstahl, 
Sachbeschädigung, Real- und Verbalinjurien wird im Allgemeinen in 
derselben Weise geltend gemacht wie diejenige wegen rechtlosen Inne- 
habeus einer Sache oder NichterfQlluug einer Forderung. Diejenigea 
Rechtsverletzungen aber, welche der Magistrat von Rechtswegen zu 
ahnden gehalten ist (S. 227), liegen ausserhalb der privaten Rechtsver- 
folgung. Ausnahmsweise kann, wie weiterhin zu erörtern sein wird, 
ein Anspruch der Gemeinde an den Privaten zwischen einem Vertreter 
derselben und dem Privaten in dieser Form zum Austrag kommen; 
in der R^el aber ist die Forderung der Gemeinde an den Pri- 
vaten und immer die des Privaten an die Gemeinde, da der Privat- 
prozess in dem staatlichen Schiedsgericht zwischen zwei streitenden 
Parteien besteht, solcher Behandlung nicht fähig und tritt dafür die 
in dem Abschnitt vom Finanzwesen zu erörternde staatliche Admini- 
strativjustiz ein. 
s**"'=i'|^ Hinsichtlich der Theilung der Rechtspflege nach den verschiedenen 

R«i.tipa«gfc Prozesskategorien unter die Magistrate kennt die ältere Zeit neben 
der allgemeinen Civiljurisdictiou der lieiden städtischen Prätereo als 
geschiedene Competenz nur die ädilicische Marktgerichtsbarkeit. Im 
letzten Jahrhundert der Republik treten mit den Specialordnungen 
füT einzelne qualificirte Klagen entsprechende Specialpräturen , zum 
Beispiel fQr Erpressung (repettmdae) ein, bis dann in der sullani- 
schen Zeit mit der Zweijährigkeit der Prätur die Verwendung aller 
Prätoren im ersten städtischen Amt^ahr fUr die städtische Rechts- 
pfl^e und deren Theilung in die beiden generellen Jurisdictionen 
und die Specialkategorien der Quästionen sich einstellt. In der 
Kaiserzeit wird auf diesem Wege noch weiter vorgeschritten und 
die Regulirung der Freiheitsprozesse, die Regulirung und der Vor- 
sitz im Centumviralgericht und ähnliches mehr als präterische Special- 
competenz gestaltet. Als die in Bittform ausgesprochenen letztwilligen 
Zuwendungen unter dem Principat aus Gewissens- in Zwat^spflichten 
umgewandelt wurden, geschah dies unter Ausschluss des Geschwornen- 
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ver^rens im Wege einer anfangs den Gonsuln, sp&terbin einem oder 
mehreren Prätoreo überwiesenen dem magistratiedieD ErmeeseQ Spiel- 
raum bietenden Cognition. 

Ueber die Bchiedarichterliche Thätigkeit bei dem I'rivatstreit '^^^' 
geht das Eingreifen der Magistratur in die privaten Verhältnisse ''tw'd^ 
insbesondere in älterer Zeit nicht hinaus. Charakteristisch dafür J"»^''«»"- 
ist insbesonder« die Behandlung der Vormanderbestelluag; sie ruht 
nach den ursprünglichen Ordnungen lediglich auf allgemeinen ge- 
setzlichen Normen oder auf dem gesetzgleichen Privattestament Erst 
allmfthlich und ergänzend tritt die magistratische Ernennung des 
Vormundes hinzu und keineswegs als Äusfluss der Jurisdiction, da 
neben dem Prätor auch die Volksüibune und unter dem Prinäpat an- 
Onglich die Gonsuln dabei betheiligt sind. Erst unter diesem wird 
schliesslich die magistratische Thätigkeit bei dei Vormundschaft als 
Nebengeschäft der Jurisdiction behandelt und dieselbe, ähnlich wie 
das Fideicommisswesen, einem eigenen Prätor Obertragen. 

Wenden wir uns weiter zu dem bei der Rechtspflege einge- ^'^'Jjp 
haltenen Verfahren, so nabert sich die Regulimng des Klagerechtes "^''^'•«•■ 
durch den prozessleitenden Magistrat insofern der gesetzgebenden 
Gewalt, als derselbe zwar das bestehende Gesetz zu befolgen, aber 
das Recht hat oder sich nimmt dasselbe näher zu bestimmen und wo 
das Gesetz schweigt, vou sich aus Anordnungen zu treffen, wobei die 
Vollziehung der Rechtsvorschrift in Erweiterung und selbst in Ab- 
änderung derselben umschlagen kann. Beispielsweise hat im Erbgang f^^-*" 
der Prätor an sich die landrechtliche Ordnung zur Ausführung zu i-*?iiiitimi. 
bringen; aber wo nach dieser Erblosigkeit eintreten wtkrde, lässt er 
im Wege des Besitzschutzes gesetzlich zur Erbfolge nicht berufene 
Personen als successionsberechtigt zu und sieht sogar in manchen 
Fällen, wo die landrecfatliche Ordnung zu unbilligen Consequenzen 
zu führen schien, nicht bloss bei der Besitzregulining von derselben 
ab, sondern verweigert sogar nachher dem nach Landrecht besser be- 
rechtigten Erben die Klage. Auch äusserlich findet dies darin seinen 
Ausdruck, dass in der späteren Republik die Magistrate mit Jurisdic- 
tion, die Prätoren in Rom wie in den Provinzen und die curulischen 
Aedilen bei Antritt ihres Amtes diejenigen Regeln, nach denen sie 
die Bechtfipöege auszuüben beabsichtigen, zusammenfassend öffentlich 
bekannt machen; und diese von Rechts wegen kaum den Aufsteller 
und noch weniger den Nachfolger bindenden Normen haben in tbat- 
sächlicher Fixirung allmählich sich zu einer epecialisirten Civilprozess- 
ordttung ausgestaltet. 

Der einzelne Prozess wird immer hervorgerufen durch das An- Kug.r«w. 
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rufen der eine RecfatSBchftdi^ng geltend macbeoden Partei, durch 
die Klage. Wenn dazu principiell nur der Geschädigte selbst oder 
dessen rechter Vertreter berechtigt ist, so kann hier abgesehen werden 
Ton der Fri^e, wer vor Gericht als rechter Vertreter eines Privaten 
betrachtet wird ; staatsrechtlich wichtig dag^en ist es festzustellen, in 
wie weit die Gemeinde in der Form der Civilklage vertreten werden 
kann. Im Al^emeinen gehört, wie schon bemerkt ward, der Anspruch 

^^JJ'Jg''^ der Gemeinde an einen Privaten nicht in diesen Kreis; Civilkl^en 
QmeiDdi. dieser Art sind exceptionell und treten, wie es scheint, nur ein, wo 
entweder ein unter den Privatprozess fallendes DeHct, insbesondere 
Diebstahl und Sachbeschäd^ng, gegen die Gemeinde verübt worden 
ist oder wo ein Specialgesetz für gewisse Falle, namentlich fttr die 
auf diese oder jene Gontravention gesetzte feste Geldstrafe, ein stell- 
vertretendes Klagerecht anordnet. Bei der ersteren Kategorie scheint 
der Begel nach jeder Butler als klagberechtigt gegolten zu haben. 
Bei der zweiten ist hB.u% dasselbe geschehen, zum Beispiel jedem 
BQrger gestattet die auf öffentlichem Boden zu Unrecht vorgenom- 
menen Privatbauten durch Civilklage zu beseitigen; Dicht selten aber 
werden nur die Magistrate zur Klagerhebung in den Formen des 
Privatrechtes bevollmächtigt, welche Vollmacht auch electiv concur- 
riren kann mit dem früher (S. 229) erörterten Recht der Aufl^ui^ 
einer arbiträren Mult mit Provocation an die Comitien. — Aus dem- 
EiuanKht selheu Gesichtspunct des ölFentlichen Interesses ist dann bei dem 

QsM^n- Quästionenprozess des letzten Jahrhunderts der Republik mit weuigen 
pm«H. Ausnahmen die Klagevertretung dem BQif^r ein für allemal freige- 
geben worden. Hochverrath und Mord konnten überhaupt nur unter 
Zulassung der Gemeindevertretung unter dies Klageverfahren gezogen 
werden, und auch die Bestrafung der Erpressung tmd der meisten 
übrigen ^eichartig behandelten Verbrechen und Vergehen war in der 
That nicht bloss Sache des zunächst Verletzten, sondern lag im Inter- 
esse des Gemeinwesens. Es erwies sich sogar als notfawendig, da der 
Privatkll^er bei allen diesen ebenso nothwendigen wie beschwerlichen 
und gehBasigen Prozessen die Last und die Gefahr des Beweises auf sieh 
nahm und die edleren Motive dabei meistentheils versagten, dem 
Kläger, wie dies bei bloss vermögensrechtlicher Schädigung des Ge- 
meinwesens unbedenklich und seit langem üblich war, für den Fall des 
Obsiegens politische und vor allen Dingen materielle Vortheile in 
Aussicht zu stellen, wo dann freilich ein Uebel das andere ablöste oder 
auch beide sich mit einander verbanden. 

^mMi,. ^^^ Einbringung der Klage und Anhörung des Beklagten erfolgt 
die magistratische Frozessregulirui^. Sie besteht in der Bezeichnung 
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des oder der Geschwomen und io der Aufetellung einer scbriftlicben 
Instruction (fomnUa), welche die Feraonea des ElSgers, des Beklagten 
und des oder der Gieactawomen namhaft macht, den Klaganspnich je 
nach der Art des einzelnen Falles feststellt imd den oder die Ge- 
schwomen anweist diesen selbst so wie die etwa den Beklagten 
schützenden Momente in Erw&gung zu ziehen und danach entweder 
den Beklagten zu verurtlieilen, welche Verurtheiluns; an exceptionelle 
Bedingungen geknöpft und dem Umfang nach fest oder maximal deter- 
mimrt werden kann, oder im entgegengesetzten FaU freizusprechen. 
Auf diese bedingte UrtheilsfiUlnng läuft die magistratische Instanz des 
PriTatprozesses immer im wesentlichen hinaus, während die Formen, 
in denen dies erreicht wird, sie häufig nur indirect enthalten. 

Die älteste und vielleicht ursprünglich ausscbliessliche Form des ^«a« 
Privatprozesses knOpft an die F^esssteuer an, an die dem 
Rechtsstreit Unterliegenden zum Besten der Opferkasse der Gremeinde 
auferlegte Vieh- oder Geldbusse (sacrMnentum). Beide Parteien wurden 
vom Magistrat veranlasst diese Busse zu erlegen oder zu versprechen 
unter Vorbehalt der KUcknabme der Leistung oder des Wegfalls der 
Zusage im Fall des Obsiegens. Der Geschwome sprach alsdann 
formell sich nur darüber aas , welche Partei die Busse vervrirkt 
habe. Dieses Verfahren ist noch fUr den ältesten Erpressungsprozess 
in Anwendung gekommen, aber in der Folgezeit niit wenigen Aus- 
nahmen ausser Kraft getreten. Häufig aber begegnet im späteren Pro- 
zess die prätorische Wette, die im Wesentlichen auf dasselbe hinaus- 
kommt, nur dass die verwettete Summe hier nicht gezahlt, sondern nur 
durch den darauf gestellten Spruch des Geschwomen das Eigenthum 
oder was sonst der Gegenstand des Rechtsstreits ist der einen Partei' 
zugesprochen wird. 

Es kann auch die Entscheidung der Geschwomen wie an die ^< 
Wette, so an den magistratischen an die Parteien gerichteten Befehl 
(ntterdictum) anknüpfen. Wenn beispielsweise der Magistrat beide 
Parteien anweist den bestehenden Besitz bis weiter gelten zu lassen 
oder auch eine derselben den nach der Behauptung der Gegenpartei 
auf incorrecteni Wege gewonnenen Besitz aufzugeben , so stellt der 
Geschwome im ersten Fall fest, welche der Parteien thats&chlich im 
Besitz ist, im zweiten ob der fehleriiafte Besitz mit Recht oder mit 
Unrecht behauptet wurde und declarirt also, zu wessen Gunsten der 
Magistratsbefehl entschieden hat. 

Die magistratische Regulimng des Klagerechts tritt häufig in vor- ^!<^^^ 
bereitender Gestalt auf, namentlich in der Weise, dass filr mehr oder ""•■■ 
minder in Aussicht stehwide Prozesse die ParteiroJlen im Voraus ge- 
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ordDet werden. Dies ist insbesoDdere der Fall bei dem Wechsel des 
Gesammtvermögens hauptsächlich durch den Erbgang und durch den 
Concurs. Im Sterbefalle gestattet der Magistrat dem Erben, statt sich 
auf eigene Hand in den Besitz des Vermögens zu setzen, seinen Erb- 
schaftstitel vor Gericht geltend zu machen und darauf hin vom Magi- 
strat den Besitz des Vermögens sich zusprechen zu lassen , wodurch 
fctr den Fall, dass andere Personen dieselbe Erbschaft in Anspruch 
nehmen sollten, diese angewiesen sind als Nichtbesitzer aufzutreten. 
F.S können auch verschiedene derartige einander ausschliessende Be- 
sitztitel gegen einander stehen, in welchem Fall durch Geschwomen- 
spnich gemäss den von der Magistratur in dieser Hinsicht aufgestellten 
allgemeinen oder besonderen Normen dem Bestberechtigten der Besitz 
der Erbschaft zugewiesen wird. Alle diese R^uliningen, selbst wenn 
Geschwome dabei mitgewirkt haben, sind insofern provisorisch, als 
der nach Landrecht besser berechtigte Erbe durch sie keineswegs aus- 
geschlossen, sondern nur in dem darauf hin beginnenden Rechtastreit 
ihm die Kl&gerrolle zugetheilt ist Aehnlich wird im Concurs verfahren. 
Wenn eine rechtlich anerkannte Forderung nicht erfüllt wird und dem 
Gläubiger danach das Recht zusteht das Gesammtvermögen des 
Schuldners in Besitz zu nehmen, so hat er dafür bei dem Mf^strat 
die Einweisung zu erbitten, wobei ebenfiillB Concurrenz mehrerer Per* 
sonen und Begulinii^ der Besserberechtigung durch Gescbwornen- 
Spruch eintreten können, die Besitznahme selbst aber eben wie die 
der Erbschaft formell nur den Zweck hat für die etwa eintretende 
Civilklage die Parteirollen zu regeln. Noch deutlicher tritt die R^u- 
liniDg des Klagerechts durch vorbereitenden Gesehwomenspruch auf 
in dem sogenannten Praeiudicium ; wenn eine Tbatfrage, zum Beispiel 
ob jemand Sohn oder Freigelassener einer bestimmten Person sei, fUr 
einen in Aussicht stehenden Prozess von Belai^ ist, so kann, schon 
ehe dieser angestellt wird, der Magistrat dieselbe zur Entscheidung 
an Geschwome weisen. 
d^iüiM- Diese Andeutungen, deren Ausführung im Staatsrecht nicht gegeben 

"dmf'cK'' ^^'■'IßQ kann, werden genügen, um einigermassen zur Anschauung zu 
"*"""•■ bringen, dass die magistratische ReguÜning des Klagerechte in ihrer 
praktischen DurchMhrung weit hinausgeht über die unmittelbare Fest- 
Setzung der Klagformel. Durch diese Ausdehnung wird die Mitwir- 
kung der Geschwomen viel mehr erweitert als beschränkt, insofern jede 
dabei sich herausstellende zwischen den Parteien streitige Frage nicht 
durch magistratische Cognition, sondern durch eigenen Gesehwomen- 
spruch zu erledigen ist. Beispielsweise wird, wenn die Parteien äch 
verpflichtet haben an einem bestimmten Termin vor dem Magistrat 
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und filT den Fall des Ausbleibens eine Basse (vadi- 
monmm) festgesetzt ist, die Entscheidung darüber, ob diese verwirkt 
ist, nicbt vom Magistrat allein gefunden, Bondem wieder von ihm an 
Geschwome gewiesen. Dabei hat allerdings die dem Magistrat ob- 
liegende Arbeitslast mitgewirkt, welche für eigene Untersuchung that- 
sächlicher Fragen geringen Spielraum liesg; aber auch die politische 
Tendenz im Privatprozess durch das private Schwurgericht das rnagi' 
stratisehe Imperium möglichst üu binden, tritt deutlich hier zu Tage 
und hat die Schwer^ligkeit der republikanischen Rechtspflege that- 
sächlicfa zum guten Theil verschuldet. 

Wenn die Leitung der Rechtspflege der Magistratur zusteht, so OeMi««!- 
ist sie di^egen von der eigenen Ausübung derselben ausgeschlossen, una. 
Der Magistrat führt den Spruch wohl herbei, dieser selbst aber wird 
von Privaten ge^den. Dies ist die Geschwomeainstitution , die 
fundamentale Ordnung der Republik, wie die älteste so die dauerndste 
Sehranke des magistratisehen Imperium. Die Einsetzung der Ge- 
schwornen durch König Servius Tulüus galt den Römern als der An- 
fang des sich selbst regierenden Gemeinwesens; das Eintreten der 
Magistratur in die Entscheidung, die Cognition in ihrem allmählichen 
Umsichgreifen unter dem Principal und ihre im dritten Jahrhundert 
n. Ch. feststehende Alleinherrschaft bezeichnet das Ende des ROmer- 
staats. 

Die Auswahl des oder der Geschwornen steht im Allgemeinen g«*™- 
dem Magistrat zu und bildet einen Theil der ihm obliegenden Prozess- «"•*■ 
regulining. Vereinbarung der Parteien mag häufig vorgekommen, kann 
aber schon darum nicht rechtlich notwendig gewesen sein, weil die 
Erledigung des Rechtsstreits nicht von dem Beliehen einer Partei ab- 
hangig gemacht werden durfte. Der prozessleitende Beamte hat vieL 
leicht ursprünglich bei der Auswahl insofern freie Hand gehabt, als 
jedem römischen Bürger dies Mandat übertragen werden konnte, und 
bei Prozessen, au denen NichtbOrger betheiligt waren, mögen selbst 
solche nicht ausgeschlossen gewesen sein. Aber in der uns besser 
bekannten Zeit ist in der Stadt Rom vor dei' Gracchenzeit Geschwomer 
nur der Senator, so weit nicht specielle Regulative eingriffen oder, 
was wohl auch angenommen werden niuss, die Parteien von der 
Qualification im einzelnen Fall absahen. Dieses senatorische Vor- 
recht, das allerdings weniger in der eigentlich privaten Rechtspflege 
als in den weiterhin zu erwähnenden factjsch mehr oder minder 
criminellen Specialquästionen zur Anwendung kam , ist im letzten 
Jahriiundert der Republik der Mittelpunct der Parteikämpfe gewesen; 
durch C. Gracchiu vrurde für die GeschwomenemeDnung die censorische 
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Bitterliste der Senatsliste substituirt, durch Sulla dieser wieder die 
alte Geltung zurückgegeben, endlich durch das aurelische Gesetz vom 
J. 684 (70 V. Gh.) eioe gemischte Liste aufgestellt, welche aus dem 
Senat, aus der Ritterschaft und aus den Spitzen der ausserhalb der 
beiden privilegirten Stände stehenden BUif^erschaft durch den Stadt- 
prätor zusammenRestellt wurde. Unter dem Principat ist die gracchische 
Ordnung mit der Einschränkung wieder heimstellt worden, dass nicht 
die gesammte Ritterschaft dieser Epoche Gescbwomendienst thut, son- 
dern der Kaiser aus den Rittern die Geschwomenliate bildet. — In 
den Provinzen ist wenigstens in republikanischer Zeit für jede Ge- 
ricbtsstätte ein Verzeichoiss der zu dieser Function geeigneten BQiger 
aufgeteilt worden ; weitere Qualification als das römische Bürgerrecht 
scheint hier nicht verlangt worden zu sein. — Noch weniger können 
die hauptstädtischen Normen auf die municipale Jurisdiction Anwen- 
dung gefunden haben, schon darum, weil es in den Municipien eine 
der Ritterschaft vergleichbare Klasse nicht giebt; vermuthlich hat auch 
hier jeder in der Stadt wohnhafte römische Bürger als Geschwomer 
bestellt werden können. — Neben diesen allgemeinen Nonnen haben 
die für die einzelnen Prozesskategorien au^estellten Regulative regel- 
mässig die Gescbwomenqualification determinirt; die einzelnen Anord- 
nungen sind uns sehr unvollständig bekannt und können, auch so 
weit sie bekannt sind, hier nur beiläufig berücksichtigt werden. 

Die GeschwomeninstitutioD tritt in verschiedenen Formen auf 
theils allgemeiner Anwendbarkeit, theils speciell für gewisse Prozess- 
kategorien, welche hier dargelegt werden sollen. 
*■ 1. Die älteste und einfachste Form ist die Einsetzung des Einzel- 
geschwomen (iWer unus); sie gilt so sehr als der rechte Ausdruck 
der Institution, dass für den „rechten Prozess" neben der Führung 
vor einem städtischen Gericht auch die Entscheidung durch den Einzel- 
geschwornen gefordert wird. 

2. Die nicht ursprüngliche, aber sehr alte Ueberweisui^ der 
Urtheilsßlllung an eine niedrig gehaltene und immer ungleiche Zahl 
von Geschwornen, die recuperatores liegt ihrem Ursprung nach im 
Dunkel. Wahrscheinlich ist sie aus dem internationalen Rechtsverkehr 
hervorgegangen und ursprünglich auf die zwischen Bürgern obschweben- 
deu Rechtshändel nicht anwendbar gewesen; wie wir indess die Institu- 
tion kennen, besteht diese Schranke für sie nicht, sondern wird sie auf 
die verschiedensten Prozesskategorien angewandt und scheint es ledig- 
lich von der allgemeinen oder speciellen Anordnung des prozessleiten- 
den Magistrats abzuhängen, ob im einzelnen Fall der Einzelgeschwome 
oder B«cuperatorfn entscheiden. Das Urtheil wurde ohne Zweifel 
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durch Abstimmung und Ermittelung der Miyorit&t gefunden. Die 
Leitung, die nicht gefehlt haben kann, scheint man der Verein- 
barung der berufenea Geschwomen überlassen zu haben. 

8. Für den Freiheitsprozess, dessen Einleitung vor dem Magistrat i>«mTin. 
im Uebrigen den allgemeinen Ordnungen unterliegt, ist, wie dies bei 
der politiBchen Wichtigkeit desselben fQr die aus der Unfreiheit hervor- 
gegangenen Plebqer b^^iflich ist, wahrscheinlich seit der Anerkennung 
der Plebs selbst die gewöhnliche Form der Geschwomenemennui^ 
beseitigt und die Entscheidung einem von Jahr zu Jahr allgemein 
dafür bestellten Gesehwornencoll^um von zehn nicht dem Senat an- 
gebftrigen Männern, den deeemviri ÜUbus iudiccmdis überwiesen. Ob 
dieselben arsprOnglich von dem Prätor ernannt oder wie sie sonst 
bestellt worden sind, wissen wir nicht; am Ende der Republik werden 
sie in Tribuscomitien gewählt und figuriren daher unter den Magistraten 
(5. 185). Dass auch andere Privatprozesse an sie kamen, wie man 
aus der Benennung achliessen möchte, ist nicht zu erweisen. Der 
ProzesB wird unter Vorsitz, wie es scheint, eines der Zefanmftnner vor 
diesra insgesammt geführt und daher wie alle vor grösseren Ge- 
scbwomencollegien geführten Verhandlungen als quaesHo bezeichnet. 
Augostos hat den Freiheitsprozess auf die Formen des gewöhnlichen 
Privatprozesses zurückgeführt und den Decemvim eine andere Ver- 
wendung gegeben. 

4. Aehnlich , aber eist in späterer Zeit , sicher erat nach dem c«*«"!»'«. 
J. 513 (241 V. Ch.) ist das Erbschaftsgericht geordnet. Auch hier 
tritt an die Stelle der Geschwomenbestellung fllr den änzelnen Fall 
das Geschwomengericht der s(%enannten Hunderbnänner. Es sind 
deren in republikanischer Zeit eigentlich 105, und zwar drei aus jeder 
der fUnfunddreissig Tribus, in der Kaiserzeit 180; über die Ernennung 
ist nichts sicheres bekannt, doch sind sie eher von den einzelnen Tribus 
als vom Prätor creirt worden. Ueber die Erbschaftsprozesse hinfuis 
scheint ihre Competenz nicht gegangen zu sein; wahrscheinlich aber 
U&bea durch das Specialgesetz, das diese Institution ins Leben rief, 
die Centumvim eine über die allgemeine Befugniss der Geschwomen 
hinausgehende Controle über die Testamente erhalten und kraft der- 
sdben unbillige oder sittlich tadelnswerthe Erbeseinselzungen und 
Enterbungen cassirt Obwohl sie für den einzelnen Prozess in Äb- 
theilungen, anfangs vermuthlich drei von je 35, späterhin vier von je 
45 Geschwomen geschieden waren und nur ausnahmsweise, vermuth- 
lich um bei Prozessen gegen mehrere Erben widersprechende Urtheils- 
findung abzuwenden, diese Abtheilungen combinirt functionirten, fiel 
dieses Verfahren noch mehr als der Freiheitsprozess in den Kreis der 
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guaestio und stand auch, wie es bei dieser gewöhnlich ist, unter magi- 
stratjsehem oder quasimagistratischem Vorsitz , und zwar in repabli- 
kanischer Zeit unter der der gewesenen QuAstoren, nach den augusti- 
scheo Ordnungen unter einem besonders fUr die Erbschaftsprozesse 
bestellten Prätor (praetor hastarius) und neben diesem unter den ihrer 
ursprünglichen Function enthobenen Decemvirn. 

5. Die zunächst fQr die Aufeicbt Über die Gefängnisse und fQr 
die Handhabung der Nachtpolizei creirten Dieimänner haben zugleich 
für Diebstahl und analoge unter das Civilverfahren fallende Verbrechen 
die Urtheilafällung (S. 185). Es muss indess dahingestellt bleiben, 
bis zu welchem Grade die Vorschriften des Civilrectits über die 
Klägerrolle und das Strafmass bei diesem Verfahren eingehalten 
worden sind und ob ihre Tfafltigkeit mehr als die eines Geschwomen- 
collegiums oder mehr als Handhabung der Polizei aufzufassen ist; 
theoretisch mag der erste, praktisch der letztere Gesichtspunkt vor- 
gewaltet haben. 

6. Aehnlicfa wie ftir den Freiheits- und den ErbGchaftsprozess ist 
im Laufe des letzten Jahrhundert« der Republik fUr eine Reihe von 
Rechtsbündeln von politischer Wichtigkeit (iudieia puhliea) durch 
Specialgeaetze zuweilen for den einzelnen Fall, meistens fßr eine be- 
stimmte Kategorie ein Civilverfahren eingeführt worden, welches 
durch veratärkte Geschwomenzahl bei der Urtheiliindung und 
durch gesetzlich geordneten Vorsitz verschärft ist und das unter 
dem Namen des Quästionenprozesses zu gehen pflegt Ausgegangen 
ist dies Verfahren von denjenigen Kategorien der Civilklt^e, bei 
denen der Staat als solcher interessirt war, zunächst von der Be- 
amtenerpressung, für welches ,nacb dem römischen System unter 
die Civilklage des Diebstahls fallende Verbrechen im Jahre 605 
(149 V. Gh.) die erste derartige Prozessordnung erging. Aehnlich 
ist alsdann der Unterschleif behandelt worden. Späterhin, haupt- 
sächlich durch Sulla, ist diese verschärfte Civilkl^e angewandt wor- 
den auf eine Reihe anderer Handlungen , die in der früheren Rechts- 
pflege, so weit wir sie kennen, entweder nicht individuell hervor- 
treten, wie Münzftlschung, TestamentsfälBchung, Vei^ewaltigung, Ehe- 
bruch, Amtserschleichung, Anmafsung des BOi^errechts , oder nach- 
weislich unter das öffentliche Strafverfahren fallen, wie der Landes- 
verrath {maiestas) und der Mord (guaestio de sicarits et veneficis). 
Insoweit also wird durch diese neue Form das nicht mehr genügend 
functionireode Provocationsverfahren ersetzt und auch sie scheint 
gleich diesem nur gegen römische Bürger zur Anwendung gekommen 
zu sein; wenn insofern nach der heutigen Auffassung des Gegensatzes 
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von Ci>il- und Strafrecht des QufistioaeDverfahrenG dem letzteren an- 
zogebSren srheint und materiell in der That ihm zugez&hlt werden 
niuss, so kann doch formell dasselbe nur als qualiöcirter Privatprozess 
aufgefasst werden. Diese Qualification besteht, wie gesagt, wesentlich 
in der verstärkten Mitglied erzähl dieser Geschwomengerichte und in 
dem dadurch bedingten schärferen Hervortreten des Vorsitzes. Es kami 
der Vorsitzende ein dem CoUegium selbst entnommener und mitstimmen- 
der Vomiann (guaesftor) sein; in der Regel aber tritt die einzelne 
Qu&stion unter magistratische oder quasimagistratische Leitung, wobei 
der Voratzende selber nicht stimmt. Beispielsweise wurde der Er- 
pressungsprozess zuerst unter dem Vorsitz des bisher für diesen 
Civilfall competenten Peregrinenprätors, seit dem Jahre 631 (123 v. Ch.) 
unter dem eines speciell fQr diese QuAstiou bestimmten Prätors ver- 
handelt, während bei dem Mordprozeaa der Regel nach ein Gerichts- 
leiter (iudex quaesiionis) ädilicischen Ranges als Vorsitzender fanctio- 
nirt, ähnlich wie den Erbschaftsprozess die Quästoren handhaben. Die 
Geschwomen pflegen hier dem Vorsitzenden gegenüber als dessen eon- 
sÜntm bezeichnet zu werden, obwohl diese Bezeichnung streng ge- 
nommen nicht passt (S. 151), da der Vorsitzende an die M^orität der 
Stimmen gebunden ist und gewöhnlich selber nicht mitstimmt. Im 
Uebrigen gilt hinsichtlich der Zusammensetzung des Consilimns im 
Allgemeinen das früher Gesagte, wahrend weiter für jede Quästion 
das Specialgesetz darüber besondere Anordnungen trifil, unter denen 
die wichtigste vermuthlich die war, dass fQr die einzelnen Kategorien 
aus der allgemeinen eine besondere Geschwomenliste ausgesondert 
wird, hauptsächlich wohl um CoUisionen der verschiedenen prozess- 
leitraiden Behörden in der Auswahl der TJrtheilfinder zu verhindern. 
— Wenn diese Ordnungen zunächst für die hauptstädtischen Gerichte 
erlaben sind, so müssen auch für die italischen Municipien ähnliche 
ergangen sein; wenigstens Mord und AmtserschteichuDg sind, wenn 
ausserhalb der Stadt Rom verübt, nicht vor die hauptstÄdtisehen Ge- 
richte gezogen worden. In den Provinzen hat ein Quästionenverfahren 
schwerlich stattänden können; auf die Handhabung der Criminalprozesse 
daselbst kommen wir weiterhin in dem Abschnitt vom Provinzialregi- 
ment zurück. • 

Bei dem Verfahren m ituticio ist der Geschwome selbstverständ- 'TjJ'^ 
lieh an die Instruction gebunden, im Uebrigen aber nicht minder für «4wi>™". 
die Rechts- wie für die Thatfragen competent Formale Vorschriften, 
abgesehen von der auch hierbei erforderlichen Oeffentlichkeit, bestehen 
dafür nicht; es bleibt dem Geschwomen überlassen sei es durch An- 
hörung der Parteien, sei es durch eigene Fragstellung sich di^enige 
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Ueberzeuguog zu verschafTen , die seinen Spruch bedingt lieber den 
bei grösseren GoUegien hinzutretenden Vorsitz, wo dann der einzelne 
Geschwome sich schweigend zu verhslten pfl^, ist bereits gesprochen 
worden. 
^"dS" W^ ^^^ Spruch des Schwui^rerichts durch den Privaten herbei- 

Prinidaikt. ggfQjjf^ Wird, 30 Hegt auch, abgesehen von der EioziehuDg der dem 
Unterliegenden auferlegten Busse an die Opferkasse (S. 245j, die 
Execution des Geachwomenspruchs nicht der Gemeinde ob, sondern 
dem obsiegenden Kläger. Dem Umfang wie der Eeclitskraft nadi 
steht derselbe dem öfTentlichen Straferkenntniss nicht nach, ist ihm 
vielmehr insofern Uberl^en , als di^es in der Form der Provocadon 
eine Gnadeninstanz zulftsst, dem obsi^enden Kläger aber auch die 
Gemeinde nicht in den Arm fallen kann, wie denn in Rücksicht darauf 
ausdracklich ausgesprochen wird, dass nach den römischen Ordnungen 
der Emtedieb des Civilrechts einen schwereren Stand hat als der Mörder 
des Strafrechts. Wenn bei dem Privatdelict der uns besser bekannten 
Zeit die adäquate Sühuung zurücktritt, so macht in der froheren 
Epoche diese vielmehr in der Strafbemessuog in hervorragender Weise 
sich geltend. Nach Zwölftafelrecht wird der auf Diebstahl ergriffene 
Freie nach Ermessen des Prätors gezüchtigt und, wenn er erwacteeo 
ist, dem ßestohleneu zu vollem Eigenthum zugesprochen, der Unfreie 
hii^erichtet Bei nächtlicher Aneignung der Ernte auf offenem Feld 
wird sogar der Freie, wenn er mündig ist, mit dem Tode bestraft. Die 
ebenfalls im ältesten Landrecht anerkannte Veigeltung der Körperver- 
letzung durch gleichartige VerstQmmelung geht hinaus Über alle uns 
bekannten Strafen des öffentlichen Griminalrechts; und selbst die Verbal- 
injurie wird, wenn durch Absingung von Spottliedera auf offener Strasse 
verUbt, mit dem Kopfe gesühnt. Mehr noch als die Schwere der Strafen 
verdient ea Beachtung, dass deren Vollziehung, wenn sie auch im All- 
gemeinen wohl durch den Verletzten oder dessen Angehörige zu er- 
folgen hat, wie dies von der KörperverstQmmelung ausdrücklich bezeugt 
ist, dennoch wenigstens Mitwirkung d^ Magistrats erfordert, trotzdem 
das Urtheil ohne sein Zuthun gefällt worden ist. Ind^s ist dieser mit 
der Staatsordnung schwer vereinbare Ueberrest der alten Selbsthülfe des 
einzelnen Bürgers in historischer Zeit beseitigt. Für den gewöhnlichen 
Diebstahl haben schon die Zwölftafeln, die ältere Ordnung wahrschein- 
lich nach solonischem Muster mildernd, dem Dieb die Lösung durch 
doppelten Ersatz (poena dttpli) freig^eben; allmählich verschwan- 
den durch Gesetz oder Gewohnheit jene daa Leben oder den Körper 
treffenden Privatstrafen sämmtlich und wurde im G^ensaCz dazu die 
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itetcel aDfKestellt, dass jedes privatrechüich verfolgbare Unrecht durch 
Ocjdleistimg solle ji^esttbnt werden können. 

Wieder kam man mit diesem Satz, dass im Privatprozess öber^™JtaiS 
Wertheisatz und Geldstrafe hinaus nicht erkannt werden könne, bei »""»^ 
der Hineinziebung der im öfTentlichen Interesse verschärften Qufistionen 
ins Gedränge. Zwar bei der iUtestea wegen Erpressung beschränkte 
der Spruch sich anfangs auf einfachen und dann auf doppelten Schaden- 
ersatz und hielt sich also innerhalb der Schranken des Privatprozesses, 
wobei bei dem Umfang, den die Beamtenerpressungen damals ange- 
nommen hatten , eine derartige Verurtheilung wohl meistens den 
CoDCurs nach sich zog. Aber bei Landesverrath und Mord reichte die 
Geldbusse nicht aus ; es ist nicht sicher bekannt, welche Ahndung die 
sullanischen Ordnungen dafUr festsetzten, doch dürfte dies die Ver- 
bannung aus Italien gewesen sein, womit erst der Dictator Caesar 
den Verlust des Bürgerrechts verbunden zu haben scheint Auf die 
durchgängige Niedrigkeit der im Quästioneuprozess eintretenden 
Strafen und das gänzliche Fehlen der Todesstrafe hat die dafür ge- 
wählte dem delictischen Thatbestand wenig adäquate privatrechtliche 
Form wesentlich eingewirkt 

Wenn die geradezu delictische Strafe aus dem Privatrecht früh i^'^",^ä. 
verschwand, so hat dagegen die Privatexecution gegen den nicht ™*>«»- 
zahlui^sfähigen Schuldner, ohne dass der Recbtsgrund der Schuld 
einen Unterschied macht, nicht bloss von Haus aus einen capitalen 
Charakter gehabt, sondern diesen auch bis zum Ausgang der Republik 
behalten. Im Eigenthumsprozess kann die Privatexecution dadurch 
vermieden werden, dass der Geschwome angewiesen wird den besitzen- 
den und im Unrecht befundenen Beklagten freizusprechen, wenn er auf 
den Zwischenentscheid hin vor dem endgültigen Spruch die Sache 
zurückstellt; dessgleichen dadurch, dass die bei der Prozessregulirung 
zum Besitz der Sache zugelassene Partei sich zugleich für den Fall 
des Unterliegens nicht dem Sieger, sondern der Gemeinde unter Bürg- 
scbaftsBtellung zur Ablieferung der Sache verpflichtet Aber der Privat- 
execution unterliegen uotbwendig alle aus einer Schuldforderung oder 
überhaupt einem Gontract resultirenden so wie alle auf Schadensersatz 
oder Geldbusse gerichteten Klagen, und auch die Eigenthumsklage kann 
zur Privatexecution führen, wenn der zu Unrecht besitzende Beklagte 
nicht vor dem Spruch die Sache zurückstellt und demnach von dem 
Geschwomen der erhaltenen Anweisung gemäss auf deren in Geld 
angeschlagenen Werth verurtheilt wird. Bei Nichterfüllung einer jeden 
durch Geschwomenspruch oder das- diesem gleichstehende Geständnis» 
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rechtlich festgeBtellten Forderung ist der obsiegende Kläger befugt auf 
den Schuldner, wo er ihn trifft, die Hand zu legen und nöthigenfalls 
Gewalt gegen ihn zu gebrauchen. Zwar uBterli^ diese rechtmässige 
Selbsthttlfe wie die Klage selbst der magistratischen Regulining. Der 
Kläger hat den Verurtheilten , auf den er die Hand gelegt hat, aber- 
mals vor den prozessleitenden Magistrat zu fuhren und erst wenn er 
vor diesem sich Über den Sachverhalt ausgewiesen hatte, wobei unter 
Umständen wieder Geschwome zugezogen werden mussten, und wenn 
die dem VemrÜieilten gesetzlich zustehenden Fristen abgelaufen waren, 
sprach der Magistrat dem Kläger den Schuldner so wie dessen Habe 
einschliesslich der in seiner Gewalt stehenden Kinder zum Eigenthum 
zu. Diesem addicirten Manne kam zwar die Regel zu Gute, dass inner- 
halb Latium kein Bürger einer dazu gehörigen Gemeinde unfrei werden 
kann (S. 25); aber der obsiegende Gläubiger war befugt ihn und die 
Seinigen bis weiter als Sclaven zu halten und zu bebandeln und zu 
jeder Zeit durch Verkauf in das Ausland den provisorischen Verlust der 
Freiheit zum definitiven zu machen. Insofern ist der römische PrivaU 
prozess Überhaupt bedingt capital und kostet bei NichterfOlIung der zu- 
gesprochenen Forderung dem Verurtheilten die bürgerliche Existenz. 
Allerdings ist dieses strenge Schuldverfahren, das auch bei den politi- 
schen Kämpfen eine wichtige Rolle gespielt hat, im Lauf der republi- 
kan^hen Jahrhunderte wesentlich gemildert worden; aber die Ab- 
schaffung desselben und die Beschränkung der bei Zahlungsunfähigkeit 
eintretenden Rechtsfolge auf die Abtretung des Vermögens sind erst 
das Werk des Dictators Caesar, 
'ä'^^ Der Fundamentalsatz der repuhlikanischen Rechtspflege, dass der 

"*jj™- Rechtsspruch durch den Magistrat herbeigeführt . aber von dem 
Schwurgericht gefällt wird, hat unter dem Principat sich insoweit be- 
hauptet, dass der Geschwomeuinstitution im Allgemeinen ihre Stellung 
bleibt und die souveränen Gewalten, Consuln und Senat einer- und 
der Kaiser andrerseits nur insoweit ihr Strafrecht reicht, mit derselben 
concurriren. Anstatt des Quästionenprozesses kann das esceptionelle 
Verfahren vor diesen höchsten Stellen eintreten; einen eigentlich 
privaten Rechtshandel können dieselben von Rechtswegen vielleicht 
nicht einmal an sich ziehen, obwohl dies für den Kaiser zweifelhaft ist 
und namentlich das Eingreifen des Stadtpräfecten in die civile Rechts- 
pflege auch dieses zu fordern scheint, auf keinen Fall den im Privat- 
prozesa gefönten Geschwomenspruch cassiren. Dennoch ist schon 
bemerkt worden, dass die Geschwomeuinstitution unter dem Principat 
nicht eigentlich abgeschafft, aber ihr Gebiet allmählich verengt worden 
ist und dem ordentlichen Prozess mit magistratischer Einleitui^ und 
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UrtheilBfindung durch das Spnichgericht das Verfahren mit rein magi- 
stradscher Entscheidung {cogtiitio) zunächst ale ausserordentUcher Fro- 
'zess an die Seite getreten und schliesslich der ordentliche diesem ge- 
wichen ist Bei den erst unter dem Principal, aber bereits in dessen 
An&ngen ia den Kreis des PriTatrecht£ gezogenen Fideicommisaen änd 
niemals Geschwome verwendet worden. Bei der kaiserlichen Haus- 
verwaltung, die der Sache nach überall in die staatlichen Ordnungen 
eingreift, ist für das GeschworneDverfahren bereits unter Claudius die 
Cognition eingetreten. Diejenigen Rechtshändel , welche ein unmittel- 
bares Eingreifen der Staatsgewalt erfordern, wie die sämmtlichen iudieia 
publica und weiter der Diebstahl, konnten unter dem strengeren Begi- 
ment der Monarchie nicht füglich bloss dann gerichtlich verfolgt werden, 
wenn sich ein freiwilliger Staatsauwalt für jene einstellte oder bei 
diesem der Bestohlene als Frivatkli^er auftrat Zu der Beseitigung 
des Gescbwomenverfahrens im eigentlichen Privatprozess hat auch 
die Umständlichkeit und Schwei-iälligkeit desselben sicher wesent- 
lich heigetragen. In seiner stufenweisen Entwicklung können wir den 
Wandel der Rechtspflege, welcher ohne Zweifel in den Provinzen sich 
früher vollzogen hat als in Rom und Italien, nicht genügend verfolgen 
und am wenigsten in dieser Uebersicht weiter auf ihn eingehen', am 
Ende des dritten Jahrhunderts ist er vollendet und giebt es keine andere 
Form des Rechtsspruchs als das magistratische Uitheil. 

Aber wie das Eingreifen der mit dem Principat ins Leben treten- 
den Dyarchie das Strafrecht umgestaltet hat (S. 234), macht sich 
im Civilrecht eine gleichartige Einwirkung derselben geltend in der 
Appellation gegen das magistratische Decret. Der republikanischen 
Ordnung ist dieselbe bekannt in dem Verbältniss des Mandatars zu 
dem Mandanten (S. 150); aber erst seit in der neuen Ordnung des 
Staatswesens zwei höchste souveräne Gewalten, Consuln und Senat 
einer- und der Princeps andrerseits zur Geltung gekommen waren, 
wurde daraus die Hegel entwickelt, dass von jedem magistratischen 
Decret an eine derselben oder an beide appellirt werden kann und 
zwar in dem eugeren Machtgebiet, das durch kaiserliche Mandatare 
verwaltet wird , lediglich an den Kaiser , im Uebrigen sowohl an ihn 
wie an Consuln und Senat. Die Annahme der Appellation ist auch 
hier &cultativ und l&sst ebenfalls Stellvertretung zu. Die Appellaüon 
an den Senat scheint regelmässig durch die Consuln allein erledigt 
worden zu sein. Bei derjenigen an den Kaiser ist von jeher Delegation 
in weitem Um&ng zu Hülfe genommen worden; doch haben in der 
besseren Zeit des Principats thätige Regeuten sich dabei wesentlich 
auch persönlich betheiligt, woraus späterhin die scheiuhaft personale, 
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in der Tbat von deo PalastofSzieren giehandbabte kftiserlidtie Imniediat- 
jorisdiction hervorgegangen ist. Hinsichtlich der dieser Institution ins- 
besondere durch kurze Befristung der Appellationseinleguog und durch 
(Jeldstrafen für Missbraiich derselben gesetzten Schranken und hinsicht- 
lich ihrer sonstigen Modalitäten muss auf den Givilprozess verwiesen 
werden; hier heben wir nur noch hervor, dass die Appellation, da sie 
nur gegen das magistratische Decret, nicht aber gegen den Geschwomen- 
Bpruch eingelegt werden kann, die unbedingt« Herrschaft in dem Ge- 
biet des Privatrechts erst durch die Beseitigung der Schwurgerichte 
gewann. Wenn die Appellation begründet erscheint, so casairt der 
CoDSul oder der Kaiser nicht bloss das betreffende Decret, sondern er 
setzt ein anderes an seine Stelle und wahtscheinlich ist in diesem 
Falle regelmässig die Sache, auch wenn sie sonst vor Geschwome ge- 
hört hätte, im W^e der Cognition definitiv entschieden worden. 



-cbv Google 



4. Das Heerwesen. 

BQrgerBchaft und BUrgerheer fallen rechtlich und thateachlich z«-"^^^™' 
sammen. Wehrpflicht uod Stimmrecht sind correlat, Frauen und JJJSSä? 
Knaben von beiden gleichmftssig ausgeschlossen; die früher (S. 34) 
entwickelte Gliederung der Bürgerschaft gilt ursprünglich gleichmAssig 
filr den Kriegsdienst wie für die Tagungen der Gemeinde. Auch die 
Stetigheit ist dem Btki^rheer ebenso eigen wie der Bui^erschaft ; 
wenn der Act des „Ermessens", der Census (S. 172), die in längeren 
Zwischenräumen stattfindende Feststellung des Peraonal- und Ver- 
mögensstandes der Gemeinde oder, wie wir ihn eigentlich ungenau zu 
bezeichnen pflegen, die Schätzung kann wohl im gewissen Sinne als 
Heerbildung au^fasst werden, hat aber in der That vielmehr den 
Zweck das bestehende Bürgerheer zu ordnen als ein solches zu schaffen 
und wird nur insofern als „Gründung" (lustrwm eondHum) bezeichnet, 
als er die ursprüngliche Gründung der Bürgerschaft erneuert Von 
diesem Act ist hier auszugehen, von der Vorbereitung der Einberufung 
zum Heerdienst durch Feststellung der dafür in Betracht kommenden 
personalen Qualification. Die Zutheilung dieses Geschäfts an eigene 
bei der Einberufung nicht mitwirkende Beamte, die seit dem Anfang 
des 4. Jahrh. d. St. fungirenden Censoren hat diese Vorbereitung von 
der Einberufung selbst scharf gesondert; sicher im Zusammenhang 
damit erscheint der Census der historischen Zeit nicht so sehr als 
Vorbereitung für die Einberufung der Dienstpflichtigen denn als poli- 
tisch Verzeichnung der stimmberechtigten Bürger. Gerichtet sind die 
censorischen Aufnahmen hauptsächlich auf Feststellung der folgenden 
vier Momente für den einzelnen Bürger. 

1. Das Lebensalter ist für den Kriegsdienst schlechthin bedingend, aiut. 
insofern er vor vollendetem 17. Lebensjahr nicht geleistet werden darf 
und nach vollendetem 46. wenigstens nicht im Felde erfordert wird. 

BiDdfBi, Budbnch. I. 8: MammBtn, Ibii« d« SAmiiicliea StuUreehtt. 17 
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Die Feststellung dieser Altersgrenzen ist, da sie auch das Stimmrecht 
bedingen, stets eine Hauptaufgabe der Schätzung geblieben. 

2. Die körperliche Dienstfähigkeit hat bei der Reiterei beständig 
der censorischen Prüfung unterlegen und dies ohne Zweifel ursprüng- 
lich ebenfalls auf die zu Fuss dienende Bürgerschaft sich erstreckt. 
Innerhalb gewisser Grenzen mag auch schon bei dem Census festgestellt 
worden sein, welche Personen aus diesem Grunde der Einberufung 
nicht unterli^en. Im Allgemeinen aber ist die erforderliche körperliche 
Prüfung wohl auf den Act der Einberufui^ übergegangen, wobei 
namentlich mitgewirkt haben wird , dass die Dienstunfähigkeit wegen 
Alters oder körperlicher Gebrechen die Dienstberechtigung und also 
das politische Stimmrecht uicht aufhebt. 
I. 3. Die Vermögenslage kommt für die Dienstpflicht nicht an sich 

in Betracht, sondern nur insofern es sich um die Erfüllung derselben 
mit eigener Wehr handelt. Aber Heerdienst ohne Beschafiung eigener 
Waffen kommt in älterer Zeit ausser bei gewissen Gewerken nur vor 
in der Form der Einberufung für die unbewaffnete Eisatzm annschaft 
oder in besonderen Nothföllen; Selbstausrüstung ist durchaus die Regel 
und in diesem Sinne beschränkt sich die ordentliche Dienstpflicht in 
älterer Zeit auf die Grundbesitzer einschliesslich des Geschlechter- und 
später des Ascendentenbesitzes, seit dem 5. Jahrh. d. SL auf die Ver- 
mögensbesitzer überhaupt nach gewissen in der Beschaffenheit der Aus- 
rüstung zum Ausdruck gelangenden Abstufungen, welche bereits in an- 
derer Verbindung zur Sprache gekommen sind (S. 35). Insofern, und 
daneben allerdings mit Rücksicht auf die Vermögenssteuer, werden 
in dem BUrgerverzeichniss die für die Modalität der Dienstpflicht mass- 
gebenden Vennögensverhältnisse aufgeführt. Darum ergeht auch die 
Ladung für den Census zunächst an diejenigen Personen, welche 
selbständiges Vermögen haben oder doch haben können, so dass für 
die Kinder in der Gewalt der Vater eintritt Die Frauen und die 
Unmündigen, so weit sie selbständiges Vermögen haben, werden, mit 
Vertretung durch ihre Vormünder, bei der Schätzung ebenfalls, aber in 
einer Nebenliste verzeichnet, welche insofern auch militärischen Zweck 
hat, als der Rittersold auf diese gelegt ist. — Auch nachdem durch 
Zulassung des Freiwilligeudienstes ohne solche Qualiflcation die Ver- 
mögenssätze ihre militärische Bedeutung verloren hatten, was indess 
erst im letzten Jahrhundert der Republik eintrat, haben im Stimm- 
recht jene Abstufungen und damit die censorischen Vennögensauf- 
nahmen sich behauptet. 

4. Die Ehrenhaftigkeit kommt ebenfalls nur für die ordentliche 
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mit gehört aus dem VerzeichnisB der zunächst dienstpflichtigen Grund- 
besitzer die bescholtenen Personen zu entfernen und sie in das der 
bloss steuerpflichtigen (aerarii) zu Übertragen (S. 30. 175). Nachdem 
die ordentliche Dienstpflicht nicht mehr am Grundbesitz, sondern am 
Vermögen haftete, ist zwar der Gegenaata der Iribule» und der aerarii 
beseitigt; indess gehört es immer noch zu den censori&chen Aufgaben 
bei denjenigen BQrgem, denen das volle Ehrenrecht mangelt, zum 
Beispiel den Freigelassenen (S. 52) dies zu constatiren und der Ein- 
berufiing derselben zum Dienst nach Möglichkeit vorzubeugen. 

Aus der Schätzung ist ursprünglich die Börgerschaft hervor- SlJi.;^ 
gegangen als geordnetes BUrgerheer (exerdtus cenluriatus), geschieden ^^"jEbSi 
in Reiterei und Fussvolk, jene wie dieses gegliedert nach den mili- 
tfiriscben Abtheilungen, den Centurien mit Genturionen an ihrer Spitze; 
auch WaffenschEU und Waffenprüfung war damit verbunden. Dennoch 
kann die unmittelbare Verwendung dieses Heeres für den Dienst nur 
stattgefunden haben unter Hinzutreten gewisser uns nicht Überliefertfir 
Anordnungen hinsichtlich sowohl der nicht diensttauglichen wie der über- 
zähligen Mannschaften ; und in historischer Zeit ist auf jeden Fall das 
also in der Schätzung aufgestellte Heer unmittelbar nur für die Ab- 
stimmung verwendet, das Kriegsheer nicht damit identificirt, sondern in 
der weiterhin zu bezeichnenden Weise aus dem Büi^rheer entwickelt 
worden. Dass die Ordner des Schatzungsheeres, nachdem sie eigene 
Beamt« geworden waren, das militÄrische Imperium nicht mehr be- 
sassen, wird damit in Zusammenhang stehen. Nur bei der Reiterei 
hat das Altere Verfahren Bestand gehabt 

Neben der Recbtspli^e ruht die Magistratur auf dem Heerbefehl ;^»fii- 
aus beiden zusammen bildet sich der Begriff des imperium, der mrian und 
ursprünglichen Amtsgewalt und das Commando haftet noch ausschliess- •tsfangaa- 
lieber als die Jurisdiction am Oberamt: es giebt kein Oberamt ohne 
Commando und kein Commando ohne Oberamt. Dass bei den ver- 
schiedenen Formen desselben das Imperium qualitativ dasselbe ist, 
tritt namentlich darin zu Tage, dass der höchste formale Ausdmck 
desselben, der Imperatorentitel und die Siegesfeier dem Dictator, dem 
Consul und dem Prätor gleichmässig zugestanden werden. Die für 
den Fall der Collision aufgestellte schon (S. 1 20) entwickelte Regel, dass 
der Prätor dein Consul, der Consul dem Dictator weicht, ist mit der 
Gleichartigkeit ihrer Imperien wohl vereinbar. Allerdings aber be- 
steht zwischen dem Dictator und dem späteren Consul einer- und dem 
Prfttor andererseits insofern ein wesentlicher Gegensatz, als jene zu- 
nächst für die militärische Thätigkeit berufen sind, dieser dagegen, so 
weit seine Competenz nicht ausserordentlicher Weise anders uormirt 

17» 
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wird , zunächst für die Rechtspflege , was insbesondere bei der Heer- 
bildung und bei der FeetsetzuDf; des Amtsbereichs weiterhin in Betradit 
kommen wird. 
1'IduL'Ü ^^ Einberufung der Bürger zum Kriegsdieost ist Recht des Magi- 
strats, wie es Pflicht des Bürgers ist ihr Folge zu leisten. Der regel- 
mässig voa den einberufenen Borgern auf den Namen des einberufen- 
den Magistrats geleistete Treueid, vergleichbar dem der Büt^gersehaft bei 
dem Amtsantritt abgeforderte Treuwort (S. 132), begründet nicht erst 
die Pflicht militärischen Gehorsams, sondern hat nur bestärkende Kraft 
Die Einberufung kann, wo Gefahr im Verzug ist (tumullus), von jedem 
Imperieutrager in der Weise vorgenommen werden, dass der Büniter, 
dem das Gommando zur Kenntniss kommt, demselben unmittelbar 
Folge zu leisten hat, so weit er Waffen besitzt oder ihm diese zur 
Verfügung gestellt werden; ja bei eieentlichem Nothstand kann sogar 
jeder Private in gleicher Weise die Bürger unter die Waffen rufen. 
Die ordentliche Einberufung aber kann nur im st&dtischen Amtsbra«ich 
und nur durch die Gonsuln oder den Dictator vorgenommen werden; 
der Prätor ist dazu regelmftSMg nicht befugt, obwohl unter Umständen 
insbesondere nach Anweisung des Senats auch er dazu schreiten kann. 
Auch diejenigen Truppen, welche, wie dies später vielfach der Fall 
ist, bestimmt sind unter pi^torisches Commando gestellt zu werden, 
werden regelmässig von den Gonsuln einberufen. Die einrufenden Magi- 
strate legen dabei die letzten censorischen Feststellungen zu Grunde, 
haben aber nicht bloss die in der Zwischenzeit eingetretenen Verände- 
rungen zu berücksichtigen, sondern sind überhaupt nicht von Rechts- 
wegen an diese Verzeichnisse gebunden. Ob die Centurien der für 
den Felddienst geeigneten Fusstruppen in der Form, wie sie aus der 
letzten censorischen Ordnung hervoi^ngen, jemals der unmittelbaren 
Einberufung unterlegen haben, kann bezweifelt werden, zumal da der 
Census nicht Jahr für Jahr stattfand und die letzte vorliegende Liste 
schon insofern mehr oder minder der Modification unterlag. Sicher folgt 
in historischer Zeit auf die an die censorischen Aufnahmen sich an- 
schliessende Einberufung des Fussvolks die ^Auswahl" (dehetus), das 
heisst es werden beispielsweise aus den 40 Centurien der jüngeren Mann- 
schaft erster Klasse die für diesmal erforderliche Anzahl von Mannschaften 
durch den Magistrat oder dessen Beauftragt« ausgelesen, wobei sich dann 
die AuBSondenmg der minder tauglichen Leute von selber ergab, und 
diese Ausgelesenen ohne Rücksicht auf jene politische Centuriation nach 
militärischer Ordnung centuriirt Nur die Centurien der ständigen 
Bürgerreiterei hatte der Feldherr so zu verwenden, wie die letzten 
Censoren sie geordnet hatten, und dass diese Ordnui^ oft eine Reihe 
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TOD Jahren zurücklag, auch andere als rein militfirische Rücksichten 
Tofal bald in die iteiterwahl bedingend eingriffen, hat vermuthlich zu 
dem frühen Zurücktreten der Bürgerreiterei in der affectiven Krieg- 
führung seinen Theil beigetragen. Nachdem die censorische Fest- 
stellung der Qualification zum Militärdienst gefallen war, lag die 
Auswahl fllr den Dienst uDbeBchrftnkt in der Hand des Feldherm, was 
namentlich hinsichtlich der Annahme von Freiwilligen zur Anwendung 
kam, aber auch bei zwangsweisem Au^ebot nicht anders gehalten ward. 

Die Bezeichnung der Offiziere und der Unteroffiziere ist ein inte- .^J^i^, 
grirender Theil der Einberufung der Bürger zum Heerdienst und liegt 
bei dem Magistrat, der sie vornimmt, so weit nicht, wie dies bei den 
Kriegstrihunen theilweise der Fall ist (S. 184), ihm seine Geholfen 
durch die Comitien gesetzt werden. 

Die Anzahl der jedesmal aufzubietenden Mannschaften und die a^^,^ 
Termine der Einberufung wie der Entlassung setzt von Rechtswegen J^u^j^ 
allem Anschein nach der einrufende Magistrat fest. Der Borger- '"»'''■ 
Schaft steht darauf keine Einwirkui^ zu, dem Senat nur innerhalb 
gewisser Grenzen, Früh scheint aJs Pflicht und Recht der ordentlichen 
Oberbeamten sich festgestellt zu haben, dase, so weit die Umstände 
es gestatteten, jeder Consul gehalten war ein angemessenes Corps 
— nach der späterhin geltenden Norm zwei Legionen jede von 4000 
bis 5000 Mann — im Frühling einzuberufen und nach vollendeter 
FelddienstUbung oder Kriegführung, wie es eben fiel, im Herbst 
wieder zu entlassen; sehr wahrscheinlich verdankt der Römerstaat 
seine milit&rischen Erfolge wesentlich dieser Stetigkeit der Einberufung 
der Mannschaften zu regelmässig sechsmonatlichem Dienst. Auf- 
stellung einer grösseren Truppenzahl, sei es durch Einberufung einer 
grösseren Zahl von Dienstpflichtigen, sei es durch Erstreckung der 
Dienstzeit der früher Einberufenen ist dagegen immer als ausserordent- 
liche Massregel behandelt worden, auch als sie dies der Sache nach 
längst nicht mehr war, und ist als solche von den Beschlossen des 
Senats mehr oder minder abhängig gevresen, bei dessen Competenz 
wir darauf zurückkommen werden. Die Entlassung der Mannschaften 
soll verfassungsmässig von Jahr zu Jahr stattfinden tmd dies ist bis auf 
AugustUB die Norm geblieben; aber der Dienst dauert, bis der ein- 
berufende Magistrat oder sein Nachfolger die Mannschaften entlässt. 
Von der hiemit gegebenen Befugniss den Dienst der unter Waffen 
stehenden Truppen nach Ermessen zu verlängern haben die Magi- 
strate nicht bloss da, wo die Kriegslage dies forderte, sondern auch 
ohne solchen Zwang früh und umfassend Gebrauch gemacht, ohne 
dass jemals darin eine Verletzung der Amtspflicht gefunden worden 
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wäre ; und auch der Senat hat hiebe! in das Ermessen des Feldhemk 
in minderem Umfang als bei der vermehrten Auebebung eingegrifFen. 
Später hat zu der Verlängerung der Dienstzeit das Umsichgreifen des 
Freiwüligendienstes mitgewirkt, da diese Mannschaften nicht wie die 
eigentliche BUi^enniliz die Beendigung der Dienstpflicht zu beschleu- 
nigen bestrebt waren. Die Unregelmässigkeit der Entlassung bat 
selbstverständlich auf die der Einberufung zurückgewirkt; am Ausgang 
der Republik erfolgt auch diese schon exceptionell. Ueberhaupt ist 
die Ständigkeit des bürgerlichen Kriegsdienste mit der Fixirung durch- 
gängig zwanzigjähriger Dienstzeit, wie Augustus sie festgestellt hat, 
wohl eine der wichtigsten Neuerungen der beginnenden Monarchie, 
aber doch bereits in republikanischer Zeit vielfach vorbereitet und in 
mancher Hinsicht anticipirt. 
^rSf Oertliche Grenzen sind, von der Stadt al^esehen, zunächst dem 

<>T.".la^ Imperium nicht gesetzt; wenn der Consul diese verlassend dasselbe 
ipiescei. übernommen hat. kann er es ausüben, wo immer sich das BedUrf- 
niss dafür geltend macht Dies wird allerdings verdunkelt durch 
die Consequenzen der Collegialität (S. 122): sie hat dazu geführt, dass 
die beiden Oberbeamten die militärische Thätigkeit, die ihnen oblag, 
froh nacb örtlichen Grenzen unter sich theilten. Auf diese Verabredung 
hat auch der Senat eingewirkt und sie allmählich in eine den Gonsuln 
fOr ihre Amtsführung vom Senat ertheilte Instruction umgewandelt, 
welche dann durch ein von C. Gracchus veranlasstes Gesetz für die 
Consuln rechtlich verbindlich gemacht worden ist Aber feste von 
Rechtswegen gültige Ortsgrenzen für das Gommando sind erst auf- 
gekommen mit den überseeischen Präturen. Jedem Statthalter wurde 
neben der in erster Reihe ihm obliegenden Rechtspflege in seinem 
Sprengel und durchaus in gesetzlicher Beschränkung auf diesen auch 
das Commando, je nach Umständen mit oder ohne Truppen, über- 
tragen. Seitdem kam das allgemeine consularische Commando regel- 
mässig nur zur Anwendung theils in Italien, theils gegen das Ausland; 
bei schwereren Kriegen indess, für welche das eigentlich exceptionelle 
prätorische Commando nicht genügte, haben die Consuln dasselbe 
auch in den Provinzen übernommen. Es ist schon aus einander ge- 
setzt worden (S. 198), dass, nachdem Sulla den Gegensatz der von 
Fall zu Fall festgestellten consularischen Commandokreise und der 
rechtlich festen prätorischen Sprenget beseitigt und auch jene als 
förmliche Sprengel geordnet hatte, das Commando in dem eigentlichen 
Italien und überhaupt das oberste Reichscommando als ordentliche 
Institution wegfiel, bis dann unter dem Prindpat ein das gesammte 
Provinzialgebiet umfassendes militärisches Imperium ins Leben trat 
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uud das Sprengelcommando verschwand. Rom und Italien, jetzt in der 
Ausdehnung bis zur Alpengrenze, stehen noch unter dem Principat 
formell ausserhalb des geordneten magistratischen Commandos. 

Es bleibt noch übrig kurz zu erinnern an die in anderer Ver- 
bindung behandelten in dem Commando enthalteoeti Befugnisse in Be- 
ziehung auf die Bechtepflege, die Geldverwaltung und die Verhältnisse 
zum Ausland. 

Dass in dem Coinmando das Zwangs- und Strafrecht enthalten ist "jäuT** 
und die das städtische Imperium fesselnden Frovocationsscbranken 
den Feldherm erst in späterer Zeit und in minderem Umfange banden, 
ist in dem betreffenden Abschnitt entwickelt worden (S, 231). Der 
Ausschluss des Beamten mit zunächst feldherrlichem Imperium von 
der Jurisdiction gilt dagegen auch dann, wenn er im militärischen 
Amtsbezirk verweilt, so weit nicht der allerdings dehnbare Begriff der 
Lagerzucht darauf erstreckt werden kann (S. 238). 

Die dem Oberamt dadurch gesetzte Schranke, dass dessen In- ^^j^}' 
haber die Gemeindekasse durch einen von ihm anfangs allein, gehr ^"'•'*"'* 
bald nach Vorschlag der Comitien ernannten Kassenführer , den 
Quästor, zu verwalten hat, ist im feldherrlichen Imperium zwar 
nicht auf die Dictatur, aber wohl auf Consulat und Prätur erstreckt 
worden. Wenn neben der obligatorischen Buchführung über die dem 
Feldherrn für die Kriegsbedürinisse aus der Gemeindekasse über- 
wiesenen Gelder und der daran hängenden Pflicht dieselben mit der 
Gemeindekasse zu verrechnen der Quästor regelmässig auch als Zweit- 
commandirender im Heer auftritt, so liegt dies nicht unmittelbar in 
der Institution, sondern beruht auf der ständigen Verwendung des 
freien militärischen Mandiruugsrechts zu Gunsten des einzigen neben 
dem Feldherm selbst bei dem Heer anwesenden Magistrats. 

Den verbündeten auswärtigen Staaten gegenüber haben die Con- ^!J*^S3S- 
suln das Recht und die Pflicht die vertragsmässig zugesagte Waffen- ^''^"' 
hülfe einzumahnen, deren Umfang im Wesentlichen von ihrem Er- 
messen, wenn auch unter Mitwirkung des Senats abhängt (S. 58. 67). 
Aber wenn ein solcher Staat den bestehenden Vertrag gebrochen uud 
damit den Landesfeinden sich gleichgestellt hat, steht die Kriegs- 
erklärung der Bürgerschaft zu, nicht der Magistratur, obwohl der 
M^strat in die Lage kommen kann schon vor derselben die Krieg- 
führung zu beginnen. So wenig wie die Auflösung liegt der Abschluss 
eines Vertrags mit einem anderen Staate ausschliesslich in der Hand des 
Mistrals, sondern er bedarf dazu wenigstens nach strengem Recht der 
Mitwirkui^ anderer Factoren, wie dies in dem betreffenden Abschnitt 
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weiter entwickelt werden wird. Dagegen steht nacli rechtlicher 
^I^J'^HJ^ Auffassung das nicht durch Vertrag verbundene Ausland mit der 
'«J2;J^" römischen Gemeinde von Rechtswegen im Krieg und der Inhaber 
des Imperium ist demnach selbst ohne besondere Vollmacht befugt 
gegen diese Landesfeinde {hostes popuU Romani) die Waffen zu wenden, 
auch nach Kriegsrecht Waffenstillstand und sonstige militärische Con- 
ventionen zu schliessen so wie in diesem Ausland den Besitz der Ge- 
meinde nach Vermögen zu mehren. Die dem Privatrecht fremde oder 
doch höchstens darin als Verjährungstitel zugelassene Occupation wird 
im öffentlichen Recht auf bewegliches wie unbewegliches Gut bezogen. 
Das im rechten Krieg gewonnene Gut, auch das bewegliche, wird 
Eigenthum der Gemeinde, nicht des Soldaten oder des Feldherm, 
wenn gleich der Feldherr über dieses freier als über sonstiges Ge- 
meindegut und häufig zu Gunsten der Soldaten verfUgt Ebenso wenig 
bedarf der siegreiche Feldherr für das Vorschieben der Grenze des 
stets nach den Regeln des a^er arcifinius behandelten Stadtgebiete zu 
Gunsten Roms eines besonderen Auftrags, obwohl das Aufgeben oder 
das definitive Festhalten des gewonnenen Gebiets selbstverständlich 
nicht von dem einzelnen Magistrat abhängt. 
Bi«gB«iim Wenn das Commando zum Sieg in einer Feldschlacht geführt hat, 

so eriangt dadurch der Feldherr das Recht den bisher geführten Amts- 
mit dem Siegertitel imperator zu vertauschen (S. 85); und wenn er 
femer nach siegreicher Beendigung eines rechten Krieges — was der 
BQi^erkri^ nicht ist — das Heer in die Stadt zurückführt, das Recht 
daselbst die Siegesfeier (triumphus) abzuhalten. Titel wie Feier haften 
durchaus an der Magistratur und es ist gleichgültig, ob der militärische 
Erfolg durch den Beamten persönlich oder durch seine Untergebene 
oder Stellvertreter herbeigeführt worden ist; diesen selbst wird, abge- 
sehen von der caesarischen und der Triumviralzeit, weder der Titel 
noch die Feier gestattet Sind bei dem Erfolg mehrere Magistrate 
betheiligt gewesen, so kommt der Triumph nach strei^em Recht nur 
dem Höchstcommandirenden zu. Desshalb hat niemals ein Reiterführer 
triumpbirt; indess ist bereits im ersten puuischen Krieg der neben dem 
Consul commandirende Prätor zum Triumph zugelassen worden. Nach 
Ablauf der Amtzeit kann der Triumph unter der Voraussetzung gefeiert 
werden, dass der Feldherr durch Ausnahm^esetz für den Tag des 
Triumphs im Stadtgebiet von der Annuitätsschranke entbunden, der 
Proconsul also als Consul angesehen wird; auf ausserordentliche mili- 
tänsche Imperien aber, die nicht mit der rechten Magistratur begonnen 
haben (S. 187), wurde dies erst in der republikanischen Agonie er- 
streckt und bis auf Pompeius als Vorbedingung für den Triumph 
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durchaus Dictatur, Consulat oder Prfitur gefordert, selbst dem Consul&r- 
tribuu derselbe wohl desswegen versagt, weil diese dem Plebejer zugäng- 
liche Form des Oberamts nicht als rechte Magistratur angesehen ward 
(S. 87. 161). Ob die gewonnene Schlacht für Annahme des Titels, der er- 
langte Kri^serfolg für die.Siegesfeier ausreiche, bestimmt nach formellem 
Recht der Feldherr selbst. Schicklich und üblich war es allerdings den 
Imperatorentitel nicht anders anzunehmen als nach dem Zuruf des sieg- 
reichen Heeres auf dem Schlachtfeld selbst oder auch nach dem Be- 
scbluss des Senats; indess darf beides nicht als Beilegung des Titels 
gefasst werden, sondern als das fUr den Entscfaluss des Feldherm von 
seinem Recht Gebrauch zu machen bestimmende Moment. Die Be- 
nutzung dieser für die Annahme des Imperatorentitels geltenden re- 
publikanischen Normen zur Formulirung des kaiserlichen Imperiums 
ißt bei diesem {S. 194) auseinander gesetzt worden. Auch über den 
Triumph bestimmt von Rechtswegen der Feldherr mit gleicher Frei- 
heit Wenn er indess auf dem Capitol abgehalten wird, machen da- 
bei, auch al^esehen von dem nach Ablauf der Amtfrist erforderlichen 
Volksschluss, die Schranken der städtischen AmtfUhrung sich geltend; 
es konnte der Kostenbetrag vom Senat verweigert oder auch die tri- 
bunicische Coercition, die bis zur Verhaftung des Triumphators gehen 
kann, dagegen eingelegt werden; wesshalb in der mittleren Republik 
die Magistrate, welche sidi dazu berechtigt hielten, aber Behinderung 
voraussahen, nicht selten die Siegesfeier ausserhalb der Stadt auf dem 
Albanerberge abgehalten haben. ThatsädiHch kam die Entscheidung 
Ober die Bewilligung oder Versagung des Triumphs in späterer Zeit 
an den Senat, woneben Übrigens mehrfach versucht ward dem ein- 
reissenden Missbrauch der Siegesfeier fdr geringfögige oder Sngirte 
Erfolge durch Regulative des Senats oder Coraitialgesetze Einhalt 
zu thun. 
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5. Das GemeindevermSgen. 

*g™*J||^ Wenn die GrundbefnifTe des Vermöpenerechts gleichmSfisig auf die 
^■iiui«- gemeinde wie auf den einzelnen BUrger bezogen werden, Eigenthum, 
Forderung, Erbschaft auch auf den Staat Anwendung linden , so steht 
die positive Au^estaltung derselben in den beiden Recbtskreisen fast 
durchgängig mit einander in principiellem und praktischem Widerspruch. 
Wenigstens einige Gruudlinien dieser nicht eigentlich im Staatsrecht 
darzustellenden Gegensätzlichkeit sollen hier gezogen werden. Im 
Eigenthum geht das Privatrecht aus von dem Vieh- und dem Sclaven- 
stand und überhaupt dem beweglichen Gut, das Gemeindeeigenthum 
umgekehrt vom Bodenrecht. Der Eigenthumswechsel wird im Privat- 
recht hauptsächlich vermittelt durch den materiellen Wechsel des Be- 
sitzes, durch das Zusammenkommen des aus- und des eintretenden 
EigenthQmers an dem Ort, wo die Sache sich befindet; im Gemeinde* 
recht hauptsachlich durch den einfachen Willensact der Gemeinde oder 
ihrer Auftn^ehmer , die weiterhin näher zu erörternde AdsignatioD. 
Der Erwerbstitel der Occupation ist ausschliesslich dem Gemeinderecht, 
derjenige durch Verjährungsbesitz ausschliesslich dem Privatrecht eigen. 
Erbberechtigt ist die Gemeinde von jeher, obwohl nach den Normen 
des Privatrechts ihr zum Erbschaftserwerb die Fähigkeit fehlen würde. 
Im Forderungsrecht sind die hauptsächlichen Titel des Gemeinderechts 
dem Privatrecht fremd : die Frohnden haben in diesem schwerlich je 
eine Rolle gespielt und fQr die staatliche Zwangsanleihe, das heisst 
den iributus, fehlt es an jeder privatrechtlichen Analogie. Die private 
Besitzei^reifung von öffentlichem Boden begründet für die Gemeinde 
eine der späteren Pachtung auf Dauer analoge Forderung, der im Pri- 
vatrecht ebenfalls nichts Aehnliches entspricht. Schuld und Forderung 
sind privatrechtlich unUbertragbar ; im Gemeinderecht ist seit ältester 
Zeit nichts gewöhnlicher als bei der Gemeindeschuld die Substituinmg 
eines anderen Schuldners, die zum Beispiel der ältesten Soldzahlung 
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ZU Grunde lie^, bei der GemeindeforderuDg die Subetituirung eines 
anderen Gl&ubigers, wie sie zum Beispiel bei der Zehntenhebung üblich 
war- ÄnBtatt des formalen Scfauldvertrags des Privatrechts, des N^um 
und später der Stipulation walten im öffentlichen Becht von jeher die 
thatsächlichen Rechtsverhältnisse, beruhend auf Herkommen und 
„guter Treue" {bona fides), der Kauf, die Pachtung, die Dienstmiethe, 
(tie ArbeitsQberaahme. Endlich die personale Execution der Privat- 
forderung, bei welcher der nicht zahlende Schuldner die Freiheit 
und mit der Freiheit die Habe verliert, ist dem Gemeinderecht 
fremd. Die Execution beschrankt sich häufig auf einzelne Theile des 
Termßgens theils in der Form des Verfalls des bei dem Abschluss 
des Vertrages der Gemeinde gestellten Pfandes (praefvijdium), theils 
in der Form der AbpßLndung von Sachen zum Zweck des Verkaufs 
(pignoris capto, nicht zu verwechseln mit der S. 229 erwähnten straf- 
rechtlichen). Wo (lies nicht der Fall ist, erfasst die Execution der 
Gemeindeschuld wohl die ganze Habe des Schuldners und seiner 
Bürgen (prae[vi]des), aber nicht die persönliche Freiheit; Schuldsclaven 
hat, so viel wir wissen, die Gemeinde nie gehabt noch je den zah- 
lungsunfähigen Bürger ins Ausland verkauft. Nach allen Seiten hin 
bewegt sich das Gemeindeveim&gensrecht in denjenigen Formen, welche 
späterhin im Privatverkehr das alte strenge Civilrecht verdrängt haben. 
Eine eigentliche Klage kennt dasselbe als Regel weder activ noch 
passiv. Im Privatverkehr steht die Gemeinde als Schiedsrichter über 
den Parteien; wenn da, wo sie selber Partei ist, ihr Recht ihr von 
dem Privaten nicht wird, bedient sie sich der SelbsthUlfe; wo der 
Private sich von ihr in seinem Recht verletzt findet, kann er nur bei 
ihr selbst AbhQlfe suchen. Durchaus fehlt wie die Sicherheit, so die 
Härte der privaten Ordnung; die Stelle des ius und des iudicmtn des 
Privatrechts nimmt hier von Haus aus die magistratische Cogni- 
tion ein. 

Die Führung des Haushalts der römischen Gemeinde, welche J',j;;^JKi5 
hier darzustellen ist, scheidet sich in zwei scharf von einander Ke-"«!^?' 
sonderte Kreise; die Verwaltung des liegenden oder beweglichen Guts 
der Gemeinde und die Verwaltung der Kasse derselben mit EinschluBS 
ihrer Geldforderungen und Geldschulden. Diese Scheidui^, die auch 
der privaten HaushaltfOhruDg nicht fremd ist, bat sich in der Gemeinde- 
Ökonomie dadurch mit besonderer Schärfe entwickelt, dass beide 
Kreise zwar ursprünglich in derselben Hand vereinigt sind, aber 
schon in der frühen Republik unter Zurücktreten in beiden Kreisen 
der oberamtlichen Einwirkung die Haushaltordnung auf die Censoren, 
die KaasenfOhrung auf die Quästoren übergeht. 
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I Id die VerwaltUDg des Gemeindevermögena eingreifende Acte kann 

y^^j^^ jeder Magistrat vornehmen, dessen Geschäfte einen soldien erfordern, 
"™™«- zun»BeispieI subalterne Gehlllfen gegen Lohn annehmen. Die Central- 
verwaltung des Gemeindevermögens aber ist ein integrirender Theil 
der oberamtlichen Competenz, Indess ist, wie eben bemerkt ward, 
die periodische Regulirung des Gemeindehaushalts, wahrscheinlich gleich 
bei der Einsetzung eigener Scbatzungsbeamten , dem Oheramt ge- 
nommen und den Censoren Obertragen worden. Dies hat zur Folge 
gehabt, dass, während -bei dem Frivathaushalt durchgängig die Jahr- 
frist zu Grande gelegt wird, im Gemeindebaushalt so weit möglich 
die Verträge von Schätzung zu Schätzung laufen. Diejenigen Ge- 
schäfte der centralen Vermögensverwaltung, welche nicht mittelst der 
periodischen Regulirung erledigt werden können, sind für die zwischen 
den Gensuren liegenden Zeiten dem Oberamt verblieben und werden 
durch die Consuln oder, falls diese nicht in der Stadt anwesend sind, 
durch den Stadtprätor geordnet. 
'SSjr>»S ^'® centrale Regulirang des Gemeindehaushalts umfasst alle Ge- 

^^^j^schäfte, welche die Instandhaltung und die Verwerthung des Gemeinde- 
ac»üid>- vermi^ens, 8o weit dasselbe nicht in Geld und Geldforderangen besteht, 
ökonomisch erfordert. In diesen Kreis gehören alle Verfügungen Ober 
die Nutzung des Gemeindebodens unbeschadet des Eigenthumsrechts, 
insonderheit in älterer Zeit die Festsetzungen Ober das Triftrecht auf 
der Gemeindeweide gegen Entgelt und Ober die Zulassung der Occu- 
pation des Gemeinlandes gegen Abgabe einer Frachtquote , welche 
beide vom ökonomischen Standpunct nichts sind als modificirte Ver- 
pachtungen. Auch die Hingabe von Gemeinland an Gläubiger der 
Gemeinde unter Vorbehalt des Eigenthumsrechts, wohin die sogenannten 
quästoriscben Verkäufe von öffentlichem Boden gehören, ist nichts als 
eine Form der Zinsleistung und also der Verwerthung. Ueberwiegend 
liegt in der späteren Republik diese Tfaätigkeit in der Hand der Cen- 
soren. Ihnen liegt es ob den Bodenbesitz der Gemeinde zu ordnen 
und die Verwendung desselben entweder direct zu Öffentlichen Zwecken 
oder zum Besten der Gemeiudekasse zu regeln. Darauf beraht die cen- 
sorische Terminirang und das censorische Eingreifen bei dem Strassen- 
wesen und den Flussläufen, wobei die fQr den privaten Grundbesitz 
nothwendige Limitation insofern zu Grunde gelegt ward, als danach 
jedes von den Gebietsgrenzen umfasste Bodenstück, so weit es ausser* 
halb der Limitation stand, von Rechtswegen Gemeindeeigentbum war. 
Dazu gehört weiter die censorische Aufsicht Ober das auf Kosten der 
Gemeinde nach der Stadt Rom geleitete Wasser, dessen Verwendung, 
resp. Verkauf in ihre Hand gelegt war. Von ihnen hing es weiter ab auf 
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der Öffentlichen Strasse oder dem öffentlichen Ufer die Errichtung von 
Lftden oder sonstigen Anlagen je nach Umstanden zu verbieten oder 
unbeschadet des Eigenthumsrechts zu gestatten, in weichen Zusammen- 
hang die Errichtung und das Abreissen der für die Volksfeste auf- 
geschlagenen Schaubuhnen gehört. Von besonderer Wichtigkeit sind 
die auf dem Bodenrecht der Gemeinde ruhenden von Schätzung zu 
Schätzung sich erneuernden Unternehmerverträge, einerseits zu Lasten 
der Gemeinde fUr Uebernabme der Unterhaltung der öffentlichen 
Baulichkeiten, wodurch die Frohndenordnung in recht früher Zeit be- 
seitigt worden ist, andrerseits zum Nutzen der Gemeindekasse für 
Gewfthrung der der Gemeinde zustehenden Bodennutzungen, welche 
auftreten können in der Form eines bis weiter fixirten und unmittel- 
bar au die Gemeinde zu entrichtenden Bodenzinses (solimum) oder 
Hafengeldes (portoräm), gewöhnlich aber als Ueberweisung der un- 
mittelbaren Nutzung oder der von den unmittelbaren Benutzern zu 
leistenden Vergfitunp:en an Private bis zur nächsten Schätzung gegen 
entsprechenden Entgelt. Derartige von Schätzung zu Schätzung im 
Wege der öffentlichen Licitation abgeschlossene Unternehmerverträge, 
in welche Form allmählich die meisten onerosen wie lucrativen Gemeiode- 
geschäfte gekleidet worden sind, haben in ihrer Entwickelung die capita^ 
listische Grossmacfatstellung der römischen BQi^erscbaft mit begründen 
helfen. Diese ordentlichen Geschäfte der Ceusur sind wesentlich 
gerichtet auf Erhaltung dee Gemeindegute in seinem Bestände ; Kauf 
und Verkauf sind dabei insoweit ausgeschlossen, als sie nicht, wie 
zum Beispiel bei Ersetzung unbrauchbarer Sclaven und bei Weggabe 
abgängigen Tempelguts, im Kreise der laufenden Verwaltung liegen. 
Zu Handlungen, welche die Gemeinde ohne entsprechenden Ent- 
gelt belasten, sind die Censoren von sich aus nicht competent; wohl 
aber pflegt bei günstigem Stand der Gemeindekasse denselben vom 
Senat eine grössere Summe zur Ausführung von baulieben Anlagen 
überwiesen zu werden. Denn obwohl der römische Staat zu allen 
Zeiten Werth darauf gelegt hat auch unvorhergesehene grössere Aus- 
gaben aus Baarinitteln bestreiten zu können, ist er keinesw^ 
in unbegrenztes Thesauriren verfallen, sondern hat auf dem bezeich- 
neten Wege die Ueberschüsse verwerthet. Ueberall aber ist die Be- 
fugniss der Censoren die Gemeinde zu verpflichten dadurch beschränkt, 
dase sie nicht, wie früher die Gonsuln, von sich aus auf die Gemeinde- 
kasse anweisen konnten, sondern dass ihnen von Gonsuln und Senat 
für die ordentlichen wie eventuell ftlr die ausserordentlichen Ver- 
pflichtungen, welche sie für die Gemeinde einzugehen beabsichtigten, 
ein fest begrenzter Credit auf die Gemeindekasse bewilligt ward und 
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deren Vorsteher nur innerhalb dieser Grenze auf die cenaorischen An- 
weisuDgen zahlte. Die technische Bezeichnung dieser Gelder als „freie 
Verwilligungen" hebt die Abwesenheit jedes Rechlszwangee zu solcherlei 
Leistungen staatsrechtlich hervor. 

Alle in dem hier bezeichneten Kreis sich einstellenden Differenzen 
werden, wie schon bemerkt ward, durch magistratische Cognition ent- 
schieden und zwar, wenn es Ceosoren giebt, durch diese, sonst durch 
die sie vertretenden Oberbeamten. Eine Klage im Sinne des Privat- 
rechts kann durch Substitution herbeigeführt werden, wenn zum Bei- 
spiel bei der Steuerpacht zwei Private sich gegenüber stehen; indees 
wird der Geschwome alsdann vom Censor oder seinem Vertreter er- 
nannt und instruirt. 
"öSSS&ifr Einer wenigstens andeutenden Erörterung muss weiter die Frage 

1^"SJ unterworfen werden, wie weit der Kreis der zum Besten der Privaten 

Rapiuik. guf Gemeindekosten herzustellenden Leistui^en bei den Römern gezogen 
worden ist. Wie der Fortechritt der Civilisation sich Oberhaupt vorzugs- 
weise in der steigenden Ausdehung dieses Kreises geltend macht, so 
zeigt sich dies auch in der römischen Entwickelung. Die Bepublik, 
unter der diese Leistungen abgesehen von ausserordentlichen Aemtem 
wesentlich durch die Ceneoren bewirkt worden sind, hat sich in dieser 

Biatoi. Hinsicht fast ausschliesslich auf bauliche Anlagen beschränkt und hierin 
allerdings, namentlich in Strassenbauteu wie in Rom und Italien so im 
ganzen Reich und in hauptstädtischen Wasserleitungen, Grosses ge- 
leistet. Zu staatiicher Einwirkung auf den hauptstädtischen Getreide- 
preia sind in republikanischer Zeit vielfach Anläufe gemacht und schon 
frUh ist in ausserordentlicher Weise hei Theueningea eingegriffen 
worden; im letzten Jahrhundert der Republik wurden sogar regel- 

OMnid*. massig groBse Quantitäten Getreides an die hauptstädtische Bürger- 
schaft unter dem Marktpreis oder umsonst abgegeben , wobei die 
Iieituug wahrscheinlich wie bei dem Marktwesen Überhaupt den Aedilen 
und weiter dem Oberamt zustand. Aber zu einer ständigen und all- 
gemeinen Fixirung der Preise des hauptstädtischen Getreidemarktes 
durch Eingreifen des Staats ist es in dieser Epoche nicht gekommen. 

PriSdJS' ^^' Principat ist in dieser Hinsicht weiter gegangen. Zunächst 

wurden die hier einschlagenden Zweige der censorischen Thätigkeit, 
die ohne Zweifel von dem Verfall der Ceusur mit erfaest und in 
Stocken gerathen waren, in der Weise von dem Princeps obemommen, 
dass er fUr das hauptstädtische Bauwesen, für die hauptstädtischen 
Bkiim. Wasserleitungen, für die hauptstädtischen Kloaken und den Tiberstrom 
senatorische Specialämter einrichtete, ebenso die einzelnen grossen 
italischen Chausseen unter eigene von ihm ernannte Curatoren stellte, 



Digitizccoy Google 



5. Das GemeindeTennOgen. 271 

ond diesen Besniten, vennuthlich aus der Reichshauptkasse durch 
den Senat, die erforderlichen Mittel anweisen liess, wodurch für diese 
ßemeinntttzigen Anstalten, anstatt der bisherigen Veniachlässigui^ ins- 
besondere wahrend des Jahrhunderts der Borgerkriege, eine neue 
Epoche anhoh. 

In fihnlicher Weise wurde das hauptstädtische Feuerlöschwesen, UKkwwn. 
welches bis dahin den Aedilen und den sonstigen zu polizeilicher 
Coercition befugten Magistrate anheimgegeben und mit einer zu der 
Anzahl der daftlr competenten Beamten im umgekehrten Verhältniss 
stehenden Liederlichkeit behandelt worden war, nach fehlgeschlagenen 
Versuchen civiler Reorganisirung militärisch geordnet und einer dafflr 
speciell bestimmten Truppe unter eigenen Offizieren Überwiesen. 

Noch eingreifender aber war die staatliche Anerkennnung des von «Mwid.. 
der Demokratie stets verfochtenen Anrechts der hauptstädtischen 
Bttrgerachaft auf standigen Schutz g^en hohe Getreidepreise, obwohl 
dieser Schutz nicht bloss Überhaupt in solcher Ausdehnung gemein- 
schädlich, sondern auch namentlich für eine Epoche, iu welcher von 
der römischen Staatsbürgerschaft nur eine Minderzahl der Hauptstadt 
angehörte, von schreiender Unbilligkeit war. Dennoch wurde die An- 
forderung von den nur allzusehr auf hauptstädtische Popularität ange- 
wiesenen Kfüsem erfüllt durch entsprechenden Getreidebezug und 
Magazinirung unter Ueberweisung der Leitung dieses Geschäfts an 
einen Hauabeamten (S. 208). Dagegen zeigen die mit Nerva und ' 
Traianus beginnenden kaiserlichen UnterstUtzungsgelder für die Auf- 
ziehuDg ehelicher Kinder in Italien , um auf diesem W^e dem Ver- 
fall der Ehe und dem Schwinden der Bevölkerung der Halbinsel zu 
steuern, die auch im Sinken nicht völlig sich verleugnende Weisheit 
und Kraft des römischen Regiments. 

Besondere Erörterung fordert die Verschenkung des Gemeindeguts < 
an Private. Im Allgemeinen genommen ist die Magistratur dazu nicht, " 
auch unter Mitwirkung des Senats nicht competent; sie steht zu dem 
Gemeindevermögen unge^hr wie der Vormund zu dem des Pupillen. 
Indess wird diese Vorschrift namentlich Ausländem gegenüber durch 
die Regeln der guten Sitte und des öffentlichen Änstandes einge- 
schränkt, ebenso wie bei Geschenken an die Gemeinde die Annahme 
die Regel bildet, aber aus ähnlichen Gründen auch Ablehnung ein- 
treten kann. Der Bürgerschaft gegenüber waltet in der besseren Zeit 
die hausherrliche Strenge; allmählich aber, namentlich in dem Jahr- 
hundert der Revolution, schwindet das Gefühl, dass es unanständig ist 
öffentliches Gut sowohl zu verschenken wie sich schenken zu lassen, wo- 
von die eben erwähnten immer häufigeren Abgaben von Getreide an die 
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einzelnen Butler unter dem Marktpreis oder unentgeltlich die n&mhaAeste 
di^lG^. Anwendung sind. Eigenartig aber und vor Allem wichtig ist die Weggabe 
>"^- deB Gemeinlandes unter Aufgabe des ataatliclien Bodeneigenthums. Ver- 
kauf von Gemeindegrundstücken iet nur beiläufig vorgekommen und 
dann durch die Censoren bewirkt worden ; aber die unentgeltliche W^- 
gabe von Gemeinland (daUo adstgnatio) ist theoretiBCh wie praktisch 
der Angelpunct des rOmiscben Gemeinwesens, ohne Zweifel zunächst nicht 
eigentlich als Verschenkung gefasst, sondern als dem Gemeinwesen 
selbst besser als das directe Staatseigenthum frommende Bodennutzung. 
Auf ihr ruht nach der römischen Auffassung das private Bodeneigen- 
thum schlechthin; und wenn dieser Satz insofern wohl der Theorie 
angehört, als das Bodeneigenthum des Geschlechts schwerlich aus dem 
staatlichen abgeleitet ist, Bondem diesem vorangeht (S. 6), so mag schon 
dessen AufthdluDg unter die Geschlechtsgenossen (S. 29) sich wohl 
unter staatlicher Autorität vollzogen haben, und sicher trifft diese 
Auffassung zu bei dem gesammten zu dem urBprOnglichen Gebiet 
hinzugetretenen Neuland , indem jedes durch Eroberung oder auf an- 
dere Weise in den römischen Staat aulgehende Territorium zunächst 
diesem erworben wird , tun dann , so weit es diesem beliebt , in 
römisches Privateigenthum umgewandelt zu werden, wobei die fac- 
tische Fortdauer alteren Eigenthums selbBtverstSndlich nicht ausge- 
schlossen ist Wirthschaftlieh ist die Umvandelung deqenigen staat- 
lichen Bodeneigenthums , das der privaten Bewirthschaftung fähig ist 
und dessen der Staat nicht filr die Interessen der Gesammtheit un- 
mittelbar bedarf, in Privatbesitz geboten, und sie ist dem Senat 
gegenüber von der gracchaniecben Oppositionspartei und schliesslich 
dem Principat wenigstens für Italien durchgeführt worden. 
D»it«cktn In dem Redit zu solcher Weggabe findet ebenso die alte könig- 
liche Gewalt ihren Ausdruck (S. 157) wie die spätere Souveränetftt 
der Comitieu darin, dass keine ordentliche Magistratur dazu befugt 
ist, sondern dafür immer Spedalbeschluss der Bürgerschaft gefordert 
wird (S. 186), welchen Cardinalsatz selbst der Senat in der Zeit 
seiner Vollmacht nicht angetastet hat — Prineipiell wird die Zu- 
stimmung der Gemeinde auch für jede Einzelschenkung öffentlichen 
Bodens erfordert, zum Beispiel fQr die W^gabe eines Bodenstficks 
zur Errichtung eines Tempels oder eines Grabmals; indess ist die 
Regel dabei nicht inuner streng eingehalten worden. Dagegen hat 
mehr oder minder generelle Vergabung von Gemeinland in republikani- 
scher Zeit nie anders stattgefunden als auf Grund eines Specialbe- 
schlusses der Comitien, in Mherer Zeit regelmässig nach Vorbeschluss 
des Senats, während der populären Opposition gegen dessen Regiment 
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blbifig ohne imd gegea dessen Willen. Mit der Ausfuhrung solcher 
Beechlfisge sind in der froheren Republik wahrscheinlich durchgängig 
die Oberfoeamten beauftragt worden; seit der Mitte des fünften Jahr- 
hunderte d. St. forderte das gesteigerte Machtbewusstsein der BUrgei> 
BCbaft für die Ausübung dieses ihres Beservatrechts die Bestellung be- 
sonderer Beamten, für die die Modalitäten von Fall zu Fall festgesetzt 
und die nach dieser Festsetzung in einem zweiten Comitialact gewählt 
worden. Die Zahl ist ungleich; an der Collegialit&t aber wird fest- 
gehalten, bis in der letzten republikanisehea Epoche auch hierin die 
Monarchie sich ankündigt Die Amtsdauer ist ebenfolls ungleich; es 
pfl^ wie bei der Censur, neben der Beendigung des Geschäfts eine 
Masimalgrenze yorgeschrieben zu werden. Mit Annuität, welche fttr 
diese Specialmandate nicbt passt, ist dies ausserordentliche Amt ein cän- 
ziges Mal aasgestattet worden bei dem an Ti. Gracchus und seine Ge- 
DOBsen ertheilt£D umfaBseadeo und zeitlich nicht wohl zu begrenzendes 
derartigen Auftrag. Die Competenz dieser Beamten ist im Allgemeinen 
der eensoriechen gleichartig ; es fehlt ihnen das Imperium und Oberhaupt 
die oberamtliche Befugniss; die censonscbe Judication, das heisst das 
Recht eintretenden Falls zu entscheiden, ob das fragliche Grundstück 
der Gemeinde gehöre und unter das Specialgesetz falle, ist diesen 
Beamten bald veraagt, bald zugestanden worden. Die zur Auftheilung 
gelangende Landstrecke so wie die Qualificadon der Empßlnger, welche 
auch latinische Bundesgenossen sein können, werden in dem Spedal- 
gee^ normirt. Je nach Umständen wird mit der Landesanweisui^ 
auch die Gründung einer Ortschaft oder selbst die einer zu dem 
latinischen Städtebund neu hinzutretenden selbständigen Gemeinde 
verbunden , in welchem letzteren Fall das fragliche Territorium ans 
dem römischen Gebiet ausscheidet. Die Nutzung, welche der römische 
Staat von dem zur Auftheilung gelangenden Territorium bis dahin als 
Grundherr bezog , fällt durch die Adsignation von Rechtswegen 
w^; erat in der Spätzeit und nur ausserhalb Italiens sind den^leichen 
Gründungen unter Vorbehalt des staatlichen Bodeneigenthums und 
also imter Auflegung eines Bodenzinses gemacht worden. Die mit 
solcher Orl^chaftsgründung beauftragten Beamten heissen davon eolo- 
niae Uli deducendae, während die übrigen sich bezeichnen als agris 
tUmdis adsignandis oder, wenn die Judication ihnen eingeräumt ist, 
agris dandis iudicandis adsignandis. Die Rückkehr zur Monarchie 
drückt hinsichtlich der Adsignation des Gemeinlandes sich mit gleicher 
Schärfe aus in den sogenannten Militärcolonien der suUanischen 
und caesarischen Dictatur und des Principats, welche nichts sind als 
die Handhabung jenes alten Königsrechts. 

Slnding. IbndbiKli. I. S; HoDianin, Abiin d« S«mwch*n SlutneehU. 18 
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uu^ Neben der Begulirung des Gemeindehaushalts steht die Verwal- 

Tarw^tng („j^ j^f rßmtschen Gemeindegelder, die FOhrung der Gemeindekasee 
•J™^ (aetariitm populi JRomom) und die Einziehung der Forderungen der 
Gemeinde so wie die Leistung der ihr obliegenden Ausgaben. Die 
verscbiedenen Kassen der rOmiscfaen PrieBtertbümer , namentlich die 
wichtigste der Pontifices, in welche die Prozessbuasen flössen (S. 93) 
und aus der die Kosten des r^elmAssigen Gdtterdienstes vorwiegend 
bestritten wurden, kSnnen insofern auch als Gemeindekassen angesehen 
werden, als das Gut der Gemeinde und das Gut der GemeindegOtter 
mehr factisch als rechtlich geschieden waren, fallen aber nicht unter 
die Verwaltui^ der Gemeindekasse, da sie mit dieser nicht in Ver^ 
rechnung standen. Dagegen werden die von den DistrictsTOiBtehem 
fQr die Soldzahlung erhobenen Steuerfelder so wie die aus dem Ge- 
meindescbatz den Feldherren zur Bestreitung ihrer Aufwendungen zur 
Verfügung gestellten Summen wie Oberhaupt alle mit dem Aeraiium 
zu verrechnenden Gelder als demselben zugehörig betrachtet; auch in 
dieser Hinsicht wie Oberhaupt im Vermögensrecht wird die Gemeinde 
einheitlich gefasst In die urBprOnglJcbe königlich-consalariBche Com- 
petenz ^It, wie schon hervoi^ehoben worden ist, auch dieser Zwe^ 
der Staatsverwaltung und er ist auch bei der sp&teren Gestaltung des Obec^ 
amts unter Ausschluss der lediglich für die Jurisdiction bestimmten Ober 
beamten den verwaltenden, das heisst im Btädtischen Amtkreis den 
Consuln oder ihren Vertretern, im Militfligebiet den daselbst fun- 
girenden Impenenträgera verblieben. Beschränkt worden aber ist die 
oberamüiche Kassenverwaltung nach zwei Kichtungen bin, theils durch 
die Dothwendige Zuziehung der quästorischen Gehulfen, theils durch 
die Trennung der städtischen Kassenverwaltung vom feldherrlichen 
Itegiment. 
'i'^;^^' Die mit der Verwaltung der Gemeindekasse ohne Zweifel von 
"«fS?* jeher verbundene und vermutblich schon früh regelmässig durch Ge- 
^il^bJiJ' l'llf™ der Oberbeamten beschaffte Buchführung über Einnahme und 
Motiiekan. Ausgabe Ist uach römischer AufTaSBung mit Eioföhrung der Bepublik 
selbst, sieber in früh republikanischer Zeit obligatorisch geworden: 
der Consul behält wohl fr^ie Verfleug über die Kasse, aber er kaon 
die Ausgabe von Gemeind^eldem nur in der Weise bewirken, daas 
er den buchfUhrenden Gehülfen, den Qu&stor, unter Ai^abe des 
Zweckes anweist Zahlung zu leisten und diese Zahlung als auf 
Bein Geheiss geleistet zu verzeichnen. Vom Dictator abgesehen, 
besteht diese Vorschrift auch für die ausserstfidtiscbe Kassen- 
führung: sowohl dem ausserhalb Born amtirenden Consul wie dem 
Provinzialprätor und jedem Inhaber consularischer oder prätorischer 
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Oewa]t ist ein QuAstor mit gleicher Competenz JfQr die BuchfQb- 
nmg beigegeben. Bei der EroenDung baben die Comitien frOh mit- 
gewirkt; wo iudesB einem derartigen Beamten ein von der Gemeinde 
bestellter Qu&stor fehlt, Ollt die obligatorische Stellrertretung bei der 
BuchfQbnmg nicht weg, sondern es ist der Imperienti-ftger alsdann ver- 
pflichtet der ursprünglichen Ordnung entsprechend sicfa selber einen 
solchen Geholfen beizuordnen. Der politische Zweck der Einrichtung 
ist deutlich: da verantwortliche RechnungsIegUDg mit dem ui^prQi^- 
lichen Wesen der Magistratur sich nicht vertrug, wurde die officielle 
Constatining einer jeden von dem Oberbeamten angeordneten Zahlung 
und damit die Möglichkeit ihn selbst dafür zur Verantwortung zu 
ziehen auf dem W^fe der obligatorischen Beihülfe indirect herbei- 
geführt Hinsichtlich der aus der städtischen Hauptkasse geleisteten 
Zahlungen ist ohne Zweifel bei dem Amtwechsel mit der Uebei^abe 
des Kassenbestandes die Rechnungslegung verbunden gewesen; hin- - 
sichtlich der Zahlungen aus den Feldherrnkassen hatten die betreffen- 
den BuchfQhrer bei der Rückkehr des Magistrats nach Born sich mit 
der Hauptkasse zu verrechnen. 

Es ist femer die Verwaltui^ der hauptstädtischen Centralkasse in 
der uns besser bekannten Zeit bedingt durch die Anwesenheit des 
Oberbeamten in Rom. Noch in der früheren Gonsularzeit hat dies 
schwerlich gegolten; in den beschränkten Verhältnissen der beginnenden 
Republik haben die Consuln wohl nicht regelmässig den Sommer 
Ober die Stadt verlassen und mag die Stadtkasse zugleich die Kri^s- 
kasse gewesen sein, die KassenfÜhrung der beiden Quästoren also 
sSmmtJiche Ausgaben gleidimässig umfasst haben. Aber in historischer 
Zeit, namentlich seitdem durch die Verdoppelui^ der Zahl der Quä- 
storen (S. 180) die Verwaltung der consularischen Kriegskasse von 
der städtischen Kassenverwaltung getrennt war, geht, wenn die Consuln 
Rom verlassen, mit den übrigen städtischen Gescbä^n die Verwaltui^ 
der Stadtkasse auf ihren Vertreter über. Der ständige Wechsel in der 
oberamtlicben Kassenleitung und die mindere Machtstellung des ver- 
tretenden Prätors haben dazu beigetragen sowohl den städtischen 
Quästoren dem Oberamt gegenüber gri>ssere Selbständigkeit zu BchafTeo, 
wie denn die Schlüssel des Aerarium bei ihnen und nicht bei dem Ober' 
beamten sich befinden, wie auch den Einäuss des Senats auf die 
Kassenverwaltung zu steigern, der allerdings in späterer Zeit auch den 
anwesenden Consuln gegenüber massgebend ist. 

Von der Vereinnahmung der Öffentlichen Gelder, welche mit der n^u« a»r 
Kassenführung den Quästoren obliegt, sind ausgeschlossen theils der rnoutis. 
Kii^sgewina, über welchen dem Feldherrn die Verfügung zusteht, 

18* 
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theils die im comitialen StrafverfahreQ von den M^straten, nament- 
lich den Aedilen erstrittenen Bussen. Die letzteren werden regelm&sfiig 
nicht an das Aerarium abgeliefert, sondern von dem obsiegenden 
Magistrat nach Ermessen im öfiFentlicheo Interesse verwendet. Dem 
Feldherm ist es freigestellt entweder ebeDSO zu verfahren oder das 
Beutegeld und das sonstige bewegliche Beut^ut ganz oder zum Theil 
an das Aerarium abzuliefern, in welchem Fall es dem Quästor ob- 
liegt dies Beutegut sofort zu Gielde zu machen. Alle sonstigen For- 
derungen der Gemeinde, Pacht' und sonstige contractliche Zahlungen, 
Börgerhebungen , Kri^^ontributionen , endlich Strafgelder, so weit 
sie nicht im Volksgericht auferlegt worden sind, fallen in das Aerarium 
und also unter die Competenz der Quästoren , welche indess weiterer 
Determinirung bedarf. 
co'j^ Dass bei contractlichen Forderungen die Feststellung den Censoren 

BsuiiBg. oder deren Vertretern obliegt, ißt schon angegeben worden; den 
Quüstoren liegt nur die Realisirung der unbestrittenen oder in di^er 
Weise liquidirten Gemeindefordening ob, ffir deren rechtzeitige Hebung 
die an sie abgelieferten censorischen Acten die Grundlage gaben. Aus- 
nahmsweise können Forderui^en der Gemeinde auch ohne Intervention 
des Aerariums dadurch erledigt werden, dass der beikommende Magi- 
strat für die Gemeinde einen anderen Glaubiger substituirt, zum Bei- 
spiel der Aedil die von dem Hausbesitzer versäumte PÜasterung an 
einen Unternehmer verdii^t und der Unternehmer als Substitut der 
Gemeinde den Betrag von dem Schuldner derselben einzieht und even- 
tuell im Privatprozess einklagt 
nwititmiut. Die römische Contribution (Iribuius) ist, wenigstens so weit sie von 
den Bürgern insgemein erhoben wird, nicht eigentlich Steuer, sondern 
vielmehr eine im Nothfal! eintretende von der Gemeinde bei der 
Bürgerschaft gemachte Zwangsanleihe. Die ordentlichen Angaben 
der Gemeinde finden ihre regelmässige Deckung in dem Ertrag des 
Gemeittdegutes und die ausserordentlichen fQr Bauten und Krieg »nd 
ursprünglich so geordnet, dass sie mehr den einzelnen Büi^er als die 
Staatskasse belasten. Wenn dennoch in dieser ein Fehlbetrag sich ein- 
stellte, was namentlich seit der Uebemahme der Soldatenlöhnung um 
die Mitte des 4. Jahrh. d. St häufig der Fall war, wurde das Deficit auf 
die einzelnen Bürger nach dem Vermögen repartirt, wofür die censorische 
Aufnahme desselben die Grundlage bildete. Dass die Bürgerschaft ur- 
sprünglich eine Bauernschaft war, erkennt man in der für den Grundbesitz 
mit seinen Gerechtsamen und seinem Inventar angeordneten besonderen 
Veräusseningsform vor Zeugen, welche keinen anderen Zweck gehabt 
haben kann als die censorische Constatirung des bäuerlichen Eigen- 
tbums zu erleichtern, und zweifellos ist dieses auch bei der Contribution 
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zun&chst ins Auge gefo&st vordea ; aber mit rechtlicher Ausschliesslichkeit 
hat dieselbe, so viel wir eehen, nicht auf dem GrundbeEütz gelastet, soodern 
ist weBentlich eine Vermögenssteuer gewesen. Zur Erhebung derselben 
nach den an das Aerarium abgelieferten cenBorischen Verzeichiiissea 
schreiten die Quilstoren auf Anordnung des Oberamts , wobei regel- 
massig der Senat mil^wirkt haben wird , während die Comitien da- 
für niemals befragt worden sind. Die Forderung ist liquid durcb die 
ceasorische Abschätzung des Vermögens und die oberamtliche Festsetzung 
der im einzehien Fall zu leistenden Quote desselben; dennoch ent* 
stehende Zweifel entscheiden die Qu&storen durch ihre Cognition und es 
giebt dagegen kein Rechtsmittel als die Anrufung der zur InterceEsioa 
berechtigten Beamten (S, 124). Die Leistung aber wird als Vorschuss 
betrachtet und von der Gemeinde zurtlckgezahlt, wofür indess der 
Termin von ihr selber bestimmt wird. — Dass neben dieser Contribution 
noch eigentliche regelmässige Steuern bestanden haben, namenüich 
dass, so lange die btli^erlichen Grundbesitzer allein dienstpflichtig 
waren, die latinischen Grundbesitzer und die nicht grundsflssigen 
Bürger einer solchen unterworfen worden sind, ist wahrscheinlich, l&sst 
sich aber nicht ansreicheod belegen. Sicher sind dagegen sowohl 
diese Steuerpflichten, wenn es solche gab, wie auch jene exceptionelle 
Contribution nach dem Ende des ti. Jahrb. d. St. nicht mehr voi^e- 
kommen und ist von da an die von Haus ai^ in den römischen Ord- 
nungen enthaltene Befreiung des Btligers von Leistungen an die Ge- 
meindekasse zu voller Wirksamkeit gelangt. 

Strafgelder, mögen ae aus einem gegen die Gemeinde begangenen stn4">d". 
Delict, zum Beispiel aus dem Diebstahl oder der Beschädigung einer 
im Eigenthum der Gemeinde stehenden Sache entspringen oder her- 
rithren aus einer in einem Gesetz für bcsümmte Contravention fest- 
gesetzten Geldbusse, bedürfen immer der Feststellung in der gewöhn- 
lichen Form des Privatprozesses : es muss ein Vertreter der Gemeinde 
diesen ihren Anspruch vor dem Präter geltend machen tmd vor Ge- 
schwomen durchähren, worauf dann der Quftster den gerichtlich fest- 
gestellteuBetrag einzieht, so weit er nicht als Elagbelobuung dem Vertreter 
der Gemeinde verbleibt Bei denjenigen Verbrechen, die auch gegen 
Private verübt werden können, zum Beispiel dem Diebstahl, wird nach 
alter Ordnung jeder Bürg^ betrachtet als competent zur Vertretung 
der Gem^de; bei den sonstigen ContraventiODen entscheidet das 
Spedalgesetz , welches häufig die Anstellung solcher PrivatklageD nur 
Magistraten gestattet 

Wenn der Gemeinschtüdner nicht zahlungsfähig ist, so richtet sich, *'^'"' 
wie schon bemerkt ward (S. 267), die Execution nicht gegen die Person \ 
des Schuldners, wohl aber ist seine gesammte Habe damit dem Staat 
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verfallen. Sie wird verwerthet durch Sammtverkauf in der Weise, dass 
der Käufer gegen Uebemabme der Bftmmtlichen Activen des Schuldners 
sich verpflichtet die Passiven ganz oder zum Theil zu decken; es 
scheint auch nicht, als ob in solchem Fall die Gemeinde sich Ittr 
ihre Forderung eine vor den Übrigen Gläubigem bevorzugte Stellung 
ausbedungen habe. Auch wenn durch strafrechtliche GoDfiscation oder 
im Erbschaftsweg das Vermögen des Privaten oder eine Quote des- 
selben der Gemeinde zußlllt, wird jenes oder diese in ähnlicher Weise 
zum Besten des Aerars gegen eine fest« Summe verkauft. 

^SJJ^I" Bei Gemeindeschulden bedarf der Quästor für die Zahlungs- 

leistung im Allgemeinen oberamtlicher Autorisation; wenn er der Kegel 
nach nur auf Bescbluss des Senats zahlt, so ist der Senatsbeschluss zu- 
gleich ein oberamtliches Decret und den Quästor deckt selbst der ein- 
seitige consularische Zahlungsbefehl, so dass die Abhängigkeit der 
QuSstur vom Gonsulat unverändert fortbesteht. Anderen als den 
Oberbeamten, zum Beispiel den Censoren zahlt der Quästor nur nach 
besonderer oberamtlicher Anordnung. Dass die meisten Zahlungen 
mittelbar geleistet werden, zum Beispiel dem Bauunternehmer von 
den Censoren innerhalb des ihnen bei der Kasse eröffneten Gredits sein 
Geld angewiesen, die Soldzablung früher durch die Districtvorsteher, 
später durch die Feldherren und deren Quästoren bescbafft wird, än- 
dert rechtlich nichts. In gewissen Fällen mag auch dem Quästor 
durch Gesetz ein fUr allemal Zahlungsbefehl ertheilt worden sein, 
zum Beispiel zur Leistung der Besoldungen der Subalternen in Ge- 
mässheit des von ihrem Vorsteher eingereichten Verzeichnisses und 
zur Verabreichung der nach festem Satz den Gesandten der befreun- 
deten Gemeinden zukommenden Gastgeschenke. 
»°iiLk^ ^^"^ Principat brach mit der republikanischen Befreiung des 

mmIm" Börgei^ts von ünanziellen Lasten zwar nicht geradezu, aber doch 
indirect schon unter Augustus, namentlich durch die in Folge der 
Armeereoi^anisation angeordnete Erbschaftssteuer. Weiter ist unter 
demselben die kaiserliche Beamtenemennung allmählich auf die 
Finanzverwaltung der Gemeinde erstreckt worden- Den ersten 
Schritt dazu tfaat ebenfalls Augustus, indem er fQr die Eingänge 
aus der Erl«chaftssteuer eine zweite Centralkasse {aerm^um miU- 
iare) einrichtete und diese unter Vorsteher zwar senatorischeu 
Banges, aber kaiserlicher Emennui^ stellte, welche über diese Steuer- 
gelder ohne Zweifel lediglich nach kaiserlicher Anweisung verfügten. 
Mit der Leitung der älteren Slaatshauptkasse sind unter den julisch- 
claudischen Kaisern statt der unversuchten und durch das Loos be- 
stimmten Qufistoren theils vom Kaiser ausgewählte, th^ls Prätoren 
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beauftragt wordra; der republikaniBcheii Mainstratur entzogen hat 
diese Kasse eist Kero und sie gleich der Militärkasse Beamten von 
senatorischem Kang, aber kfüBerlicber Creirung abertragen. Die Ver- 
fbgUDg aber wenigstens über die Beichshauptkasse haben bis zum 
Ende des Principats die Gonsnln und der Senat behalten und der 
Princeps nur indirect durch AntragsteUung bei dem Senat darauf ein- 
gewirkt 

Mehr als durch dieee directen Aenderungen hat das Finanzwesen ^£^** 
des rOnÜBCben Staate unter dem Prindpat dadurch eine Umgestaltung 
er&hren, dass die kaiserliche Privatkasse, nach der späteren Bezeich- 
nung der fiseta Caesaris der Sache nach zur Staatskasse ward und 
allmählich zur Staatshauptkasse erwuchs. Der formale Gegensatz des 
GemeindevermSgens wie zu dem eines jeden Privaten so auch zu dem 
kaiserlichen ist dabei mit einer Schärfe durchgeführt worden, wie sie in 
einem wirtÜch monarchisch geordneten Gemeinwesen nicht ausfahrbar 
gewesen wäre, und er erscheint denn auch in der diocletianischen Staats- 
ordnung in das directe Gegentheil umgewandelt. Aber die verschleierte 
Monarchie des Principats'beruht nicht zum wenigsten auf der rechtlichen 
Behandlung aller materiell öffentlichen Einnahmen und Ausgaben, 
welche der kaiserlichen Verwaltung unterlagen, als privater, wodurch 
theils jede, auch die indirecte durch die Quästur und durch die 
Senatsverhandlungen herbeigeführte Rechnungslegung ausgeschlossen, 
theils dem factischen Herrscher eine Stellung im Staate g^eben ward, 
welche Ober die des öffentliche Gelder verwaltenden Beamten weit 
hinausging. In welcher Weise dies nach beiden Seiten hin ins Werk 
gesetzt wurde, ist im WesenÜichen bereits in dem Abschnitt von der 
kaiserlichen Vermögensverwaltung (S. 210) ausgeführt worden. All^ 
mit den vom Kaiser Übernommenen öffentlichen Geschäften verbun- 
denen Ausgaben, also insonderheit sämmtliche Kosten des Heerwesens 
so wie der hauptstädtischen Verpflegung stehen zu Lasten seiner Privat- 
kasse; andererseits flössen in dieselbe nicht bloss die Abgaben Aegyp- 
tens, das nicht so sehr der römischen Gemeinde, als den Nachfolgern 
der Ptolemäer erworben worden war, sondern auch ein grosser Theil 
der Steuergelder. Der Ertrag der Provinzen, die hauptsächliche Ein- 
nahmequelle der römischen Gemeinde, wurde durchaus, wie wir sahen, 
durch kaiserliche Hausbeamte eii^ezogen und weni^tens zu einem 
beträchtlichen Theil von diesen an die kaiserliche Privatkasse ab- 
geführt. Ja diejenigen Provinzen, welche unmittelbar der kaiser- 
lichen Verwaltung unterstellt waren, gelten als gewissermassen durch 
privatrechtUchen Fidudarvertrag dem Kaiser abereignet, so dass er 
hier die Bodensteuer als Grundherr bezieht Die Consequenzen dieser 
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formalen Umwasdlimg des öfTentlidieii Vermögens in Privatgut zeigen 
sich in der Rechtspflege. Sieberlich ist in Betreff der provinzialen 
Steuern der Princeps niemals einfach als Bodenherr behandelt worden, 
wie es bienach geschehen hätte mOssen; vielmehr wird die republik»- 
Dische Ordnung, dass bei allen Steuern und GontributioDea der Hebungs- 
behörde zugleich für Streitigkeiten die Cognition zusteht, von Haus 
aus auch auf die kaiserlichen Provinzialprocuratoren Anwendung ge- 
funden haben. Wo kaiserliche Termögensverwalter andere als steuer- 
liche Forderungen erhoben, konnte allerdings das Geschwornenver^ren 
Platz greifen; aber schon anter Claudius wurde der Ausschluss des- 
selben allgemein verfitgt, and wenn Nero diese Streitigkeiten wiederum 
dem ordentlichen Privatprozees unterwarf, ja sogar dafDr einen eigenen 
Prätor bestellte, so ist es mindestens zweifelhaft, ob diese Blickkehr 
zu der alten Rechtsordnung dauernden Bestand gehabt hat. Im Grossen 
und Ganzen genommen hat unter dem Principat die formell private 
Eaiserkasse mehr und mehr die Staatsausgabeu wie die Staatsein- 
nahmen an sich gezogen und dem seines centralen und principalen 
Charakters allmählich verlustig' gehenden aerarivm populi Botnani 
sich subsituirt. Wenn dies System nothwendig dazu geftkhrt hat, 
dass gewissenlose Herrscher über die öffentlichen Mittel schrankenlos 
in ihrem Privatinteresse verfügten, so ist dasselbe doch weder zu 
diesem Zwecke aufgestellt noch überwiegend in diesem Sinne gehand- 
babt worden. Nicht bloss ist die subalterne Civillistenwirthschaft dem 
vomehmea Wesen des römischen Regiments fremd geblieben, sondern 
es hat auch bei dem von ihm befolgten Finanzsystem das Gemein- 
wesen von seinen HerRchern wahrscheinlich mehr empfangen als ihnen 
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Obwobl die bisher gegebene DarsteUung der magistratiscben 
Fnnctionen sieb nicht auf die Stadt Rom beschränkt, sondern den ge- 
sammten Umfitng des Bömerstaats ins Äuge gefasst hat, so hat die 
EntwickeluDg des ReichsregimeDtB aus dem Regiment der Stadt noth- 
wendig das Vorwiegen des letzteren Gesichtspunds zur Folge ge- 
habt Es erscheint daher zweckmässig diejenigen Einrichtungen, nach 
denen Italien und die Provinzen verwaltet worden sind , hier tbeils 
rUckweisend, theils ergänzend übersichtlich zusammenzufassen. 

Dass der Römerstaat im Allgemeinen genommen au&ufassen ist 
als InbegrifiF einer Anzahl unter der Vonuacht Roms zusammengefasster ^' 
mehr oder minder selbständiger Stadtgemeinden, ist in dem Abschnitt 
von der Btädtischen Gliederung des RAmerreichs (S. 73) entwickelt 
worden. Auch den exceptionell demselben angeschlossenen dynasUsch 
geordneten Bezirken kommt im Ganzen genommen die gleiche Selb- 
ständigkeit zu; nur unter dem Principat und auch unter ihm nur 
ausnahmsweise sind solche, namentlich das Königreich Aegypten in 
der Weise mit dem Römerstaat vereinigt worden, dass die fortbestehende 
königliche Verwaltung durch die römischen Beamten gehandhabt wird. 
Wie verschieden auch die staatsrechtliche Grundlage jener municipalen 
Seibetverwaltung ist, je nachdem die Gemeinde als aus römischen Voll- 
bOi^m bestehend nur ^ceptionell Ober sieb selber verfügen kann, oder, 
als mit der römischen rechtlich verbündet, sei es durch das auf nationaler 
Gleichheit beruhende launische Recht, sei es durch speciellen Staats- 
vertrag, umgekehrt nur ausnahmsweise in ihrer Selbstverwaltung be- 
schränkt ist, oder ohne rechtliche Anerkennung der Selbständigkeit 
nur im factischen Besitz der Selbstverwaltung belassen worden ist, 
was TOD den meisten Provinzialgemeinden gilt, immer und überall 
bildet diese Autonomie die Grundlage des römischen Regiments. Wenn 
in Rom selbst die städtische Autonomie mit dem Reichsregiment so 
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zusammeniällt, daes die Magistratur, die Comitieo, der Senat kaum 
noch als Organe eines städtischen Selbstregiments angesehen werden 
können, so hat die mehr oder minder beschränkte Selbstverwaltung 
der italischen wie der provinzialen Stadtgemeinden im G^ensatz zu 
den Beichsbebörden den effectiven Charakter bewahrt 
f^^ Die munidpale Selbstverwaltung der Gemeinden des ROmerstaats 
ist nach den verschiedenen Epochen desselben und den verschiedenen 
Oertlichkeiten so manuichfaltig gestaltet, dass eine eiuigermaasen ge- 
nt^ende Darstellung derselben in zusammen&ssender Gestalt nicht 
gegeben werden kann. Aber die GmndzQge dUifen auch hier nicht 
fehlen, Dass die Stadt ihre eigenen Magistrate .und ihren eigenen 
Gemeinderath hat, auch wenigstens in republikanischer Zeit die BQi^er- 
Bchaft für Wahlen und Gesetzgebung zustuamentritt, gilt der Regel nach 
für jede Beichsgemeinde. Schlechthin ausgeschlossen aber ist bei dieser 
Autonomie jede Beziehung zu einem anderen Staat als der römischen 
Centralgemeinde ; Korn gestattet innerhalb seines Machtgebiets weder 
den engeren Zusammenschluss verschiedener von ihm abhängiger Ge- 
meinden noch irgend welches unmittelbare Bechtsverhältniss einer 
solchen zu einem außerhalb des Reichsverbandes stehenden Staat. 
J^^ Die militäriBche Autonomie ist den latinischen und den diesen 

rechtlich gleichsteheudea italischen Bundesstaaten in republikanischer 
Zeit insofern geblieben, dass sie eigene Truppen unter eigenen OfB- 
zieren behalten und diese als Zuzug zu dem römischen Btü^rheer 
von der Centralgewalt verwendet werden. Mit der Ausdehnung des 
römischen Personalrechts auf ganz Italien ist dies beseitigt. Den ausser- 
italischen Gemeinden ist mit wenigen Ausnahmen nicht einmal diese 
beschränkte Militärautonomie zugestanden worden; doch können die 
Gemeindevorsteher im Nothfall die Büt^erschaft unter die Waffen 
rufen und es soll alsdann der Führer dem römischen Kriegstribun 
rechtsgleich sein. 

Die Jurisdiction meistens in Verbindung mit dem obrigkeitlichen 
Eingreifen in das Vormundschaftswesen ist in der municipalen Autonomie 
immer einbegriffen, wenn gleich bei den Bürgelgemeinden die früher 
(S. 240) bezeichneten Beschränkungen Platz greifen, in den Nicht- 
bOrgergemeinden die Prozesse, bei denen römische Büi^er betheiligt 
sind, mehr oder minder der municipalen Gerichtsbarkeit entzogen sind. 
"■ Das Strafrecht ist der unter römischer Oberhoheit stehenden Ge- 
meinde in republikanischer Zeit nur iMoweit beschränkt worden, dass 
die gegen den römischen Staat unmittelbar sich richtenden Verbrechen 
selbstverständlich der municipalen Gompetenz nicht unterlagen, sondern 
dagegen von römischer Seite meistens im Administrativweg einge- 
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schritten ward. Im Uebrigen ist zum BeiBpiel das Verfahren wegen 
Mord und wegen Wahlbestechung den eigenen Behörden eelbst in 
der Vollbürgergemeinde g^en den römischen Bui^er geblieben. Aber 
ob unter dem Frincipat den Oi^anen der itaUscben Municipien in der 
Stra£rechtspfl^^ mehr als eine Holfethätigkeit zugestanden hat, ist 
mindestens zweifelhaft und sicher haben damals sowohl das nominell 
unmittelbare, factisch durch die Garde- und Hofbeamten gehand' 
habte Eaisergericht wie auch dasjenige des Stadtpräfecten sich auf 
Italien erstreckt, anfangs wie es eebeint mit einander concurrirend, 
spftterhin mit getheilter Competenz, so dass bis zum hundertsten 
Meilenstein der Stadtpräfect, darüber hinaus das Immediatgericbt die 
Criminaljustiz handhabte. 

Das Sacralwesen steht in jeder Gemeinde zunächst unter deren Bmiin«. 
Behörden ; diese bezeichnen für eine jede ihre Götter, ernennen deren 
Priester und ordnen finanziell wie administrativ die Götterverehrung. 
Die Beichsbeamten greifen dabei nur kraft ihres allgemeinen Aufeichts- 
reehts und hauptsächlich prohibitiv ein. 

Vor allem wichtig ist die eigene Vermögensverwaltung, die Ver- ^^^^^ 
werthang des Gemeindeguts (vectigalia) und die Führung der Gemeinde- 
kasse. Auf das Gemeiudegut sind eben wie die Reichs- so auch die 
municipalen Finanzen hauptsächlich angewiesen und das städtische 
Bauwesen und zum guten Theil auch die Veranstaltung der Volks- 
lustbarkeiten in dessen Verwaltung einbegriffen. Obwohl dieselbe der 
Coutrole in Italien durch Consuln und Senat, in den Provinzen durch 
deren Statthalter von Rechtswegen unterlag, so stand doch thatsäch- 
lich die Gestion bei dem Gemeinderath und den Gemeindebeamten, 
und wie dies ohne Zweifel wesentlich zur Hebung des municipalen oft 
excentrischen und unverständigen Patriotismus beigetragen hat, so 
zeigen sich auch hauptsächlich auf diesem Gebiet die Uebelstände und 
die Gefahren des ungenl^end controlirten städtischen Wirthschaftens 
und im Rückschlag davon die Anfänge der Beschränkung der städtischen 
Autonomie durch vom Kaiser ernannte städtische Beamte. Curatoreu, 
den bedeutenderen Städten vom Kaiser aus ai^esehenen der Bürger- 
schaft nicht angehörigen Männern zur Controle der Verwaltung des 
Gemeindevermögens gesetzt, begegnen seit Traianus, nicht ausschliees- 
lieh, aber hauptsächlich in Italien, wo die consularische Oberaufeicht 
laxer war als die statthalterliche in den Provinzen. 

Trotz mancher Anzeichen des nahenden Endes und trotz des all- ^nMi^in 
mählichen Zusammenschwindens der Bevölkerung (S. 271) und des wahr- 
nehmbaren Rückgangs der Bildung, für welchen in enter Reihe der " 
Niedergang der häusUcben Zucht und der kriegerischen Stählung so wie 
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die mit der Monarchie einreissende politische Apathie verantwortlich zu 
machen Bind, hat der italische Stfidteverband im Grossen und Ganzen ge- 
Donimea bis gegen das Ende des 2. Jahrhunderts n. Ch. sich aufrecht 
erhalten; erst mit den Kriegs- und Pestjahren unter Marcus tritt der 
Verfall sichtbar und in immer steigendem Masse zu Tage und AUut im 
Ausgang des dritten zum völligen Zusammenbruch des italischen 
Wohlstandes und der italischen C^ivilisation. 

Die Sonderstellung Italiens ist zunächst militärischen Ursprungs. 
In vorsultaoischer Zeit bildet Italien mit Sinschluss Galliens bis zu 
den Alpen, wenn den Consuln nicht ausnahmsweise ein anderer ange- 
wiesen wird, den consularischen Gommandobezirk , welchen die Con- 
suln indess durch Verabredung unter sieb zu theilen pflegen. Seit Sulla 
so wie unter dem Prindpat gilt Italien, früher bis zu den Fltlssen 
Macra und Bubico, seit Caesar bis zu der Alpengrenze als dem mili- 
tArischen Commando entzc^n; der altrepublikanische Ausschloss der 
feldherrlichen Gewalt xaa der Stadt und der Bannmeile wird damit 
auf die ganze Halbinsel übertragen. — Die Consequenz hiervon, dass 
Italien in dem bezeichneten Um&ng nicht mit Truppen belegt werden 
kann, ist fUr die eigentliche Armee, die Legionen und ihre Auxilien, 
im Wesentlichen durchgeführt worden; eine Ausnahme machen indeas 
die küserliche Garde (S. 199. 208) so wie die dazu gehörigen dem Stadt- 
prftfeeten unterstellten Cohorten (S. 236) und die militärisch organi- 
sirten bauptstfidüschen Löschmannschaften (S- 208), femer die bdden 
Geatralstationen der Mittelmeeräotte in Misenum und Ravenna (S. 199. 
208). Für den inneren Sicherheitsdienst sind innerhalb Italiens nur in 
den noch unter der Nachwirkimg der Bürgerkriege stehenden Anfangs- 
zeiten des Prindpats kleinere Militärposten aufgestellt worden, was 
dann während des Zusammenbrechens der Staatsordnung nach dem 
Ende der severischen Dynastie wiederum wenigstens versucht ward. 

Eingreifender noch als die Befreiung vom Tnippenquartier, welche 
Italien von Rechtswegen zukam , thatsächlich aber seit dem Ende der 
julischea Dynastie alle nicht unter dem unmittelbaren Kaiserregiment 
stehenden Provinzen mit ihm theilten, ist die Befreiung des italischen 
Bodens von der Steuerpflicht Die Steuer der republikanischen wie 
der Kaiserzeit, nicht zu verwechseln mit der ehemaligen Contribuüon 
(S. 276), ist nach römischer Auffassung wesentlich die dem Grund- 
herrn für die Bodennutzung zustehende Al^abe, der römische Boden 
also, wenn er im Privateigenthum steht, davon befreit, wenn er der 
Gemeinde gehört, steuerptliehtig. Nun war der italische Boden im 
Laufe der republikanischen Entwididnng, wie früher gezeigt ward 
(S. 271), wesentlich Privateigenthiuu geworden; in den überseeischen 
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B^tziu^ea Roms dagegeD, wemi mao absiebt tod den Territorien 
der formell souveränen mit Rom nur verbündeten Staaten, wurde der 
Boden nicht bloss als Eigenthum der rdmiscben Gemeinde, sondern 
auch dieses als unveräusserlich behandelt, so daas hier riimisches 
Privateigenthum nicht entstehen konnte, der Boden also steuerpflichtig 
war und blieb. Die Modalitaten dieser Ordnung und die Ausnahmen 
von deraelben können hier nicht dai^legt werden; die bevorrechtete 
Stellung Italieos gegenober den Provinzen beruht in der späteren 
Republik und unter dem Prindpat vor allem auf dieser Befreiui^ von 
der Bodensteuer. 

Als Controlbehörde ftingiren für Italien die Consuln oder deren ^^Ji^SST 
Vertreter und der Senat. Dass in vorsullanischer Zeit jene der Regel "»äiwu«.. 
nach für den Felddienst die Stadt verlassen und, wenn nicht ander- 
weitig beschäftigt , die gute Jahreszeit hindurch mit ihren Qufistoren 
und Truppen in Italien einschliesslich des cisalpinischen Galliens ver- 
weilen, bezweckt ein Eingreifen in die Verwaltung der Halbinsel nicht 
unmittelbar, obwohl es darauf nicht ohne wesentlichen Einfluss ge- 
blieben sein kann. Geradezu bestimmt dafOr, namentlich für die Be- 
aufsichtigung der den italischen Bundesstädten vertragsmässig oblie- 
genden Stellung von Kri^sschüfen sind die drei seit dem Jahre 487 
(267 V. Ch.) in Ostia, Cales bei Capua und (wahrscheinlich) Ravenna 
residirenden Quästoren, offenbar in Italien statlonirte Unterbeamte 
der jedesmaligen Consuln. Mit dem Verfall der römischen Kriegsflotte 
und dem Wegfall der bundesmässigen Leistungen verloren diese Stel- 
lungen ihren Zweck und sind dann von Kaiser Claudius aufgehoben 
worden. Allem Anschein nach sind die italischen Städte, nachdem die 
politische Einigung der Halbinsel unter Roms Vonnacht unbestritten 
feststand, sowohl unter der Republik wie unter dem Principat wesent- 
lieh sich selbst überlassen gewesen und hat die Umwandlung der for- 
malen Autonomie in die rechtlich abhängigere VollbOrgergemeinde- 
stellung schwerlich die factische Einwirkung der Oberbehfirde gesteigert. 
Eher dürfte das Gegentheil der Fall gewesen sein und dasjenige Re- 
giment, welches der Senat der mittleren Republik über Italien aus- 
übte und von dessen ernstlicher und sicher oft drückender Controle 
zum Beispiel der Bacchanalienhandel zeugt, bei Weitem schwerer auf 
Italien gelastet haben als die Herrschaft des Principats, wo mit der Be- 
sorgnis vor der Auflehnung gegen die herrschende Stadt auch die 
Foreorge für gutes Municipalregiment der Reichsgewalt abhanden ge- 
kommen war. Die Entbindung von den Reichsgesetzen, zum Beispiel 
in Betreff der Beschränkung des Vereinswesens und der Volksfeste 
hatte die Stadt bei dem römischen Senat zu erbitten und die Aufsicht- 
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fOhruDR stand den römiseheD BehJJrden ohne Zweifel zu; aber Consuln 
und Senat haben nach dem Socialkrieg davon geringen Gebrauch ge- 
macht und auch die unter dem Principat hinzutretenden Beichsftmter in 
die städtische Autonomie Italiens wenig eingegriffen. Die seit Hadrian 
fltr die einzelnen italischen Landschaften TOm Kaiser ernannten Itecbts- 
sprecher (iuridiet), insbesondere fQr Fideicommiss&achen und das Vor- 
mundschaftswesen bestimmt, beschränken nicht so sehr die municipale 
Jurisdiction als den Amtkreis der bis dahin fUr diese Angelegenheiten 
competenten hauptstädtischen Prätoren. Die von Augustus den einzelnen 
grossen Chausseen vorgesetzten Curatoren können als solche nur bei- 
läufig mit den Municipien zu thun gehabt haben ; in höherem Qrade 
wird dies der Fall gewesen sein, nachdem die zur Hebung der zurück- 
gehenden BUrgerzahl von den Kaisern seit Nerva eingerichteten Ali- 
mentarkassen (S. 271) an die Städte ai^eknttpft und hauptsächlich 
unter die Leitui^ jener Strassencuratoren gestellt wurden. Weit fohl- 
barer war das Eingreifen der kaiserlichen Gerichtsbarkeit theils in die 
Strafrechtfipfl^e wahrscheinlich seit den Anfilngen des Frincipats, 
theils seit dem Anfang des zweiten Jahrhunderts in die Vermögens- 
verwaltung, welche beide bereits Erwähnung gefunden haben. 

Im Gegensatz zu dem der stadtrömischen Rechtspflege unterwor- 
fenen Italien sind die Provinzen die nach Erstreckung des römischen 
Herrschergebiets Ober das Festland hinaus zunächst im überseeischen 
Gebiet eingerichteten abgesonderten Gerichtsbezirke, zu denen unter Sulla 
an der festländischen Nordgrenze das cisalpinische Gallien hinzutritt, 
unter Caesar indess durch dessen Gleichstellung mit Italien und Fest- 
stellung der italischen Alpengrenze wieder ausscheidet 

Der secundäre Gerichtsbezirk, die provinda steht unter einem 
eigenen Gerichtaherm, welcher ursprünglich ein Frätor oder ein ge- 
wraener Prätor ist, späterhin, als bei allen Öberbeamten das eigent- 
liche Amtjahr der stadtischen Function vorbehalten wird und im 
zweiten Amtjahr auch die Conaulare Statthalterschaften erhalten (S. 
262), ein Proprfttor oder ein ProconsuL Auch unter dem Principat 
ist die Statthalterschaft eigentlich nichts als das zweite Amtjahr des 
Prätors, nimmt aber durch die zwischen der Prätur und der Stattr 
faaltenichaft jetzt eintretende mehrjährige Intervallining so wie durch 
die Erstreckung des Procousultitels auf die in Folge der Prätur ein- 
tretenden Statthalter allmählich den Charakter eines selbständigen 
Amtes an (S. 159. 166). Ausgeschlossen aber sind diese Proconsulate 
bei den Provinzen, deren Verwaltung dem Inhaber der allgemeinen 
proconsularischen Gewalt unmittelbar übertragen worden ist. Die Ver^ 
treter des Kaisers in diesen einzelnen Sprengeln heissen, wenn sie 
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senatoriBcheD Ranges siod , dessen Adjutanten {leffoii) nnd haben zu- 
gleidi den Titel der Proprfttur, wenn ritterlichen, Commando- (prae- 
feetQ oder (jeschäftsftthrer (procuraUfres) des Kaisers ohne propi^tori- 
scheD Titel, jedoch im Wesentüchea mit der gleichen Befugniss. Die 
Wichtigkeit und das Ansehen dieser Stetlungen ist bereits hervor- 
gehoben worden (S. 207. 208). Ueberhaupt ist bei aller Verschiedenheit 
in der Rangstellung nnd der Titulatur die Competenz der Vorsteher 
der Provinzen, der praesidea in der Hauptsache die gleiche. In 
republikanischer Zeit, wo die Zahl der secundären Gerichtsbezii^e 
h&uäg die der zur Statthalterschaft berufenen Oberbeamteu Qbenücg 
und insbesondere im sechsten Jahrhundert d. St. die letzteren oftmals 
ausserordentlicher Weise verwendet wurden, wird die regelmfissige Ord- 
nung der Statthalterschaften vielfach gestört, namentlich durch Er- 
Streckung des Amtes Dber die Jahrfrist hinaus, daneben aber auch 
durch ausserordentliche Verleihung der proprfttorischen Gewalt zwar 
nicht an Private, aber doch an die streng genommen ebenso wenig dafür 
competenten Quästoren. In der Eaiserzeit ist umgekehrt sowohl die 
Zahl der für die eigentliche Statthalterschaft wie auch die der für die 
kaiserlichen Vertreterstellungen qualificirten Personen immer grosser 
gewesen als die der zu besetzenden Stellen. Erstreckung der Jahrfrist 
kommt daher bei der ersten Kategorie nur noch ausnahmsweise vor 
und wird dann, der Auffassung der Statthalterschaft als eines selb- 
ständigen Amtes entsprechend, als Iteration behandelt Für die kaiser- 
lichen Stellvertreter besteht wie fElr alle ohne Mitwirkung der Comitien 
ernannten AmtsgehQlfen die Jahrfrist überhaupt nicht, sondern es 
fungiren dieselben immer so lange es dem Kaiser beliebt, regelmassig 
auf einige Jahre, nicht leicht auf l&ngere Zeit. — Als GebOlfe wird 
dem Vorsteher des secundaren Gerichtsbezirkes zunftchst der Quftstor 
beigegeben theils zur Kassenfuhrung (S. 183), theils zur Handhabtmg 
der ädilicischen Jurisdiction (S. 239), daneben aber kraft des mit dem feld- 
herrlicben Imperium verbundenen freien Mandirungsrechts auch fikr jede 
andere magistratische Thatigkeit verwendet (S. 183). Unter dem Prin- 
cipat fehlt in den unmittelbaren Kaiserprovinzen wie der eigenUiche 
Statthalter so auch der Qufistor und wird diese H&l&tbätigkeit hier 
durch die dem Statthalter beigegebenen Offiziere oder seine nicht 
militärischen Beigegebenen (adsessores) geleistet 

Eingehende Darlegung der provinzialen Geineindeautonomie kann ^J^S^* 
in diesem Zusammenhang nicht versucht werden; principiell ist sie theils > ' 
en^er, theils weiter als die italische. Ei^er insofern, als bei bloss tolerirter 
Selbstverwaltung ein Eingriff des Statthalters wohl von der römischen 
BegieruDg getadelt und von den römischen Gerichten bestraft, aber nicht 
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von Sfflten der Gemeinde als formaler Bechtebmch bezeichnet werden 
konnte. Weiter nicht bloss inaofem, a]s die mit den föderirten Staaten 
abgeschlossenen Vertrfige den Statthalter banden, sondern vor allem 
insofern, als wenigstens lange Zeit hindurch die Bevölkerung hier 
Oberwiegend das römische BOi^rrecht entbehrte und in Betreff der 
NlchtbUi^er sicher die Gemeindebehörde bei weitem freiere Hand ge- 
habt hat als wo es sich vorzugsweise um Bürger handelte. Insbeson- 
dere ist sehr wahischeinUcfa die Strafrechtspflege Über die eigenen 
Angehörigen den peregrinischen Gemeinden, selbst denen nur t(derirter 
Autonomie, länger und in grösserem Umfang verblieben als den Ge- 
meinden römischen Bürgerrechts. 

Neben und über den Gemeinden soll die Statthalterschaft in ihrem 
BMhtapBegs. beschränkten Sprengel dasselbe leisten, was in dem Hauptverwaltungs- 
bezirk der städtischen Magistratur obliegt Zunächst ist der Vorsteher 
Gerichtsherr und heisst auch so; ihre durchaus monarchische Ge- 
staltung entlehnt die Statthalterschaft der Jurisdiction (S. 164). Der 
Statthalter entscheidet in erster Reihe diejenigen Prozesse, welche in 
Rom vor den Stadtprätor kommen wfirden, die in die Competenz dee 
Peregrinenprätors fallenden wenigstens in so weit, als der einen Partei 
das römische BOigerrecht zusteht. Prozesse unter NichtbOrgem liegoi 
der Begel nach ausserhalb seiner Competenz; Specialordnungen indess 
haben hierDber öfter abweichend bestimmt und Eingriffe dee Statthalter 
in die Rechtspflege der Provinzialgemeinden nicht verbriefter Autono- 
mie können vom formalen Standpunkt aus kaum rechtswidrig genannt 
werden. Für die ädilicische Jurisdiction tritt hier, wie gesagt, der 
Quästor ein. Dass die Provinzialmagistrate nicht minder als die städü- 
Echen durch die Geschwornenordnung gebunden waren, versteht üch für 
die römische Bürger betreffende CivUrechtspfl^e von selbst. 

Für das Commando ist der Statthalter zunächst nicht be- 
stimmt; jeder also geordnete Sprengel gilt als befriedet tmd ähnlich 
wie Italien bürgerlicher Verwaltung fäh^; bei ernsteren Kri^- 
^Ilen wird einer der Consuln in denselben entsendet (S. 262). 
Entzogen ist indess dem Provinzialprätor das Commando nicht in 
dem Umfang vrie dem städtischen. Die ursprünglichen Ordner der 
wichtigen Institution haben freilich erkannt, welche Gefahr diese 
Nebenfeldherrschaften für die republikanische Verfassung in sich 
trugen und sicher auch aus diesem Grunde es vermieden die Comitial- 
wahlen auf die einzelnen Statthalterschaften zu stellen; indess war es 
vielleicht in Sicilien, aber nicht in Sardinien und noch weniger in 
Spanien möglich eine lediglich civile Magistratur an die Spitze der Yer- 
waltuug zu stellen, und dass, dem Provinzialprätor der den Stadt- 
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pi^toren fehlende und für die Fohrung der Eriegekasse beEtimmte Quftstor 
zug^ebeo ward, beweist ftlr die von Hans aus in der Prorinzialprätor 
mit enthaltene militfiriache Bestimmung. Die Cautelen, unter welchen 
die Statthalterschaft in die republikanische Ordnung eingefügt ward, 
haben ihren Zweck erfüllt, so lange das consularische Commando in 
Italien Bestand gehabt und die Nebencommandaturen rechtlich und 
factisch tkberwogen hat Aber nachdem das eigentUche Italien durch 
Sulla dem städtischen Friedensregiment ausgeantwortet und die Beichs- 
truppen unter die Terschiedenen Statthalterschaften vertheilt waren, 
sind die späteren BQi:^erkri^:e r^elmfissig zwischen den riTalisireiidea 
Statthaltern nicht so sehr mit als um Italien geführt worden, und 
aus der Prorinzialstatthalterschaft ist der Sturz der Republik, aus 
dem Soodercommando des einzelnen Statthalters das allgemeine pro- 
consularische des Imperators herrorg^angen. Die Verlegung der 
Truppenquartiere in die Provinzen imter Ausschluss Italiens ist unter 
dem Kaiserr^ment beibehalten worden; theils aus politischen, theils 
aus militärischen Gründen siud dabei weiter alle nicht unmittelbar 
unter dem Kaiser stehende Provinzen auBgeschlossen und vorzugsweise 
die der Deckung gegen das Ausland bedürftigen Grenzdistrikte mit 
Truppen bet^ worden. 

Als Feldherm kommt dem Statthalter das dem Oberamt bei- stnftMht. 
wohnende Zwangs- imd Strafrecht nicht bloss von Rechtswegen 
ebenso zu wie dem städtischen Beamten, sondern es ist in seiner 
Hand ein bei weitem schärferes Werkzeug, schon darum, weil er 
hauptsächhch mit NichtbUrgem zu thun hatte, deren Vergewaltigung 
und Missfaandlui^ nur als Amtsvergehen einer vornehmlich in re- 
publikanischer Zeit lax gehandhabten strafrechtlichen Verantwortung, 
unterlag. Auch dem Bürger gegenOber kommt in Betracht, dass das 
Provocationsrecht lange Zeit hindurch nur den städtischen Beamten 
band ; späterhin Erejlich war auch ausserhalb Rom Leib und Leben des 
Bürgers vor der Beatntenwillkür gesetzlich geschützt Eigentliches 
Strafrecht dem Bürger gegenüber hat der Statthalter nicht ; es 
wird als R^el angenommen werden dürfen , dass er gegen denselben 
wegen nicht militärischer Verbrechen das Ciiminalver&hren aur ein ' 
zuleiten und denselben erforderlichen Falls zu verhaften und nach Born 
zu senden hatte. Die Handhabung des Quästionenverfahrens, welches in 
der späteren Republik und unter dem Principat den Criminalprozess 
vertritt, li^ nicht in der statthalterlichen Competenz. "Wohl aber 
ist hei mehreren Verbrechen, zum Beispiel bei Vergewaltigung und 
bei Ehebruch, der Statthalter durch Clausein der Spedalgesetze und 
in andern Fällen durch kaiserliche Instruction bevollmächtigt worden 

Binlllng, H»ainieli. I. S : HaMmien, Abria Ah BdniKhen Btuteruhti. 19 
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im Wege der Cognition mit Zuziehung seines Consilium, aber ohne 
Bindung durch dasselbe, das ürtheil zu fUlen. So veit er danach 
spruchberechtigt ist, kann er nicht bloss auf die älteren minderen 
Strafen erkennen , sondern auch auf die durch Sulla und unter dem 
Prinäpat neu hinzutretenden Formen der Freiheitsetrafe, die De- 
portation und die Zwai^sarbeit, nicht aber auf die den souTeränen 
Gerichten Torbehaltene Todesstrafe. Aber venigstens im dritten Jahr- 
hundert n. Ch. wird es B^el, dass der Euser das Schwertrecht Ober 
die Personen niederen Standes dem StatÜialter delegirt und nur an- 
gesehenere Kategorien, die Offiziere und die chargirten Gemeia^ so 
wie die Ifitglieder des Keichs- und der städtischen Senate davon inso- 
weit ausgenommen blieben, dass die Todesstrafe nur nach Benachrich- 
tignng des Eusers und mit Einwilligui^ desselben Tollstreckt werd«i 
durfte. 
EuiOkU«- Qjg weiteren Schranken des stattlialterlichen Regiments mögen 

'•'""■^■formell wesentlich dieselben gewesen sein, welche dem consularischen 
in Italien gesetzt waren ; Qberdies war dasselbe durch die Instractiooen 
theils des Senats, theils des Eaisers gebunden. Aber insbesondere der 
nach der formalen Ordnung rechtlosen Gemeinde gegenßber hatten 
diese Schranken in der Provinz thatsächlich wenig zu bedeuten. Schon 
das Wesen des Spedalamts, weiter das mit der Jurisdiction über die 
rOmisdien Bürger verknüpfte Verweilen des Statthalters in allen 
grösseren Städten seines Sprengeis und die ihm obliegende Aufidcht- 
fllbrui^ über sämmtlicbe Provinzialgemeinden gaben der statthalter- 
lichen Verwaltung ein der italischen geradezu entg^engeeetztes 
Gepräge, wodurch dieselbe in schlechten Händen und bei läss^er 
Oberauifflcht zu einer entsetzlichen Geissei geworden ist, bei besserer 
Führung und namentlich unter der strengeren Oberleitung des Princi- 
pats auch vielfältig sich zweckmässig und zuweilen segensreidi erwiesen 
hat. Bei der geringen Stärke der Beichstruppen und dem massigen 
Umfai^ der sonstigen öffentlichen Aufwendungen kann bei normaler 
Beschafienheit der Beicbs- und der Gemeindeverwaltung der Druck der 
Öffentlichen Lasten kein allzu schwerer gewesen sein und haben die 
zahlreichen dem römischen Herrscher gehorchenden Völker fßr die Abend« 
zeit der antiken Cultur unter diesem Regiment leidlichen Frieden gefunden. 
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Die Beziehungen der römischen Gremeinde za den wirklich unsb- J^j'f!; 
hängigeu Staaten, in Ältester Zeit zu Caere und Capua, späterhin zu 
Karthago und Makedonien, unter dem Principat zu den freien Germanen 
und dem Partherstaat Eind formell nicht hinausgekommen über die 
den Landfremden gegenüber die Regel bildende Rechtlos^keit, 
welche am schärfsten sich ausdrückt in dem ursprünglichen Rechtssatz, 
dasa mit etruBkiseben Gemeinden ewiger Vertrag rechtlich unstatthaft 
ist und thatKächlich dafür Waffenstillstand auf längere Zeit einzutreten 
hat Eine Beschränkung erleidet diese Bechtlosigkeit nur hinsichtlich 
der Specialverträge des Kriegsrechts, der Satzungen über Botschaften 
und WaffenstillBtand. Die ewigen Bündnissverträge, von welchen b^J^,7, 
in dem nationalen Städtebund Latiums die römische Entwickelung aus- 
geht und mittelst deren im Grossen und Ganzen genommen die Stadt 
Rom sieb zum römischen Reich entwickelt hat, sind nur nominell in- 
ternational, da in der römischen Handhabung mit der Ewigkeit die Ab- 
hängigkeit rechtlich verknüpft ist, der also mit Rom verbündete Staat 
damit dem freien Vertragsrecht entsagt und im Wehrrecht be- 
schränkt wird. Diese Verträge haben daher im ersten Buch bei der 
Reichsentwickelung ihre Stelle gefunden. Ein Internationalrecbt in 
dem heutigen Sinn, dauernde Festsetzungen nicht kriegsrechtlicber Art 
zwischen zwei Staaten formell gleicher Souveränetät hat die römische 
Staatsordnung nicht entwickelt. Wenn hier von dem Verhältniss der 
römischen Magistratur zu dem Ausland gehandelt wird, so ist dabei 
das Ausland nicht im geschichtlichen Sinn, nicht der Inbegriff der 
von Rom politisch unabhängigen Staaten gemeint, sondern im staats- 
rechtlichen der Inbegriff der nicht im römischen Gemeinde- oder Privat- 
eigenthum stehenden Territorien, und soll hier lediglich die Frage be- 
antwortet werden, in welcher Form und wie weit die römischen 
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Maföstrate mit den in diesem Sinne ausländischen Gewalten befugt 
sind Verträge einzugeheB. 

Wie bei den Verträgen der Gemeinde die formalen privatrechtr 
liehen Normen überhaupt keine Anwendung finden, sondern sie von 
jeher und durchaus in der Weise des privatrechtlichen Consensual- 
vertrags zu Stande kommen, so ist auch der mit einer anderen Ge- 
meinde von der römiscben abgeschlossene Vertrag einer derartigen 
Fixirung weder bedürftig noch streng genommen fähig. Das rechtlich 
entscheidende Moment ist durchaus der Wille der vertragschliessenden 
Gemeinde. An sich können derartige Verträge von jedem Beauf- 
tragten abgeschlossen werden und es sind solche von untergeordneter 
Bedeutung häufig durch Personen ohne amtliche Stellung und 
formlos eingegangen worden. Wichtigere staatliche Vereinbarungen 
pflegen von den Magistraten mit Imperium in feierlicher Weise ab- 
geschlossen zu werdeD, BUndnissverträge von den nächst beikommenden 
Oberbeamten, Untt-rwerfungs- und Friedensverträge überhaupt von dem 
Feldherm, der den Krieg zu Ende geführt hat; nur einmal, nachdem 
ersten punischen Krieg, sind für den Friedensschluss eigene ausserordent^ 
liehe Beamte von den Comitien creirt worden. Von der Mitwirkung 
des Senats bei den Friedensverträgen durch die dem Feldherm bei- 
gegebeuen senatorischen Commissionen wird bei dem Senat gesprochen 
werden. 
'fcSS" ^^i" Abschluss des Vertrags erfolgt regelmässig mündlich durch 

Frage und Antwort und wird wie der mündliche Privatvertrag ge- 
wöhnlich sofort schriftlich aufgezeichnet. Soltemnisirt wird der Staats- 
vertrag, wie alle nicht dem Privatprozess unterliegenden und also rechtlich 
nur das Gewissen bindenden UebereinkUnfte, durch den hinzutretenden 
Doppeleid (foedus). Jede der coutrahirenden Gemeinden übernimmt 
durch einen ihren Gebräuchen entsprechenden religiösen Act die Ver- 
pflichtung den Vertrag getreu zu halten und ruft für den Fall des 
Zuwiderhandelus die Verfluchung {exeeratio) der Götter, bei denen 
geschworen wird, herab auf die vertr^brüehige Gemeinde. Bei 
diesem bestärkenden Fidschwur handelt also jede Gemeinde für sich, 
während der Act, der dadurch bestärkt wird, die Form des Vertrags 
liaL Gewöhnlich folgt auf diesen Vertrag die öfientliehe Aufstellung 
der entsprechenden Urkunden zu bleibendem Gedäcbtniss, in Rom 
der Regel nach auf dem Capitol am Tempel der Fides publica populi 
Romani. 
ziuiimnuK ^]ygj. ^g, (jgp abgeschlosBenc Staatsvertrag hat, wie bemerkt, mir 
omwind* jnsoweit Rechtskraft, als die Gemeinde mit demselben einverstanden 
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ist Dies EiDTerständniss ist selbstverständlich bei allen Offiziers- und 
FeldherrnvertrSgen, ohne die ein Commando nicht geführt werden kann 
und die der Kriegsgebrauch mit sich bringt; Dicht minder wo der Ge- 
meinde der Vertrag lediglich zum Vortheil gereicht, wie zum Beispiel 
bei dem Unterwerfungsveitrag von Seiten der obsiegenden Gemeinde- 
Bei Verträgen anderer Art wird dag^en die Zustiminiing der Ge- 
meinde so weit möglich vor dem AbecbluBS des Vertrages eingeholt ; 
und nach römischem Gebrauch giebt sie dieselbe rc^lmässig 
durch Entsendung zweier dem für den International verkehr eii:4;erichteten 
Fetialencollegium angehßrigeD Priester zur Vollziehung jenes Eidschwurs. 
Ueber diese Entsendung entscheiden nicht die Comitieo, sondern die 
Gentrslregierung, der Vorsitzende des Senats im Einverständniss mit 
diesem. Es hat dies in Verbindung mit der die entwickelte Republik 
beherrschenden Tendenz die auswärtigen Angelegenheiten im Senat zu 
concentriren dahin geführt, daes in der späteren Zeit die kriegführenden 
Magistrate in den Verhandlungen mit dem Feind sich auf militärische 
Abmachungen beschränkten und so weit möglich selbst die Präliminarien 
nach Rom verwiesen, was allerdings unter den erweiterten Verhältnissen, 
namentlich bei ausseritalischen Kriegen nicht eingehalten werden 
konnte. Der Definitivvertrag bleibt immer den römischen Behörden. 

Den ohne Vorwissen der Gemeinde für diese von dem Feldherra *'^^'^« 
abgeschlossenen Vertrag kann die Büi^erschaft als nichtig behandeln, o™^«!'- 
wobei jedoch, namentlich wenn der Abschluss in sacraler Fonn geschehen 
ist, alle diejenigen Peisonen, welche diesen Act vollzogen haben, ins- 
besondere der dabei mitvrirkende Feldherr als persönlich durch jene 
Ezecration belastet dem Staat, mit dem der Vertrag abgeschlossen ist, 
gleichsam wie Kriegsgefangene überliefert werden. 

Für die Aufnahme der factiscfaen Kriegführung, wo kein Vertrag ^^ 
entgegensteht, bedarf der Feldherr der Zustimmung der Bürgerschaft 
nicht. Aber zum Brechen des geschlossenen Staatsvertrags oder auch 
nur zur Constatirung des von Seiten des anderen Contrahenten erfolgten 
Bruches und demnach zur Behandlung desselben als Landesfeindes, das 
heisst zur Kriegserklärung ist der Magistrat von sich aus nicht be- 
fugt, sondern hat den entsprechenden Antrag an den Senat und die 
Bürgerschaft zu bringen, worüber weiterhin gehandelt werden wird. 
Indess kann bei offenem Vertragsbruch und insbesondere bei Er- 
dfhung der Feindseligkeiten von der andern Seite der Kriegsb^nn 
der Kriegsertlänrng voraufgehen. 

Zum internationalen Verkehr, wie er namentlich durch Entsendung ^^^ 
und Empfang von Gemeindeboten »ch vollzieht, ist im Allgemeinen 
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zwar jeder MagiEtrat befugt; indess wenigstens in hiRtoriBcher Zeit ist 
diese Befiigniss dadurch beschränkt, dass dieser Verkehr, so weit die 
Verhaltnisse dies gestatten, im Senden wie im Empfangen in der 
Hauptstadt concentrirt, also dies magistratiscbe Recht wesentlich 
nur von den zur Zeit dem Senat vonätzenden Oberbeamteu ans- 
geUbt wird. 
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Wenn das römische Gemeinwesen ine Leben getreten ist als fest 
fonnulirte Monarchie und auch in der republikanischen Ordnung die 
Magistratur auf sich selber ruhend der Bürgerschaft gegenüber 
steht, so ist dennoch die Magistratur recht^ch gebunden sowohl dem 
einzelnen Bürger gegenüber wie g^enüber dem Bath der Aeltesten 
und der in rechter Form Tersammelten Gesammtheit der Bürger. 
Die dem ^nzelnen Bürger zustehenden von der magistratischen 
Willkür nicht abhfingigen politischen Rechte, die Fähigkeit zum 
(jemeindeamt zu gelangen, der Anspruch auf die Wehi^emein- 
schaft und auf die Bechtspflege sind in der Darstellung der m^- 
stratischeo Functionen mit entwickelt worden. Es bleibt noch übrig 
darzulegen, in wie weit der Magistrat, ohne den keine Gemeinde- 
handlung vollzogen werden kann, verpflichtet ist dabei die Mitwirkung 
der Gemeinde herbeizuführen, indem er entweder die veisammelte 
Bürgerschaft oder den Bath der Aeltesten um ihre Meinung befragt. 
Dabei liegt ursprünglich das Princip zu Grunde, dasB die Magistratur ver- 
pflichtet und berechtigt ist die bestehende Rechtsordnung zu handhaben, 
aber eine Abweichui^ von derselben im einzelnen Fall, wie sie zum Bei- 
spiel in der Eriegserklärung und im Testament enthalten ist, um so 
viel mehr also eine allgemeine Abfinderui^ derselben die Zustimmung 
jener Factoren erfordert. Im Laufe der Entwickelung haben die Conse- 
quenzen dieses Grundgedankens sich wesentlich verschoben- Die Ver- 
Sammlung der Büi^erschaft machte sich frei von der Mitwirkung des 
Baths und wurde, obwohl der Magistratur die Initiative blieb und die 
Comitien niemals wie die hellenische Ekklesia formale Omnipotenz er- 
langt haben, dennoch materiell mehr und mehr der Träger der Gemeinde- 
sonvei^et&t. Der Bath der Aeltesten in seiner ursprUi^lichen 
Gestalt verlor seinen Antheil am Gemeinderegiment, gewann aber 
in der erweiterten patricisch-plebejischen Form dasselbe zurück 
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mittelst der in immer steigendem Umfang sieb einstellenden Bindung 
der Magistratur an seine Rathschläge. Endlich unter dem Principat 
hörten die Comitien auf zu functioniren und wurde der Senat der 
rechte Träger der Volkssouveränetat, deren formale Vollendung mit 
der factischen Zurückfuhrung der Einherrschaft Hand in Hand ging. 
Es sind diese Verhältnisse, welche hier zur Darstellung kommen. 
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I. Befragung der Bürgerschaft. 

Von der rftmischen BOrgersdiaft ist im ersten Buch gehandelt ^^^^J^^ 
worden. In der ftltesten TorhistoriBcben Epoche wird sie durch die 
Gesammthejt der GesehlechtsgeDOSsen, der Patricier gebildet, in 
historischer Zeit durch die Gesanuntheit dieser Patricier und der aus 
der Hörigkeit herroi^egai^neQ Gemeindegenossen, der Plebejer. Eine 
Sondergesammtheit der Patricier giebt es io dieser Epoche im politäschen 
Sinne nicht, wohl aber eine Sondergesammtheit der Plebejer, welche 
zwar nicht die Bfii^erschaft ist, aber in mancher Hinsicht gleich der- 
selben functionirt. 

Eine gewisse allgemeine Mitwirkimg der Bürgerschaft bei den ''^^' 
öffentlichen Geschäften ist gegeben in der Untersagung der Vollziehung jj,^^^ 
derselben im privaten Baum; dieser Schranke, deren politische und 
sittliche Bedeutung nicht leicht zu hoch angeschlagen werden kann, 
ist die magistratische Thätigkeit, wo Bie mit Privaten in Berührung 
kommt, durchaus, namentlich bei der Rechtspflege und bei der Aus- 
hebung unterworfen worden und unterworfen geblieben. Die Ver- 
handlung vor dem Umstand (m convenftcne oder contione) ist der 
Regel nach insoweit formlos; indess kommt sie auch, namentlich bei 
den Sacralacten der ältesten Zeit, in der Steigerung vor, daas die 
Bürgerschaft nach ihren Abtheilungen gegliedert einem öffentlichen Act 
assistirt. In dieser Weise werden die Inauguration des Kön^Priesters 
und der übrigen höchsten Priester der Gemeinde vollzogen und wird 
die Schätzung mit feierlichem Sühnopfer abgeschlossen. 

Die effective Mitwirkung der Bürgerschaft bei einem öffentlichen ou<.dm«if 
Act, welche die Willensäusserung jedes daran betheiligten Bürgers 
einschliesst, hat zu ihrer nothwendigen Voraussetzung ihr Zusammen- 
treten in verfassungsm&^ger Gliederung, die comitia, deren Formen 
im ersten Buch entwickelt worden sind. Zu Grunde liegt dabei 
die bOi^erliche und militärische Doppelform; insofern jeder Bü^rer 
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auch Wehrmann ist, kann die Bürgerschaft eotweder nach ihrer 
bürgerlichen GliederuDg zusammentretea , theils in den nach den 
Geschlechtern geordneten Curien, theils in den in der Hauptsache auf 
dem Wohnsitz ruhenden Tribus, oder nach den militärischen Äbthei- 
lungen, den Centurien. In der patricisch-plebejischen Bürgerschaft ist 
die CurienTersammlung zwar für gewisse mit den Geschlcchtsver- 
hältnissen sich berührende Privatsachen in Kraft geblieben, aber die 
Ceitung derselben auf den Oberpontifex übergegangen (S. 28) und zu 
den zwischen dem Magistrat und der Bürgerschaft zu vereinbarenden 
Acten können also die von den Gurien bestätigten für die republi- 
kanische Epoche nicht gerechnet werden. Die eigentlich politischen 
Gomitien dieser Zeit treten entweder nach den Tribus oder nach den 
Centurien zusammen. Die Plebs, welche als solche keine Webrmann- 
schaft ist, tritt zusammen als coneilium anftnglich nach den Cnrien, 
später nach den Tribus. Die militärisch geordneten Gomitien sind 
langwieriger und fi)nnlicher als die der bürgerlichen Ordnung, aber auch 
Tomehmer und aristokratischer. Es wird bei der Gompetenz zu zeigen 
sein , doss eine Reihe von Beschlüssen nur in dieser Form ge&sst 
werden konnte ; aber auch umgekehrt ist für andere Acte die bOrgerliehe 
Form vorgeschrieben worden. Eine allgemeine Abgrenzung zwischen 
den verschiedenen Formen hat wenigstens in der uns besser bekannten 
Epoche nicht bestanden und auch von dem plebejischen Condlium gilt 
für die Epoche nach dem AbschlusB der ständischen Kämpfe den Gomitien 
gegenüber dasselbe. Wo Herkommen oder Specialgesetz nicht anders be- 
stimmen, hat die Bürgerschaft in jeder der drei Formen befragt werden 
können. 
*;g^ Die Regel , dass jede Geraeindehandlung ein magistratischer Act 
nh-t- ist, gilt auch für die hier in Rede stehenden. Auch sie voll- 
zieht der Magistrat, aber er vollzieht sie nur nach erlangter Zu- 
stimmung der BüT^erschaft. Die Berufung derselben zu diesem Zweck 
ist ohne Zweifel nach der patricischen Ordnung Königsrecht In der 
patricisch-plebejischen steht die Berufung der Bürgerschaft, wenn von 
der in dieser Epoche nur für Privatgeschäfte competenten unter der 
Leitung des Oberpontifex zusammentretenden Curienversammlung 
abgesehen wird , bei dem Oberamt , das heisst bei dem Consul , dem 
Interrex, dem Dictator und dem Prätor so wie bei den Ausnahme- 
beamten mit constituirender Gewalt und zwar ohne Unterschied der 
Form. Den Censoren, den curulischen Aedilen und dem Oberpontifex ist 
ausnahmsweise fllr die von ihnen auferlegten schweren Bussen die Be- 
rufung der niederen Comitien eingeräumt. Dem Volkstribunen steht 
nach Analogie der Consuln, den plebejischen Aedilen nach Analogie 
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der cunilischen die Bernfiuig der Plebs zu. Allen übrigen Beamten 
so wie der Promagistratur mangelt dag Recht im eigenen Namen die 
BQigerschaft zu berufen; jedoch lässt das Strafverfahren insoweit Ver- 
tretung zu, dass auf Geheiss eines Oberbeamten der Quästor, ebenso 
durch Vermittelung eines Oberbeamten der Gemeinde der Volkstribun 
die Bürgerschaft für diesen Zweck zusammenruft 

lAe Modalitäten der Berufung und der Beschlussfossui^ der Bürger- 
schaft und der Plebs hssen wir hier in der Weise zusammen, dass 
die fDr die specietlen Formen geltenden Abweichungen, »o weit sie 
hier BerUcksicbtigUDg finden können, bei den einzelnen Stadien ange- 
merkt merden. 

Die Berufung der Bürgerschaft wird immer eingeleitet durch die^^^^^ 
magistratische Bekanntmachung des Gegenstandes und des Tages der *»'»""*■ 
Verhandlung. 

Hinsichtlich des Gegeostandes genügt bei Wahlen und Gerichten 
die allgemeine Ankündigung der beabsichtigten Voiiage. Der Gesetz- 
entwurf muBs nach den Ordnungen der historischen Zeit in seinem 
Wortlaut schriftlich ausgehängt werden; Aenderung desselben 
nach dem Aushang ist unzulässig. In der letzten Zeit der Republik 
ist ausserdem Niederlegung einer Abschrift des Entwürfe im Archiv 
der Gemeinde vot^eschrieben. 

Gesetzlich feste Tage iüi die Comitien kennt nur die Älteste ''^J^*" 
Ordnung für die der Curien, welche in jedem Jahr am 24. März und 
am 24. Mai zusammentreten insbesondere für die Gutheissung der 
Testamente. FQr die Bürgerversammlungen der späteren Zeit setzt der 
Magistrat den Tag nach Ermessen an; nur sind davon ausgenommen 
theils die festen Gerichtstage (dies fastt), tfaeils die Feiertage, mögen die- 
selben kalendarisch fixirt sein (dies nefasii) oder ordentlicher oder ausser- 
ordentlicher Weise von der Magistratur angeordnet werden; femer 
in der späteren Republik die Anfangstage der durch das Jahr laufenden 
achttägigen Marktwochen. Zwischen dem Tag der Bekanntmachimg 
und dem der Verhandlung sollen, beide Tage eingerechnet, mindestens 
drei solcher Wochen {trimmi nundiman) liegen; indess haben, wo 
Ge&hr in Verzug war, die Magistrate von dieser Fristbestimmung 
sich häufig dispensiren lassen oder sich selber dispei^irt. — Die Ver- 
handlung hat bei Tt^^e stattzufinden und beginnt der Regel nach mit 
Sonnenaufeang; vor Sonnenaufgang und nach Sonnenuntergang ist sie 
nicht zulässig. 

Oertlich kann die Bürgerschaft nur unter freiem Himmel zu- '"^^ 
sammentreten und nur so weit das städtische Amtsgebiet (S. 96) 
reicht Im Bereich des militärischen ist in der frltheren Bepublik 
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Abhaltung einer BOi^erversammlung nach Tribus im Lager versucht, 
aber alsbald untersagt vorden und das Beginnen der Fompeianer in 
der Agonie der Kepublik Centuriatcomitien auf makedonischem Boden 
abzuhalten steht gänzlich vereinzelt Im Besonderen tritt die bOi^r- 
liehe Versammlung der Gurien immer zusammen innerhalb des Mauer- 
rings, in der Regel auf dem danach benannten comtWum am Markt, 
die militärische der Centurien immer ausserhalb deBselben innerhalb 
des ersten Meilensteins, in der Regel auf dem Marsfeld. Die minder 
streng behandelte Versammlung der Tribus, sowohl die der Bürger- 
schaft wie das Goncilium der Plebs, kann im stfidtiscben Amtbezirk 
innerhalb wie ausseriialb der Mauern stattfinden; in der Regel tritt 
sie in früherer Zeit zusammen auf dem Hofe des capitoliniechen Jupiter- 
tempels, späterhin fUr Gesetze auf dem Forum, für Wahlen auf 
dem Marsfelde, wo in augustischer Zeit dafbr ein eigener Stimm- 
platz (saepta lulia) nebst dem Auszählungsgebäude (diribilorium) ein- 
gerichtet wurde. 

Hinsichtlich der vorbereitenden Discussion gelten verschiedene 
Ordnungen, je nachdem es sieh um eine Wahl, um einen Prozeea oder 
um einen Gesetzentwurf handelt Bei den Wahlen scheinen vor- 
bereitende Erörterungen unter magistratischem Vorsitz sei es durch 
Sitte, sei es durch Gesetz untersagt gewesen zu sein; die übrigens 
herkömmliche und energisch entwickelte Aemterbewerbung ist allem 
Anschein nach lediglich auf private Thätjgkeit angewiesen gewesen. 
Bei den Gerichtscomitien ist umgekehri, wie gezeigt ward (S. 232), 
die vorherige Verhandlung der Sache in drei Terminen vor der Ge- 
meinde durch den in eTSt«r Instanz entecheideuden Magistrat gesetz- 
lich voi^esehrieben. Bei Gesetzentwürfen ist es nicht nothwendig, 
aber zulässig und gewöhnlich, dass der Antragsteller und wem es 
BOmt von den zu öffentlicher Rede berechtigten Magistraten beliebt 
sich darüber vor der Bürgerschaft empfehlend (suasiones) oder ab- 
ratbend (dismasiones) äussert, auch nach Ermessen Privaten das Wort 
darüber veratattet Diese vorbereitenden Verhandlungen werden immer 
vor der nicht gegliederten Gemeinde der Regel nach nicht an 
dem Abstimmuugstag selbst und meistentheils auf dem Markte abge- 
halten, wo in ziemlicher Entfernung von den gewöhnlichen Absümmungs- 
stellen sich der regelmässig benutzte Sprechplatz (rostra) befand. 

An dem Morgen des für die Abstimmung angesetzten Tages 
wird die Bogerschaft durch Heroldsruf aufgefordert sich zur Ab- 
stimmung an dem vom Magistrat bestimmten Ort einzufinden. 

Gleichzeitig erbittet bei Berufung der Sammtgemeinde der die 
Comitien leitende Magistrat die Genehmigung der Götter durch 
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AuBpicatioQ (S. 219). Bei den Versammlungen der Plebe fällt diese 
veg. EiMpruch kann aber die Gottheit auch nach der Fragebeant- 
wortung und vo die Befragung weg&Ut während der Verhandlung jeder- 
zeit thun und es muss in diesem Fall dieselbe abgebrochen werden. Aus 
diesem Grunde ist es Üblich bei jeder Versammlung Augum zuzuziehen. 

Der Ml^^trat leitet die Abstimmung, sitzend auf einer erh&hten ^'^^^ 
Estoide, auf welcher seine Collegen und die oberen Magistrate über- 
haupt, soweit EÖe zugegen sind, ebenfalls Platz nehmen. Nach ver- 
richtetem Gebet richtet er die zur Entscheidung stehende Frage an 
die vor ihm stehenden Bürger. Er bestimmt sodann , wenigstens bei 
der TribusversannDlung , durch das Loos, in welcher AbtheiluDg die 
anwesenden stimmberechtigten, aber keiner Tribua angehßrigeu Bürger 
der latinuchen Bundeastadte fOr diesmal ihr Stimmrecht auszuüben 
haben (S. 61). Alsdann weist er die bis dahin ungegliederte BUi^r- 
schaft an sieb ein jeder in die ihm zukommende Stimmabtheilung zu 
verfdgen, wobei dieTerschiedenenFormen derComitien massgebend sind. 

Die Abtheilungen Btimmen nach der bürgerlichen Ordnung simultan, ^^^"Xb!* 
nach der militärischen suceessiv. Wie die dreissig Curien stimmen die •*>><""««• 
allmählich von einundzwanzig bis auf fünfunddreissig vermehrten Tribus 
immer, so viel ihrer sind, gleichzeitig. Die Centurien dag^en stimmen 
nach ihrer Gliederung und es hat wie in der Genturiirung selbst (S. S4fg,) 
so in der Gliederung fOr die Abstimmung die Ordnung gewechselt 
Nach der ursprünglichen Stimmordnung werden zuerst die Ritter- 
centurien aufgerufen und zwar in zwei Gliedern, so dass anfänglich 
wahrscheinlich erst die sechs patricischen, dann die zwölf plebejisdien, 
späterhin umgekehrt erst diese, dann jene ihre Stimmen abgaben. 
Danach folgten die Centurien des Fussvolks in fünf Gliedern, von 
denen das erste die 81 Centurien der VollbewafEneten , die vier 
folgenden die übrigen 94 Stimmabtheilungen umfasste, wobei indess, 
wenn durch die Stimmen der höheren Glieder die absolute Majori- 
tät erreicht war, die nachfolgenden ausfielen. Die spätere Stimm- 
ordnung ist, wie früher ang^eben ward (S. 36), namenUich modificirt 
durch die Reduction der ersten Klasse des Fussvolks von 81 auf 70 
und die Steigerung der vier niederen von 94 auf 105 Stimmen. Die 
siebengUedrige Abstimmung ist geblieben, aber dahin abgeändert, dass 
das Vorstimmrecht auf eine aus den 70 der ersten Stimmklasse des 
Fossvolks jedesmal ausgelooste Centune (eenivria praerogattva) tiber- 
tragen ist und die früher vorstimmenden zwOlf plebejischen Bittercen- 
turien mit den übrigen 69 der eisten Klasse zusammen in zweiter Reihe 
stimmen, worauf die sechs patridscheu Bittercenturien und auf diese 
die vier letzten Stimmglieder folgen. Es wurde auf diese Weise theils 
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das wichtige Vorstimmrecht den Bittera entzt^en, theüs die Mi^orit&t- 
fiadung, welche nach der alten Ordnung schon durch die AbstimmuDg 
der ersten Stimmklasse des Fussvolks erreicht werden konnte, da 
jetzt diese and die Ritterschaft zusammen von den 193 Stimmen nur 
88 inne hatten, in der Weise geordnet, dass auf jeden Fall die zwtite 
dieser Stimmklassen zur effectiven Stimmabgabe gelangte. 
iiHiib« der Die Abgabe der Stimmen, bei welcher alle Diseussion aus- 
""■ geschlossen ist, besteht in der Antwort auf die Fri^e und zwar bei 
dem Gesetz wie bei dem Prozess, das beiast bei den ursprOi^Iichen 
Comitien, schlechthin in dem einfachen Ja oder Nein. Auch toq den 
erst spater eintretenden Wahlen gilt so lange dasselbe, als dem 
Magistrat dabei der Vorschlag zusteht; Ober das spätere Wahlverfahren 
mit Initiative der abstimmenden Bürger wird in dem Abschnitt von 
der Competenz der Comitien gesprochen werden. Formell wird die 
Abstimmung in der Weise vollzogen, dass der einer jeden Stimm- 
abtheilung angewiesene at^egrenzte Baum geschlossen wird und der 
Stimmberechtigte, indem er aus demselben austritt, dem von dem 
Magistrat der Abtheilung gesetzten „Frager" (rogaior) mOndlich die 
Antwort auf die Frage giebt, welche dieser auf der Stimmtafel ver- 
zeichnet. Im Laufe des letzten Jahrhunderts der Republik ist anstatt 
der mündlichen die schriftliche Abstimmung au^ekommen und hat 
schliesslich die ältere Form vollständig verdrängt. Für dieses Ver- 
fahren wird am Ausgang des Stimmraumes ein Stimmkasten (cista) 
aufgestellt, in welchen der Abstimmende seine Stimmtafel (tabeUa) 
wirft, worauf dann das Ergebniss der Abtheilungswahl durch Aus- 
zilhlung der Tafeln gefunden wird. Minimalzahlen kennt die römische 
Ordnung bei den Comitien nicht; die im einzelnen Fall erschienenen 
Stimmberechtigten vertreten immer fUr jetzt und später die gesammte 
Bürgerschaft So weit relative Majorität vorkommen kann, was nur 
bei den späteren Wahlcomitien der Fall ist, genügt für die Abtheilung 
auch diese. 
^'RitS!? ^^ "*° ^^^ Abtheilung gefundene Ergebniss wird dem vorsitzen- 
^ij"^^ den Magistrat mitgetheilt und, wenn sämmtliche zugleich stimmende 
Abtbeilungen diesen Bericht erstattet haben, das Ergebniss von dem Vor- 
sitzenden verkündigt. Für das Gesammtergebniss wird die absolute 
Majorität der Abtheilongen erfordert. Zu dessen Verkündigung ist der 
Mi^strat bei Gesetz- und Prozesscomitien unbedingt verpflichtet und 
im Allgemeinen auch beidemWahlact, obwohl hier bei dem mit Initiative 
der Büi^rschaft vollzogenen der Beamte in früherer Zeit öfter mit Erfolg 
das Recht in Anspruch nahm die Verkündigung des Ergebnisses abzu- 
lehnen. Wird keine Majorität erreicht oder gelangt aus anderen 
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GrOnden der Act nicht zum Ziel, so wird er als nichtig behandelt und 
nicht an einem »päteren Ti^ fortgesetzt, wohl aber nach Umständen 
wiederholt. 

Den gesammten Act beheriBcht die Aaffeasung, daas die Betheiligung i^^J'^ 
der Boigerversammtung bei der Willensfiadung für die Gemeinde wie '^^«'*'™- 
formell unentbehrlich, so materiell in den engsten Grenzen zu halten 
ist. Alles Mitreden und Mitr^ereo der Burger ioBgemein ist aus- 
geschlossen. Befragung der einzelnen Peisonen und Mtgorit&tfindung 
liegt dea beiden correlaten Institutionen der Comiüen und des Senats 
gleichmäflsig zu Grunde; aber im schärfeten Gegensatz antwortet auf 
die magistratische Fn^e der Borger mit Ja oder Nein, der Senator 
mit seiner begründeten Meinung. 

Abgesehen von der den Act abschliessenden Verkündigung des ^^ 
Eigebnisses durch den Vorsitzenden Beamten, ist eine Veröffentlichung 
des Volksschlusses zu bleibendem Gedächtniss im einzelnen Falle häufig 
angeordnet, aber allgemein erst eingeführt worden, als es mit der 
Republik zu Ende war, durch Caesar. Für die Constatirung der be- 
stehenden Gesetze bat es die römische Republik an jeder geeigneten 
Fttrsoi|;e fehlen lassen und auch die private Thätigkeit die Lücke nur 
unvollkommen ausgefüllt Kret unter dem Principat ist hiefär we- 
nigstens einigennassen das Erforderliche geschehen. 
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2. Der Senat und dessen Befk'agung. 

^^^J*^ Der Senat der römiBchen Gemeinde ist eine Doppelinstitution 
^iJj^. sowohl der ZusammeDsetzung nach wie nach seiner im vierten Ab- 
''jjjjjj^'" schnitt erörterten Corapetenz. Neben einander stehen der Senat der 
patricischen BUt^rschaft und deijeoige der patricisch-plebejiBcheD, 
völlig verschieden in ihrer politischen Geltung. Der patricische 
Senat ist, insofern jedes Mitglied desselben dem Begriffe nach 
König ist und thatsächlich als solcher fungiren kann, der rechte 
TrS^er der Magistratur, der lebendige Ausdruck des ewigen Qber der 
Bürgerschaft stehenden Eönigtbums, und zugleich, insofern jeder ScbloBS 
der Bargerschaft seiner Bestätigung unterli^, die Controle und das 
Complemeot der an der Bürgerschaft haftenden souveränen Gemeinde- 
gewalL Der patricisch-plebejiscbe Senat ist nicht viel mehr als eine 
ständig das Oberamt berathende Versammlung. Für die geschicht- 
liche Zeit ist der patricische Senat eine abgestorbene Institution, der 
patridsch-plebejische die factische Gemeinderegierung; jener hat die 
Fülle der Rechte bei dem Mangel der Macht, dieser die Fülle der 
Macht bei dem Mangel der Hechte. Dennoch sind beide nicht von 
einander zu trennen, insofern der patricische Senat in dem patricisch- 
plebejischen enthalten und dieser aus jenem erwachsen ist durch Er- 
weiterui^ des Kreises wie der Functionen, von denen dann die an 
sich schwächeren die alten verfassungsmässigen Befugnisse des engeren 
Kreises überwachsen und überdauert haben. 
Tituirt«. Piß Benemumg senatus, der Eath der Aeltesten, ist der Körper- 

schaft als solcher, so viel wir wissen, von jeher eigen gewesen, und 
auch später für sie in ausschliesslichem Gebrauch geblieben. Aber die 
officielle Anrede an den patricisch-plebejischen Senat, patres (et) eon- 
cripti, das heisst Patricier und Eingeschriebene soll ohne Zweifd aus- 
drücken, dass nicht alle Eingeschriebene dem eigentlichen vollberech- 
tigten Patriciersenat angehören, und wo dieser gemeint ist, werden auch 
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JD technischer Bede die patres alleiD genannt, eigentlich die Fatricier, 
in dieser Verwendung, welche erst nach der Aufnahme der dazu den 
Gegensatz bildenden Plebejer auigekommeu sein kann, die patridschen 
Senatoren. For das einzelne Bathsmitglied fehlt es an einer officiellen Be- 
zeichnung; Senator, ohne Frage die arsprüngliche Benennung des Mit- 
glieds des engeren Raths, ist dem Plebejer von Rechtaw^en nicht zu- 
gekommen und um den peraßnlieben G^ensatz zu versdileiern, aus dem 
officielleo Gebrauch besdtigt, in dem gew&bnlichen abusiv verallgemeineit 
worden; aus demselben Grunde hat man es auch Termieden der Sammt- 
bezeicbauug patres eonscripti die Titulatur des einzelnen Mitglieds zu 
entnehmen. Unter dem Prindpat wird das Prftdicat cm- clarissimus 
zur senatorischen Titulatur und ist gesetzlich als solche gegen das 
Ende des zweiten Jahrhunderts festgestellt worden. 

Die Mitgliederzahl wird von jeher als eine feste betrachtet und *"£5l"' 
darin zunächst unterscheidet sich der Senat von dem magistratischen 
in beliebiger Anzahl berufenen Geschllftsbeirath , dem eonsilium. Als 
normal gilt fQr die Ui^emeinde die Zahl von hundert, also fUr das drei- 
einige Rom der Titier, Ramner und Lucerer die voo dreihundert. In 
historischer Zeit unterliegt der patricische Senat in Hinsicht der Zahl 
keiner gesetzlichen Fixirung, dagegen wird die Zahl dreihundert auf 
den patricisch- plebejischen bezogen und ist fUr diesen lange Jahr- 
hunderte in Geltung geblieben. Erst als in Folge der Neuordnung 
des Strafverfahrens sich die Nothwendigkeit nicht abweisen liess fQr 
einigermassen genügende Besetzung der grossen Geschwornengerichte 
den Senat erheblich zu verstärken, hat Sulla die Mitgliederzahl auf 
sechshundert festgestellt und diese bat noch Augustus festgehalten. 
Indess haben die weiterhin zu erwähnenden Momente, an welche ge- 
setzlich der Eintritt in den Senat geknüpft ist, eine Ueberschreitung 
der Normalzahlen von drei- oder sechshundert häufig herbeigefobrt. 
Die effective Zahl der Senatoren scheint in republikanischer Zeit von 
der normalen sich nicht wesentlich entfernt zu haben; unter dem 
Principat hat, namentlich in Folge der kaiserlicheu den ausserordent- 
lichen Eintritt in den Senat herbeifQhrenden Anordnungen, die Eßecüv- 
zahl sich allmählich in dem Grade erhöht, dass die normale ihre Be- 
deutung verloren hat. 

Eine andere Qualification fUr den patricischen Senater als ^^^^* 
dieses älteste Bürgerrecht besteht nur insofern, dass aliein seniores, das °^°"- 
heisst aber 46 Jahre alte und also vom Felddienst befreite Männer 
befogt sind im Rathe zu sitzen. Dass die Plebejer, so lange sie 
bloss Schutzgenossen waren, dem Senat nicht angehören konnten, 
ist selbstverständlich -, dass die Anerkennung ihres activen Bürgerrechts 
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eben tod ihrer Zulassung zum Senat au^egangen ist, sie aber in deniT- 
selben zunächst eine untergeordnete Stellui^ eingenommen und nament- 
lich nur das Stimm-, nicht das Bederecht erhalten haben, wird weiter- 
hin bei der Geschäftsordnung auseinander gesetzt werden. 

Die Zusammensetzung der ursprünglichen Bürgerschaft aus einer 
Anzahl geschlossener Geschlechter legt die Frage nahe, ob nicht ui^ 
sprünglicb der einzelne Senator aus dem Geschlecht ohne Mitwirkung 
der Oi^gane der Gemeinde hervorgegangen ist und der Senat in seiner 
Gesainmtheit weniger eine Gemeinde- als eine Geschlechtervertretuog 
gewesen ist. Indess die wenn nicht ursprüngliche , so doch jedenialls 
uralte energische Durchfilhrung der staatlichen Einheit unter BeseitiguDg 
aller Selbständigkeit der Gemeindetheile hat einer derartigen Ge- 
schlechtervertretung, wenn sie je bestanden hat, in frühester Zeit ein 
Ende gemacht. Die Ueberlieferung , selbst die in den Institutionen 
bewahrte, weiss nichts von einer derartigen Senatorencreirung ; sie 
kennt, ohne dass in dieser Hinsicht zwischen dem engeren und dem 
weitereu Senat unterschieden wird, nur die drei Perioden der Sena- 
torenbestellung durch oberamtliche Ernennung in der Königszeit und 
der frohen Republik , derjenigen wesentlich durch die Comitien in 
der späteren und derjenigen durch Selbstergänzung für den souveränen 
Senat des Frincipats, 
^- Die Berufung des BtlrgeiB in den Rath ist zunächst ein Attribut 
[^^ üea Oberamts, also des Königs und später der Conauln und es ist dies 
Becht, wie schon bemerkt, von dem Alter und dem Vollbesitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte abgesehen, an Qualificationsvor&chriften weiter 
nicht gebunden. Berücksichtigung der Geschlechter und der danach 
geordneten Gurten und Trtbus wird zweckmässig erschienen sein, aber 
von bindenden Normen in dieser Hinsicht ist, wie gesagt, nichts über- 
liefert Die Annuität der republikanischen" Magistratur hat auf diese 
Institution der Königszeit keine Anwendung gefunden; der Senator 
wird immer ohne Zeitgrenze berufen. Allerdings ist in dem freien 
Emennungsrecht des Magistrats auch dasjenige enthalten den Senator 
ohne Angabe von Gründen auszuscheiden und die Stelle anderweitig 
zu besetzen ; aber es ist dies Ausnahme und der wesentlichste G^en- 
satz des Senats zu dem magistratischen Cousilium beruht neben der 
fest geschlossenen Zahl darauf, dass jener nicht wie dieses von Fall 
zu Fall nach Belieben von dem Mt^strat zusammengesetzt wird. Die 
factische bei allem Wandel der gesetzlichen Bestimmungen für den 
Senat immer festgehaltene Lebenslänglichkeit liegt im Wesen der 
Institution und es ist also, so lange die Senatorencreirung dem Ober- 
amt verblieb, zu derselben nur geschritten worden, wenn ein Platz 



Digitizccoy Google 



2. Der Senat und dessen Befragung. 309 

durch den Tod oder sonst erledigt war. — Eine wesentliche Um- SStoT«-* 
gestaltung erfuhr der Senat, als um das J. 442 (312 v. Ch.) das ""• 
ovinische Plebiseit das Becht den Senator sowohl zu creiren wie aus- 
zuscheiden von dem Oberamt löste und es auf die CenBoren übertrup. 
Dadurch wurde einerseits der Senat von dem Oberamt eniancipirt 
und auch formell politisch selbständig, andrerseits der Senatssitz 
damit dem Inhaber zwar nicht auf Lebenszeit, aber bis zum Eintritt 
der nächsten Censoren rechtlich gesichert; in den Zwischenzeiten der 
intervallirenden Magistratur konnten Senatoren weder eroanut noch be- 
seitigt werden. Folgeweise trat an die Stelle der früheren Ernennung 
und Entlassung von Fall zu Fall jetzt die mit den — meist vier- 
bis fünQfthrigen — Schatzungsterminen verknüpfte periodische Revision 
des Senatorenverzeichnisses. Durch jenes ovinische Gesetz, das „durch- 
aus die besten M&nner" in den Gemeinderath zu wählen vorschrieb, 
wurde die freie Handhabung des Ausschliessungsrechts den Censoren 
eingeschärft und vielleicht thatsächlich dasselbe dem consularischen gegen- 
über gesteigert. Das hohe Ansehen und die politische Macht der Cen- 
soren bis zum Ausgang der Republik beruht wesentlich auf der Er- 
Streckung ihres Ehrengerichts auf den Senatssitz; die regelmässige 
Lebeoslänglichkeit desselben blieb dabei unverändert Das Er- 
Dennungsrecht ist den Censoren niemals gesetzlich entzogen, aber 
in der späteren Republik durch die gleich zu erwähnende gesetzliche 
Anwartschaft auf diese Stellungen in Verbindung mit der geschlossenen 
Zahl zuerst beschränkt und schliesslich beseitigt worden. 

Den Comitien steht nach der ursprünglichen Verfassung auf die 5m^ 
Besetzui^ der Senatsstellen keinerlei Einwirkung zu und geradezu ist J^l^^l 
ihnen dieselbe auch später nicht zugewiesen worden. Aber nach Ab- 
schaffung der Lehenslänglicbkeit des Oberamts musste die magistra- 
tische Senatorenemennung sich nothwendig vorzugsweise auf di^enigeu 
Borger lenken, die das Jahramt in Ehren geführt hatten; es ist sehr 
wahrscheinlich, dass diese, auch wenn sie noch im dienstfähigen Alter 
standen, dennoch in den Senat eintreten oder vielmehr in ihm bleiben 
durften und zweifellos, dass die Zulassung der Plebejer zu vollem 
seoatorischem Recht durch ihre Zulassung zum Oberamt herbeigeführt 
ward. Demuacl\ hat wohl seit sehr Mher Zeit die Consulwahl zugleich 
als Präsentation für den Senatssitz functionirt. Dies hat sieh allmählich 
weiter entwickelt, theils indem diese Präsentation fllr den ernennenden 
Magistrat bindend ward , ja der formalen Einwahl in den Senat der 
factische Eintritt der „ebenfalls Stimmberechtigten" (guibtts in senalu 
sentettüam dicere licet) vorhergii^, so dass die Censoren einen solchen 
nur in derselben Weise wie den auf der Liste stehenden Senator aus- 
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scheiden durften, theils indem die Präsentation fUr dea Senat mehr und 
mehr sich vom Consulat auf die unter diesem stehenden Aemter über- 
trug. Noch in der hannibalischen Zeit beschränkte sich die gesetzliche 
Anwartschaft auf die gewesenen curulischen Beamten, also auf die ge- 
wesenen Consuln, Prätoren und curulischen Aedilen. In der Folgezeit 
ist sie weiter erstreckt worden; zuerst auf die gewesenen plebejischen 
Aedilen, dann durch das atinische Gesetz um die Mitte des siebenten 
Jahrhunderte auf die gewesenen Volkstribune, endlich durch Sulla auf 
die gewesenen Quästoren. Durch diese gesetzlichen Anwärter und 
deren sofortigen Eintritt in den Senat wurde die Normalzahl regel- 
mässig erreicht oder vielmehr ttberschritten und wurde, wie schon 
gesagt vard, die censorische Senatorenemennung gegenstandslos. In 
der That wählt jetzt die Bürgerschaft weniger zum Quästor als zum 
Senator und weiter durch Verleihung der höheren Aemter zu der mit 
einem jeden derselben verbundenen Rangklasse. Es ruht also der 
Senat in diesem Stadium wesentlich auf dem Princip der souveränen 
ComiÜalgewalt und trotz der an die Wahl geknüpften Lebenslänglich- 
keit darf der Senat als eine aus der BOrgerschaft hervorgegangene 
Volksvertretung bezeichnet werden. 
^^VtaHoi* Augustus hat, in scharfem Gegensatz gegen die von dem Dictator 
pIhSjiSS" Caesar auf den Senat angewandte monarchische Ernennung, die suUa- 
nischc Ordnung im Wesentlichen wiederhergestellt. Tiberius ist einen 
Schritt weitergegangen: entsprechend dem weiterhin zu entwickelnden 
Princip der Uebertragung der souveränen Gemeindegewalt von den 
Comitien auf den Senat hat er diesem die Creirung der republika- 
nischen Gemeindebeamten fiberwiesen, worin die Verleihung des Sena- 
torenrechts selbst und der senatorischen Rangklasse so wie nicht minder 
die Verleihung der an diese Rangklasse geknüpften Anwartschaften auf 
die republikanischen Statthalterschaften und die neuen kaiserlichen 
Aemter zugleich enthalten waren. Hinsichtlich der Qualification gilt 
wie in republikanischer Zeit, da der Eintritt in den Senat und dessen 
Klassen an die Magistratur geknüpft bleibt, was Ober die Qualification 
zur Magistratur und namentlich über deren Steigerung durch die fester 
geschlossene Aemterfolge früher (S. 113) au^eführt worden ist Prin- 
cipiell ward die Souveränetät des Senats vollendet durch diese Ei^- 
zung desselben im Wege der Gooptation. Ernennung des Senators 
durch den Kaiser ist grundsätzlich ausgeschlossen. Indirect allerdii^ 
griff derselbe von Anfang an in die Emennui^; ein durch die neben 
dem wahlleitenden Beamten ihm eingeräumte Prüfung der QualificatJon. 
Ausserdem haben die früheren K^ser nicht als solche, aber als Cen- 
soren, welches Amt sie zuweilen übernahmen, ohne Rücksicht auf die 
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durch die Nonnalzahl gezogenen Schranken und mit freier Verfügung 
auch über die Rangklassen innerhalb des Senate, die mit der Censur 
verbundene Senatorenernennung ausgeübt. Indem dann Domitian die 
Censur ein für allemal mit dem Principal verknüpfte, ist die Ernen- 
nung zum Senator unter Beilegung einer beliebigen Rangklasse in die 
Rechte der Krone eingefügt worden. Das unmittelbare Eingreifen 
des Kaisera in die Senatorencreirung durch Herbeifthrui^ einer durch 
den kaiserlichen Willen gebundenen Scheinwahl, das heisst durch 
Commendation wird weiterhin zur Sprache kommen. Directe Ein- 
wahl in den Senat hat nur vereinzelt und durch den Senat eelbst zu 
Gunsten der Prinzen des Kaiserhauses stattgefunden. — Die Aus- 
schliessung ans dem Senat ist von den Kaisem nur mittelst der Cen- 
sur gehandhabt worden; doch kommt daneben in Betracht, dass theils 
unter den gesteigerten Strafen der Bp&teren Republik und der Kaiser- 
zeit der Verlust des Senatssitzes nicht fehlt, theils von Äugustus ein 
senatorischer Census eingeführt ward und die Handhabung der Aus- 
schliessung v^en gerichtlichen Urtheils oder wegen Verarmung bei 
dem Kaiser lag. 

Eine Gliederung des Senats in dem Sinn , wie die Bürgerschaft jS'S^. 
g^liedert ist, besteht nicht; der Senat functionirt immer als 6e- 
sammtheit. Die Theilung der Senatoren in Decurien, das heisst 
dem Wortsinn nach in Zehnmännerachaften, der Sache nach in zehn an 
Kopfzahl gleiche Abtheilungen kommt nur zur Anwendung, wenn die 
einzelnen Senatoren in fester Reihenfolge functioniren sollen und ist 
politisch ohne Bedeutung. Die bei der Befragung einzuhaltende 
Reihenfolge und die wichtigen daraus sich entwickelnden Bangklassen 
werden bei der Geschäftsordnung zur Sprache kommen. 

Die Comitien der Bürgerschaft und die Versammlung des Senats, oiSSl'tor 
insbesondere des ursprünglichen patricischen sind correlate Institutionen *i|'^'|^^ 
und die Geschäftsordnung fUr beide deutlich in Beziehung auf einander 
normirt. Wir wenden uns dazu die des Senats zu entwickeln; sie tragt 
durchaus, namentlich in der Gestaltung der Umfrage den Stempel 
ältester der Epoche des patridschen Staats angehfiriger Entstehung 
und im Wesentlichen einer Stabilität, die sich mindestens durch ein 
Jahrtausend erstreckt 

Wie jeder Beschluss der Bürgerschaft, so ist auch jeder Bescbluss "^3^ 
des Senats zugleich der Act eines Magistrats; immer ist er es, der *"'»«■ 
handelt und der Senat hat, wie die Bürgerschaft, nur zuzustimmen 
oder abzulehnen. Das Recht den Senat zu berufen ^It wesentlich 
znsammea mit dem Recht der Berufung der Comitien; regelmässig 
beruft ihn der Consul oder in dessen Abwesenheit von Rom der 
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Stadtprätor. Die bei den Comitiea zugelassene speciale 1 
auf die Ceofioren und die Aedilea und die Zulassung in gewissen Fällen 
der Stellvertretung fallen bei der Senatsberufuog weg. Den Volks- 
tribunen fehlt von Rechtswegen die Beni^g wie der Comitien so des 
Senats; als indess dem Plebiscit mit dem wirklichen BQrgerschafts- 
schluBS gleiche Kraft beigelegt wurde, konnte ihnen auch das Recht 
nicht vorenthalten werden mit dem Senat zu verhandeln. Indess ist 
die Berufong des Senats durch den Volkstribun immer exceptionell. 
Aber dass ausser den zunächst zur Berufung und Leitung des Senats 
competenten Imperienträgem auch sie denselben versammeln konnten, 
bat dazu beigetragen den Senat von dem Oberamt zu emancipiren 
und die von Rechtswegen ihm zustehende Hülfsthätigkeit bei demselben 
in factisches Gemeinderegiment umzuwandeln. 

Die Verhandlangsgegenstände brauchen bei der Berufung des 
Senats nicht angegeben zu werden. Ueblich ist es indess bei den die 
Verhältnisse des Gemeinwesens allgemein ordnenden Verhandlungen 
{de re piä>lica), wie sie regelmässig am Anfang jedes Amtjahrs statt- 
zufinden pflegten und weiter nach BedQrfniss angesetzt wurden, dies 
den Mitgliedern vorher zur Kenntniss zu bringen. 
^ Gesetzlich bestimmte Tage kennt die Bepublik so wenig fllr die 
Sitzungen des Senats wie fUr die Comitien; erst nach einer Anord- 
nung Augusts tritt der Senat in jedem Monat an zwei festen Tagen 
(senatus legiUmm) zusammen. Gleichzeitige Abhaltung der BQiger- 
und der Senatsversammlung ist wohl von jeher als unzulässig er- 
achtet worden, schon weil die Oberbeaniten bei beiden gleichmässig 
betheiligt sind. Wenn es wahrscheinlich üblich war nach dem Schluss 
der Comitien den Senat zu berufen, namentlich wo es sich darum 
handelte fllr den gefassteu Beschluss dessen Bestätigung zu er- 
halten, so sind selbständige Senatssitzungen wohl immer vorzugsweise 
an den für Comitien nicht geeigneten Tagen (dies fasH und nefasti) 
abgehalten werden. Das im Jahre 600 ergangene pupische Gesetz 
hat dies formell vorgeschrieben; ausnahmsweise hat aber auch nachher 
der Senat sich zuweilen an den hiemach ausgeschlossenen Tagen ver* 
sammelt — Gleich den Comitien kann der Senat nur von Sonnen- 
aufgang bis Sonnenunteigang sitzen und tritt gewöhnlich mit Tagesan- 
bruch zusammen. 

Oertlich darf auch der Senat nur in der Stadt Rom oder inner- 
halb des ersten Meilensteines verhandeln. Darin stehen Comitien und 
Senat im correlaten Gegensatz, dass wie die Bürgerschaft nie, so 
der Senat immer im geschlossenen Räume zusammentritt. R^elmSssig 
geschieht dies innerhalb des Mauerrings; von des beiden römischen 
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Rathbäuseni liegt d&s eine , die ewia ealabra, auf dem Capitol, das 
andere, die curia HosUlia, später umgebaut atria Julia, auf dem 
Gomitium, der ältesten Dingstätte der Curien. IndesB kann fQr die 
Senatsversammlui^ jedes zur Auspication eingerichtete und mit dem 
nöthigen Sitzraum versehene öffentliche Gebäude benutzt werden; der 
Senat ist häufig in den capitol inischen Jupitertempel selbst und in 
andere städtische Gotteshäuser berufen worden. Ausserhalb des Mauer- 
rings giebt es ein festes Rathhaus nicht und der Senat wird auch nur 
aoanahmsweise dahin berufen, insbesondere um Gesandtschaften der 
mit Rom nicht verbündeten Staatea zu empfangen; späterhin sind 
dafür in der Regel die vorstfldtisehen Tempel des Apollo und der 
Bellona benutzt worden. 

An die Stelle der bei den Comitien erforderlichen Ladung durch ' 
Heroldruf tritt bei dem Senat die einfache Ansage, welche der Magi- 
strat sowohl durch AbkOndigung wie in jeder anderen ihm beliebigen 
Weise, auch durch Herumscbicken in den Wohnungen der einzelnen 
Senatoren bewerkstelligen kann. Um sie zu erleichtem, ist der Senator 
gesetzlich yerpflichtet seinen Wohnsitz in Rom zu nehmen. Ausserdem 
halten die Senatoren, so weit es möglich unri zweckmässig ist, sich 
r^elmfissig auf dazu bestimmten Versammlungsplätzen (senacula) der 
Ansage zura'sofortigen Zusammentreten gewärtig. 

Auch vor der Sitzung des Senats werden die Götter befragt, ob * 
der Act ihnen wohlgefällig sei. Die dafür anfänglich Qbliche Vogel- 
schau ist späterhin durch die handlichere der Eingeweide eines Opfer- 
thiers ersetzt worden. 

Wenn in den Comitien die Bürger stehen und nur der Magistrat ^!^^JX 
sitzt, so sitzen dagegen in der Senatsversammlung alle Betheiligten, 
der oder die Vorsitzenden auf erhöhten Sesseln in der Mitte, die 
Senatoren vor ihnen auf Bänken , übrigens ohne festen Platz weder 
fßr die einzelne Person noch für die verschiedenen Rangklassen. 

Die Reihenfolge der zur Verhandlung gelangenden Gegenstände 
bestimmt der Vorsitzende Magistrat; indess gehen die sacralen Ange- 
l^enheiten immer den tlbrigen vor. 

Die Verhandlung tlber jeden Gegenstand zerfällt in vier Abschnitte: 
die allgemeine Fragestellung des Magistrats ; die Aufrufui^ der einzelnen 
Mitglieder zur Aeusserung ihrer Meinung über die vorliegende Frage 
und deren Antworten; die aus diesen Meinungen sich entwickelnde 
specielle Fragestellung des Vorsitzenden ; endlich die Abstimmung der 
Mitglieder über die also gestellte Frage, Der Vorsitzende hat weder 
das Recht seine Meinung zu äussern noch das Recht zu stimmen und 
dasselbe gilt von allen anwesenden Magistraten; dagegen kann er und 
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ebenso mit seiner EinwiHigui^ jeder anwesende Magistrat zu jeder 
Zeit während der Verhandlung das Wort aehmen. 
'kSi" ^i* ^^"^ ersten Abschnitt steiit der Vorsitzende die Frage zur 
itsiiniB. Verhandlung (eonsulere) unter Auseinandersetzung der dafür in Be- 
tracht kommenden Verhaltnisse (verba facere), welche Auseinander- 
setzung er häufig durch andere Personen, namentlich Priesterschaften und 
Gesann techaften machen läset Der Vortrag soll von Rechtswegen nur 
infurmatorisch sein und einen Vorschlag nicht enthalten, obwohl er 
selbstverständlich der Sache nach häufig auf einen solchen hinauskam. 
imrrtg«. In der nun folgenden Umfrage hat Jedes Mitglied Ober die im 

vorliegenden Fall zweckmässig erscheinende Massregel seine Meinung 
(senteniiä) zu äuBSem und nach Ermessen dieselbe zu begründen, 
wobei ihm das Wort weder beschränkt noch entzogen werden kann. 
Diese Umfrf^e durchläuft von Rechtswegen die ganze Reihe der zu 
dieser Votirung berechtigten Mitglieder, wobei natürlich den später 
aufgerufenen freisteht entweder einen anderen Vorschlag zu machen 
oder sich einem der Vorredner anzuschliessen. Eine eigentliche Debatte 
findet nicht statt, da jeder Votant nur einmal an seinem Platze in 
der Reihe zum Wort kommt. — Falls der Vortrag des Magistrats 
sachlich einen Antrag in sich schliesst und kein Mitglied Widerspruch 
erhebt, kann die Umfrage wegfallen und sogleich zu der speciellen 
Fragestellung und zur Abstimmung geschritten werden (smatvs con- 
suIUtm per discessionem). 

Auf der bei dieser Umfrage beobachteten Reihenfolge und auf 
der Zulassung oder Nichtzulassung zu derselben ruht die ganze Ent- 
wickelung der Institution und insbesondere die factische Gliederung 
des Senats in Rangklassen. Die Reihenfolge bei dem Aufruf ist fest 
und für den Vorsitzenden gewohnheitsmässig obligatorisch. In dem patri- 
cischen Senat stimmten zuerst die Senatoren der grösseren Geschlechter, 
dann die der minderen, beide in der durch die dreissig Curien ge- 
gebenen Folge (S. 12); da rechtlich das später abgegebene Votum 
ebenso viel wie das an günstigerer Stelle abgegebene galt, so darf 
eine eigentliche Rechtsungleichheit hierin schwerlich gefunden werden. 
Aber als dann, nach unserer Ueberliefenmg mit dem Eintritt der 
Republik, der patricische Senat zum patricisch-plebejischen wurde, 
wurden die plebejischen „EingeschriebeneD" von der Votirung aus- 
geschlossen ; nicht bloss der Name der Senatoren wurde ihnen 
versagt, sondern als „Fussleute" (pedarii) durften sie nur bei dem 
AuseioandertreteD zur Abstimmung mitwirken. Das Votimngsrecbt 
erhielten die plebejischen Ratbsmitglieder erst mit ihrer Zulassung 
zum GooBulat Dass die gewesenen Consuln vor den nicht eonsula- 
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rißchen Senatoren votirten , ist vermuthlich schon in der Epoche der 
patriciBchCQ Magistratur aufgekommen; nach der Zulassung der Ple- 
bejer zum Oberamt stellte für die Votirung sich die Regel fest, da» 
zuerst die patridscben, dann die plebejischen Conaulare, beide Gmppen 
nach dem Amtsalter, alsdann die patricischen Senatoren nach der 
GeschlechtBordnung ihre Voten abgaben. In der gleichen Tendenz 
hat sich, schwerlich durch Gesetz, sondern zunächst durch das Be- 
lieben der Vorsitzenden Magistrate und weiter durch Herkommen, die 
Reihenfolge der Votirung weiter entwickelt: in Folge des steigenden 
Ansehens der Gensur wurden vor den Consularen die gewesenen 
Censoren gefr^ nach ihnen die gewesenen Pr&toren, Aedilen, Volks- 
tribune und Quästoren, in jeder Gruppe, wie es scheint, mit Bevor- 
zugung des Patriciats und in zweiter Reihe des Amtsalters. Die 
Senatsmitglieder ohne Votirui^recht , das heisst die nicht durch ein 
Amt, sondern durch freie magistratische Ernennung in den Senat 
ao^enommenen Plebejer, verschwanden, vrie frUher ausgeführt ward, 
allmählich mit dieser Eintrittsform selbst und die zurücksetzende Be- 
nennui^ der peäarn übertrug sich im gewöhnlichen Gebrauch auf 
die in der Liste zuletzt stehende und damit vom effectiven Gebrauch 
des Votirungsrechts so gut wie ausgeschlossene Amtklasse. Als Vor- 
mann iprinc^s) des Senats fungirt hiemach der nach dem Amt- (^j^^ 
jähr älteste patricische Censor, und so ist es in der That bis zum 
J. 545 (209 V. Gh.) gehalten worden. Von da an bis auf Sulla haben 
die Censoren bei ihrer Revision der Senateliste aus den patricischen 
Censoriem den Vormann nach Ermessen angewählt Sulla hat das 
Vorzugsrecht der gewesenen Censoren und ebenso die feste Folge für 
die Consulare beseitigt; einen festen Vormann hat der Senat seitdem 
nicht mehr, sondern es werden zuerst die fUr das Folgejahr desig- 
nirten den Consularen gleichgeachteten künftigen Consuln, wenn es 
solche giebt, alsdann die Consulare in der unter den Gonsuln für das 
laufende Jahr vereinbarten Folge aufgerufen. 

Die bei der Umfrage voigebrachten Vorschläge hat der versitzende ^^^^ 
Magistrat in zweckmässiger Weise zu ordnen und alternativ oder suc- «wi""«' 
cessiv zur Abstimmung zu stellen. Einwirkung auf die Fragestellung 
steht den Mitgliedern nur insoweit zu, dass, wenn der Vorsitzende 
mehrere Vorschläge zusammeniasst, was ihm freisteht und wodurch 
die Verhandlungen sicher bedeutend abgekürzt worden sind, ein jedes 
Mitglied berechtigt ist Theilui^ zu fordern. 

Bei der Abstimmung (censere), an welcher auch die des Votirungs-*' 
rechte entbehrenden Mitglieder sich betheiligten, ist kein votirendes 
Mitglied an sein Votum gebunden. Für die Beschlussfähigkeit des 



Digitizccoy Google 



316 Fünft« Buch. Die Comitieii und der Senat 

Senate wird eine Mindestzahl von Stimmen gefordert, die je nach dem 
Gegenstand der Verhandlung verscbieden normirt ist; indess wird in re- 
publikaniBcher Zeit regelmässig blo^ Mi^jorit&t und Minorität conetatirt 
und kommt es zur Ffötstellung der BescbluBsffihigkeit nur dann, wenn 
ein Mitglied auf Auszftblung anträft Für die Abstimmung, welche 
immer auf Annehmen oder Ablehnen gestellt wird, ist die regelmas«ge 
Form der Platzwechsel, so dass die für und die gegen Stimmenden 
sich auf die beiden H&Iften des Locals vertheilen, was r^elmfis^ 
schon während der Votirung sieh vorbereitet Geheime Abstimmui^ 
ist in der Republik überhaupt nicht, unter dem Principat nur aus- 
nahmsweise vorgekommen. 
Anftaish- Au&eicbnung der gefas&ten BeschlttEse achreibt die Geschäfts- 

pl^twa. Ordnung des Senats nicht vor, ja schliesst sie in ofGcieller Form ans, 
wenn gleich bei der Umfrage die Voten häufig niedergeschrieben und 
in der Sitzung verlesen und dem Vorsitzenden eingereicht wurden, 
auch dieser vielfach Aufzeichnungen zu Hülfe genommen haben wird. 
Nichts desto weniger ist schon unter der Bepublik fUr die uns bekannte 
Epoche die Niederschrift des Senatsschlusses ebenso nothwendig wie 
bei dem Gesetz diejenige des Volksscblusses (S. SOI). Wie dieser vor, 
wird jener nach der Fassung aufgezeichnet, regelmässig sofort nach dem 
Schluss der Sitzung durch den Vorsitzenden unter Zuziehung einiger in 
derselben anwesenden Senatoren als Urkundszei^en. Ausserdem muss 
der Beschluss, um rechtliche Galligkeit zu haben, von dem Vorsitzenden 
bei dem Aerarium der Gemeinde eingereicht und dort in die Bücher ein- 
getragen werden, woneben während der ständischen Streitigkeiten eine 
ähnliche, aber wohl auf gewisse Kategorien beschränkte Einreichung 
der Senatsscblüsse bei den Aedilen der Plebs in üebung gewesen ist — 
Die Niederschrift der zur Rechtfertigung der Voten gehaltenen Vorträge 
ist in republikanischer Zeit nur als Privatveranstaltung zu politiscben 
Zwecken vereinzelt voi^ekommen, wogegen sie unter dem Principat 
ständig wird, hauptfiächlidi tun dem in der Regel nicht anwesendea 
Herrscher über die Verhandlungen des Senats vollständige und authen- 
tische Kunde zu verschaffen, 
vstitai- Hinsichtlich der OefTentlichkeit der Verhandelten gilt im Allge- 

B^tdüfiM. meinen, was auch von den Comitien gesagt werden kann; zugelassen 
wird nur, wer dabei betheiligt ist, und wenn bei denen der Bürger- 
schaft dieser Kreis ein weiterer ist, so liegt doch auch bei denen des 
Senats Geheimhaltung keineswegs im Wesen der Institution. Ebenso 
aber ist es durch die Verbältnisse gegeben, dass die Publication der 
gefassten Beschlüsse, welche bei den Comitien angesehen werden 
konnte als durch die Fassung selbst bewirkt, bei dem Senat nur 
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ausD&limsveJse und aof besondere Anordsung statdand; es gebftrt zn 
den demokratischen Maesregeln Caesars, dass er in seinem ersten 
Consulat durch Anordnung einer solchen ständigen Publication den 
Senat unter die Controle der Oeffentlichkeit stellte. Augustus bat, 
als er bei seiner Keoi^anisation dem Senat formell die Herrschaft 
zurttckgab, diesem System entsprechend die Veröffentlichung der Seoats- 
acten untersagt 
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3. Competenz der Comitien. 

*^JJj|j' Unter der Competenz der Comitien verstehen wir ihre zu gewissen 

magistratischen Acten erforderliche Zustimmung. AuegeschloBsen bleiben 
also sowohl diejenigen Comitien, welche, wie bei der laaugnration der 
Priester und der LustratJon der Gemeinde , nur einen magistratischea 
Act soUemnisiren , wie auch diejenigen, in denen der Mi^strat nach 
dem Antritt den Bürgern das Treuwort abnimmt (S. 132). Dem Gegen- 

hMti-,^0»- Stande nach können Gesetz-, Gerichts- und Wahlcomitien unterschieden 
J^l^ werden, wobei allerdings die erste Kat^orie nicht eigentlich positiv definirt 
wird, sondern jeden Volksschluss in sich begreift, welcher weder ein 
Gerichts- noch ein Wahlact ist. Aeusserlich unterscheiden sich die 
drei Kategorien dadurch, dass der Comitialbeschluse nicht bei dem 
Gericht und bei den Wahlen, aber bei dem Gesetz nach dem Ge- 
schlechtsnamen des oder der antragstellenden Magistrate benannt 
wird. Die Gesetz- und Gerichtscomitien dQrfen als ursprünglich gelten ; 
es hat die römische BOrgerschaft , so viel wir absehen von jeb^, 
in die Lage kommen können einen venirtheilten Verbrecher zu begna- 
digen oder sonst in die bestehende Rechtsordnung abändernd einzugreifen. 
Ob sie dabei von Haus aus als Trägerin der Gemeindegewalt gedacht 
ist oder vielmehr die Auf&ssung zu Grunde li^t, dass die allgemeine 
Verpflichtung der Bürger zum Gehorsam gegen den Beamten auf die 
der Rechtsordnung zuwider laufenden Anordnungen sich nicht erstreckt 
und ihre hierfür besonders eingeholte Zustimmung eine ergänzende 
Verpflichtung in sich schliesst, mag dahin gestellt bleiben, obwohl die 
Anlehnung an das Treuwort der letzteren Auffassung gOnstig isL Die 
Wahlcomitien, wenn gleich unsere Ueberlieferung auch sie auf die 
Anfänge zurückführt, sind wahrscheinlich erst mit oder während der 
Bepublik hinzugetreten (S. 106). Ueber die Gerichtscomitien , durch 
welche auf Grund der Provocation die magistratische Stra&entenz 
aufgehoben werden kann, ist in dem Abschnitt vom Zwangs- und 
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Strafrecht (S. 230), über die Wahlcomitien in dem Abschnitt von der 
CrestiOD der Magistrate (S. 106) gesprochen worden; es wird daher hier 
hauptsächlich von der generellen und principiell wichtigsten Kategorie 
den Legalcomitien gehandelt 

Entsprechend der lexprivata ist die lex publica die magiatratiscbe '^■ 
Festsetzong irgend welchen Inhalts, mag dies ein administrativer Act 
sein oder was wir Gesetz nennen, die Feststellung einer von der be- 
stehenden abweichenden Bechtsnorm sei es ftkr einen einzelnen Fall (Pri- 
vilegium), sei es allgemein für alle zukunftig eintretenden gleichartigen. 
Der Magistrat ist befugt diese Festsetzung zu treffen entweder kraft seiner 
Amt^^walt (lex data) oder nur nach Befragung und mit Einwilligung '^ ^^• 
der Bürgerschaft (lex rogata). An diesen vom Magistrate formulirten '" "f^- 
Vorschlag, der bei den Gerichts- und den Wahlcomitäen in gleicher 
Weise nicht vorkommt, knüpft sich die, vrie angegeben, von dem 
Antragsteller entlehnte Benennung. Der die Bürgerschaft also be- 
fragende Magistrat ist demnach immer seinerseits mit dem Antrag 
einverstanden und daher auch befugt seine Meinung zu Andern und 
die Befragung in jedem Stadium abzubrechen, damit also den Antrag 
filr diesmal oder überhaupt zurückzunehmen. 

Aber auch mit Hinzuziehung der Bürgerschaft hat der Magistrat ,^^{^^ 
der bestehenden Rechtsordnung gegenüber keineswegs freie Hand. Im ""^SS?*" 
Gegentheil gilt diese, als nicht durch die Comitien geschaffen, auch "*"»'«• 
nicht als von ihrem Belieben abhängig, vielmehr als ewig und unabänder- 
lich. Das Recht des ursprünglichen Senats den Gomitialact zu bestätigen 
oder zu cassiren ist ohne Zweifel in diesem Sinne geordnet and 
ursprünglich geübt worden. Die fundamentalen Umgestaltungen der 
Verfassung sind, ähnlich wie die ROmer die Schöpfung derselben sich 
dachten, durch einzelne mit constitnirender Gewalt ausgestattete Bürger 
ins lieben gerufen worden; es gilt dies sicher von derjenigen Ver- 
fassungsreform, welche dem Eönigthum das Consulat substituirt hat 
und innerhalb unserer geschichtlichen Ueberlteferung von der Zwölf- 
tafelgesetzgebung ebenso wie von der Neuordnung des Gemeinwesens 
durch Sulla und durch Augustus. 

Indeas wenn die Rechtsordnung ein für allemal feststeht , so "*"«'«"'■ 
sind Ausnahmen von den R^eln derselben für den einzelnen Fall 
von jeher zugelassen worden, und hieran knüpft die lex rogata an. 
Die väterliche Gewalt und die Erbordnung ruhen von Rechtswegen 
auf der Blutsverwandtschaft und dem entsprechend handhabt sie der 
rechtsprechende Magistrat; die Annahme an Eiudesstatt und die 
Vergabung des Vermögens auf den Todesfall in einer von der Norm 
abweichenden Weise kann er für sieb allein nicht herbeiführen, 
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wohl aber mit Gutheissung der Bürgerschaft. Aach die Begnadi- 
gULg des Oberwiesenen , und verurtheilten Verbrechers gehört in 
denselben Anschauungskreis; ohne Zweifel ist ursprOnglich so eiz&blt 
worden, ilass der König sich nicht beft^ erachtete den patriotischen 
Schweetermörder von der Strafe zu entbinden, aber ihm gestattete die 
Begnadigung von der Bargerschaft zu erbitten. Vor allem deutlicli 
offenbart sich diese Auffassung bei der Kriegserklärung gegen den bis 
dahiD verbtlndeten Staat. Das urprUngliche BUndniss ruht auf der 
nationalen Gemeinscliaft der Latiner und ist nicht abhängig von dem 
Gutfiuden der rOmiachen Bürgerschaft ; aber ob die Praenestiner oder 
die Tusculaner dasselbe verletzt haben und also die Waffen gegen sie 
gekehrt werden müssen, darüber entscheidet sie auf Antn^ des Magi- 
strats und unter Vorbehalt der Bestätigung durch den Senat. Durch- 
aus geht die Comitialgesetzgebung, sowohl in den Privatverhältnissen, 
welche auch in der späteren Zeit den Curien verblieben sind, wie in 
den eigentlich politischen Fragen, aus von dem Ausnahmegesetz, dem 



owuknii Wenn diese Privilegien so alt sind wie Rom selbst, so ist mit 

duB^poblU. 

dem Eintreten der republikanischen Ordnung und der darin ent- 
haltenen Beschränkungen der Magistratur der Kreis der von derselben 
Magistratur unter Mitwirkung der Comitien zu vollziehenden Acte 
einerseits beschränkt, andrerseits ausgedehnt worden. 

Die Beschrankung ist herbeigefllhrt durch die Trennung der sa- 
cralen und der bürgerlichen Gewalt: jener sind, wie wir sahen, die auf die 
Geschlechtsordnnng bezüglichen Privatacte, wesentlich Adrogation und 
Testament verblieben, wofür die bisherige magistratische Initiative vom 
König auf den Oberpontifex Übergeht und die für die politischen Ab- 
stimmungen ausser Kraft gesetzte Curienversammlung der Bürgerschaft 
auch ferner competent bleibt Vom Standpuncte des patricischen Ge- 
meinwesens aus sind dies legislatorische Acte; aus der republikanischen 
Legislative scheiden sie aus. 

Andrerseits wird die Competenz der politischen Comitien der 
Republik wesentlich und nothwendig erweitert. Für die Vornahme 
derjenigen öffentlichen Acte, welche wohl in der ursprüi^licben 
magistratischen Competenz enthalten, aber keiner ordentlichen Magi- 
stratur der Republik überwiesen sind, bedarf es eines ausserordent- 
lichen Auftrags, und dieser Auftrag kann nur mit Gutheissung der 
Comitien erthellt werden , einerlei ob er einem ordenUichen Be- 
amten gegeben oder, was später R^el ist, besondere Beamte dafOr 
von den Comitien bestellt werden. Dahin gehören namentlich die 
Erhebung der Capitalklage gegen einen Bürger wegen Landesveirath 
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(S. 188), die Uebemahme des höchsten aller GemeindegelQbde, des 
heiligen Lenzes (S. 220) und die unentgeltliche Weggabe tod Gemein- 
land durch Adsignation oder ColonisaüoD (S. 272). 

Hieran Bchliesst sich weiter die Abänderung der bestehenden 
Gemeindeordnunf; durch Specialgesetz. Die Ewigkeit derselben war 
wie man will ein Ideal oder eine Fiction, in gewissem Sinne priDUpiell 
von vom berein damit aufgegeben, dass Ausnahmen fUr den einzelnen 
Fall zugelassen wurden. Die prt^tische Nothweudigkeit so wie die 
immer steigende Tendenz die BBi^terversammlung als die Trägerin 
der Gemeindesoureränetat zu behandeln führten mehr und mehr dazu 
den Kreis der comitialen Gesetzgebung so zu erweitem, dass zwar die 
generelle und fundamentale Umgestaltung ausgeschlossen blieb, aber 
jede specielle Neuerung auf diesem Wege statthaft erschien. Die dem 
ZwOlftafelrecht einverleibte Satzung, dass der spätere Volksschluss 
die ältere Ordnung bricht, ist die zu ihrer Zeit keineswegs selbst^ 
verständliche Anerkennung dieser comitiaten Souveränetät. In dieser 
Weise ist alsdann iu historischer Zeit die comitiale Gesetzgebung ge- 
handhabt worden. Es werden vor die Comitien gebracht die Ver- 
leihung oder Entziehung des Bürgerrechts so wie die Erweite- 
rung desselben durch Beilegung des Stimmrechts; die Einrichtung 
oder Umgestaltung der Aemter wie der Offizierstellen, wohin auch 
die Anordnung der Competenzerweiterung der ordentlichen sowie der 
Greirung ausserordentlicher Beamten zu zählen ist; die Norminmg 
der Rechte und der Pflichten der BUrger, wohin alle Neuerungen in 
BetreflT der Dienstpflicht, die Einführung neuer Steuern, die Ehegesetz- 
gebung und unzählige andere Kategorien gehören. Nicht minder 
gehört vor sie von Kechtswegen jede definitive Entbindung von den 
derartigen Ordnungen, sei es fUr eine Kategorie, sei es fUr Individuen. 
Diese lediglich exemplificirende Aufzählung wird den formaler Er- 
schöpfung unflAigen Kreis der Comitialgesetzgebung in der entwickelten 
Bepublik wenigstens verdeutlichen. Die Grenzen zwischen der niagi- 
etratisch-senatorialen und der magistratisch-comitialen Competenz sind 
mehr durch Herkommen als principiell fixirt; es lässt sich beispiels- 
weise erkennen, dass religiöse Angelegenheiten nur wo es unum- 
gänglich schien, bei der Einrichtung neuer Priesterschaften und stän- 
diger Volksfeste an die Comitien gebracht worden sind. Uebrigens 
wird auf die Abgrenzung weiterhin zurückzukommen sein bei dem 
Uebergreifen des späteren Senats und des Principats in die comitiale 
Competenz namentlich in Betreff der Entbindung von dem Gesetz. 

Uebergreifen der Comitien, comitiale Anordnung innerhalb der der aJ? cSSSim 
magistratischen Action durch die Verfassung angewiesenen Thätigkeit '■«JiiiJJJ'' 

Bladlng. aiBabocll. I. S: HonmltD, Abiiss d. BCmlHliim Btut«r«ekt*. 21 
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läuft, der römiscbea Ordnung zuwider und ist, abgesehen von der durch 
die obligatorische Provocation gegebenen Beschränkung des magistra- 
tischen Zwangs- und Strafrechte, durchaus unterblieben. Dies gät 
nicht bloss fQr die Rechtspflege, sondern ebenso für die Verwaltung; 
trotz der oft unerträglich schweren Belastung durch Aushebungen und 
Contributionen sind die Comitien nie mit der Frage befasst worden, 
ob und in welchem Umfang diese stattzuiinden hätten. Die im Laufe 
der Zeit sich einstellende Betheiligung der Comitien bei den wichtigsten 
internationalen Acten kann nicht als Uebergreifen bezeichnet werden. 
Den Friedens- und überhaupt den Int«rnationalvertrag abzuschliesseu 
ist der Feldherr wohl an sich berechtigt; aber da dieser Vertrag 
vollständig nur dann bindet, wenn er mit Vorwissen der Gemeinde 
al^eschlossen wird (S. 292), so ist es nur in der Ordnung, dass die 
Comitien dabei späterhin mitgewirkt haben, der erste Friede mit Kar- 
thago imter Vorbehalt der Ratification der Gemeinde geschlossen ist 
und von da au namentlich BUndnissverträge häufig an die Comitien 
gebracht worden sind. Wirkliche Verfossungsverletzuiigea sind die 
Rescissionen gerichtlicher Erkenntnisse und die Abänderungen das Ge- 
meindevermf^en betrefTender rechtskräftiger Verträge, wie ^nzelue 
ComitialbeschlüBse aus den Zeiten der republikanischen Agonie sie an- 
geordnet haben. 
jS?'v"ito- ^^^ Rechtskraft des Volksschlusses, mag derselbe Gesetz sein oder 
lokiitow. Erkenntniss im Stra^rozess oder fieamtenwahl, ist selbstverständlich 
abhängig von der Einhaltung der fUr denselben in Betracht kommen- 
den Normen; aber es ist häufig sehr schwierig zu bestimmen, ob die 
älteren doch auch von der Bürgerschaft aufgestellten Nonnen den 
späteren Volksschluss brechen oder durch ihn gebrochen werden. 
Selbstverständlich wird die Bürgerschaft dadurch nicht gebunden, dass 
das ältere Gesetz die Unwiderruflichkeit in Anspruch nimmt; so wenig 
wie die einzelne Person kann die Gemeinde sich in bindender Weise 
des Rechts der Willensändenmg begeben. Die Clausel ist oft in 
die Gesetze hineingesetzt worden und hat, vor allem wo eidliche 
Verpflichtung der gesammten Bürgerschaft bestärkend hinzutrat, mora- 
lische und politische Wirkung gehabt; rechtlich ist sie immer als 
nichtig angesehen worden. Dagegen werden frühere allgemeine Gesetze 
dadurch nicht abrogirt, dass ein späterer Comitialact dagegen 
verstdsst. Kraft der gesetzlichen Untersagung der ZusammeofikSsuDg 
disparater Bestimmungen in demselben Gesetz ist jeder derartige Volks- 
schluss ungültig, kraft der gesetzlichen Vorschrift Qher das Minimal- 
alter fttr die Amtebewerbung der dawider verstossende Wahlact nichtig. 
Andererseits kaan die gesetzliche Vorschrift, dass Specialgesetze zum 
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Kachtheil einer einzelnen Person nicht eriassen werden dürfen, nicht 
viel mehr geweBen sein als eine politische Mahnung an die Bürger- 
schaft ihre Gewalt nicht in dieser Art zu missbrauchen. Die Feststellung 
der notfawendig schwankenden Grenze, die Entscheidung der schwerwie- 
genden Frage, ob ein Comitialact rechtsgültig sei oder nicht, hat nach 
der uisprOnglichen Ver&ssung, wie im folgenden Abschnitt zu zeigen 
Bein wird, der patricische Senat, tndess dieses w^entllche Oi^an der 
Staatsordnung ist bereits in der früheren Republik factisch aiuser 
Function getreten und die Lücke nicht wieder ausgefüllt worden. Von 
allgemeinen Festsetzungen in dieser Hinsicht wissen wir nichts; es 
D1US8 in der späteren Epoche dem Ermessen des Einzelnen an- 
heimgegeben gewesen sein einen Comitialact als nichtig zu he< 
zeichnen und mit dieser seiner Ansicht durchzufallen oder durch- 
zudringen. — Nur über die Consequenzen religiöser Mängel sind 
wir einigermassen unterrichtet. Die in den Yolksschlüssen ständ^e 
Clat^el, dass ein jeder nur insoweit gelten solle, als er nicht materiell 
gegen die religiösen Nonnen Verstösse, zeigt mehr die Tendenz der 
Gesetzgebung als eine wesentliche Einschränkung, obwohl zum Bei- 
spiel bei Adsignation von Gemeinland sie wohl praktische Folgen ge- 
habt haben mag. Politisch wichtiger war die Behandlung der bei 
der jeden Comitialact einleitenden AuspicatJon etwa begangenen Ver- 
sehen {vitia). Es ist für die dem politischen Regiment der Römer bei 
aller Gottesfurcht eigene Unabhängigkeit bezeichnend, dass dergleichen 
Versehen, selbst wenn sie durch die beikommenden Priester coDstatirt 
sind, vielleicht einstmals den patricischen Senat bestimmt haben können 
dem Act die Bestätigung zu versagen, aber in historischer Zeit formale 
Rechtsfolge nicht nach sich ziehen. Das in dieser Weise fehlerhaft be- 
schlossene Gesetz und der in dieser Weise fehlerhaft creirte Beamte sind 
nichts desto weniger zu Recht erwählt; allerdings ist es Gewissenspflicht 
einen derartigen Act zu beseitigen, indem das Gesetz aufgehoben wird, 
die Beamten von ihrem Amt zurOcktreten. Dass in der spätesten 
Zeit der Republik der Senat sich das Recht vindieirt hat Gesetze 
wegen eines solchen Fehlers ausser Kraft zu setzen, gehört zu deu 
IJebei^iffen desselben in den Kreis der an sich ihm nicht zustehenden 
Legislation. 

Die Stellung der Comitien im römischen Staatswesen ist überwiegend ,J 
formeller Art. Der Magistratur gegenüber haben sie anßlngiich nichts als , 
das Becbt einen magistratischen Act zu verhindern und wenn bei Pro- 
zessen und Wahlen die Bürgerschaft späterhin freiere Hand gewinnt, 
so hat bei dem Gesetz den Comitien zu aller Zeit der Sache nach uichts 
zugestanden als das Veto. Sie stehen in der früheren Republik recht- 
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lieh, in der entwickelten thatsächlich unter der Voimundachaft des 
Senats; als dessen Regiment zu schwanken beginnt, sind die Comitien 
ein regelmSssig willenloses Werkzeug in der Hand desjenigen Partei- 
mannea, der sie zusammenruft und nur zu oft einfach der Hebel des 
peisönlichen Interesses einflussreicher Bürger. Ihre Competenz ist 
anfangs wohl eingeschränkt, aber insofern effectiv, als bei der Hand- 
habung der Gesehlechtsordnung, bei der Ausübung des Gnadenrechtes, 
bei dem Kriegsbeginn gegen die Nachbai^enieinde die Selbstbestimmung 
des einzelnen Bürgers den Ausschlag geben konnte und gegeben 
haben wird ; je mehr sie sich formell erweitert, desto weniger kann 
der Beschluss der römischen Bürgerschaft als effectiver Witlensausdruck 
derselben angesehen werden, wie es denn dafür charakteristisch ist, dass 
Ablehnung eines an die Comitien gebrachten Antrags ungefähr so selten 
ist wie heutzutage im constitutionellen Staat die Weigerung des Mon- 
archen das beschlossene Gesetz zu vollziehen. Die dem streif «n- 
heitlichen KCnigsregiment und den engen Verhältnissen einer Land- 
stadt angepasste ürversammlung erscheint in dem historischen Rom 
als ein ursprüngliches durch die Macht der Entwicklung verkümmertes 
Organ, dessen Function, wo sie nicht nominell ist, vom politischen 
Zufall regiert dem Gemeinwesen zuweilen genützt, häuflger geschadet 
hat und dessen bester Vorzug ist nicht mächtig genug gewesen zu 
sein, um das Regiment an sich zu ziehen. 
°°a2"' ^''- ^^■' Republik sind die Comitien nicht foniiell abgeschafit, 

CH>m«n. aijej. beseitigt worden. Das Provocationsverfahren ist im Wesentlichen 
der sultanischeu Gerichtsordnung gewichen. Die Beamtenwahlen gehen 
hei Tiberius Regierungsantritt von den Comitien Über auf den Senat 
Die comitiale Gesetzgebung hat sich länger behauptet; bei den Ebe- 
und den Steuei^esetzen Augusts hat wenigstens in der ablehnenden 
Haltung die BQi^erschaft noch einige Selbständigkeit entwickelt und 
nachweisbar ist die comitiale Gesetzgebung bis auf Nerva; ja insofern 
die bei dem Wechsel des Prindpats eintretende Volksbefragung mehr 
ein legislatorischer als ein Wahlact ist, mag sich dafür die Comitial- 
ordnung noch längere Zeit formell behauptet haben. Der Sache naäi 
aber liegt auch die legislative Gewalt seit dem Beginn des Prindpats 
bei dem Senat. 
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4. Competenz des Senats. 

Wie der Senat eine Doppelinstitution ist, der engere patricische 
Senat ein anderer ist als der weitere patricisch-plebejische, so ist auch 
die Competenz der beiden KOrperscbaften voltständig verschieden, 
wenn gleich, wie der weitere Senat den engeren einschliesst, so 
auch die Competenz des weiteren an die des engeren anknüpft. 

Abgesehen von der früher entwickelten Interregnalfunction, welche S^JSS? 
nicht dem Senat als solchem, sondern dem einzelnen Senator obliegt ''fcSaSI?'' 
'(S. 103), fällt die Competenz des ursprünglichen Senats mit der Com- ^^. - 
petenz der Comitien zusammen. Bei dem eugbegrenzten ursprünglichen 
Volksschluss , der Abweichung von den bestehenden Ordnungen für 
den einzelnen Fall, der Ausoabme von der Geschlechtsordnung durch 
Adr<^ation und Testament, von den Straf bestimmungen durch Be- 
gnadigung, von dem ewigen Bundniss durch Eriegserklftrung , hat 
der Magistrat den betreffenden Antrag an die Bürgerschaft zu bringen 
(ferre ad populum) und wenn diese zugestimmt hat, diesen Beschluss 
weiter dem Senat vorzulegen {referre ad senatum) und im W^e der 
Umfrage und der Abstimmung dessen Bestätigung zu erwirken. Auch 
als mit der Einfuhrung der obligatorischen Provocation, dem Ueber- 
gat^ der Beamtenernennung vom Magistrat auf die Bürgerschaft und 
der im vorhergehenden Abschnitt erörterten Erweiterung der comitialen 
Legislation die Competenz der Comitien grösseren Umfang annahm, ist 
die Bestätigung des Senat« allem Anschein nach in gleicher Weise 
ausgedehnt, sicher namentlich auch auf die Wahlen angewandt worden. 

Als zweite Instanz der Legislation wird der Senat nicht aufge- ''JJ^!^ 
fasst werden dürfen. Die technische Bezeichnung dieser Bestätigung, 
die „Mehrung", audoritas, deutlich hier staatsrechtlich ebenso ver- 
wendet wie im I^vatrecht bei der Vormundschaft, zeigt an, dass die 
fiOi^erschaft gleich dem Pupillen Handelt, der Senat gleich dem 
Tutor die der sicheren Handlungsfähigkeit entbehrende Gemeinde 
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durch Versagung der Bestätigung vor Fehlschrittfiu bewahrt. Immer 
aber folgt hieraus die ursprüngliche Dreitheiligkeit der Gemeinde- 
gewalt: in letzter Instanz findet sie ihren Ausdruck in dem Antrag des. 
Magistrate, dem B^chluss der Büi^erschaft und der Bestätigung des. 
Senats. 

iDbit BDd Allem Anschein nach liegt dieser Bestütignng die Prüfung des ge- 
i" fassten Beschlusses nicht nach seiner Zweckmässifrkeit , sondern nach 
seiner Rechtsgültigkeit zu Grunde. Die Institution ist hervorgegangen 
aus der ehrfürchtigen Scheu vor der Verletzung göttlicher wie irdischer 
Rechte. Nicht ob es verständig war dem Comelier den Fabier zum 
Sohn zu geben oder den Praenestinem den Kri^ zu erklären hatten 
die alten Senatoren zu entscheiden, sondern nur, ob ein solcher 6e- 
Bchlechtswechsel mit dem heiligen Herkommen sich vertrug und ob die 
BundesBtadt rechten Grund zur Kriegführung gegeben hatte. Diese in 
der Institution selbst gegebenen Schranken haben wahrscheinlich auch 
bewirkt, dass in der uns bekannten republikanischen Zeit die In- 
stitution wohl noch aufrecht steht, aber nicht mehr wirksam in die 
politischen Verhältnisse eingreift. Dass seit der Mitte des 5. Jahrh. 
die Bestätigung dem Comitialact nicht nachfolgte, wie es bis dahin 
geschehen war, sondern voraufging, war mit dem Wesen der Institution 
nicht unvereinbar; die Zulässigkeit eines beabsichtigten Gesetzes oder 
einer angemeldeten Wahl konnte auch vorher beanstandet werden 
uod es mochte sogar zweckmässig erscheinen, die Bürgerschaft nicht 
nach gefasstein Beschluss zu rectißciren , sondern an der Fassung 
desselben zu verhindern. Aber offenbar ruht die Institution auf dem 
ursprünglichen Glauben an die unabänderliche Geltung der römischen 
Ordnungen und der frommen Scheu vor den Folgen der unrecht- 
fertigen Verletzung derselben. Je mehr diese Grundlage schwand, 
desto weniger wurde die politische Vormundschaft wie von dem Senat 
in den rechten Grenzen geleistet, so von den Comitien in ihrem immer 
steigenden Macht^reftlhl ertrf^n; wenn, wie wahrscheinlich, der Senat 
berechtigt und verpflichtet war wegen eines Auspicationsfehlers den 
betreffenden Comitialact zu cassiren, so gab dieser Satz, nach politischem 
Ermeseen gehandhabt, allerdings die gesammte Action der patricisch- 
plebejischen Bürgerschaft in die keiner Controle unterliegende Gewalt 
der patricischen Senatoren. Sei es durch Gesetz, sei es durch Ge- 
wohnheit, das BestätiguBgsrecht des patricischen Senats ist in histori- 
scher Zeit wohl noch formell geübt worden, aber thatsächlich annullirt. 
der dritte Factor der Gemeindegewalt verschwunden. 
^'witoJü ^'® ^'^ Competenz des patricischen Senats auf der Mitwirkung 

aSTliii! ^^^ ^^^ "*™ ^"''^ bestätigten, so ruht die des patricisch-plebejischen 



Digitizccoy Google 



4. Compelfliis des Senate. £ 

auf Her Mitwirkung bei dem dieser Bestätigung nicht unterli^enden ■-^;^- 
magiatratischen Decret Wie in beiden Fallen die geschäftliche Form die- 
selbe ist, so mag auch die letztere Thätigkeit ebenso alt sein wie die 
erstere und demnach schon dem patricischen Senat zugestanden haben. 
Personal scheiden sie sich mit dem Eintritt der Plebejer in den Senat, 
indem diese bei der Bestätigung des Volksschluäses nicht mitwirken, 
wohl aber, wenn auch anfänglich nur in untergeordneter Weise, bei 
der Fassung des einfachen magistratischea Decrets, worin allerdings 
auch sich deutlich zeigt, das« die letztere Thätigkeit ursprunglich se- 
cundftr und veifassungsmössig nicht streng nothwendig gewesen ist 

Aber keineswegs wirkt der Senat mit bei dem magistratischen I^^^JJ^J 
Decret Oberhaupt Im Gegentheil ist diese Mitwirkung bei der ordent- j,;^,%J^ 
liehen Handhabung derBeamtengewaltverfassungsmilssig ausgeschlossen. ^'' ^[^ 
Das mi^stratische Imperium hat in der ihm angewiesenen Sphäre sich ^■"^Jjf*'*' 
selbständig zu bewegen; die Rechtspflege, die Heerfuhrung, die Wahl 
der ständigen Beamten, Oberhaupt aile Handlungen, welche der Magi- 
strat pflichtmftssig nicht unterlassen kann, dürfen nicht in das Er- 
messen des Senats gestellt werden. Es steht dem Beamten frei be- 
liebige Rathmänner (consilium) zuzuziehen, nicht aber die die Gemeinde- 
gewalt ueben Magistrat und Comitien vertretende Körperschaft. 

Somit bleiben fdr die Mitwirkung des Senats bei dem magistratischea 
Decret diejenigen Acte, welche mehr oder minder von dem Ermessen 
des Beamten abhängen und die im Allgemeinen als ausserordentliche 
Amtshandlungen bezeichnet werden können. Vielleiciit ist auch bie- 
fCkr der Volksschluss insofern der Ausgangspunct gewesen, als die An- 
tragSBtellung ein derartiges magistratisches Decret ist. Es lag zum 
Beispiel bei der Kriegserklärung dem Magistrat nahe, eben weil die 
Bestätigung des Senats erforderlich war, sich vor der Antragstellung 
bei der Gemeinde der Zustimmung des Senats versiebern, und die 
den Senat von dem Consilium scharf scheidenden Formen , die feste 
Zahl der Mitglieder, die thatsächliche Lebenslänglichkeit der Mitglied- 
schaft die ein für allemal nonnirte Geschäftsordnung, wie sie für die 
Beäiktigung geordnet waren, übertragen sich damit von selbst auch 
auf die Befragung. 

Indess ist die Beiragung des Senats bei der ausserordentlichen a"J^^* 
mf^stratischen Ämtshandlung nicht, wie der bestätigende Act, ver- s^sm»».. 
fasBungsmässig nothwendig. Der Magistrat hat nach der ursprüng- 
lichen Auffassung in solchem Fall wohl das Recht, aber nicht die 
Pflicht, ehe er seinen Beschluss fasst, den Senat zu fragen; sein Be- 
schluss gewinnt an Autorität, wenn die zur Wahrerin der Rechts- 
ordnungen bestellte Körperschaft sich einverstanden erklärt hat, aber 
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von Rechtswegeo kann der Beamte auch ohae Bathschlag des Senate, 
und sogar gegen denselben bescbliessen. Insofern ist der Senat in 
dieser seiner beratbeoden Thätigkeit nur that&ächlich , nicht rechtlich 
mehr als die vom Beamten zugezogenen Berather, wie er denn auch 
Dicht technisch, aber enuntiativ nicht selten als consäium publicum be- 
zeichnet wird. Dieses Beratbungsrecht ist es, auf dem das spätere 
J^^ Senatsregiment und die WeltEtellung Roms beruhen. Der Beschluss 
des patricisch-plebejischen Senats ist ein von dem höchsten Re- 
gierungscollegium dem Exeeutivbeamten auf dessen Verlangen 
ertheiltes Gutachten; und die Entwickelung der Institution Unft 
wesentlich darauf hinaus, dass die facultative Einholung und die 
facultative Befolgung dieses Gutachtens im Laufe der Zeit mehr oder 
minder obligatorisch werden. Dass der Act eine Vereinbarung des 
Senats mit dem Magistrat in sich schliesst, tritt deutlich hervor in 
der Bezeichnung desselben in der ältesten uns erhaltenen derartigen 
Urkunde als consulis senatusquc senlentia, wogegen allerdings in den 
später üblichen Bezeichnungen die magietratische Mitwirkung zurttcktritt 
und im consultum wie in der sententia nur die Antwort auf die magi- 
stratische Frage oder die geäusserte Meinung hervorgehoben werden. 
Deutlicher noch tritt der ursprünglich facultative Charakter dieser 
Gutachten darin zu Tage, dass der Senat niemals dem Beamten gegen- 
über mehr in Anspruch nimmt als die auctoritas, was im Gebrauch 
ungefähr unserer „Empfehlung" entspricht, und niemals ihm befiehlt, 
wie dies der Volksschluss thut, sondern in Wendungen, die das megi- 
stratische Belieben ausdrücklich wahren, ihn lediglich „ersucht". Aber 
nicht bloss in der Form, sondern auch dei Sache nach hält der Senat 
hiebei eine wesentliche Schranke ein. Er richtet an den Beamten nur 
sachliche Vorschläge, niemals personale. Er kann den Gonsuln ansinnen 
durch Ernennung eines Dictators sich thatsächlich zu suspendiren, aber 
ihnen nicht den geeigneten Mann bezeichnen. Er kann die Creirung aneser- 
ordentlicher Beamten dem Vorsitzenden und in Verbindung mit ihm den 
Comitien vorschlagen, aber nur in politisch indifferenten Dingen oder 
in der Epoche der republikanischen Agonie werden die «u creirenden 
Beamten in dem üesetzvorschlag selbst mit Namen genannt Er gut- 
achtet über die Absendung und die Instruction der Gesandtschaften 
und bestimmt die Gesandtenzahl , aber die Auswahl Qberlässt er dem 
Magistrat. Er gutachtet über die Festsetzung der Geschäftfikreise giejcb- 
berecbtigter Collegen; aber die Vertheilung derselben unter die ein- 
zelnen Personen erfolgt durch Vereinbarung oder durch das Loos. 
Indirect hat der Senat oft genug in Personalfragen eing^ffen; 
aber in dem wichtigsten Fall, der Prorogation des militärischen 
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CommaadoB geht formell der SenatBbeschluBS nur auf Widerrathen 
der Ablösui^ und ruht die Verlängerung des Amtes rechtlich 
auf dem Gesetz. Direct personale Vorschläge macht er nicht 
und fungirt in republikaniecher Zeit niemals als WahlkörperBchaft. 
Diese politisch ungemein wirksame Schranke der senatorischen Com- 
päeoz ist zwar nur durch Herkommen gezc^n, aber strenger ein- 
gehalten worden, als dies bei gesetzlichen Gompetenzgrenzeu der Fall 
zu sein pöegt 

Die Unbestimmtheit der Grenzen zwischen dem magistratischen '••'gj"'" 
Imperium und der Autorität des Senats, die sowohl hinsichtlich der '''■^'' 
Nothwendigkeit der Einholung wie hinsichtlich deijenigen der Nach- '^" ''"•"■ 
achtung durch die ganze lange republikanische Zeit fortdauernde Ab- 
hängigkeit dieser Abgrenzung von den jedesmaligen politischen und 
personalen Verhältnissen gehört zum eigeusten Wesen der von formaler 
Normining wenig beeinflussten und völlig von der Macht der Präce- 
dentien beherrechtan Institution. So weit es hienach möglich ist, ver- 
sucht die folgende Darlegung die fact^sche Competenz des Senats der 
späteren Republik gegenüber der Magistratur in ihrer Entwickelun*; 
und ia ihren Schwankungen einigermassen zur Anschauung zu 
bringen, das heisst die allgemeine Kegel, dass der zur Berufung 
des Senats befugte Magistrat jede von seinem Ermessen abhängende 
Fr^e vor der Beschlussfassung zur Begutachtung des Senats stellen 
kann oder stellen muss, für die verschiedenen Kreise der oberamt- 
Udien Thät^keit zu specialisiren und zu exemplificiren. Es wird dabei 
vorzugsweise diejenige Epoche ins Auge gefasst, in der, unter gegen- 
seitiger Observanz der Rechtssphäre, der Senat mit und durch die 
Magistratur den Staat regiert hat; die Uebeigriffe der republikanischen 
Agonie, in welcher im Gegensatz zu der sich von der Senatsleitung 
emancipirenden Magistratur die Oligarchie das formale Regiment sich vin- 
didrte, werden, so weit sie überhaupt in dieser Darstellung berüdi- 
sichtigt werden können, zweckmässiger dem folgenden Abschnitt vor- 
behalten, welcher das aus diesem Cooflict hervorgegangene Gompro- 
missregiment behandelt 

I. In sacralen Angelegenheiten reicht die freie magistratische ^ 
Festsetzung nur so weit , als es sich entweder um blosse Ausführung 
feststehender Nonnen handelt, wie bei der Ansetzung der Wandelfeste, 
oder die Nothlage sie rechtfertigt, wie bei dem während der Schlacht 
geleisteten Feldheirogelübde. Dagegen pflegt der Senat ge&agt zu 
werden bei Einrichtung neuer Cultstätten oder Aufnahme neuer Götter 
in den öffentUchen Cult; bei der Bezeichnung gewisser Tage tds unheil- 
bringend und ungeeignet fllr rel^öse Verrichtungen; bei der Wieder- 
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holung eines religiösen Acta wegen vorgekommenen Versehens; bei 
der Anordnung auBSerordentlicher Festlichkeiten, wobei indes-s die 
Festsetzung des Tages dem Magistrat verbleibt; bei der Sübnung der 
zur Anzeige gelangenden Zeichen und Wunder; bei der Befragung 
der sibyllinischen Bücher oder der etniskischen Opferpriester; endlich 
bei der Uebemahme magistratischer Gelübde und der Vornahme von 
Weihiingen, namentlich wenn sie die CFemeindeknase belasten oder das 
Gemeindevermögen verringern. Die Priesterscbaften fangireo bei diesen 
Geschäften gewissermassen als ständige Coromissionen des Senate. Da 
die Comitien bei sacralen Angelegenheiten nicht leicht befragt werden 
(S. 321), so ist der von dem Magistrat und dem Senat in einer 
sacralen An<!;elegenbeit gefasste Bescbluss in der Regel definitiv. 

2. Die Vorberathung im Senat des von dem Magistrat an die 
Comitien zu bringenden Gesetzes in dem früher (S. 319) bezeichneten 
umfassenden römischen Sinne ist von je her üblich und , wie scbon 
bemerkt ward {S. 327), vielleicht der Ausgangspunct der senatorischen 
Begutaclitung gewesen. Die Überhaupt nothwendige und namentlich 
bei der von Jahr zu Jahr wechselnden legislatorischen Initiative unent- 
behrliche Discussion der Gesetzentwürfe, welche durch die Verkümmerung 
der Vorerörterung und die Unzulässigkeit jedes Abänderungsvorschlag» 
aus dem Comitial verfahren so gut wie ausgeschlossen war, konnte nur 
in dem Senat ihre Stelle linden, und wenn dies schon fUr die älteste 
Zeit gilt, so hat die Nothwendigkeit dieser allgemeinen und stetigen 
Vorberathung sich weiter gesteigert durch die masslose Vermehrung der 
mit legislatorischer Initiative au^estatteten Oberbeamten und die ent- 
sprechende Auedehnung des Intercessionsrechts. Daher ist denn die 
factische Initiative des Senats auch auf die Beschlüsse der Plebs inso- 
weit erstreckt worden, als diese der Sache nach unter die Gesetze 
eintraten. Gesetzlich nothwendig ist allerdings die Vorberathung im 
Senat und dessen Zustimmung fUr das Comitialgesetz niemals gewesen 
und für das Plebiscit nur theils in der Epoche vor dem hortensischen 
Gesetz, während welcher die Verbindlichkeit desselben für die Ge- 
meinde an die vorgängige Einwilligung des Senats geknüpft war 
(S. 51), theils wieder während des kurzen Bestehens der suUa- 
nischen diese Ordnung erneuernden Verfassung. Für die praktische 
Politik der Republik ist es die Richtschnur, dass jeder vom Senat 
widerrathene oder nicht in ihm vorberathene Gesetzentwurf vereitelt 
werden muss, wozu namentlich die tribunicische Intercrasion die 
Handhabe bot, und dass jeder gegen oder ohne den Willen des 
Senate durchgebrachte Beschluss der Comitien der Gemeinde oder des 
Concilium der Plebs eine Auflehnung gegen die Staatsregierung in 



Digitizccoy Google 



4. Competenc des Senats. 331 

sich schliesst, welche je nach der ParteiBtellung als unberechtigt oder 
berechtigt betrachtet werden mochte. 

3. Wenn die Wahl der stfindigen Beamten der Vorberathung im 
Senat nicht unterstellt werden kann, so gilt das Gegentheil nicht bloss 
von der ausserordentlichen ßeamtencreirung, die in den Kreis der Ge- 
setzgebung fallt (S. 186), sondern es ist auch in Betreff der Creirui^ 
der ordentlichen nicht stäDdigen, der Dictatoren und der G^soren, da 
diese allerdings von der Willkür des heikommenden Magistrate abhängt, 
der Senat hftufig, vielleicht späterbin regelmässig befragt worden. Die 
Modalitäten auch der ordentlichen Wahlen, zum Beispiel die Ansetzung 
des Wahltags, können wie jeder von dem Belieben des Magistrate ab- 
hängige administrative Act im Senat zur Sprache kommen. 

4. Bei der Ausübung des Zwangs- und Strafrechts fällt der Per- ^ 
duellioDSprozess kraft des dafür erforderlichen legislatorischen Voracte 
(S. 224) in die Gompetenz des Senate. Dagegen hat er in das 
quAstorische Verfahren gar nicht eingreifen können, da die Quästoren 
nicht in der Lage sind den Senat zu befi-agen und dasselbe gilt von 
dem ädilicischen MultverfiihreD und insofern auch von dem tribunid- 
schen Strafprozess, als dieser älter ist als das Recht der Tribüne den 
Senat zu berufen. Dag^en haben die Oberbeamten bei der ihnen ob- 
liegenden allgemeinen Fürsorge für die ÖfFentliche Ruhe und gute 
Ordnung in wichtigeren Fällen namentlich der Sicherheils- und 
der ReligioDSpolizei ungemein häufig die Autorität des Senate zu 
Hülfe genommen. Der SchrAnkenlosigkeit dieser magistratischeu Com* 
petenz entspricht in diesem Kreise das Fehlen jeder auch nur that- 
sächlichen Abgrenzung zwischen der freien und der gebundenen magi- 
stratischeu ActioD; doch lässt sich erkennen, dass der Senat regel- 
mässig gefragt ward , wo der Magistrat aus Gründen des öffentlichen 
Wohls von der Rechtsordnung abwich. So haben sich die Magistrate 
durch ihn autorisiren lassen von der Vollstreckung eines rechtekrif- 
tigen Todesurtheils abzusehen und dasselbe dadurch in lebenslännliche 
Haft umzuwandeln; ferner dem Verbrecher aus besonderen GrUnden 
Straflosigkeit und freies Geleit zuzusichern. Wo die öffentliche Ord- 
nung gefährdet erscheint, also insonderheit bei Banden- und bei poli- 
tischen Verbrecheo wird die consularische Repression regelmässig ge- 
stützt durch den Senat; einen authentischen Beleg gewährt der uns 
erhaltene Senatsschluss v. J. 568 (186 v. Ch.) gegen das gemein- 
gefährliche an den Bacchuscult anknüpfende Sectirerwesen , weicher 
zugleich zeigt, dass diese consularisch-senatorische Polizei sich über ganz 
Italien erstreckte und auch die formell freien bundesgenössischen Ge- 
meinden ihr unterlagen, wogten in den Provinzen die Statthalter mit 
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grosserer Selbständigkeit schalteten als die Goosuln im Hauptlanr). 
Angewendet auf die Parteipolitik erscheint diese senatorische Ober- 
aufsicht in dem Gebrauch eine geschehene oder beabsichtigte Hand- 
lung durch Senatsbeschinss als „gemeinschKdlich" (contra rem piä>Ucam) 
zu bezeichnen, das beiset die s&minUichen mit Zwangs- und Strafrecht 
au^estatteten Magistrate 2ur Anwendung desselben auf den fraglichen 
Fall aufzufordern, was allerdings, nachdem dies StraArecht durch Sulla 
obsolet geworden war, in ein blosses politisches TadelEvotum sidi 
umsetzte. 

5. Kein Gebiet der magistratiscben Thätigkeit hat der senatorischen 
Controle so wenig unterlegen wie die Rechtspflege. Allerdings hing 
die in ausserordentlichen Fällen eintretende Sistirung der Rechtspflege 
(iusiitiim) herkömmlich vom Senat ab und so lange er über die prä- 
tflrischen Competenzen freie Verfügung behielt (S. 167), konnte er 
von den beiden für die hauptsächliche Kecbtspfle^e bestimmten Prätoren 
den einen anderweitig verwenden ; aber nicht bloss in die Handhabung 
der Jurisdiction hat er nicht eingegriffen, was nur in der Ordnung ist, 
sondern auch wo man sein Mitwirken erwarten sollte, bei der gene- 
rellen Formulirung der prätorischen Amtsthätigkeit, den ständigen 
Edicten finden wir nicht, dass die Prätoreo ihre häufig der Sache nach 
legislatorischen Anordnungen auf den Senat gestutzt haben. 
AuMdioi« Q Iß militärischer Hinsicht macht sich der Einfluss des Senats nach 
'''v/?—- drei lUchtungen hin geltend : bei der Einberufung der Dienstpflichtigen ; 
bei der Instruction der Gommandoträger und bei der Kriegführung 
selbst. — Die Einberufung der Dienstpflichtigen ist, da die Ordnungen 
der Republik, abgesehen von der Reiterei, die Ständigkeit des Dienstes 
nicht kennen, als formell ausserordentliche Massregel, wo sie nicht 
durch den Nothfall erfordert wird , wohl von jeher von Rechtsw^en 
durch den Senat gegangen. Auch hinsichtlich der Qualification der 
Soldaten wie der Offiziere ist der Senat competent und hat unter 
Umständen die Einstellung nicht gedienter Mannschaften untersagt 
und die Ernennung der Olfiziere durch die Comitien zu Gunsten 
der Feldherren eingeschränkt. Der Sache nach indess gehört in der 
uns historisch bekannten Epoche die jährliche Einberufung der Dienst- 
pflichtigen in der Höhe von etwa 10000 Bürgern für jeden der Consuln 
nebst der entsprechenden der ungefähr gleich starken Bundescontingente 
(S. 261) zu der ordentlichen Amtsfunction ; wahrscheinlich ist in der das 
Amtsjahr eröfbenden generellen Vereinbarung hinsichtlich der Jahres- 
geschäfte die Bewilligung dieser Einberufungen mit begriffen gewesen 
und wird vom Senat beschlossen worden sein, konnte aber schwerlich 
von ihm abgelehnt werden. Aber diese Truppeuzahl hat schon in der 
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mittleren Republik dem fiedttrfniss r^elmftssig nicht genügt nnd wegen 
UebeiBchreitung dieses Minimaisatzes , sei es durch stärkere Ein- 
berufung, sei es durch Nichtentlassun^ der frUfaer einbenifenea Mann- 
schaften ist Jahr für Jahr im Senat verhandelt worden. Diese 
senatorischen Festsetzungen der gewaltigen Republik haben lange Jahre 
hindurch, indem sie die militärische Bedürfnissfrage und damit Zahl 
und Vertheilung der Truppenmai^fat regeln, sowohl nach aussen 
hin der grossen Politik Regel und Richtschnur gegeben wie in der 
inneren Politik die Abhängigkeit der Magistratur von dem Senat zum 
Ausdruck gebracht, wobei allerdings auch die weiterhin zu erörternd'e 
finanzielle Competenz desselben wesentlich mitgewirkt bat. 

Aber nachdem in den grossen Kriegen des sechsten Jahrhunderts 
d. St. wesentlich durch das einträchtige Zusammenwirken der Magi- 
stratur und des Senats der Sieg sich fQr die Römer entschieden 
und ihre Weltherrschaft sich festgestellt hatte, kam die Abhängig- 
keit des Frovinzialregiments in der Truppenzahl von dem Senat ins 
Schwanken. Es beruht dies in ereter Reibe darauf, dass die jähr- 
liche Auflösung und die jährliche Neubildung des Bürgeraufgehots 
wohl als Regel im italischen , nicht aber im Provinzialregiment sich 
durchfahren Hess und sehr bald, namentlich in den beiden spanischen 
Provinzen, der Sache nach ersetzt werden musste durch die regel- 
mässige Erstreckung des Dienstes der Truppenkörper auf mehrere 
Jahre unter Nachsendung von Ergänzungsmannscbaften , wodurch 
der Statthalter, zumal da auch seine Amtfuhrung in gleicher 
Weise regelmässig und zum Theil gesetzlich verlängert ward, von 
der Centralstelle bei weitem unabhängiger wurde als der Gonsul in 
seinem italischen Commando es gewesen war. Es kam hinzu, dass 
bei der Steigerung einerseits der Zahl der in den Provinzen wohn- 
haften römischen Bürger, andrerseits der Verwendung der Reichs- 
unterthanen zu militärischen Zwecken die früher auch factiseh auf 
Italien beschränkte Aufstellung von Truppen mehr und mehr in den 
Provinzen ebenfalls möglich ward und dass die finanzielle Abhängigkeit 
des Feldherm von der Centralstelle, seitdem die römischen Staate- 
einnahmen haupteächlich aus den Provinzen kamen, nicht minder für 
deren Vorsteher sich lockerte. An dieser trotz aller Palliative aus 
dem Provinzialregiment mit Nothwendigkeit sich entwickelnden mili- 
tärisch-finanziellen EmancipatioD der Statthalter ist das Senatsregiment 
zu Grunde gegangen. 

Wenn dem Wesen der römischen Magistratur nichts schärfer wider- '"^"JJ" 
strebt als die Beschränkung hinsichtlich der ordentlichen Amtsgeschftfte ,^^_ 
durch Instructionen des Seuats und wenn wie der Prozess so auch 
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die KriegfUhniDg , wo sie überhaupt zulässig sind, beide im Kreise 
der ordeutlicben Ämtfilhruii{>: liegen, so hat nichts desto wemger der 
Senat, ohne dieses oberste Princip geradezu zu verletzen, dennoch frtth 
im Wege der Pestetellung der Commandobezirke den Feldherren die 
allgemeine Instruktion ertheilt. Es ist kein Raum für dieselbe gegenüber 
dem einheitlichen Königscommando, und auch die EinfOhrung der Zwei- 
herrschaft kann daran nicht viel gelindert haben, 80 lange das BQrger- 
aufgebot der Regel nach einheitlich blieb und die militärisch unent- 
behrliche Einheit des Oberbefehls entweder durch Vereinbarung der 
bilden Consuln oder durch Turnus herbeigeführt ward (S. 121). Aber 
da die Vereiubaruiig thatsäcblich die Zurücksetzung des einen Collegeo 
in sich achloss und der Turnus wie formell befriedigend, so praktisch 
widersinnig war, stellte wohl schon vor der eigentlich historischen Zeit 
die Gewohnheit sich fest, daes für das jährliche BUrgeraufgebot sowohl 
die Mannschaften wie das Operationsgebiet zwischen den Consuln ge- 
theilt wurden, wobei nicht zu übersehen ist, dass die Au^ebote 
Jahr aus Jahr ein wohl nur aasnahm&weise durch wirklichen Kriegs- 
fall bedingt, in der Regel als Felddienstübung angeordnet worden 
sind. Von Rechtswegen hing die Bildung eines doppelten Heeres 
so wie die getbeilter Operationsgebiete im italischen Commando und 
ebenso die Zutheilung beider an den einen oder den andern Consul von 
der Vereinbarung der Colinen ab ; aber sehr früh muss es R^el ge- 
worden sein, daes dieselben bei ihrem Amtsantritt das Gutachten 
des Senats hinsichtlich der für das beginnende Jahr zweckm&ssigea 
Operationsgebiete einforderten, wobei dann bei der Erstreckung 
des römischen Machtgebiets ober Italien hinaus selbstverständlich 
die Frage mit einbegriffen war, ob ein consularisches Commando 
ausserhalb Italiens erforderlich erscheine. Diese senatorischen 
Gutachten Ober die beiden consularischen Gommandos des laufenden 
Jahres, welche auf die personale Theilung der consularisdien 
Gompeteuzen sich niemals erstreckten, aber die grosse militärisch- 
politische Direetive einschlössen, haben in geschichtlicher Zeit für 
die Magistratur thatäächlich bindende Kraft; formell ist ihnen dieselbe 
durch das Gesetz des C, Gracchus vom J. 631 (123 v. Ch.) bei- 
gelegt worden, worin aber neben der rechtlichen Steigerung inso- 
fern eine wesentiiche Beschränkung der Befugniss des Senat« lag, als 
dieser angewiesen ward die Festsetzung vor der Wahl der betreffenden 
Consuln vorzunehmen, also die bis dabin rechUich ausgeschlossene, 
factisch regelmässige Rücksichtnahme auf die Personen bei der Fest* 
Setzung der Gompeteuzen wosentlicb erschwert wurde. Au^ehoben 
wurde die senatorische Direction des militärischen Regiments mit dem 
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consularisch-italischen Conunando selbst durch Sulla, wobei dem Se- 
nat freilich das Kecht blieb bei eigentlicher Kriegsgefahr einem mit 
Imperium au^estatteten Beamten das Commaudo zu Qbertragen. — 
Auf die ausBeritalischeu prätorischen CommandoB, welche, wie wir 
sahen (S. 286), zunächst der Civilverwaltuug angehören und nur 
nebenbei sUs Commandobezirke gelten, hat der Senat von Rechts- 
wegen keinen Einfluss. Sie sind gesetzlich ein für alleraai fixirt und 
ihre Statthalter werden durch die Gomitien mit Zuhülfeuahme des 
Looses bestellt; bleibt es bei der Regel, so wird für sie ein se- 
natoriscbes Gutachten nicht erfordert. Aber in dem Jahrhundert, in 
welchem diese Qberseeischen Verwaltungsbezirke aufkamen, ist die 
Ausnahme fast häufiger als die Regel und jede Abweichung von dieser 
erfordert die Mitwirkung des Senats. Zmiächst hat der Senat die Be- 
fugniss gehabt oder doch ausgeßbt unter die prätorischen Competenzen 
neben den gesetzlichen nodi ausserordentliche, zum Beispiel das Flotten- 
commando au&unehmen, wodurch dann fOr die gesetzlich geordneten 
die Beamten fehlten; und als jene Befugniss dem Senat entzogen 
ward, wurde durch die mit der Vermehrung der Provinzen nicht 
Schritt haltende Vermehrung der Zahl der Prätoren bei der Besetzung 
der Statthalterschaften ein ständiges Deficit herbeigeführt, dessen Aus- 
füllung unter Beiseitelassung der Gomitien der Senat bewirkte. 
Allerdings kann derselbe die ausseritalischen Commandos nur ent- 
weder im Wege der Verlängerung des bestehenden oder allenfalls durch 
Besetzung mit einem nicht zum Imperium berufenen niederen Be- 
amten, nicht aber an Private vergeben ; nichts desto weniger liegt hierin 
ein dauernder und wesentlicher, der Sache nach regelmäsHig personaler 
Eingriff in die veifassungsmässig den Gomitien vorbehaltene Beamten- 
Greirung. Sulla hat, indem er die Zahl der Provinzen und die der 
Prätoren ins Gleichgewicht setzte und das zweite Amtsjahr gesetzlich 
feststellte, der senatorischen Willkür durch stresgere Ordnung Schranken 
gesetzt, wobei der Senat zum Ersatz der ihm entzogenen Feststellung 
der consularischen Gompetenzen das Recht erhielt aus sämmtlichen 
Provinzen zwei vorzugsweise wichtige den Gonsuln eines jeden Amtjahra 
vor deren Wahl zu überweisen; um die übrigen toosten alsdann die 
Prätoreu des gleichen Jahres. Unter dem Principat ist dem Senat 
auch diese Befugniss entzogen und sind die Provinzen sämmtlich fixirt, 
so dass die Gonsulare um A&ia und Africa, die Prätoren um die 
übrigen das Loos ziehen. 

Das eigentliche Feldhermrecht, die Handhabung der militärischen '^^■^ 
Disdplin, die Führung der Operationen, die Verhandlung und das''*^^*"* 
Uebereinkommen mit dem Feinde unterli^ dem Eingreifen des Senats 
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weniger füs die Heerbildung und die militAriscbe Directive, indess macht 
sein Eiofluss namentlich in späterer Zeit auch in der Kriegsfilbning 
seihst sich geltend. In die Soldatenbelohnungen, sei es mit Ehren oder 
mit Geschenken, hat der Senat schwerlich jemals eingegriffen; wenn es 
bei den Strafen zuweilen geschehen ist, so ist dies wobi häufig im 
Interesse, nicht selten vielleicht auf Veranlassung der Feldherrn selbst 
geschefaen. Auch die Belohnungen des Feldherrn selbst, der Imperator- 
titel und der Triumph liegen nach älterem Brauch iener bei der sieg- 
reichen Armee, dieser bei dem Feldberm selbst ; späterhin indess ist jener 
auch vom Senat deeretirt worden (S, 265) und hat dieser wenigstens 
thatsächlich von ifam abgehangen (S. 264). Bei weitem wichtiger ist 
der Einöuss, den der Senat auf den Gang der Kriegführung und vor 
allem auf die den Krieg abschliessenden Verträge durch die von ihm 
zum Heere abgeordneten Commissarien (legaü) ausgeübt hat. Bot- 
schaften hat die Centralregierung selbstverständlich von jeher an ihre 
Feldherrn senden können und gesendet ; in der späteren Republik aber, 
wir wissen nicht seit wann , besteht der Gebrauch, dem Senat ent- 
nommene Vertrauensmänner den verschiedenen CommandofOhrem mit 
factischer Ständigkeit beizugeben, welche zwar officiell weder civile 
noch militärische Competenz haben, aber dem Herkommen nach während 
des Feldzugs an jedem Kriegsrath theilnehmen und häufig als Unter- 
befehlshaber und Offiziere verwendet werden, auch bei der Verwaltung 
in ähnlicher Weise sich betheiligen, und die nachher bei allen die 
militärische oder administrative Ämtführung des Statthalters betreffen- 
den Senatsverhandlungen mitzureden im Stande sind. Diese Ein- 
richtung, späterhin, als die Ernennung dieser Gehülfen vom Senat 
an den Feldherrn kam, einer der wirksamsten Hebel bei der Herbei- 
führung des monarchischen Regiments (S. 204), ist fUr die Controle 
der Statthalter von dem Senat geschaffen und gebraucht worden. In 
weiterer Steigerung tritt diese Senatacontrole auf bei dem Abschluss 
der Friedensverträge, welche durch Zuordnung derartiger Commissionen 
der Senat den Feldherrn aus der Hand genommen hat; es wird 
darauf bei der Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten zurück- 
zukommen sein. 

7. Nach keiner Seite hin ist das Oberamt so früh und so um- 
fassend an die Zustimmung des Senats gebunden worden wie hin- 
sichtlich der Verfügung über das Gemeindevermögen und vor allem 
über die Gemeindekasse. Es beruht dies zunächst darauf, dass diese 
Verfügungen durch^ngig ausserordentlicher Art sind. Was von den 
ordentlichen Ausgaben der Gemeinde iiyend durch Al^abe von Ge- 
meindegut oder von Steuerhebungen gedeckt werden kann, wird aus 
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dem Gemeindebaushalt entfernt; zum Beispiel werden die KoBten des 
Gottesdienstes durch die pontificale Frozesssteuer (S. 93) oder durch 
Fußdirung der Priesterthümer mit Grundbesitz aufgebracht, derBeit«r- 
8old auf die Wittweu und Waisen gelegt. So lan<!e das öffentliche 
Bauwesen hauptsfichlich durch Frohndeo beschafft und dem Soldaten 
der Sold nicht aus der Gemeindekasse gezahlt ward, müssen die 
ordentlichen Ausgaben der Gemeindekasse verschwindend gering und 
die Thesaurirung der Einnahmen die Regel gewesen sein. Regel- 
massig also war die Zahlung ans dem Gemeindeschatz, insonderheit 
die theilweise Ausschüttung der Gemeindegelder für Bauzwecke, eine 
ausserordentliche Finanzmassregel und fiel somit in die Competenz 
des Senats. Dasselbe gilt für den Fall, dass die Gemeindekasse mit 
ihren Mitteln nicht ausreicht, was, nachdem das Aerarium die Sold- 
zablung fUr die zu Fuss dienenden BUi^er auf sich genommen hatte, 
h&ufig geni^ eintrat; die Contributiou der Bürgerschaft, auf die als- 
dann recurrirt wird, war immer eine ausserordentliche Aushülfe und 
ist sicher von den Magistraten nicht leicht umgelegt worden ohne vor- 
herige Berathung mit dem Senat. Bei den späteren militärischen 
Bewilligungen mag allerdings für die Summen, welche das r^elmäflgige 
Büi^eraufgebot erforderte, der Zahlungsbefehl mit bloss formeller Mit- 
wirkung des Senats oder auch von den Consuln allein ertheilt worden 
sein. Aber hinsichtlich der Militfirkosten über diesen Bedarf hinaus 
bat der Senat wohl von jeher um sein Gutachten be&agt werden müssen. 
Wenn also auch die Erhebung von Geldern aus der Staatskasse 
consularisches Recht war und blieb, so hat dieses bei Zahlungen von 
Belang nicht leicht anders au^eübt werden können als nach eingeholter 
Zusttmmui^ des Senats, und ist dieser durchaus die eigentliche Stelle fUr 
die Geldbewilligung. Indess hat der Senat diese Befiigniss mit weiser 
Selbstbeschränkung gehandhabt und die Zweckbestimmung der von 
ihm bewilligten Summen in grosser Weite festgesetzt, insbesondere bei 
Bau- und Krieg^eldem die specielle Verwendung den betreffenden 
Beamten anheimstellend. Von der Bedeutui^ und dem Alter dieser 
Competenz zeugen die dadurch bewirkten Creirungen der Qu&stur und 
der Censur. Dass die Quästoren nicht allein, aber wesentlich mit dazu 
geschaffen worden sind, um den Umfang und die Modalittlten der con- 
sularischen Gelderhebung oßiciell zu constatiren und das consuiarische 
Verfügungsrecht über die Gemeindekasse ohne Aenderung desselben 
unter Controle zu nehmen, ist früher (S. 274) ausgeführt worden; 
ebenso dass das ursprüngliche Verfitgungsrecht der Consuln über die 
Gemeindegelder zu Bauzwecken, indem es auf die Censoren Übertragen 
ward, vielmehr an den Senat kam, da die Censoren nicht, wie die 
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Consuln, von sich eiub Gelder erheben, nicht einmal, da sie das Recht 
mit dein Senat zu verhandeln nicht erhielten, bei dem Senat einen 
derartigen Antrag selber stellen konnten. 

0"^*^"- 8. Die ausländischen und internationalen Verhandlungen und 
Festsetzungen sind, so wenig der nur in der Stadt fungirende und 
vielköpfige Senat dazu geeignet erscheint, dennoch in der Zeit der 
Republik in demselben concentrirt worden, wobei unter dem Ausland 
nicht bloss die reichsfremden, sondern auch die durch formalen BDnd- 
nissvertrag von Rom abhängigen Staaten, ja selbst die nur zu 
faetischer Autonomie zugelassenen Unterthanengemeinden mit zu ver* 
stehen sind. Es gilt dies von dem Gesandtschaftsverkebr wie von den 
Staatßverträgen. Den Gesandtschaftsverkebr finden wir, so weit dies 
irgend mit dem Commando vereinbar ist, ausschliesslich verknüpft mit 
dem Vorsitz im Senat. Botschaft an einen andern Staat kann, von rein 
militärischen Abmachungen abgesehen, der Feldherr nicht entsenden, 
noch weniger aber von sich aus der städtische Magistrat, sondern äe 
wird vom Senat beschlossen und die Instruction im Senat festg^tellt, 
während der Vorsitzende die Personen bezeichnet. Regelmässig erhalten 
die Boten nur den Auftrag die Beschlüsse des Senats mitzutheilen und 
die darauf ertheilte Antwort diesem zu berichten, enthalten sich also, so 
weit dies möglich ist, der eigenen Action und lassen die letzte Ent- 
scheidung dem Senat. Umgekehrt werden die Gesandten fremder 
Staaten durchaus nach Rom gewiesen und verhandeln hier ofRciell 
nicht anders als mit dem versitzenden Magistrat und dem gesammten 
Senat. Dieser unmittelbare Verkehr der Centralregierung mit dem 
abhängigen wie mit dem freien Ausland, bei dem die leitenden Kreise 
des Senats über die Instruirung wie ober die Bescheidung der Ge- 
sandtschaften bestimmten, hat in den auswärtigen Beziehungen den 
Einfluss der Magistratur früh tiberwogen und namentlich für diejenigen 
Jahrhunderte, in welchen die römische Republik dem Ausland das 
Gesetz gab, das Schwergewicht der Weltherrschaft und die BOi^- 

lU*iw^ Schaft ihrer Stabilität in den Senat gelegt. — Schon biedurch ist 
heiini. gg gegeben, dass definitive Verträge mit dem Ausland in der späteren 
Republik tbatsäcblich der Senat abgeschlossen hat, obwohl dem Feld- 
herrn die militärischen Abmachungen mit dem Gegner selbstverständ- 
lich nicht verschränkt wurden , auch der Senat nach ausgebrochenem 
Krieg sich auf Verhandlungen mit dem Gegner nicht anders einliess 
als mit Vorwissen und Zustimmung des gegen ihn im Felde stehenden 
Mt^iistrats. Allerdinga griff einerseits das magistratische Recht der 
Gemeindevertretung, andrerseits die souveräne Stellung der Comitie^ 
in diese Vertragsschliessung ein. Aber es ist bereits auseiaaodei^setzt 
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wonien (S. 291), dass das Recht der Feldherren mit Vorwisaen der Ge- 
meinde unbedingt und auch ohne solches Vorwissen auf ihre Gefahr hin 
definitive Verträge abzuscbliessen im Laufe der Zeit ausser Gebrauch 
liam und die Vertrage von ihnen entweder unter Vorbehalt der Ratifi- 
cation des Senats eingegangen oder, was das Gewöhnliche war, die Ver- 
treter der andern Macht überhaupt nach Rom gewiesen wurden, wo 
dann der Senat die Verhandlung an sich nahm. Der magistratische Eid- 
schwur, durch den internationale Verhältnisse stabilirt werden, wird als- 
dann erst nach der senatorischen Feststellung derselben geleistet. Wo, 
wie dies bei den anssoritalischen Kriegen häu% der Fall war, das Friedens- 
geschitft eine umfassende und örtliche Revision der bestehenden Verhält- 
nisse nothwendig machte, pflegte diese dem betreffenden Feldherrn in 
der Weise Übertragen zu werden, dass ihm dafUr eine Senatscommission 
meistens von zehn Mitgliedern zugeordnet wunle, an deren Zustimmung 
er gebandea war. — Dass die Comitien nach den ursprQnglicheo Ord- 
Dungen bei dei^leichen Verträgen nicht mitwirken, aber bei dem Umsich- 
greifen ihrer nominellen Souveränetät tbeils die Ratification ihnen aus- 
drücklich vorbehalten wird, theils, wenigstens nach der Auffassung der 
demokratischen Tartei, die Bestätigung der Staatsvertxäge durch den 
Senat nur vorbereitend ist und dieselben erst durch die Bürgerschaft 
definitive Geltung erhalten, ist ebenfalls bereits ausgeführt worden 
(S. 322). Thatsftchlich ist ihr Eingreifen mehr formaler Art, da es 
äussersten Falls hinauskommt auf das Recht der Bürgerschafl; einen 
vom Senat abgeschlossenen Staatsvertrag abzulehnen, wovon prak- 
tisch kaum jemals Gebrauch gemacht worden ist. 
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Es bleibt schliesslich za entwickeln, wie die in republikanischer 
Zeit den Gomiüen und dem Senat zukommenden Befugnisse durch 
die augustische Ordnung und die daran sich anschliessende monarchische 
Gntwickelung umgestaltet worden sind. 

^^ot* Jy^ss der Prineipat seiner Competenz nach zunächst sich damit 
begnOgte die vielgespaltene magistratische Competenz der Bepublik 
zum guten Theil in sich zu vereinigen, namentlich die bisher jedem 
Statthalter zuständige Militärgewalt zu monopoHsiren , ist in dem be- 
trefienden Abschnitt (&. 198) ausgeführt worden. 

^•^J^** Die Vorherrschaft, welche der Senat thatsächlich immer mehr 
und namentlich in dem letzten Stadium der Republik immer un- 
verhollter sich vindidrt hatte, wurde ihm unter dem Prineipat in der 
Weise formell verliehen, dass er seine frühere Machtstellung gleich- 
zeitig verlor. Auf der einen Seite wurde ihm das aus dem Recht 
die magistratischen Anträge zu begutachten entwickelte Gemeinde- 
regiment nicht gerade aberkannt, wie es auch foimell ihm nicht Über- 
tragen worden war, aber aus der Hand genommen ; andererseits sind neben 
der durch die neue Erblichkeit (S. 143) gesteigerten privilegirten Stel- 
lung die formalen Souveränetätsrechte, die freie Strafgewalt, die Wahlen 
der Beamten, die Gesetzgebung auf ihn Übergegangen, fireilich Dicht 
ohne dass in jedes derselben die kuserliche Befugniss übergriff und 
das principiell hierin ausgesprochene System den Senat zum Träger 
der Gemeindesouveränetät zu machen im Ergebniss mehr oder minder 
eludirte. Also wurde aus dem senatus populi Bomani der früheren 
Republik der senatus })opulusque Bomanus der letzten republikanischen 
und der Kaiserzeit und wenn jener mit seinen nRathschlägen" die Welt 
regiert hatte, fiel diesem die Rolle zu als Figurant der Souveränet&t 
das grosse römische Weltschauspiel zu epilogiren. 
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Das Recht der oberen Magistrate in jedem aufiserordentlichen Fall ^i^^ 
das Gutachten des Senats einzufordern , die Gnmdlage des Senats- p|^^ 
regiments ist formell unter dem Principat in Kraft geblieben; aber 
die thatBftchliche, rechtlich freilich nie formulirte Verwandlung diesee 
Beamtenrechts in eine Beamtenpflicht hat mit dem Eintritt der 
Monarchie ein Ende und darin li^ insofern ein vollst&ndiger Umschwung 
der Dinge, als die neue Monarchie sich von vom herein der Bevormundung 
durch den Senat ernstlich und völlig entzieht. Militärische Angelegen- 
heiten sind grundsätzlich nie vor den Senat des Principats gebracht 
worden, Verhandlungen mit dem Ausland nur ausnahmsweise und dann 
mit decorativem Zweck. Die Angelegenheiten der unter dem Ktuser 
stehenden Provinzen so wie die gesammte kaiserliche formell private 
Finanzverwaltung werden ausschliesslich vom Kaiser erledigt In An- 
gelegenheiten Italiens und der nicht dem Kaiser überwiesenen Provinzen 
wird auch jetzt noch der Senat befragt und zum Beispiel die Aus- 
hebung in Italien regelmassig auf Grund eines Senatsschlusses angeord- 
net, ebenso, wenn bei der Besetzung dieser Statthalterschaften ausser- 
ordentliche Massregeln nöthig werden, diese durch ihn verfügt. Dessgleichen 
behält er die Verfügung über die allerdings durch die Ueberweisungen 
an den Kaiser sehr geschmälerte Keichshauptkasse. Mehr als diese 
dQriligen Ueberreste des ehemaligen Beichsregimenta hat für die 
politische Machtstellung der Körperschaft die Vertretung anfänglich 
der alten Aristokratie, nach deren Aussterben wenigstens des hohen 
Beamtenadels , die Bewahrung der republikanischen Tradition und 
Opposition, das Recht der Rede in grossem und thatsächlicb öffentlichem 
Kreise zu bedeuten gehabt und bei jeder politischen Krise, nament- 
lich bei dem Regierungswechsel ist der Senat wenn nicht ausschlag- 
gebend, doch in der Wagschale wiegend. Aber es gehört dies mehr 
der Geschichte an als dem Staatsrecht 

Unter den erst mit der Monarchie dem Senat erworbenen Hechten f^'^ 
ist keines älter und principiell keines bemerkenswerther als die schon ^•''*- 
in anderer Verbindung (S. 234) erörterte senatoriscbe Criminflljustiz. 
Sie lehnt sich zwar an an das alte freie consularische Strafrecht, ist 
aber in dessen Bindnng durch die Zustimmung des Senats vollständig 
neu und allem Anschein nach schon von Augustus eingeführt, offenbar 
zu dem Zweck durch diese Goncession die Verleihung der gleich- 
artigen Strafeewalt an den Kaiser einigermassen zu neutralisiren. Dass ^'^IS" 
die gleichzeitig eingeführte Appellation gegen das magistxatische Decret ^*"'' 
in Civilsachen ebenfalls auf den Senat eistreckt ward, ist gleichfalte 
schon angegeben worden (S. 255). Politische Wichtigkeit hat von diesen 
formalen Erweiterungen der Senatscompetenz nur die erste gehabt und 



Digitizccoy Google 



342 Fünftes Buch. Die Comitien und der Senat. 

auch diese Dur insofern, als unter Dblem Regiment die mittelbare Des- 
potie noch rQcksichts- und schrankenloser gewaltet hat als die directe. 
''• Nicht sofort mit dem Eintritt des Principats, sondern erst bei dem 
Re^erungsantritt des Tiberius sind die Wahlen der republikanischen 
Beamten und, vas damit zusammenfallt, die Et^änzung des Senats 
selbst und das Aufrücken in die höheren Rangklassen desselben von 
den Comitien auf den Senat Qbertragen worden. Dass dieses Wahl- 
recht durch die unter dem Principat geschärften Normen Ober die 
Wahlqualification in enge Grenzen gewiesen war und sowohl der eiste 
Eintritt in den Senat wie das Durchlaufen der Rangstufen mehr von 
Rechtswegen als nach dem Belieben der wählenden Körperschaft sich 
vollzogen, haben wir bereits gesehen (S. 118). Hier bleibt noch zu 
entwickeln, in welcher Weise in dieses an sich schon verkümmerte 
Wahlrecht die kaiserliche Gewalt eingegriffen hat. Es geschah dies 
theils durch das Commendationsrecfat, theils durch die Adlection. 

* Analog wie fQr den Dictator Caesar wurde fUr Augustus, als er 
mit der Einfahrung der neuen Reichsordnung die bis dahin kraft der 
constituirenden Gewalt von ihm geDbte Beamtenemennung aus der 
Hand gab, die Festsetzung getroffen, dass bei den Beamtenwahlen die 
von ihm den Wilhlem empfohlenen Personen allein zu berOcksichtigen 
seien unter Annullirung der auf andere Candidaten fallenden Stimmen. 
Wahrscheinlich hat anfänglich diese Befugniss, welche Übrigens den 
Empfohlenen von der Qualification nicht entband, sich auf das Consulat 
nicht erstreckt; aber vermuthlich schon unter Nero, sicher unter Ves- 
pasian wird sie eben auf dieses in solcher Schärfe angewandt, dass 
die bindende Empfehlung hier der Sache nach auf die einfache 
Ernennung hinauskommt, wobei die Willkür in der Creining nicht 
so sehr von Consuln, als von Gonsularen noch gesteigert wird durch 
das dem Kaiser ebenfalls eingeräumte Recht die Amtsdauer nach Er- 
messen zu verkürzen. Bei den unter dem Consulat stehenden Aemtera 
ist dagegen, sei es nach rechtlicher Vorschrift, sei es durch Selbst- 
beschrftnkung , die Commendation immer auf eine gewisse Zahl der 
zu besetzenden Stellen , nnter Tiberius zum Beispiel auf den dritten 
Theil der Prätoren beschränkt worden. 

• Von der Adlection war bereits die Rede (S. 310). Sie ruht auf der 
kaiserlichen Censur in der erweiterten Competenz, mit welcher dieses 
Amt von einzelnen Kaisem des ersten Jahrhunderts Obemommen und 
in dieser Gestalt dann durch Domitian dem Principat ein fOr allemal 
einverleibt ward. Sie besteht in der Befugniss dem Senator oder dem 
NichtSenator ein nicht geführtes Amt als geführt beizulegen und ihn in 
die entsprechende Senatsklasse einzuschreiben. Auf das Consulat ist 



Digitizccoy Google 



5. Die Dyarcbie du Prindpats. 343 

die Adleetion erst Bpflt und selten angevandt worden, da hiefur die 
dem Kaiser gestattete Verkürzung der Amtsdauer ausreichte. Hinsichtlich 
der Ubrigen Aeniter ist, so lange die kaiserlichen Censuren unstetig und 
exceptionell blieben, von derselben ein bescheidener Gebrauch gemacht 
worden. Erst seit dem Ende des ersten Jahrhunderts haben die Kaiser 
zu jeder Zeit und in bedeutendem Umfang derartige Adlectionen vor- 
genommen und es hat diese Einreibung neuer Leute in den Senat 
dann nicht wenig beigetragen zu der Auflösung der geschlossenen 
Beamtenaristokratie der Republik und des früheren Principats. 

Von der Gesetzgebung ist ein wichtiger Theil , die Entbindung ^SiS^'" 
von den bestehenden Ordnungen für den einzelnen Fall bereits in <*'^^"' 
republikanischer Zeit auf den Senat übergegangen. Wenn das Privi- »»«if»»- 
legium nicht minder als das Gesetz selbst ein legislatorischer Act ist, so 
haben doch selbstverständlich von je her die Magistrate in dringlichen 
Fällen unter Vorbehalt der comitialen Ratification sich Abweichungen 
von dem Gesetz gestattet und in solchem Fall zur Minderung der 
eigenen Verantwortung, so weit dies möglich war, sich wenigstens der 
Zustimmung des Senats versichert. Mit dem Einholen und selbst mit 
dem Vorbehalten der comitialen Katification ist es dann niclit streng 
genommen und bei der suUanischen Verfassungsrevision dem Senat 
wahrscheinlich ausdrücklich das Recht eingeräumt worden wenigstens 
gewisse Gesetze f&r den einzelnen Fall definitiv ausser Anwendung zu 
stellen. Dies ist geblieben, und durch die ganze Kaiserzeit hindurch 
werden die Entbindungen von den Gesetzen Über die Wablqualification, 
über die ßechtsnachtheile der Ehe- und Kinderlosigkeit, über die Be- 
schränkung des AssDciationsrechts und der Volkslustbarkeiten bei dem 
Senat nachgesucht. Auch die Bewilligung ausserordentlicher Sieges- 
ehren (S. 2Ö5) und die Versetzung eines verstorbenen Herrsehers oder 
Gliedes des Herrseberhauses unter die Gottheiten der Gemeinde werden 
unter dem Principat zwar auf Antrag des Kaisers, aber regelmässig 
vom Senat beschlossen. 

Weiter ist die gesetzgebende Gewalt für bestimmte Kreise des weiten SJSiiü« 
nach der römischen Auffassung dazu gerechneten Gebiets auf den"^,!^^'- 
Monarchen übergegangen. Einmal ist die Ordnung der Beziehungen *'^^' 
zam Ausland, Kriegserklärung, Friedensschluss und Bündniss unter 
Ausschluss der bisher dafßr beikommenden Organe, der Comitien 
(S. 322) wie des Senats (S. 338) der Entscheidung des Princeps 
unterstellt worden. Femer werden sämmtliche gesetzliche Nor- 
mirungen, welche nach republikanischem Gebrauch durch Special- 
mandat an einzelne Beamte übertrt^en werden konnten, ein für alle- 
mal unter die Competeuz des Princeps gewiesen. Darunter fällt die 
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"iL.^'^" bisher in der Regel von den Comitien ausgeübte Verleihung des 
^2*st»dt^ ■'''^'^*^^^° Bürgerrechts, welche anknöpft an die in republikanigcher 
"''"'■ Zeit einzelnen Feldherrn gewährte Befugniss solcher Verleihung an 
die unter ihnen dienenden Nichtbürger. Von den Kaisern ist dieselbe 
vorzugsweise theils zu dem gleichen Zweck benutzt worden, theils um 
in die aus römischen Bürgern bestehenden Truppenkörper Nichtbüi^er 
einzureihen. Weiter ßült darunter die in republikanischer Zeit 
häufig Specialcommissarieu zugewiesene Ordnung der dem Reicba- 
verband angehörenden städtischen Gemeinwesen; unter dem Principat 
^t der Kaiser berechtigt Gemeinden peregrinischen Rechts latinisches 
oder römisches zu verleihen oder neue Gemeinden dieser Art ins Leben 
zu rufen und die Municipalordnungen nach Ermessen zu gestalten. 
3iütiw Wenn durch die Ausscheidung dieser Kategorien das weite Gebiet 
^"j^der republikanischen Gesetzgebung auf einen massigen alle eigentliche 
prtndut. politische Actlon ausschliessenden Umfang zurüclfgeführt wird und die 
Gesetzgebung unter dem Principat im wesentlichen auf das Privatrecht 
mit Einschluss der Criminalordnungen beschränkt ist, so ist für diesen 
Kreis die Gesetzgebung unter Festhaltung der Vorberathung im Senat 
(S. 330) allem Anschein nach von Rechtswegen den Comitien ge- 
blieben. Augustus hat, nachdem er die constituirende Gewalt al^e- 
geben hatte, nur gleich den Magistraten der Republik die legislatorische 
Initiative in Anspruch genommen und seine Gesetzgebung auf Grund 
der tribunicischen Gewalt in der Form des Plebiscits ausgebaut. Aber 
seit der zweiten Hälfte der Regierung des Tiberius versagt wenigstens 
s^i^dM ^^^ Sache nach die comitiale Legislative (S. 324) und geht die Ge- 
t^iiLatiT« Betzgebung, so weit sie von Rechts wegen comitial ist, eifectiv über auf 
Vrtte *"" ^^° Senat. Formell scheint ihm dieselbe nicht übertragen worden zu sein, 
priacipit. da die rechtliche Gültigkeit der die alten Comitialgesetze ablösenden 
Senatsconsulte noch in der Mitte des 2. Jahrb. nicht uuaü^efochten 
feststand ; aber deutiieh wird für die bleibenden Normen in Civilrecht 
und Verwaltui^ jetzt diese Form gebraucht und die Kaiser haben 
dabei, wie frOher bei dem Volksschlusse , sich auf die Initiative 
beschränkt. 
i>«B«i'»«- Wenn der Principat die gesetzgebende Gewalt allgemein niemals 
la^nriidisii geübt DOch lu Auspfuch genommen hat, so hat allerdings dem Kaiser 
Kitan». das magistratische Recht zu ediciren, das heisst obrigkeitliche Re^lative 
zu erlassen, nicht gefehlt und bei der Perpetuität seines Amtes war 
damit die Handhabe gegeben in die Gesetzgebung einzugreifen. Er 
hat davon auch Gebrauch gemacht; das befreite Soldatentesta- 
ment zum Beispiel ist auf diesem Wege eingeführt worden. Aber 
wenn es hier auf der Hand liegt, warum diese Neuerung nicht an den 
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Senat gebracht worden ist, so lehrt namentlich die Geschichte des 
FideicommisseB , mit welcher ZurQckhaltimg die Kaiser in die eigent- 
liche Gesetzgebung eii^rifTen. Dass bei der Anbaltung des Erben zur 
ErfQlliing der rechtlich formlosen, aber moralisch verbindlichen Auflage 
seines Erblassers Äugustus das Geschworenverfahren ausschloss and 
die Vorsitzenden des Senats anwies dies durch ausserordentliche Cog- 
nition durchzufuhren, zeigt deutlich, dass dies nicht so sehr eine 
legislatorische Neuerung war als eine Uebertragung der Gewissens- 
päicht in die Bechtssphäre und dass bei diesem TJeberschreiteu der 
strengen Rechtsgrenze die Mitwirkung des Senats nothwendig erschien. 
Weiter hat die in dem einzelnen Fall von dem Kaiser getroffene Ent- 
scheidung (constitutio) rechtliche Gültigkeit auf Grund der in sein 
comitiales Wahl- und Vollniachtgesetz (S. 196) eingerückten Clausel, 
dass er .das Becht und die Macht haben solle in göttlichen und 
menschlichen, in öfTentlichen und Privatangelegenheiten zu thun und 
vorzunehmen, was ihm zur Frommen und zur Ehre des gemeinen Wesens 
zu gereichen scheine." Aber ein Gesetz ist eine solche kaiserliche 
Verfügung nicht; sie entscheidet die Angelegenheit, fUr welche sie 
ergeht, hat aber weder beständige Dauer noch allgemeine Anwend- 
barkeit. Die darin ausgesprochene Verleihung gilt immer nur als 
gemacht bis weiter, kann also vou Becbtswegen von dem ver- 
leihenden Herrscher jederzeit zurüclcgenommen werden und tritt mit 
seinem Tode von selber ausser Kraft, falls nicht der Nachfolger sie 
erneuert. Der in einem kaiseriichen Erlass zur Anwendung gebrachte 
oder auch ausdrücklich ausgesprochene Rechtssatz ist rechtlich nicht 
mehr und will auch in der Hegel nicht mehr sein als Präjudicat und 
Interpretation. Nachdem wahrscheinlich seit Hadrian die Kaiser die 
an sie gelangten Eingaben statt durch Privatliescheidung häufig im 
Wege des öffentlichen Anschlags beantworteten, gingen diese promul- 
girten Erlasse der Sache nach in die kaiserlichen Edicte über und da 
sie grossentheils Rechtsfragen behandelten, wurden sie für die spätere 
Kaiserzeit das rechte Organ der authentischen Interpretation und sind 
anch wohl, wie dies bei aller autoritativen Rechtsanwendnng der Fall 
ist, benutzt worden, um in der Form der Erklärung das Recht zu 
ändern. Reichsgesetze aber haben sie niemals sein wollen und sind 
auch nie diesen zugezählt worden. 
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Die Staatsordnung seit 
Diocletian. 

Die Darstellung des römischen Staatsrechts, welche dieser Abriss ^^™' 
giebt, schliesst ab mit dem Ende des 3. Jahrhunderts unserer Zeit- ,^^;5|J|^ 
recfanung. Nachdem mit dem Tode Alexanders im Jahre 235 das 
severische Herrscherhaus erloschen war, brach das römische Reich zu- 
sammen. Das folgende halbe Jahrhundert ist eine Epoche der Agonie. 
Eine Dynastie giebt es nicht mehr. Unter den Trauern des Kaiser- 
namens, grossentheila geborenen Provinzialen und häufig gewesenen Sub- 
altemoffizieren, ist keiner, der auch nur zu Decennalien eigener Herr- 
schaft gelangt wäre, keiner, der nicht den Kaiserpurpur mit seinem 
Blut gebUsst htttte, kaum einer, dem das aus einander fallende Reich 
in seiner Gesammtheit botmässig gewesen wäre. Inländische und aus- 
ländische Barbaren handhaben, unge^r wie in Feindesland die Militär- 
commandanten, im Reichsgebiet die Gewalt neben und gegen einander; 
der Antheil der Aristokratie am Reichsregiment, die Bildung der 
höheren Klassen, der Wohlstand der Bevölkerung, die Sicherung der 
Grenzen gehen gleichmftssig zu Grunde. Die Bauten, die MQnzen, 
die Schriftwerke, die Inschriften dieser Epoche reden in ihrer ab- 
schreckenden Fonn wie in ihrem kümmerlichen Bestand alle dieselbe 
Sprache, das entsetzliche Stammeln der agonisireoden Ctvitisation. 

Die Ursachen, welche diese Katastrophe herbeigeführt haben, j'^^^^jj, 
dürfen nicht in momentanen Gomplicationen gesucht werden; wenn ^äHu*" 
der morsche Baum zusammenbricht, wirft ihn freilich der letzte Wjnd- 
stoss um, aber er f&llt durch die innere Krankheit Mehr noch als bei 
dem einzelnen Menschen ist bei dem Volksganzen von einem sehr 
frühen Stadium an die Entwicklung neben dem Steigen zugleich ein 
Sinken, und dies gilt vor allem för Rom. Wenn in der Völker- 
geschichte das schliesslich entscheidende Moment das Mitthun des 
Bürgers bei dem Thun der Gemeinde ist, wenn Gemeinsinn, Wehr- 
baftigkeit, AmtstUchtigkeit, Patriotismus jeder Art nichts sind als die 



Digitizccoy Google 



348 I^i^ Staatsordnung seit Diocletian. 

scbOne Bluthe der bDi^erlichen Selbstth&ügkeit , so ist schon in der 
späteren Republik diese im Schwinden. Es beginnt die Umwandlung der 
alten Stadtbürf^erschafi in eine staatsbürgerliche Gesammtheit und das 
wesentlich dadurch bedingte Zurücktreten der Gremeinfreien gegen die 
privitegirten Stände, auf dem politischen Gebiet die Vorherrschaft des 
Amtsadels ueben der um die Mitherrschaft ringenden hohen Finanz, 
auf dem militärischen die Ersetzung der Bürgerschaft in Waffen durch 
das geworbene Frei willigenheer, der Einberufung der Römer insgemein 
im Fall der Noth durch die dauernden Dienst thuendea liegionen. 
Be^L- ^^^ politische Leben und Streben so wie der bürgerliche Waffen- 

iiS^™m dienst, schon in der letzten republikanischen Epoche beide im Schwanken 
Prindjat. und Verfallen, sanken weiter unter dem Principat. Der Ausschluss der 
niclit den beiden privilegirten Ständen angehörigen BUrger von den 
Öffentlichen Aemtem (S. 48. 115) und die Feststellung der ständigen 
Armee ohne Reserve (5. 262) sind wohl aus der republikanischen 
Entwickelung erwachsen, aber in ihrer Formulirung und Fixiruiig 
grundlegende Einrichtungen der neu geschaffenen Monarchie. 

Das Sinken des politischen Lebens war die nothwendige Fo^ 
des Eintretens der Einherrschaft; dass das Unkraut des republi- 
kanischen Ehrgeizes nicht ausgerauft werden konnte, ohne auch die 
edlen Lebenstriebe zu geiährden, hat Augustus wohl erkannt und 
versucht entgegenzuwirken. Die Uebertragung der formalen Gemeinde- 
gewalt auf den Senat (S. 340) hat allerdings praktisch nicht allzuviel 
bedeutet, obwohl die darin enthaltene ausdrückliche Verzichtleistung 
des neuen Gewalthabera auf die Bouveräne Herrscbergewalt, zumal bei 
der Macht des Rechtsbegriffs in dem römischen Gedankenkreis, ebenso- 
wenig gleichgültig ist wie die CoDBequeazen dieses Senatsregiments, 
nam^tlich das festgehaltene communale Selbstregiment Italiens 
und die fortdauernde wie audi immer beschränkte Publicität der 
Regieningsacte. Aber ein effectives Mitregiment wurde der republikaui- 
scheu Aristokratie eii^eräumt durch die Reservirung der wichtigstea 
Civil- und Militärämter für die Mitglieder des Senats (S. 212); diese 
durch alte Krisen mehr als zwei Jahrhunderte eingehaltene Schranke hat 
in dem Commando wie in der Verwaltung und der RechtspS^e ein Be- 
amtenregiment herbeigeführt, das ohne die schweren Schäden des republi- 
kanischen dem politischen Charakter dieser Epoche nicht allzu fem stand 
und dem im wesentlichen der Priucipat sowohl seine Vorzüge ver- 
dankt wie seine Dauer. Mit der Monarchie fand diese Aristokratie 
insoweit sich ab, dass die retroepective Kritik der bestehenden 
Ordnung allmählich verstummte und noch weniger an eine Beseitigung 
derselben gedacht ward, wohl aber, wenn der Ausdruck gestattet ist, 
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an eine Constitutionalisinitig der^elbeD, wofur uamenüicti die Versuche 
bezeichnend sind die CriminaljuriBdiction Ober die Mitglieder des Senats 
diesem selbst unter Ausschluss des Kaisers zu vindiciren. Das Miss- 
trauen gegen den Senat und die Senatoren, welches in sehr ver- 
schiedenen Formen und Graden durch das gesaminte Kaiserregiment 
sich durchzieht, ist der sicherste Beweis der fortdauernden Macht dieser 
Aristokratie und dieser Antagonismus gewissermasBeu die letzte Aeusse- 
rung der politischen Lebenskraft Roms. Als in der wüsten Mitte des 
8. Jahrhunderts Kaiser Gallienus, nicht die unfähigste, aber wohl die 
nichtswOrdigste Figur in der langen Reihe dieser monarchischen Cari> 
catnreD, die Senatoren von den Milit&rämtem ausschloss und es auf- 
kam diese tiberwiegend mit gewesenen gemeinen Soldaten zu besetzen, 
machte er damit wohl der Senatsherrschaft ein Ende, aber nicht minder 
der Dyarchie des Principats und damit diesem selbst 

Was hinsichtlich der Wehrhaftigkeit unter dem Principat geschah, " 
steht Dicht auf der gleichen politischen Höhe wie die allgemeine ^ 
FOhmng des Regiments unter demselben. Die Schlagkraft der 
republikanischea Epoche, wie sie noch in den mit der Grandang 
der Monarchie endigenden Bürgerkriegen in nur allzu gewaltigem 
Umfang sich erwiesen hatte, ist auf den Principat nicht übergegangen. 
Die durch das Jahrhundert der inneren Kriege in der Bürgerschaft er- 
zeugte Friedenssehnsucht und das Bedürfniss der neuen Monarchie 
sich durch Volksfreundlichkeit zu legitimiren, dazu das völlige Fehlen 
auch nur einigermassen ebenbürtiger Nachbarstaaten erkl&ren wohl, 
aber rechtfertigen nicht die sofortige thatsächliche Beseitigung der 
bOi^rlichen Wehrpflicht und die Beschränkung der Reichswehr auf 
eine ständige Armee, die in der Stärke von etwa 300000 Mann eben 
gent^te, um die durch die drei Welttheile sich erstreckenden Grenzen 
des Staats einigermassen zu garnisoniren, welcher aber jeder Rückhalt 
in der Masse der Bevölkerung fehlte. Um auch nur dieses zu er- 
reichen , gab Ai^ustus das I^incip der Vertheidigung des Römerreichs 
ausschliesslich durch römische Bürger auf und warf die Hälfte der 
Rekrutirungslast auf die dem Reich ai^ehörigen Nichtbürger; auch 
die immerbin durch diese Ärmeereorganisation wesentlich gesteigerte 
Finanzlast wurde nicht ohne Schwierigkeit gedeckt durch die Aufgabe 
der republikanischen Abgahefreiheit des römischen Bürgers (S. 277) und 
die Wiedereinführung des alten Tributum in der Form der fOnfprocen- 
tigen Erbschaftssteuer. Wie ausacbliesslich unter dem Principat militärisch 
allein die ständigen Truppen in Betracht kamen, zeigt die voll- 
ständige Beherrschung und die häufige Vergewaltigung der Hauptstadt 
mit ihrer Millionenbevölkerung durch die 10000 Gardesoldaleu und 
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zeigt nicht miDder die Vergleicbunf; der ungebeureo Truppenmassen 
des letzten republikanischen Bürperkriegs und der gleichartigen nach dem 
Ende der claudieclien und dem der antoninischen Dynastie lediglich 
zwischen den Corps derständigen Armee geschlagenen Schlachten um die 
Besetzung des erledigten Thrones. Wenn der „römische Erdkreis' 
(orbis Bomanus) , von dem bei der Zersplitterung der Völkerschaften 
jenseit des ßheines und der Donau und dem tiefen Verfall des Parther- 
reichs allerdings mit einigem Recht gesprochen werden durfte, an 
irgend einer Grenze die Botmässigkeit versagte oder, was trotz der 
vorherrschenden Friedenspolitik nicht ganz ausblieb , die römische 
Regierung die Ännectirung eines barbarischen Nachbargebiets bescbloss, 
so konnte die auf ii^end einem Punkt erforderte zeitweilige Vermehrung 
der Streitkräfte nicht andere bewirkt werden als durch entsprechende 
Entblössung eines andern und Verschickung der dort stehenden Be- 
satzungen in weite Entfernungen. An diesen mangelba^n Einrichtungen 
Augusts ist dennoch durch die nftcbsten drei Jahrhunderte im Wesentlichen 
festgehalten worden. Selbst kriegslustige Herrscher, wie Traianus und 
SeveruB, haben an dem System nichts gebessert und auch die ständige 
Armee nur unwesentlich vermehrt Verschoben hat sich nur der Civil- 
stand der Soldaten. Wenn nach den augustischen Ordnungen die 
Armee zur Hälft« aus römischen BQi^ern und insoweit damals vor- 
zugsweise aus Italikem bestand, so wurde zwar far diese Hälfte auch 
später an der Forderung des römischen StaatsbUt^errechts nominell 
festgehalten; aber da dies Staatsbttrgerrecht in immer steigendem 
Maasse auf die Proviuzialen erstreckt, auch häufig eben für die Ein- 
reihung in die Legion den desselben ermangelnden Rekruten verliehen 
ward, weiter die Aushebimg fur die an den Grenzen stehenden Truppen 
allmfthlich einen örtlichen Charakter annahm , so lieferte Italien bald 
für das Heer nur noch die höheren und theilweise die niederen Offiziere 
und die Gardesoldaten. Auch die höher civilisirten Provinzen verschwin- 
den allmählich aus dem Kaiserheer und wenn die civilisirte Kriegskunä 
ihr Uebergewicht über die barbarische auch in dieser Epoche durch- 
aus behauptet, so bedient sie sich vorzugsweise der den Barbaren 
Dächst verwandten mehr dem Namen nach als thatsächlich römischen 
Bestandtheile der Reichsbevölkerung. Dass dieses Mititärsystem 
nichtsdestoweniger Jahrhunderte lang die Grenzen des Reichs g^chUtzt 
und hier und da erweitert hat, beruht weniger auf der Kraft der 
Vertheidigung als auf der Schwäche der vereinzelten Angrifie. Die 
lange verzögerte Katastrophe entlud sich, gefördert durch das Er- 
starken der Perserherrscbaft mit dem Emporkommen der Sassaniden 
und durch den politischen Verfall des Regiments der gallieuischen 
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Zeit, in dem zweiten Drittel des dritten Jahrhunderts mit elementarer 
Unwiderstehlichheit über das gesammte rßmische Beich. Antiochieo 
wurde von den Persern vergewaltigt, Ephesos von den Gotben, Tarraco 
von den Franken ; alle Besitzungen jenseit der Donau und des BheinB 
gingen verioren; in Italien selbst gelangten die Alemannen bis nach 
Ravenna und noch stehen in Verona die Mauern, mit denen diese 
Stadt, von dem Reiche keinen Schutz mehr erwartend, sich selber 
der Giermanen erwehrte. Der ferne Westen wie der ferne Osten 
schienen vom Reich sich zu lösen; mit dem Blute des Kaiserenkels 
begründete Postumus in Trier seine Herrschaft Dber den Westen und 
während Kaiser Valerianus in persischer Krieg^efangenschaft sein 
Leben beschloss, stellte der römische Osten sich unter den Schutz des 
Araberfttrsten von Palmyra. 

Das war die A;;onie; aber die wunderbaren Geschicke Roms 
wendeten noch einmal den Tod ab. Es war dem R&merstaat noch 
ein Herbstfillhling beschieden, die schon von Aurelianus angebahnte, 
in dem einundzwanzigjährigen Regiment des Kaisers Diocletianus 
(284 — 305) vollendete Restauration des Reiches. Hier soll versucht 
werden in kurzen ZUgen die dabei zu Grunde li^ende Reichsordnung 
zu Bkizziren. Allerdings hat es ein Staatsrecht in dem Sinn, wie es 
der älteren Epoche beigelegt werden darf, in dieser nicht gegeben, 
kein Abwägen der verschiedenen höchsten Gewalten, überhaupt keine 
frate das Regiment selber bindende Ordnung. Aber ein neues Staats- 
wesen wird gebildet, mit hinreichender Bestimmtheit, in mancher 
Hinsicht sicherer und vollständiger als die älteren Festsetzungen, 
für uns zu erkennen. Neu ist darin so zu sagen fdles. Es 
sind vielleicht niemals, seit die Welt steht, die bestehenden Einrieb' 
tUDgen von oben herab mit solcher Gewalt und mit solcher Voll- 
ständigkeit und man musa hinzusetzen mit solcher Einheitlichkeit und 
Folgerichtigkeit umgeworfen worden, wie in diesem wunderbaren den 
Thron, die Religion, die Beamtenschaft, die Rechtspflege und die Ver- 
waltung, das Heer- und das Steuerwesen gleichmässig umfassenden 
TrOmmerbau und Neubau, fdr welchen allerdings die voraufgehende 
funfei^^ährige Anarchie wenigstens die Stätte bereitet hatte. 

Des Monarchen unbedingtes und unbeschränktes Herrenrecht "' 
über die Personen wie über das Gut aller Unterthanen ist die durch 
die Macht der Geschicke oder, wie es bald dafür heisst, durch den 
göttlichen Willen nothwendig gegebene Staataform. Die alte Titulatur, 
-der Spiegel des aus verschiedenartigen raagistratischen Befugnissen zu- 
sammengefügten Principats, weicht der einfachen Kaiserbezeichnung ; 
und nachdem der in diocietianischer Zeit vorwaltende lebendige Gott, 
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der Kaiser Jupiter und der Kaiser Hercules, die Göttersöhne und die 
Götterväter unter der Einwirkung des Christenglaubeus zurückgetreten 
waren, b^nnt — im Gebrauch Dritter schon früher, in eigener 
Führung unter den Söhneu Constantius I. — die Bezeichnung des 
Herrschers als des StaatseigenthUmeis (dominus), das unverhüllte 
Herrenthmn die Titulatur zu beherrschen. Nicht nach dem Huster 
des bisherigen Principats, sondern nach dem orieutalischen des Ferser- 
schahs ist dasselbe geordnet worden und auch die öffentliche Er- 
scheinung des Monarchen, der nach Frauenart geordnete Schmuck 
mit Perlen uud Edelsteinen in der Kopftracht wie in der Beschuhung, 
die orientalische Sitte der Kniebeugung, das Eintreten der Eunuchen 
unter die Dienerschaft weiseu nach dem Osten. Eine rechtlich 
feste Thronfolge besteht jetzt so wenig wie früher und es würde 
auch die Bindung des Monarchen durch eine Erbordnung mit der voll- 
«itwickelten absoluten Gewalt sidi nicht vertragen. Nebenherrschaft 
bleibt zulässig, giebt aber, wie die Katastrophe nach dem Tode Con- 
stantius I. dies zeigt, auch jetzt keinen rechtlichen Anspruch auf die Nach- 
folge; die Sammtherrschaft wiegt vor, wird aber jetzt, wie wir weiter 
sehen werden, nicht nothwendig, aber gewöhnlich mit der Reichs- 
theilung verbunden. Der Regel nach creirt der Monarch den Monarchen, 
auch nach der Keicbstheilung der überlebende Theilherrscher den 
CoUe^n; bei völliger Erledigung des Thrones, wie sie nach dem Tode 
Gonstantins I. und dann nach dem Julians und Jovians eintraten, er- 
folgt die WiederbesetzuDg desselben ohne Mitwirkung des Senats durch 
einen Wahlact der zur Zeit im kaiserlichen Hauptquartier anwesenden 
Offiziere und Beamten, in dem die ehemalige Imperatorenacclamation 
(S. 194) mit etwas geminderter Formlosigkeit sich erneuert. That- 
sächlich hat das dynastische Element auch diese Monarchie beherrscht 
und in dem constantischen sowie später in dem theodosiscben Kaiserhaus 
die Nachfolge des Blutes herbeigeführt; der Cultus des flavischen, das 
heifst des constantischen Hauses entspricht mit der dieser Epoche an- 
gemessenen Verrohung der Verehrung d^ julischeu Gestirnes. 

Auch auf dem religiösen Gebiet beginnt ein grundsätzlich anderes 
Regierungssystem und bald weicht wie in der monarchisclien Spitze 
so auch im Cultus der occidentalische Göttei^laube der Religion 
aus dem Osten. An die Stelle der religiösen Toleranz tritt die 
Aufnahme eines formulirten Glaubens unter die von oben herab zu 
erzwingenden Büi^erpflichten. Die Götter der römischen Gemeinde 
sind unter der Republik wie unter dem Principat von Staatswegen und . 
auf Staatskosten verehrt worden, aber keinem Staatsbürger war es 
verwehrt andere Götter daneben zu haben und diesen den Vorzi^ zu 
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geben. Dieses indifferente Verhalten k&m unter dem Principat dem 
neuen Christenglauben gegenüber insofern ins Gedränge, als dieser 
neben dem seinigen einen andern nicht gelten liess und den Staats* 
gOtteni die Verehrung auBdrdcklich und oft unehrerbieüg verweigerte; 
die staatlichen Versuche diese Ehrerbietung zu erzwingen und der 
dadurch hervorgerufene Widerstand fQhrten zu dem ge^rlichen Conflict 
nicht des Rechte mit dem Unrecht, sondern der Bürgerpflicht mit der 
Gewissenspflicht. Aber von staatlicher Seite war diese Anforderung 
im Allgemeinen mit massigem Nachdruck und verst&ndigerlnconsequenz 
geltend gemacht und nie war unter dem Principat auch nur der 
VeiBucfa gemacht worden dem Staatsbürger eine bestimmte religiöse 
Ueberzeugung au&uzwingen. Diocletian, entsprungen der von religiöser 
Gläubigkeit verschiedenster Art, aber gleichmässig mächtiger Innerlich- 
keit durchdrungenen niederen Soldatesca, fanatischer Anbänger eines 
wenigstens nominell dem alten Götterkreis angehörigen Glaubens, war 
nicht umsonst ein lebendiger und stra^ewaltiger Jupiter ; und wo der 
staatskluge Kaiser in seinen kräftigen Jahren bei der Ausführung dieser 
Tendenz Mass gehalten hatte, da setzte dem bejahrten und kranken 
Vater gegenüber und dessen Warnungen zum Trotz Jupiters Sohn, der 
Jovier Galerius, hervorgegangen aus dem gleichen rohen Militärkreis, mit 
wilder Unüberlegtheit eine Christenhetze ins Werk von einem Umfang 
und einer Gewaltsamkeit, wie die früheren Jahrhunderte sie nicht 
gesehen hatten. Mit diesem ernstlichen Einschreiten der Regierung 
für den alten GiJtterglauben war mit dem alten System der religiösen 
Indifferenz und der praktischen Toleranz gebrochen^, und gebrochen 
auf immer. Es wird einer der Fundamentalsätze der neuen 
Monarchie, dass es Pflicht der Regierung ist den religiösen Glauben 
der Staatsbfiiger zu fixiren und zu uniformiren. Allerdings ist nie 
ein Pfeil ärger auf den Schätzen zurückgeprallt als dieser. Was das 
zusammenbrechende Heidenthum gegen den Christenglauben versucht 
hatte, hat das dadurch in seinem Aufstreben nur gekräftigte Ghristen- 
thum g^en das Heidenthum durchgefllbrt und durch den Arm der 
Regierung dasselbe erst geknebelt und dann ausgerottet. Ja folgerichtig 
nahm der Staat weiter es als sein Recht in Anspruch den neuen Glauben 
positiv zu fonnuliren. Der Gegensatz der den „allgemeinen Glauben" 
bekennenden Christen (catholici) zu den „Sondermeinenden" (haere- 
tici), zuerst unter Constantin I. angestellt, um den Kreis der den 
Christen damals ertheilten staatlichen Privilegien rechtlich abzugrenzen, 
wird seit Gratian in officiellen Erlassen auf alle Staatsbürger ange- 
wandt und das Requisit der „Rechtgläubigkeit" {orthodoxia) in ebenso 
unlogischer wie gemeinachädlicher Weise als Bedingung des vollen 
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StaatabQrgerrechts proclamirt. Es ist die Nemesis dieser Abdicntion 
des Staats, dass von da an staatlicher Dogmenstreit und staatliche 
Ketzflreiennittelung die politische Geschieht« so zu sageo verdrängen 
und die Historie der Theologie den Platz räumt. 

Die Eeichseinheit , festgehalten wie unter der Republik so unter 
dem Priadpat, wird aufgegeben und schon durch Diocletian die Sammt- 
herrschaft als Theilherrschaft gestaltet (S. 203). Unter der constan- 
tischen Dynastie ist freilich noch mehrmals das gesammte Reich 
unter der Einherrschaft zusammengefasst worden; aber mit dem Er- 
löschen derselben föllt dasselbe definitiv in zwei Hälften ausein- 
ander, deren Scheidung um so schärfer hervortritt, als die im RAmer- 
reich vereinigte Doppeldvilisation, die hellenische und die lateinisch«, 
in ihr sich ebenfalls scheiden, der griechische Osten und der lateinische 
Westen damit politisch sich von einander lösen. Allerdings hebt diese 
Theilung die alte Gesammtheit nicht vollstAndig auf Das tmperitwn 
Bomemum bleibt nach der officiellen Auffassung dieser Epoche als 
Einheit b^teben und zerfällt nur in die „Theile des Ostens" {partes 
Orientis) und die „Theile des Westens" {partes Occidmiis). Von den 
beiden Consuln, nach denen immer noch das Jahr ofticiell benannt 
wird, ernennt zwar den einen die Regierung des Ostens, den andern 
die des Westens, aber nach beiden zusammen wird im ganzen Reich 
datirt. Auch die Gesetzgebung bleibt gemeinschaftlich, nicht bloss 
hinsichtlich der altereu Rechtsnormen, sondern auch für die Anord- 
nungen dieser Epoche, insofern jeder Theilherrscher jedem Erlasse auch 
den Namen des Mitherrschers vorsetzt und jeder Erlass in beiden 
Reichshälften Geltung hat oder doch haben soll. Nach Diocietians 
Anordnungen sollte auch dem gesammten Reich die eine Hauptstadt 
bleiben. Wie einst Italien als Hauptland neben den Provinzen, so 
steht nach seinen Einrichtungen die Stadt Rom mit Sonderver- 
waltung Beben dem sonstigen Reich und seinen Behörden. Frdlich 
hat Diocletian dieselbe zugleich insoweit decapitalisirt, dass er fllr sein 
neues Herrenthum die Residenz überhaupt beseitigte und dieselbe 
ersetzte durch das Hauptquartier des neuen örtlich nicht gebundenen 
Reicbsheers; und dabei ist es insofern geblieben, als Rom nicht 
wieder Herrschersitz geworden ist, der westliche Herrscher anfänglich 
in Mailand, seit dem An&ng des 5. Jahrhunderts in Ravenna residirte, 
der Östliche seit dem ersten Constantin in dem alten Bjzantium am 
Hellespout, der neuen Constantinopolis. Diese Stadt wurde nicht 
bloss zur Kaiserresidenz umgestaltet, sondern als das „^eae Rom" zu- 
gleich zur zweiten Hauptstadt des Gesammtreichs gemacht, welche 
bald, wie Überhaupt in diesen Einrichtui^eu der Osten vorherrscht. 
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die alte Tibeistadt ttberflfigelt und durch ihre GleicbetelluDg mit 
dieser vor allen Dingen dazu beigetragen bat die Keichseinheit so 
gut wie völlig zum teereu Namen zu machen. In der Hauptsache 
ist sie schon von Diodetian durch das Theilregiment ersetzt worden : 
jeder Theilherrscher hat seine eigenen Truppen und seine eigenen 
Beamten und soll das R^ment in Gleichstellung mit dem Col- 
inen, aber mit rechtlicher Selbständigkeit verwalten, welche ideale 
Durchdringung der Sammt- und der Theilherrschaft allerdings that- 
sachlich entweder durch Fehde- oder durch Abhängigkeitsverhältnisse 
stetig modiäcirt wird. 

Wenn das Beichsregiment wie in republikanischer Zeit so unter ^"^ 
dem Principat auf dem Fundament des einheitlichen Imperium, der "|^^||t 
Uatrennbarkeit des Commandos von Justiz und Verwaltung geruht 
hatte , so übertrug die neue Staatsordnung den G^ensatz des 
Bürgers und des Soldaten in die Magistratur und ordnete diese durdi- 
aus mit Scheidung der Civil- und der Militätgewalt , allerdings in 
der bezeichnenden Form, dass die Civilgewalt nominell verschwand 
und das Givilamt rechtlich aufgefasst ward als Soldatendienst (miHU'a) 
ohne Waffen, darum auch das Bandelier des Offiziers {cinguium), 
jetzt von dem Civilbeamten gleichfalls geführt ward. Auch diese dureb* 
schlagende Neuerung ruht auf der innerlichen Steigerung der Monarchie. 
Der frohere Statthalter ist innerhalb seines Sprengeis der Träger der 
souveränen Staatsgewalt, auch unter dem Principat noch zwar durch 
den ihm zur Seite gesetzten kaiserlichen Hausbeamten in der Finanz- 
yerwaltung beschränkt, aber immer noch mit dem vollen Imperium 
au^estattet. Die diocletianische Monarchie iaJst die staatlidie Sou- 
veränetät in der Person des Herrschers zusammen und verwendet 
aeben diesem nur Gehülfen, und indem sie diese sachgemäss nach den 
Geschäftskreisen gliedert, fallen dasCommando und die Jusüz, deren 
Combination schon früher praktisch oft unbequem geworden war, 
selbstverständlich aus einander. Die Durchführung dieser Scheidung 
bis an die Stufen des Thrones selbst ist eines der wesentlichsten 
Elemente der neuen Ordnung. 

Damit in Verbindung steht die Eratreckung der officiellen Gehülfen- ^^^^^^^ 
Schaft auf das Beichsregiment als solches, die Entwicklung nach modernem f,^°^. 
Ausdruck der Ministerstellung. Wenn die ältere Staatsordnung, von dem "'*''■ 
Princeps selbst abgesehen, allgemeine Reichsämter nicht, sondern ledig- 
lich Sprengelämter kennt, so entwickelt die diocietianisch-constantinische 
die Reichskanzlerschaft der praefecti praetorio und die Reichsfeldherm- 
schaft der magialri milHum, allerdings nicht in derjenigen vollen Un- 
bedingtheit, welche diese Beamten zu civilen oder militärischen Reichs- 

23* 
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herreD gemacht haben würde, Bondem mehr oder minder ringeaehrbikt 
durch das Sprei^elByetem, immer aber als regelrechte Oberbehörden 
gestaltet, theils durch den über die esgen Spreugelschrankea der 
alteren Ordnung weit hinausgehenden Umfang des einem solchen Be- 
amten unterstellten Beichstheils , theils durch die Einrichtung ihm 
untergeordneter civiler oder militärischer Mittel- und Unter&tnter. 
Diese Hierarchie ist gleichfalls eine Neuerut^. Die Ordnung dffi 
Principats kennt wohl die Berufuni; von dem Beamten an die souveräne 
Gewalt, aber einen eigentlichen allgemeinen Instanzenzug hat erst die 
diodetianische Monarchie entwickelt und dieser ist das hauptsächliche 
Fundament der diese Staateordnung völlig beherrschenden Bureau- 
kratie. Dieselbe offenbart sich in der strengen SchematJsirung und 
dem festen Au&Qcken sowohl der höheren Beamten selbst wie auch 
des die Amtführung thateächiich viel^h an sich ziehenden Subalternen- 
Personals (officio) und in einer Rangordnung und einem Titelwesen 
von einer Fülle und Streike, doss dagegen alle späteren Leistungen 
auf diesem Gebiet dürftige An^gerarbeit sind. 

Die vielgegliederten und häufig wechselnden Formen der Civil- 
und der Militärordnung dieser Epoche können hier nicht eii^hend 
entwickelt werden; wir beschränken uns darauf die Grundlinien zu 
bezeichnen. 

iv<»^ Der bürgerliche Oberbeamte, entwickelt aus dem Gardecomman- 

danten des früheren Prindpats (S. 208), aber diesem kaum über den 
Namen hinaus analog, namentlich der früheren Coll^alität und, 
allerdings erst seit Constantin, aller militärischen Competenz entkleidet, 
ist einem Beichstheil vorgesetzt, dessen Umfang öfter wechselt, aber dem 
Herrschaftsgebiet gleich ist oder nahe kommt; beispielsweise haben in 
den Jahren, wo Constantius U. die Ost-, Gonstans die Westhftlfte des 
Beiches beherrschte, drei Präfecten neben einander fungirt, der eine 
für das ganze Ostreich, der zweite für Ülyricum, Italien und Äfrica, 
der dritte für Gallien, Spanien und Britannien. In diesen Verwaltungs- 
kreis sind ausser den alten Sprengein kaiserlicher Verwaltung weiter 
mit Ausnahme zweier kleiner den alten Proconsuln von Asia und 
Africa belassener Districte sftmmtliche früher dem unmittelbaren Kaiser- 
r^ment entzogene Provinzen gezogen und nicht minder Italien unter 
Aufhebung seiner althergebrachten Mutterlandsprivilegien in denselben 
aufgenommen worden. Die bisherige Sonderstellung der Halbinsel 
ward indess, wie wir sahen, nicht völlig aufgehoben, sondern beschränkt 

^^f auf die Stadt Rom. Zwar die Identificlrung der stadtrömischen und 
der Reichsbeamten, welche die Bepublik entwickelt und der Principat 
tolerirt hatte, wird jetzt auch formell beseitigt; die Prätoroi tmd 
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QofiatoreD der Stadt Rom -werden aas dem VerzeiclmiBS der Reichs- 
wßrdentrfiger gestricheo und zu den Municipalbeamten geeteltt. Aber 
die Utadt Rom selbst erhält an dem Polizeinieister des Principats, dem 
praefedus urbi (S. 236) ein Stadthaupt, welchem alle Reicbsbeamten 
mit Btadtrömischer Competenz, insonderheit der kaiserliche Getreide- 
verwalter (S. 211. 271) und der Commandant der städtischen liöseh- 
mannschaften (S. 208. 271) unterstellt wurden und der dem Präfecten 
des Prätorium zwar in der Macht nach, aber im Rang zunächst 
stand. Nachdem durch Constantin I. das Reich eine zweite und der 
Osten eine Sonderbauptstadt erhalten hatte, wurde diese Sonder- 
stellung des alten Rom allmählich auch auf das neue abertrageo. 

Das Amtgebiet der Präfecten des Prätorium wird weiter getheilt warn. 
in anfilnglich zwölf, im Laufe der Zeit um einige Stellen vermehrte 
Diöceseo, von denen einige durch die Präfecten unmittelbar, die meisten 
durch zwar als „Stellvertreter" deiselben (vicarim praefechntm prae- 
torio) betitelte, aber obligatorische Mittelbeamte verwaltet werden 
Die Diöcese ist ihrem Umfang nach weit grbsser als die alten Stadt- 
halterbezirlce ; beispielsweise umfaast die Diöcese Gallieu die alten 
Provinzen Lugdunensis, Belgica, graiscbe und poeninische Alpen (Sa- 
voyen und Wallis), Unter- und den römisch gebliebenen Rest von 
Obergermanien. 

Die Uaterbehörden bilden die bisherigen Provinzialstatthalter mit Pnuuda. 
durchgängig gegen den früheren Umfang bedeutend eingeschränkten 
Spreogela, so dass zum Beispiel in der Diöcese Gallien aus jenen 
alten fUnf Provinzea durch Theilung dreier derselben acht geworden 
sind, und mit gemindertem Rang, indem den meisten derselben statt 
des Legaten oder Proconsuls senatorischen Ranges nichtseoatorische 
Statthalter, praesiäes, oder, wie sie in Italien betitelt zu werden 
pflegen, correetores vorgesetzt werden. 

Die Rechtspflege imd die Verwaltung werden durch die genannten ^^'^S"'* 
Ober-, Mittel- und Unterbeamten beschafft. VBimut«., 

Die Prozesse, die civilen wie die criminellen so wie alle Ver- 
waltungssacheo , welche zu contentiöser Verhandlung fahren, gehen 
in den beiden Hauptstädten an den StadtprlÜiecten, so weit sie nicht 
in die Competenz eines seiner Unterbeamten fallen, im Übrigen Reich 
an den Statthalter. Die engeren Grenzen der Provinzen dieser 
Epoche werden dem Statthalter es möglich gemacht haben die bei 
den froheren grossen Barken wahrscheinlich über die Gebühr 
ausgedehnte Del^ation der Prozesse an beliebig ausgewählte Stell- 
vertreter zu beschränken und seiner Amtspflicht der Regel nach 
persönlich zu genOgen. — FOr die höheren Rangklassen bestehen 
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Einschränkungen dieser Kegeln. Der Angehörige eines städtischen 
Gemeinderaths unterliegt zwar auch in CriininalBachen dem Statthalter- 
gericht; aber ein Todesurtheil kann gegen ihn nur volhitreckt werden 
nach eingeholter kaiserlicher Bestätigung. Der Angehörige eines der 
beiden Keichssenate hat seinen rechten Gerichtsstand nicht vor dem 
Statthalter, sondern vor dem betreffenden Stadtpräfecten und kann 
wenigstens criminell nur von diesem venirtheilt werden, wobei Über- 
dies noch ein aus fünf Männern gleichfalls senatorischen Standes gebil- 
detes Gericht zugezogen werden muss. Die Personen der ersten Bang- 
klasse, das heisst alle mit dem hohen Personaladel des Patridats 
ausgestatteten so wie alle zum Consulat oder zu einem der höchsten 
Reichsämter gelangten, könoen criminell nur vor dem Kaiser selbst 
und seinem Staatsrath (conststormm sacrum) zur Verantwortung ge- 
zogen werden. 

n. Die Appellation gegen das Erkenntniss erster Instanz wird auch jetzt 
noch allgemein bezeichnetals kaiserliche Rectification desselben; indeea 
geht sie r^elmässig nicht au den Kaiser unmittelbar, sondern ao eine der 
diesen vertretenden „mitkaiserlicherGerichtsbarkeit {vice saera iudicare) 
ausgestatteten" Behörden. Von dem Untergericht wird entweder an die 
Mittelinstanz, den Vicarius appellirt oder an die Oberinstanz, den Prft- 
fecten des Prätorium, aus einzelnen Provinzen auch statt an diesen 
vielmehr au den Stadtpräfecten. An denselben geht die Appellation 
von den hauptstädtischen Untergerichten, so weit es deren giebt 

Von dem Spruch des Stadtpräfecten kann weiter appellirt werden 
an den Kaiser und ebenso kann von dem Spruch des Vicarius nicht 
an den Prftfecten des Prfttorium, wohl aber an den Kaiser Be- 
rufung eingelegt werden. Der Spruch aber dieses Präfecten selbst ist 
nicht ftppellabel und mit gewissen hier nicht zu erörternden Aus- 
nahmen definitiv, wie selbstverständlich immer der kuserliche selbst 

■^ Die Hebung der Steuern und die Leistung der öffentlichen Aus- 
gaben werden, so weit nicht besondere Anordnungen anders bestimmen, 
im Allgemeinen durch die eben genannten Behörden beschafit Die 
Steuerlast selbst wurde nicht bloss auf Italien und in etwas verän- 
derten Formen ebenfalls auf die Hauptstädte erstreckt, sondern auch 
in dem übrigen Reich in grösstem Umfang gesteigert und neben dem 
fixirten Betrag je nach Umständen durch mehr oder minder willkikr- 
liche Zuschläge erhöht. Der oberste Civilbeamte schreibt Jahr fOr Jahr 
die Umlage aus und die Beitreibung derselben liegt in erster Reihe 
dem Statthalter ob. Die provinzialen Obersteuereinnehmer des früheren 
Principats sind beseitigt und ihre Geschäfte mit denen des Statthalter 
vereinigt — Danehen bestreu zwei besondere Finanzverwaltungeo, 
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beide Beamten der ereten Bangklasse abertrageii, die Goaden- (targi- 
tiones aaorae) and die DomanialkasBe {res priwitae). Der ersteren 
Bind die Bergwerke, die Grenzzölle, die MOnzstätteu und die kaiser- 
lichen Fabriken Qberwiesen und sie ist in erster Reihe bestimmt fOr 
die lieistung der kaiserlichen Gt&ben, namentlich der ständ^en Gratiale 
so wie der ausserordentlichen Spenden an Beamte und Soldaten, 
w&hrend die immer grössere Ausdehnung annehmende Verwaltung der 
kaiserlichen Domänen bei dem anderen Oberamt cenb^isirt ist 

Hinsichtlich der Landesvertheidigung blieb es bei der alten Be- 
schränkung derselben auf die stehende Armee, wie dies unter den be- 
stehenden Verhältnissen nicht anders sein konnte. Aber die noth- 
wendige Verstärkung der Truppenzahl — nach den tadelnden Zeit- 
genossen eine Vervierfachung — wurde von Diocletiau bewiikt und 
weiter der radicale Fehler des älteren Systems das Reich ledi^ich 
diirch Grenzgamisonen zu vertheidigen beseitigt Es wurde neben 
den stark vermehrten Grenzbeaatzungen eine zu örtlich freier Ver- 
wendung bestimmte Armee gebildet, zunächst gedacht als der Person 
des residenzlosen Kaisers folgend {exercilus praesentälis). Dass bei 
der Recnitirung der civilisirte Theil der Bevölkerung nicht in Betjacht 
kam, vielmehr die Mannschaften um so mehr galten, je roher sie 
waren, kann nicht als Neuerung betrachtet werden, wohl aber das 
mehr und mehr sich geltend machende Eindringen in das Reichs- 
heer der eigentlicheo Ausländer, der in sesshafter Leibeigenschaft 
innerhalb der römischen Grenzen angesiedelten Barbaren, der kri^^ 
gefangenen oder geworbenen Franken, Sachsen, Vandalen, Perser, 
damit also der definitive Verzicht auf die durch das Gesetz der Selbst- 
erhaltung gebotene und auch unter dem verfallenden Principat nicht 
offen aufgegebene Regel, dass die Reichsangehörigen und nur sie das 
Reich zu vertheidigen haben. 

Dass Diocletiau den Statthaltern den bisher in den wichtigsten 
Sprengein von ihnen geführten militärischen Oberbefehl nahm, ist 
schon gesagt worden; um dieselbe Zeit sind die alten L^ons- 
commandos auigelöst worden. An die Stelle der Legionslegaten wie 
der commandirenden Provinzialstatthalter traten die „Grenzfeldherrn" 
(ditces Imitim), deren zum Bei^iel lär^ der Donau von der Aug&- 
bui^er Gegend bis zur Mündung acht eingesetzt und denen die Gr^iz- 
tmppen {milites Umitanei oder riparienses) unterstellt wurden; diese 
selbst wurden wie es scheint durchgängig in kleinere Corps Ton 
500—1000 Mann nach der Art der bisherigen Cohorten und Alen auf- 
gelöst und jeder solcher Abtheilung ein Offizier {iribunus oder prae- 
fedm) voigesetzt. Das Gommando Ober das neue Feldheer blieb nach 
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Diodetians Auordnungea dem Kaiser und den zum NebeacommAndo 
berufenen Mitr^enten so wie unter ihnen den Pritfecten des Prft- 

^un! ^i^iiiQ- ^^K letzteren hat dann CouBtantin die militärische Competenz 
genommen und unter gleichzeitiger Verstärkung des Feldheers die 
schon erwähnte Reichsfeldherrnsch&ft eingeführt, im Bang den h&chsten 
CiviliLmtem nachstehend, aber mit ihnen der ersten Aemterklasse 
zugezählt. Zunächst sind für das vereinigte Reich oder bei bestehen- 
der Theiiung für den Reichstheil zwei Reichsfeldherren eingesetzt 
worden, der eine fQr das Fussvolk (magister paiitum), der andere 
fttr die Reiterei (magisto' equitwn), beide uuniitteibar den Feld- 
truppen , mittelbar durch die ihnen untergeordneten Duces auch 
den Grenzbefi&tzungen vorgesetzt. In solcher Ausdehnung war das 
Amt eine Gefahr fur die Monarchie und sie steigerte sich, wenn 
das Infanterie- und das Reitercommando mit einander combinirt ward ; 
in dieser Stellui^ als magister ulriusque militiae hat nach dem Tode 
TbeodoBius I. Stilicho, ein Offizier deutscher Herkunft, mehr über als 
unter dem Kaiser des Westreichs gestanden und dieser Reichageneralissi- 
mat nicht wenig zu dessen rascher Auflösung beigetragen, während 
im Ostreich gemäss den Anordnungen desselben Theodosius die Reichs- 
feldherrschaft durch Spaltung und Beschränkung mit dem monardiischen 
Regiment verträglich gestaltet ward. — Die criminelle Jurisdiction 
über die Soldaten — die civile ist erst bedeutend später von den 
Givilbehörden auf die militärischen übergegangen — steht nach der 
diocletianisch-constantinischen Ordnung im Allgemeinen bei den Grenz- 
truppen dem Dux zu, bei dem Feldheer dem Magister; die Appellation 
geht von beiden an den Kaiser. 

'Ü'a^' Die unmittelbare Ausübung der souveränen Gewalt hat aus- 

^J™Jl55;' schliesslich der Kaiser. Dass der Senat nicht einmal bei der Be- 
setzung des Thrones gefragt wird, bedauert ein Schriftsteller aus der 
Zeit Gonstantius n., aber, setzt er hinzu, die Schuld ti^t die faule 
und feige Aristokratie selber, welcher der Genuss ihrer Reichthümer 
über alles geht und die selber sich und ihren Nachkommen gemeine 
Soldaten und Barbaren zu Herren gesetzt hat. Geblieben ist der 
römische Senat und nach der definitiven Reichstheilung dem coostan- 
tinopolitanischen die gleiche Stellung im Osten eingeräumt worden; 
aber factisch wie rechtlich sind die Senate dieser Epoche nicht 
viel mehr als Publicationsstellen für die Kaisergesetze; nicht einmal 
für die Berathung bedient der Kaiser sich des Senats, sondern 
vielmehr des schon mehrfach erwähnten kaiserlichen Consistoriums, 
eines durch die eben anwesenden Beamten der ersten Rang- 
klasse und eine Anzahl aus besonderem Vertrauen berufener Personen 
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gebildeten Staatsraths. Beamteiiemennuog wie Gesetzgebung li^ bei 
dem Kaiser, letEtere wenigateos seit ComtantiD I., mit deBsen Erlassen 
die unter TheodosinB IL Teranstaltete Sammlang der Eugergesetze an- 
hebt Die Form der Erlasse ist insofern gleichgOltig, als dabei nur 
interpretatorisch gefragt wird, ob nach der Absiebt des Kaisers die Be- 
stiminnng als generelle oder als spedelle anzosehen ist Einen ge- 
wissen Antheil an beiden Attributen der souverftnen Gewalt haben 
die hMsten GiTilbeamten insofern, als sie die zu ernennenden Be- 
amten vorzuschlagen pflegen nnd ihre allgemeinen Erlasse (formae) 
ähnlich wie die kaiserlichen gelten. 

DasB der Herrscher io Bechtspfi^, Verwaltong und Conunando ^^^ 
so wät eingreifen kann, wie es in jedem Fall ihm beliebt, folgt aus 3^«^, 
dem Wesen der absoluten Monarchie. So nothwendig freilich wie im 
Principat (S. 204) ist die eigene Thätigkeit dee Staatsoberhaupts in 
dem neuen Herrenthum keinesw^. Dasselbe ist darauf eii^erichtet 
unfähige und niefatige Inhaber der Monarchie m Qbertragen. Das neue 
Ministerregiraent schliesst die heimliehe Mitregierung amtloser und 
onTerantwortlicher Individuen wenigstens ein^rmassen aus und nach- 
dem die Beichskanzlersehaft nnd weiter die Reicbsfeldhermschaft con- 
stituiTt ist, sind die eigene Kriegführung, die eigene Kechtsprecbung, 
die mgene Staatsleitung des Monarchen wohl zul&ssig, aber nicht mehr 
nothwendig. Bis zu einem gewissen Grade Jreilich wird auch bei 
diesem Regiment persönliches Eingreifen des Bereuten vorausgesetzt 
und gefordert, indem die wichtigsten Verwaltnngshandlungen und nicht 
minder nach dem früher Gesagten eine gewisse Zahl der Prozesse in 
letzter oder auch in einziger Instanz vor dem Kaiser und dessen 
Staatsrath zur Entscheiduog kommen. In wie weit der Monarch in 
diesen Vorätz das Regiment legen will, hängt von seiner Persönlich- 
keit ab; das Sinken des Systems zeigt eich am deutliäisten in der 
Uebertragung auch dieser Th&tigkeit auf die RegierungsgehUlfen. Um 
nicht von viditigeren Arbeiten durch die Staatsrathsgeschäfte abge- 
zogen zu werden, überwies Kaiser Theodosius 11., Kalligraph von 
Profession, die zur Entscheidung des Staateraths stehenden Appellationen 
einer aus zwei hohen Beamten gebildeten Gommission, und dabei lEt 



Die neue Staatsordnung hat das Geschehene nicht ungeschehen 
machen können. Einen nationalen Kern und eine nationale Rel^on 
konnte keine Regierangskunst wieder schaffen; als Surrogat für jenen 
musste die hellenisch-lateinische oder vielmehr nach der Reichstheilung 
im Osten die hellenische, im Westen die lateinische Civilisation dienen, 
für diese das freilich aller Nationalität principiell absagende Christen- 
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tbum. Dea Verfall der guten Sitte, der guten Kunst, der guten 
Sprache , insbesondere innerhalb der flacbereu CirilisaÜoii der latei- 
nischen Keichshälfte, hat die Beetauration auszugleichen nicht und 
kaum aufzuhalten vermocht Der römischen Menge, dereii politischea 
BedOrfiiiss in Bettelbrot und Gratisschaupiel au^ng, vermochte sie 
in dem constantinopolitaDischen einen gleichartigen P&bel an die Seite 
zu stellen, aber nicht ihn umzuschaEFen. Dem einreiBsenden Verfall dea 
Ackerbaues suchte sie zu steuern durch die BeBeitigung der Freizl^g- 
keit der kleinen Leute im Interesse des GroBsgrundbesitzes und die 
immer weitere Ausdehnung der an die Sdiolle gebundenen Leib- 
eigenschaft, dem wirthscbiÄlichen Verfall durch die mehr und mehr 
sich ausbreitende Aufhebung der freien Beru&wahl, den Erbzwang bei 
der Armee, bei den Subalternbeamten, bei den Oemfflndei&th^ der 
Städte, bei den Bäckern, den Schiffern und zahlreichen andeiSD fhr 
den Staat unentbehrlichen Gewerben. Die Lieferungen und Steuern, 
welche die Armeereoi^anisation herbeigefohrt hat oder die doch im 
Verfolg derselben üch eingestellt haben, fßbrten nicht allein, aber 
wesentlich mit zu deijenigen allgemeinen Verarmung, wovon die durch 
officielle ActenstUcke zahlenmSssig beglaubigte erschreckende Aus- 
dehnung der in sonst blühenden Iiandschaften von ihren Besitzern 
verlassenen Oedäcker (agri deserti) ein nur zu beredtes Zeugniss ab- 
legt. Dennoch ist durch die diodetianisch-constantinische Staatsreform 
Grosses erreicht worden. Vor allen Dingen hat die Beoi^anisation 
der Armee, um wie hohen Preis immer erkauft, dem Römerreieh die 
verlorene militärische Spannkraft zurackg^eben. Es wurde nicht alles 
Verlorene wieder gewonnen; das rechte Rhein- und das linke Donau- 
ufer sind nicht wieder römisch geworden und das sichere militärische 
Uebei^ewicht, wie es das frühere Römerreicfa unentwegt besessen 
hatte, ist dem restaurirten Staat nicht zurückgekehrt. Aber die Ehre 
der r&mischen Waffen wurde in den Kriegen der diocletianischen Epoche 
im Westen und Osten wieder hergestellt und in diesem sogar die 
Beichsgrenze über den Tigris hinaus erstreckt und längere Zeit behauptet. 
Auch in dem inneren Regiment ist eine Besserung nicht zu verkennen. 
Der banausische Ausschluss der Aiistokratie vom Ofßziersdienst ist bald 
geschwunden und das neu geordnete Beamtenthum hat mit den der 
Bureaukratie anhaftenden Mängeln auch Sachkunde , TQchdgkeit und 
Pflichttreue entwickelt Selbst in der Finanzwirthschaft zeigt sich 
wenigstens intermittirend emstlichea Bestreben die schwere Belastung 
so weit möglich zu erleichtern; die Erbschaftssteuer hat die Re- 
gierung, wahrscheinlich Diocletian selbst, bei der Erstreckung der 
Grundsteuer auf Italien fallen lassen, im Ostreich Anastaaus die ver- 
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hasate und unbillige Gewerbestener (chrysta^yrwn) aufgehoben; Nieder- 
sehlaguDg der Steuerrackstande und Heratwetzung der Steoerbetr%e 
sind vielfach, vor allem von Eüser JulianuB in seinem nur zu kuizen 
fiegiment angeordnet worden. Wenn im Laufe des dritte Jahr- 
hunderte die bimetallistische MQnzverschleehterung so weit Torge* 
schritten war, dase Steuern und Besoldungen in Naturalieu angesetzt 
wurden und es Geld eigentlich nicht mehr gab, so ist die durch Dio- 
detian and mehr noch durch Constantin durchgeführte rationelle Gold- 
währung und deren strenge Festhaltung in der Folgezeit ein glänzen- 
des Zeugniss gesunder Fioanzwirthschaft, wenn gleich die Ausgabe 
einer der Sache nach dem heutigen Papieigeld gleichartigen Credit- 
mOnze mit allen dabei schwer vermeidlichen Missständen daneben 
herging. 

Die Feuerprobe der Zeit bat das dioeletiauiscbe Herrenthum nicht 
in dem Grade bestanden wie der augustische Principat. Das militä- 
rische und finanzielle Missregiment hat mehr und mehr darin die Ober- 
band gewonnen; wenn ein Schrifteteller der justinianischen Epoche 
den Sollbestand des Beichsheeres auf 645000 Mann, den eifectiven 
auf kaum 150000 aogiebt, so ist damit allein hinreichend erklärt, 
warum von den beiden ReichshäUlen die eine nach kaum zwei Jahr- 
hunderten zusammenbrach, die andere, weniger unmittelbar den 
Stdssen der neu emporkommenden Nationen ausgesetzt imd gestützt 
auf die Unvei^ängtichkeit der helleniscben Geistesmacht, nach nicht 
viel längerer Zeit die beberrschende Stellung einbosste und ver- 
kümmerte. Zu Grunde gegangen aber ist, wie der Bömeretaat des 
Principate, so auch der restaurirte Diocietians, welcher eben unter 
JuBtinian noch kriegerische Erfolge au&uweisen hatte, nicht durch die 
Barbaren, sondern an innerer Fäuloiss. 
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